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Bayrifdhes Givilrecht, 
Von 
Daul von Both. 


Erfier Theil. (Einleitung. Die Nectsverhältniffe. Familienrecht.) 
| weite umgearbeitete Auflage. 
8. 1881. XX. 701©. M. 13.60. 


Bweiter Theil. (Barhenrecht.) 
Bweite Auflage, unter Berükfihtigung des neuen Reidhscivilredt3 bearbeitet von 
Beinrich Beihen. 
Erfte Abtheilung. 8. 1897. VL 386 M. 8—. 
Zweite Abtheilung. 8. 1898. VL 482 © MM. 10.—. 
Dritte Abtheilung.e 8. 1898.: VI. 310S. MM. 7—. 
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Beinrich Berker. 
Erfte Abtheilung. 8. 1898. V. 5378 MM. 11.—. 


Die Abnahme ber le Abtheilung verpflichtet zum Bezuge ber folgenden de& britten Theiles. 
er britte Theil fol bis Ablauf d. I. vollftändig vorliegen. 


Der zweite Theil des Paul von Roth’ichen Bayrischen Eivilrecht3 
liegt nunmehr in zweiter, gänzlich umgearbeiteter Auflage vollendet 
vor. Soeben erfcheint in zweiter Auflage auch die erjte Abtheilung des 
Dritten Theiles, welcher das Erbrecht enthält; die zweite Abtheilung 
des Erbrehts (Schlußabtheilung) folgt bi8 Ende November diches 
Jahres. Den Schluß bildet ein Sachregifter. Die zweite Auflage des 
zweiten und dritten Theiles ift von Herren Staatsanwalt Dr. Becher 
in München beforgt, während die zweite Auflage de3 erjten Theiles 
noch von Baul von Roth jelbit herausgegeben it. sedoch tjt eine ent= 
jasegenbe Nteubearbeitung auch diefes Theiles in Ausficht genommen. 
- Sjndem neuen zweiten und dritten Theile ift das Werk von Roth’3 
zunächft mit dem neueften Stande der das gegenwärtig geltende Necht 
betreffenden Reichs- und Landesgejeßgebung in Einklang gebracht. Die 
wichtigfte neuere Literatur der Theorie und Praxis ift nachgetragen. 
Mo aus anderen Gründen Aenderungen erforderlich waren, find jie 
vorgenommen, jedoch unter thunlichiter Rücficht auf die dem Ver- 
fafler des großen Werkes jchuldige Pietät. 


1898. No. 62. 


Derlag der 9. Laupp’fhen Buchhandlung in Kübingen, 


Am Anschluß an das bisherige Recht ift das Fünftige Neichsredt 
vergleichend hereingezogen. Das Bürgerlide Gejehbuh mit feinen 
Nebengejeen (Neihsgrundbuhordnung, KReihsiubhaftationgordiung, 
Gejeh über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit), das 
neue Handelgejehbud, die neue Givilprocehordnung und Konkurs: 
ordnung find berüidlichtigt. Schon von etwa der Mitte des zweiten 
Theiles an und namentlich im Erbredhte find nicht mehr bloß die 
Entwürfe, fondern die endgiltigen Texte der Nebengejete, der Civil: 
prozeß- und der Konfursordnung angezogen. Die Materialien find 
entiprechend verwerthet, im Erbrechte von 8 345 an auch die ge 
drudten Brotofolle der Commiffion für die zweite Lejfung de3 Entwurfs 
des Bürgerlichen Gefegbuchs, fomeit fie bereit3 vorliegen, und der die 
Bundesrathsvorlagen enthaltende Gejammtentwurf de3 Bürgerlichen 
Gefeßbuchs (cit. Ha E.) angeführt. Bejonders hervergehoben find die 
Ginführunggd: und die MWebergangsbeitimmungen fowie ihre DBezieh: 
ungen zum biäherigen Nechte. Sm Exbrechte Fonnte auch fchon auf 
den Entwurf eines bayrischen Ausführungsgejeges zum Bürgerlichen 
Gejegbuche verwiefen werden. Die Beftimmungen des neuen Rechtes, 
einjchlieglich der Einführungs- und der Mebergangsporschriften, find 
im Texte durch guthilche Schrift, in den Anmerkungen, jomweit nicht 
Ichon der Drud des zugehörigen Tertes das neue Recht kenntlich madıt, 
durch gejperrte Schrift hervorgehoben; find ganze Paragraphen 
über das neue Necht eingejchaltet, jo zeigt dies fchon die Textüber- 
jhrift an. Durch diefe Anordnung wird fofort augenfällig, wo das 
neue echt bejtätigend, ergänzend oder abandernd eingreift. 

Die fämmtlichen bisher laut gewordenen Preßftimmen beurtheilen 
die neue Bearbeitung des v. NKoth’fchen Werkes fehr günftig ; Me find 
am Schluffe der Ankündigung abgedrudt. 


Für den bayrijchen Furiften dürfte e8 in der That gegenwärtig 
faum ein zmeite® Werf geben, das in gleichem Maße geeignet wäre, 
ihm die Einführung in da3 neue Recht und ein verhtövergleichendes 
Studium des geltenden nnd de Fünftigen Nedtes zu ermöglichen. 
Die fortlaufende gejchichtliche Entmwickelung eines jeden NechtSverhält- 
nifjes hinauf bi3 zum Künftigen Neichsrecht erleichtert befonders das 
Berjtändnig. Gegenüber jedem Nechtsfage de3 gemeinen Rechtes, 
des Bayerifchen Landrecht3, des Preußischen Landrecht3, der baye: 
rijchen Statuten, gegenüber jeder Streitfrage des bisherigen Rechtes 
tft der Standpunkt de Fünftigen Rechtes gekennzeichnet. Die Rite- 
vaturangaben zeigen, wa3 aus der alten Literatur für die Auslegung 


Derlag der 3. Laupp’fdhen Budhandlung in Bübingen. 


Des neuen Rechtes verwerthbar ift. Die grundfäßlichen Meinungs- 
verjchiedenheiten, die fchon dem Boden des neuen Rechtes entwachfen, 
find erwähnt und zu Flären verfudt. Keiner Schwierigkeit tft aus 
dem Wege gegangen. Wer das Werk aufmerfjam Iieft, wird fofort 
die Tülle des verarbeiteten Stoffes erkennen. 

Aber nicht nur für Bayern fommt dem Werke eine große Be: 
Deutung zu. Weil e8 das neue Recht auch im Vergleiche mit dem 
gemeinen Rechte und dem Preußischen Landrechte darjtellt, Hat e3 für 
jeden gemeinrechtlihen Juriften jomie für den Juriften des Breußifchen 
Landrehts hervorragenden Werth. 

Nicht verfäumt fei, inSbejondere die bayeriihen Herren Rechts: 
praltifanten auf die neue Auflage aufmerffam zu machen. Sie finden 
im von Roth’ihen Buche da3 ganze in der Staatsprüfung anzu: 
wendende &ivilredht vor, alfo fomwohl das gemeine Recht al3 die 
für da3 ganze rechtörheinische Bayern geltenden und die das gemeine 
Recht betreffenden Landesgejeße, jodann aber, fomeit e8 fi) um die 
Staatsprüfung der jahre 1899 ff. handelt, das Fünftige Recht in 
feinen Beziehungen zum bisherigen Rechte dargeftellt und namentlicd) 
Die Gegenfäße fcharf hervorgehoben, fo daß fie ohne bejondere Mühe 
und großen Zeitaufwand in dem oft verwidelten Rechtsitoffe fich zu- 
rechtfinden werden. 


Auszug aus den Beurtheilungen. 


„Die Verlagsbuchhandlung hätte wohl faum einen bejjeren Erfaß für den 
verftorbenen Berfaljer zur Herausgabe des längit vergriffenen Werkes finden 
fönnen. Becher hat denn auch Die neue Auflage im Sinne und Geilte des Ver: 
fafjer8 derart ergänzt und ermeitert, daß das Werk mehr denn je Das it, was 
e3 jchon bisher war, das unentbehrliche Werkzeug jedes bayerifchen uriften. 
Der befondere Vorteil der neuen Auflage liegt darin, Daß das B.8.B., Da3 
9.©.3., die R.G.B, und R.S.Ordnung derart in den Tert verarbeitet wurde, 
daß deren Bejtimmungen den noch geltenden Rechten gegenübergeitellt und da: 
bei hervsrgehoben wurde, was a Einführung der genannten Gejebe auch 
Ben noch Geltung behalten wird. Der Ueberfichtlichfeit halber murde 

a3 neue Necht durch den Drucd auch äußerlich hervorgehoben, jo Daß Daß 
Wert ohne Verwechjelungen befürchten zu müjlen, vor und nad Einführen 
des B.G.B. und der damit zufammenhängenden Reichsgejege im Gebrauc 
bleiben fann, aljo nicht veraltet.“ (Nürnberger General-Anzeiger.) 


„Die im vorigen Zahre begonnene Neubearbeitung des Roth’fchen Buches, 
Band IL, ift in diefem Sabre E Vollendung geflommen. Namentlich ift zu 
billigen, daß das 8.6.8. überall, fei e8 im Texte, fei es in den Noten, heran- 
gezogen und fein Verhältniß zum bayrijchen PVarticularrecht beleuchtet worden 
it. Wir freuen ım3, daß Die hauptfächlichen Handbücher über Particularrecht 
wie die von Ecciuß und Dernburg nod) Turz vor Thoresjchluß eine neue Be: 
arbeitung gefunden haben. Diefer fchließt fich die vorliegende des Roth’ichen 
Buches würdig an.” (Literarifches Gentralblatt 1898, Nr. 32.) 


Herlag der 9. Saupp’fhen Budhandlung in Cübingen. 


„Heinrich Becher, der berufene Interpret des bayrifchen Landesrechtes, hat 
die außerordentlich fchwere Aufgabe, Die Grundlinien des Werkes, die An: 
fchauungsmweife Paul von Roth’3 bei felbjtändiger Durcharbeitung des Stoffe 
beizubehalten, glänzend gelöjt. Wie felbjtverftändlich, ift Da8 neue bürgerliche 
Necht, das neue Handelsgefegbuch, das neue LTiegenfchaftsrecht hereingezogen, 
in vergleihender Baritellung behandelt worden. Ein wertvolles Werl, gerade 
jegt in der Uebergangszeit. Sehr zu begrüßen ijt die überfichtliche Einteilung, 
wonach die jäntlichen Beitimmungen des Fünftigen Rechtes im Texte durd 
Bu Schrift, in den Anmerkungen — die übrigen? etne reiche Fülle von 
itteraturnachweifen und Euntfcheidungen oberjter Gerichtshöfe enthalten — 
Durch gefperrte Schrift hervorgehoben And.“ 

(Litterariihe Mitteilungen für AYuriften 1897, Nr. 5/6.) 


„Ein fehr werthvolles Werf begrüßen wir in Paul v. Rothb3 „Bayrifchen 
Zivilrecht“ (II. Theil, Sachenrecht), welches in zweiter, gänzlich umgearbeiteter 
Auflage, bejorgt von Heinrich Becher, vorliegt. ES bhieße wohl Eulen nad 
Athen tragen, wollten wir uns über die allgemein anerkannten Vorzüge der 
foncifen und lichtvollen Darjtellungsmweile .des großen verjtorbenen Sioitiften 
eingehend verbreiten. Wohl aber wollen wir dem Buche um desmwillen ein 
BL Beleitwort geben, weil Heinrich Becher, der berufene Sinterpret 

e3 bayrifchen Landeszivilrechtes, fich der wohl dantenswerthen und mühe 
vollen Aufgabe unterzogen hat, dag gegenwärtige Recht mit dem Tünftigen, 
Durch das Bürgerliche Gefegbuch normirten, in lebendige Verbindung zu bringen 
— eine Aufgabe, die er neben pietätvoller Wahrung der Roth’fchen Stilform 
Bann) gelöit hat. Nur ein eindringendes Studium des Werkes in feiner 
Inlage und Turhführung wird übrigens die en wifjenschaft: 
lichen That erfailen. Wenn wir hinzufügen, daß da3 Buch eine Fülle von 
Literaturnachweilen enthält und daß es in feiner äußeren Geftaltung den nicht 
zu unterfchägenden Vortheil bietet, daß die Beitimmungen des neuen Rechts 
im Terte durch nothiiche Schrift hervorgehoben find, jo werden die Freunde 
der gemeinvechtlichen Wiljenfchaft erfehen, daß ihnen in der That bier eine 
fojtbare Gabe geboten ijt.” (Münchener Neuejte Nachrichten 1898, Nr. 85.) 


„Becher, der rühmlich befannte Kenner des bayrifchen Rechtes, ift ficherlich 
der rechte Mann, um das gewaltige Werk des großen verjtorbenen Zivilijten 
im Hinblic auf die neue Gejeßgebung Var a und umzugeitalten. Und 
wahrlich, es ijt feine leichte Uufgabe, die Grundlinien des Roth’fchen Stiles 
und der NRoth’fchen Anfchauungsweife mit den Anforderungen, die die Dar- 
ee des neuen bürgerlichen Nechtes mit fi bringt, harmonifch zu ver: 
chmelzen. Heinrich Becher hat Ddiefe Aufgabe glänzend gelöjt. Seine jelbit- 
jtändige Durcharbeitung des Stoffes, die interefjante Art feiner vergleichenden 
Daritellung — e8 wird auch das neue Handelsgejegbuch, das neue Liegenfchafts: 
recht 2c. in den Bereich der Erörterung gezogen — feine eminente Beherrfchung 
der ungeheuer angewachjenen Literatur fichern dem Werfe eine erfte Stelle 
unter den YLehrbüchern des bürgerlichen Rechtes. Auch eine fehr praftifche 
Einrichtung it dem Buche nachzurühmen, indem die Beitimmungen des neuen 
Nechtes im Terte in gothifchen, in den ad in gejperrten Lettern ab: 
gedruct jind.“ (Deünchener Nteuejte Nachrichten 1898, Nr. 309.) 


Beftellungen nimmt jede Sortimentsbudhhandlung entgegen. 


Tübingen, October 1898. 


3. Laupp’fche Buchhandlung. 
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Eine franzöffße Beitfrift 


über 


Die Chriflide Welt. 


Die „Shriftlide Welt“ tötehe im Sahre 1887 durh Martin a 
früher Pfarrer in Sadfen, jebt Pfarrer in Frankfurt. a. M. und Doktor der 
Zheologie, gegründet. Ein umfafjender und unabhängiger Geift, bejeelt. von 
einer herzhaften und tiefen Frömmigkeit, ausgerüjtet mit allen Hilfsmitteln 
einer reichen und gründlichen theologiichen Bildung, hat e8 der Leiter Diejer 
Zeitihrift verjftanden, von Anfang an eine Schar herporragender Schriftiteller 
aus allen Zeilen Deutfchlands um fih zu jammeln. Die Mitarbeiter waren 
in ber erftan Zeit größtenteils Theologen, praftifche Beiftlide und Profeiloren, 
Männer der That, des Gedanken und der Feder, und jchloffen fih in ihrer 
großen Mehrheit der theologischen Richtung Ritjhl’3 an, Aber Itade hatte nie- 
mals die Abficht, fih mit einer Schule zu identifizieren oder fi) einer Partei 
zu verpflichten, er hat nie feine Zufludt zu den Mtarimen genommen, die nur 
zu oft im Gewirre der. fonfejfionellen Streitigkeiten oder in den Jntriguen der 
Kirchenpolitit gebräudhlich find. Sein Blatt ift ebenjo weitherzig wie bei uns 
Die „Vie nouvelle* oder die „Revue chretienne*, und man begegnet hier den 
Bertretern jajt aller Schattierungen des chriftlihen Bedanfens in Deutichland: 
nur die äußerfte Rechte und Die äußerfte Linke haben fich bis jeßt ferngehalten. 

€ giebt nichts Lebendigeres und Anziehenderes als diejes rührige und 
frudtbare Zujfammenwirken, wo die hauptjählichften Strömungen des gegen: 
wärtigen Denfens unter religiöfem Gefihtspunft beleuchtet und nach den Prin- 
zipien des Evangeliums beurteilt werden, und wo die berufenften Bertreter 
diejer Strömungen fich gegenjeitig auseinanderjeßen. 

St e8 au den Theologen nicht immer möglich gewefen, die Sprache ber 
Schule zu vergeflen und fih den Laien vollitändig verftändlih zu machen, jo 
zeigen doch alle Artikel das Beitreben, fi dem Verftändnis des gebildeten 
Publilumd anzupafjen, und dies ift ein zweiter bemerfenswerter Zug. Die 
„Shriftlihe Welt” geht nicht darauf aus, fih in dem abgejchloijenen Gebiet 
der theologijchen Wiljenichaft feitzulegen: fie Jucht alle zu erreichen, die für Die 
großen Intereijen des fittlichen und religidfen Lebens empfänglich find, alle, 
welche die ewigen Probleme der menjhliden Seele in fi bewegen. Indem 
die „CHriftlihe Welt“ diefe Fragen behandelt und ihre Unterfuhungen nad 
allen Richtungen ausdehnt, will fie ganz ihrer Zeit angehören. Pietätspoll 
gegen da8 Erbe der Vergangenheit, tritt. fie Dabei doch nicht in einen ber- 
borgenen oder offenen Segenjaß zu den wiljenihaftlichen Methoden, die dem 
modernen Denken feine Kraft und. feinen Nachdrud verleihen. Sie müht fid 
ehrlich, diejenigen zu führen, aufzuklären, zu ftärfen, welche nicht den traurigen 
Mut haben, ihre Natur zu verftimmeln, und die weder ihre Denkfreiheit, no 
ihr religiöfes Bedürfnis opfern fünnen. Getreu dem Wort des Apojtels: „Alles 
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ift euer, ihr aber jeid Ehrifti”, achtet fie nichts Menfhhliches fih fremd, und 
ih glaube nicht, daß fie eine einzige der großen Fragen, weldhe zur Stunde 
die Gejellihaft bewegen, vernahläjfigt hat. Religion und PhHilofophie, Dogma 
und Moral, Litteratur und Kunft, foziale Bewegung, äußere und innere 
Milfion — Teines dDiefer Sebiete hat die „Chriftliche Welt“ beifeite gelafien, 
und fie bringt zur Prüfung eines jeden Problems eine Gefinnung mit, der 
alle unparteiiichen Lefer ihre Anerkennung zolfen müllen. 

Bor allem einen feiten Mut. Nabe verheimligt Fich Teine Schwierigkeit 
und entzieht fich feiner Gefahr, er jcheut nicht davor zurüd, au nad oben 
zu mißfallen, da mo jein Gewiffen ihm zu reden oder zu handeln befiehlt. 
Der Byzantinismus, weldher in gewiljen Kreifen herricht, hat feinen abgejag: 
teren Gegner als ihn; auf allen Gebieten hat er fih zum Anwalt ber 
Schwaden gemadt, jo oft er fie ungereht unterdrüdt jah. In SFranfreid 
würde er mit Fallot, Side, den TFörderern eines fozialen und praftifchen 
ChHrijtentumg gehen, deren Forderungen er unterftüßt, ohne fie zur Utopie zu 
treiben. 

Er läßt fi) nicht einfhüchtern, weder dur Hangpolle Titel oder offi: 
ziellen Pomp, nod) dur) die Anordnungen eines Generalfuperindenten oder die 
Autorität eines Regierungspräfidenten. Sn dem Augenblid, wo alle jonft 
wohldenfenden Zeitungen die armenifche Frage totjchwiegen, ihre Augen nad 
Berlin richteten und fi von dort infpirieren ließen, hat es die „Chriftliche 
Welt“ gewagt zu jprecdhen, zu handeln, Die öffentlide Meinung aufzuklären, 
auf die jehwere Verantwortung hinzumeijen, jelbit Hand anzulegen, Subjfrip: 
tionen zu eröffnen, Gaben zu verteilen, die Zaghaften und Unentjhiedenen in 
eine Strömung der Sympathie und des Edelmutö hineinzuziehen, die, wie wir 
hoffen, ihr Ießtes Wort nod) nicht gejproden, alle ihre Ergebnifle noch nicht 
gezeitigt haben. 

Unter diefen Borausfegungen ift e8 nicht zu verwundern, daß die „Chrift: 
liche Welt“ vielen unbequem und läftig erjheint. Sie wäre e8 no mehr, 
wenn die Thatfraft, die fie beweijt, nicht verbunden würe mit einer aufrichtigen 
Adtung vor der fremden Meinung, einer glühenden Liebe zur Gerechtigkeit 
und Wahrheit. Rade fürdtet den Widerfprudh nicht; er duldet ihn nicht nur, 
nein, er ruft ihn, er fordert ihn heraus; er liebt ed, alle Seiten der Vorgänge, 
über die er unterrichten will, vor die Augen feiner Lejer zu ftellen. Er ver: 
fteht es auögezeichnet, über die ragen, welche die öffentliche Wteinung be- 
wegen oder interejfieren, umfaljende und vollitändige, unparteiifche und bis ins 
Kleinfte gehende Unterfuhungen zu veranlafjen. Die Vejer erinnern fih der 
Kontroverfe in den Spalten der „Chriftlihen Welt“ über die Dienftleiftungen 
ber Diakonijjen, über die Gefahren der faljh aufgefabten und unverftändig 
geleiteten Einrihtung der Diafonifjenhäufer, über die Stelle, welde dem Alten 
Zejtament in der Predigt und der religiöjen Unterweijung einzuräumen ift, 
über das gute Recht und die thatjähhlichen Gefahren der Frauenbewegung, über 
die Vieljeitigfeit der jozialen frage, Über eine Reihe anderer Probleme, welche 
der Herausgeber mit einem umfaljenden Geihid auswählt oder vielmehr, welche 
fih ihm dur die Gewalt der Thatfadhen, d. b. durch die mit verftändiger 
und jympathilher Aufmerffamkeit beobachteten Zeichen der Zeit aufdrängen. 

Sn allen Erörterungen, denen die weitgehendfte Baftfreundichaft gewährt 
itt, Tegt der Herausgeber feinen Diitarbeitern nur eine einzige underänderlicde 
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Bedingung auf: er verlangt, daß alles Perfönliche ferngehalten wird, daß man 
fih an die Thatfahen und an die Prinzipien Hält, dab man der pofitifdden 
Prefle oder gewilien fogenannten religiöjen Blättern nit bie Diarimen und 
Bepflogenheiten einer ehrenrührigen Polemik, perfider Infinuationen, ber Ver- 
leumdung und Verdäditigung entlehnt; er fordert fie auf, den Geijt ber Lefer 
zu den reinen Höhen des Kriftlichen Bewiljens zu erheben, die zu Löfenden 
Säwierigfeiten mit einem höheren Lichte zu beleuchten, nur dem Irrtum und 
den Vorurteilen, der Bosheit und dem Lajter den Krieg zu erflären, ohne dabei 
Die Gereditigfeit und die Wahrheit, welche der Chrift ben Perjonen fdhuldig 
tft, zu verleugnen. So ift die „Ehriftliche Welt“ Lein Kampfblatt im gewöhn« 
lien Sinn des Wortes: fie betreibt ein Werk ber Beruhigung und Ber- 
Töhnung. | 

Die Einheit, in der die Autoren der „Chriftlihen Welt“ arbeiten, Yieg 
nit in der jyftematiihen Verkennung oder in der Eugen Berfhiweigung ber 
Schwierigkeiten und Probleme; fie willen, daß nit dur Berwaltungsmaß- 
regeln oder firlihe Verordnungen eine wahre Einheit erreicht wird, fondern 
daß diefe die langjam reifende Frucht wahrhaft religidjer Meberzeugungen und 
die teuer erfaufte Belohnung unermüdliher Anftrengungen, ausdauernbder 
Studien, brübderliher und fruhtbarer Verhandlungen ift. 

Der Einfluß, den die „Chriftlide Welt“ ausübt, ift mit jedem Sabre 
weiter und größer geworden und hat die Grenzen Deutichlands Aberfchritten. 
Mean muß fi freilid wundern, daß der franzöfifhe Proteftantismus fie faft 
gar nicht Tennt. Und doch find die Namen einer großen Anzahl der Mit- 
arbeiter Diejer Zeitjchrift, Die Namen eines Harnad, Schulg, Kaftan, Herr: 
mann, 20058, um von den nichttheologifhen Schriftftellern zu jchweigen, in 
Tranfreih nicht undelannt. Einige der „Chriftlicden Welt“ entnommene und 
bejonbers veröffentlichte Abhandlungen haben fon die Aufmerkfamfeit des 
franzöfifhen Publilums auf fi gezogen. Dean fennt in Frankreich die 
Säriften Kaftans: „Glaube und Dogma*’, „Brauchen wir ein neue Dogma“, 
die Arbeiten von Sodens über den Brief an die Philipper und Martis über 
ben Propheten Sadarja; Die Revue chretienne hat die Weberfegung der an 
fpreenden Abhandlung Harnads: „Katholizismus und Proteitantismus“ ver- 
öffentliht; die Revue de Lausanne hat die beadhtenswerten Artikel von Haupt 
über die Bedeutung der hl. Schrift für den evangeliiden Chriften wieder- 
gegeben. Endlich verfolgt die „Ehriftlihe Welt“ mit wacdjender Aufmerkjants- 
feit die mandfahen Kundgebungen bes franzöfifhen Denkens: Die Litterarifche 
und religiöjfe Bewegung, das Wiedererwahen des Idealismus, die Kontro- 
verfen Aber den Verfall der Willenihaft, der naturaliftiihe Roman, das Werf 
€. Renan’s, die Arbeiten Ch. GSecretan’s, die Firhlichen oder religidjen 
Streitigkeiten find der Gegenjtand erniter Studien feitens Tompetenter Fad): 
männer gewejen. Einige moraliide Abhandlungen von 8. Dionod find mit 
Berftändnis und Gefhmacd überfeßt worden, die TFeier des hundertjährigen Ge- 
burtötages DVinet’3 Hat den Stoff zu mehreren Artikeln geliefert und überdies 
den Lefern Auszüge aus den Werfen des wadtlänbifchen Denker vor Augen 
geführt. 

Die Verbindung zwijchen der großen Zeitjchrift des evangelifhen Deutjch- 
fand und des aufgeflärten Publifums im proteftantiihen Sranfreih ift alfo 
vorhanden, ed handelt fih nur darum, fie offenfundig zu machen und auszu- 
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dehnen, und es ift feine zu Gühne Behauptung, Daß beide davon einen Gewinn 
haben werden. 

€3 fehlt mir der Raum, um von den beiden anderen Veröffentlichungen 
zu reden, die urfprünglich unter dem Schuße der „Chriftlihen Welt” entftanden 
find, aber num ihre eigene Eriftenz haben und von wadjendem Erfolg ge- 
tragen find: Die „Ehronif der Ehriftlihden Welt“ giebt eine ftreng ob: 
jeftive Weberfiht über alle Ereignifje, welde in den verfchiedenen chriftlichen 
Kirchen auf dem Umkreis der ganzen Erde jtattgefunden haben. Sie Thöpft 
aus den fiheriten Quellen, giebt die Originalurfunden getreu wieder, erftredt 
ihre Erfundigungen über alle Punfte der Erde, wo Ehriften find, berichtet Die 
Thatjachen, ohne Kritik zu üben, bietet jo die vollitändigfte und unparteiijchfte 
Meberfiht über die Gejhichte de3 gegenwärtigen Ehriftentums und wird päter 
für den Sefhichtfchreiber die Wwertvollite Fundgrube wichtiger Zeugnifle und 
Urkunden bilden, 

Die „Hefte zur Ehriftliden Welt” haben den Zwec, bejondere 
Fragen oder allgemeine, auf der Tagesordnung ftehende Probleme umfafjender 
und mehr ins Einzelne gehend zu unterfudhen. Einige wenige Hefte find nur 
der Abdrud von Artifeln, die aus der „Ehriftlichen Welt“ genommen find und 
in einer größeren Anzahl von Eremplaren verbreitet werden follen. Eines der 
legten Hefte: „Chrijtentum und Entwidlungsgedanfe” von Reifchle, behandelt 
einen Gegenftand, der in Franfreih nicht weniger von aktueller Bedeutung ift 
als in Deutichland. 

Dieje drei genannten Publikationen erjcheinen feit einigen Mtonaten bei 
%€.3.Dohr (Paul Siebe) in Leipzig...» . » 6 

(Annales de bibliographie theologique.) 


RIPFRRRER 


aus dem a von %. ©. B. Mohr (Baul Siebed) in Leipzig 


REN „Die Chriftliche Welt‘‘ Eoangelifhes Gemeindeblatt 

| für Gebildete aller Stände herausgegeben von D. Martin Rade. 
4 verjchiedene Probenummern gratis. 

ee —dto.— —dto.— DED ne. Quartal 1898. 

| Haltegebühr M. 2.— für das Quartal. 


| 
EINER „Chronik der hriflicden Welt‘‘ Herausgegeben | 
| von €. Yoeriter. 4 veridhiedene Probenummern gratis. | 
IN —dt0.— —dto — 11) 1 BEER . Quartal 1898. 
| Haltegebühr M. 1.50 für das Duartal. 

. Bon beiden Zeitjehriften erfcheint wöchentlich eine Nummer. 


Ort und Datum: Name: 


EX Wagners. AU. Wagner’ Untverfität- -Bucdruderei, Sina B. i 


I. Abhandlungen. 


Das kanonische und das Kirchenrecht. 


Rede zum Rektoratsantritte 
gehalten 


von 


Emil Friedberg. 


— 


T: 

Das Wort xavav wird schon in der antiken Literatur ge- 
braucht für Richtschnur, Massstab. In der altchristlichen Zeit 
sind die Bücher der heiligen Schrift als die Richtschnur für das 
Leben der Christen angesehen worden. Daher wurde canon die 
typische Bezeichnung für jene. Aber bald ist nicht nur das Rechts- 
prinzip, welches in der Schrift gesucht wurde, mit diesem Namen 
belegt, sondern sind auch die einzelnen Sätze, die als Folgerungen 
aus ihm gezogen wurden, canones genannt worden. Solche wurden 
festgestellt von den Synoden oder Concilien. Denn sobald die 
christliche Glaubensgemeinschaft sich auf die Dauer einzurichten 
begonnen hatte, war eine Organisation unumgänglich geworden 
und Organisation ist Rechtsbildung. 

Unsere Kenntniss von dieser ist ungemein lückenhaft. Han- 
delt es sich doch um Verbände, die im Verborgenen ihr Dasein 


! Einleitung und Schluss sind fortgelassen. 
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führten und sich um so mehr mit dem Schleier des Geheimnisses 
zu verhüllen trachteten, je mehr sie das Uebelwollen der Welt zu 
fürchten hatten. Darum sind auch alle Versuche der Wissen- 
schaft diese Schleier zu lüften zweifelhafte geblieben. Aber so viel 
kann als feststehend angesehen werden: Die einzelnen Gemeinden 
sind nicht gleichmässig verfasst gewesen. Nationale Art, Einflüsse 
des Juden- und des Heidenthums, örtliche Verhältnisse haben 
sich als bestimmend erwiesen. Schliesslich ist ein Typus der 
vorherrschende geworden, dass in jeder Gemeinde ein Episkope 
die Leitung führte, mit Aeltesten zur Seite und unterstützt von 
Helfern. 

Die Geschichte der kirchlichen Rechtsentwickelung bietet für 
diese eigenthümliche Erscheinung, dass verschiedene Verfassungs- 
formen schliesslich zu einer einheitlichen verschmelzen, bemerkens- 
werthe Beispiele, die sich unter dem hellen Lichte der modernen 
Geschichte vollzogen haben und Rückschlüsse zulassen auf jene, 
ich möchte sagen prähistorische Periode. 

Die evangelische Konsistorialverfassung ist in Kursachsen 
geboren worden; aber kaum erzeugt hat sie im ganzen lutherischen 
Deutschland Platz gegriffen. Das Urbild der modernen Verbin- 
dung der Konsistorial- mit der Presbyterial-Synodalverfassung ist 
die Rheinisch-Westphälische, welche aus bestimmten historischen 
Vorbedingungen heraus erwachsen ist, und welche doch in fast 
alle deutschen Landeskirchen ihren Einzug gehalten hat. So 
müssen wir uns auch die altchristliche Entwickelung denken, wo- 
bei es hier unentschieden bleiben mag, ob die einzelnen Elemente 
der Verfassung in Klein-Asien oder in Aegypten oder in Rom 
zur Entwickelung gekommen sind. Zur Zeit, wo der Staat in 
freundliche Beziehungen zum Christenthume trat, also Anfangs 
des IV. Jahrhunderts, ist die Gleichmässigkeit der Organisation 
schon eine so grosse, dass der Satz aufgestellt werden konnte, 
sie sei gleich von Anfang an in dieser Weise vorhanden gewesen. 

Aber irgend ein Bindeglied zwischen den einzelnen Gemeinden 
bestand ursprünglich nicht, und doch standen sie in lebhaften 
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Beziehungen zu einander und mussten das Bedürfniss empfinden, 
auch gleiche Grundsätze für den Glauben und das Leben auszu- 
bilden. Das zu diesem Behufe geschaffene Organ war die Synode, 
auf welcher die Abgesandten von Gemeinden gleicher Gegend, 
gleicher Nationalität, desselben politischen Verbandes beriethen 
und beschlossen. Deren Ergebnisse waren die canones, und solche 
sind uns schon aus dem Anfange des IV. Jahrhunderts erhalten, 
noch vor der grossen Synode von Nicaea, auf welcher i. J. 325 
zum ersten Male die Gemeinden des gesammten römischen 
Reiches, der oixoupevn zusammentraten. 

Freilich sind diese Rechtsnormen nicht die einzigen gewesen. 
Die Sätze des alten und noch mehr des neuen Testamentes, 
wahre und erdichtete Aussprüche der Apostel, Aeusserungen 
heiliger Männer, die in Abschriften verbreitet wurden und schliess- 
lich auch Gesetze des römischen Staates sind hinzugekommen. 

Von der grössten Bedeutung aber haben sich die Aussprüche 
der römischen Bischöfe erwiesen. 

Die Christengemeinde in Rom war sehr alt. Sie war die 


einzige im Abendlande, an welcher ein Apostel — Paulus — 
gewirkt hatte, und eine uralte Ueberlieferung führte ihre Stiftung 
auf einen anderen Apostel — Petrus — zurück. Sie enthielt 


gebildete, ja den vornehmen Kreisen angehörige Elemente. Sie 
hatte früh vermögende Mitglieder, die ihre reichlichen Mittel den 
Gemeindezwecken zur Verfügung stellen konnten. Aber vor 
allen Dingen: sie war die Gemeinde der Welthauptstadt, der 
ewigen Roma, deren Name schon auf alle Völkerstämme einen 
eigenartigen Zauber ausübte. Und in ihr lebte der römische 
Geist. Es hält ja schwer die Seele eines Volkes zu analysiren. 
Aber man wird sagen, dass zwei Momente dem Römerthume 
charakteristisch gewesen sind. Zunächst der Herrschaftsgedanke. 
Der Name der ursprünglich kleinen Landstadt war der des Welt- 
reiches geworden. Von hier aus war der Erdkreis bezwungen 
worden. Es war das erreicht durch eine feste zielbewusste Poli- 
tik, durch eine festgefügte Heeresverfassung. Man kann sagen 
1* 
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dass der militärisch-disciplinirte Geist der des alten Roms gewesen 
ist. Und dieser Geist war dem Gemeinwesen nicht verloren 
gegangen, als das Reich selbst zersplittert worden war, als fremde 
Barbarenhorden den Nimbus der Unbezwinglichkeit zerstört hatten. 
Nur dass er sich vom politischen auf das kirchliche Gebiet 
übertrug. 

Ob, wie die katholische Kirche behauptet, der römische 
Bischof von jeher an der Spitze der ganzen Kirche gestanden, 
ob er erst in langjährigem Streben dies Ziel erreicht habe: Es 
geht uns an dieser Stelle nichts an. Aber festzuhalten ist, dass 
der römische Bischof in der That eine Weltstellung gewonnen 
hat, als einheitliches Haupt der Gesammtkirche. Sicher ist ihm 
die römische Staatspolitik dabei hülfreich gewesen, aber die so 
erreichte kirchliche Uentralisation hat die staatliche lange über- 
dauert und wirkt fort bis auf den heutigen Tag. 

Aber das Römerthum ist auch die Verkörperung der Juris- 
prudenz. Verschiedene Gaben hat die gütige Natur den einzelnen 
Völkerstämmen in die Wiege gelegt; wie den Griechen die künst- 
lerische so den Römern die juristische Begabung. Sie sind das 
klassische Volk der Jurisprudenz gewesen. Und diese beiden 
Elemente, das militärische und das juristische drücken sofort der 
römischen Kirchengemeinde das eigenthümliche Gepräge auf und 
allmählich der gesammten katholischen Kirche. Schon das Schrei- 
ben, welches die römische an die korinthische Christengemeinde 
richtet, und welches unter dem Namen des ersten Clemens- 
Briefes als eines der ältesten christlichen Dokumente überliefert 
ist, hat den spezifisch römischen Charakter. Es predigt die Unter- 
ordnung unter die amtliche Autorität; es athmet den Geist der 
militärischen Disciplin, der einst die Welt bezwungen hatte. In 
Rom ist dann das Taufsymbol fixirt worden; hier haben die 
kanonischen Schriften ihren formellen Abschluss gefunden; hier ist 
die Verfassungsorganisation vervollständigt worden, hier haben die 
Bischöfe Fragen des Rechts und der Disciplin autoritativ zu ent- 
scheiden unternommen. Freilich dass diese Entscheidungen in 
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der ganzen Kirche als Rechtsnormen angenommen wurden, hing 
noch von zwei weiteren Voraussetzungen ab. Einmal: sie mussten 
gesammelt und dadurch zugänglich gemacht werden. Dies ist 
schon im V. Jahrhundert durch einen in Rom lebenden skythi- 
schen Mönch, Dionysius bewirkt worden, der nicht nur die Con- 
cilien-Canones in die lateinische Sprache übertrug — die ur- 
sprünglich griechische Kirchensprache war in Rom allmählich in 
Vergessenheit gerathen — sondern auch Papstbriefe zusammen- 
stellte. 

Dann aber: es musste die römische Autorität Seitens der 
gesammten Kirche anerkannt werden. Das ist in langsamer, aber 
ununterbrochener Arbeit mehrerer Jahrhunderte schliesslich er- 
reicht worden. 

Aber obgleich so die Kirche immer mehr Rechtsanstalt wurde, 
wie sie schon vorher Sakramentsanstalt geworden war, so war 
doch von einer eigentlichen kirchlichen Jurisprudenz noch keine 
Rede. Nur dass zu der philosophisch-theologischen Ausbildung, 
welche den geistlichen Berufsstand theils hervorgerufen, theils zur 
Vertiefung der immer unausfüllbarer werdenden Kluft zwischen 
ihm und dem Laienstande beigetragen hatte, jetzt auch die recht- 
liche Ausbildung hinzutrat. Aber beide wurden in denselben 
Unterrichtsanstalten, beide wurden von Klerikern gewährt und 
waren nur für solche erforderlich. Doch bezogen sich die Normen 
des kirchlichen Rechts nicht blos auf die Kirche und deren 
Organisation, sondern versuchten auch das Leben der Laien zu 
erfassen und zu regeln. Denn nach kirchlicher Auffassung war 
das irdische Leben nur eine Vorbereitung für das Jenseits, zu 
dem die Kirche den Schlüssel besass. Nur wer sein Leben führte, 
wie die Kirche das lehrte, konnte hoffen das ersehnte Ziel zu 
erreichen. Darum stellte die Kirche Regeln für das menschliche 
Einzel- und Zusammenleben auf von der Wiege bis zur Bahre. 
Dabei liegt es in dem Wesen der.Kirche, dass eine feste Grenz- 
linie zwischen Moral und Recht nicht gezogen wurde. Nicht nur 
die Thaten, sondern auch die Gedanken der Menschen sollten 
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der Lehre gemäss sein, und der erzieherische Zwang der kirch- 
lichen Mutter suchte das fehlende Kind zurechtzuweisen, gleich- 
viel ob es Rechts- oder Sittenvorschriften übertreten hatte. Aber 
wenn auch die rechtliche Ausgestaltung von Sittenvorschriften, 
das zwitterhafte Ineinanderfliessen von Recht, Sitte und Dogma 
der katholischen Kirche eigenthümlich geblieben ist, so gelangte 
sie doch auch zur Ausbildung eines wirklichen für Laien mass- 
gebenden Rechts. Das hängt mit der Entwickelung der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit zusammen, 

Es ist hier nicht der Ort darzustellen, wie sich aus der 
bischöflichen Schieds- eine Civilgerichtsbarkeit, aus der Buss- 
praxis und Disciplinargewalt eine kirchliche Strafgerichtsbarkeit 
entwickelt hat. Aber zweierlei muss hervorgehoben werden. Ein- 
mal, dass die Kirche, abgesehen von den Prozessen der Kleriker, 
nur für bestimmte Rechtssachen eine Zuständigkeit beansprucht 
hat; daraus erklärt sich der fragmentarische Charakter der kirch- 
lichen Gesetzgebung auf dem Gebiete des Civil- und Strafrechts. 
Und andererseits, dass die Erlangung der Gerichtsbarkeit auch 
mit Nothwendigkeit zu einer Normirung des Civil- und Straf- 
prozesses führen musste. Diese ist erfolgt wesentlich auf der 
Grundlage römisch-rechtlicher Gedanken; doch haben auch deut- 
sches Recht und original-kirchliche Auffassungen Elemente ab- 
gegeben, und dieser kirchliche Prozess hat dem deutschen staat- 
lichen seine Grundzüge geliehen bis in die jüngsten Zeiten hinein. 

Aber ehe noch die Kirche eine eigene Gerichtsbarkeit er- 
reicht hatte, war schon die Loslösung des kirchlichen Rechts 
von der Theologie in’s Werk gesetzt worden. 

Ob der Sturm der Völkerwanderung, nachdem er die Länder 
antiker Kultur durchbraust hatte, auch den römischen Rechts- 
unterricht entwurzelt habe, ist in neuerer Zeit streitig geworden. 
Die praktische Geltung des römischen Rechts war freilich nie 
ganz aufgehoben gewesen. Nach ihm lebten die Römer in den 
germanischen Reichen, ja es wurde sogar für diese durch germa- 
nische Könige kodifizirt. Nach ihm lebte auch der gesammte 
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Klerus, zuerst wohl weil er wesentlich aus Römern bestanden hatte. 
Dann aber war in Italien und ‚besonders in Bologna um die 
Wende des XI. Jahrhunderts ein reges Studium des römischen 
Rechts erwacht und eine Universität erwachsen, die bald in 
gleicher Weise von Papst- und Kaiserthum begünstigt wurde. 
In Bologna aber, im Kamaldolenser Kloster St. Felix lebte auch 
ein Mönch Namens Gratian. Von seinen Lebensschicksalen ist 
uns so gut wie Nichts bekannt. Aber um die Mitte des XII. Jahr- 
hunderts fertigte er ein Werk, ungefügig, roh, geschmack- und 
kritiklos, welches doch epochemachend gewirkt hat. Schon vor- 
her war eine kirchenrechtliche Literatur erwachsen gewesen. Schon 
der Erzbischof Hinkmar v. Rheims hatte im IX. Jahrhundert 
Grutachten geschrieben, die von eingehender Rechtskenntniss Zeug- 
niss ablegen, und die durch den Investiturstreit hervorgerufene 
Literatur strotzt von rechtlichen Erörterungen. Aber schliesslich 
waren das doch alles nur Gelegenheitsschriften gewesen. Dann 
waren Sammlungen veranstaltet worden, die kirchenrechtliche 
Normen zusammenstellten theils für den praktischen Gebrauch, 
theils auch wohl für Zwecke der Unterweisung. Eine grosse Zahl 
solcher ist uns bekannt; vielleicht ist eine noch grössere zu Grunde 
gegangen oder harrt in den Bibliotheken des glücklichen Ent- 
deckers. Alle aber boten sie dem Benutzer dieselben Schwierig- 
keiten dar. Denn da sie Rechtsnormen der verschiedensten Zeiten 
und der verschiedensten Geltungsgebiete zusammengestellt hatten, 
so bargen sie zahlreiche Widersprüche in sich, die nur auf dem 
Wege einer historisch-kritischen Betrachtung zu lösen gewesen 
wären. Ein historisch-kritischer Kopf war nun freilich Gratian 
auch nicht, aber er war in der Scholastik seiner Zeit genugsam 
beschlagen, um sich zu getrauen, im Wege logischer Operationen 
die wirklichen und vermeintlichen Widersprüche auszugleichen. 
Darum verfasste er ein Buch, in welchem er ein ungeheures 
Kanonenmaterial aus früheren Sammlungen systematisch zusammen- 
stellte und dieses durch kurze Bemerkungen unter einander in 
Verbindung und in Einklang zu setzen unternahm. 
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Als einen mächtigen Grundriss mit Quellenstellen möchten 
wir es charakterisiren. Ob Gratian an der Hand dieses auch 
gelehrt hat? Direkte Zeugnisse fehlen. Aber einmüthig wird er 
in der Folgezeit als magister, d. h. als Lehrer bezeichnet; spätere 
Autoren nennen ihn als ihren Lehrer, und schriftstellerische 
Werke, nicht lange nach ihm verfasst, tragen deutlich das Ge- 
präge, dass sie Lehrzwecken dienen sollten. So treten denn den 
Legisten, d. h. den Lehrern des römischen Rechts, die Dekre- 
tisten, die Lehrer des kanonischen an die Seite, auch die letzteren 
Glieder der Rechtsschule und im römischen Rechte wohl erfahren. 
Ihre Bedeutung kann nicht stark genug gedacht werden. Denn 
nicht nur, dass sie das Recht lehrten: sie bildeten es auch weiter 
aus; sie schufen auch neues, ohne doch irgendwie mit einer ge- 
setzgebenden Gewalt ausgerüstet zu sein. Um das begreiflich zu 
machen, muss ich etwas weiter ausholen. Wenn Gratian den 
Konzilsschlüssen, den canones die päpstlichen Rechtsentschei- 
dungen, die decretales epistolae als ebenbürtig und gleichwerthig 
an die Seite gestellt hatte, so war er nur von dem Geiste seiner 
Zeit beseelt gewesen, in welcher das Papstthum die absolute 
Herrschaft über die Kirche erlangt hatte. Tragen doch selbst 
die Konzilsbeschlüsse von dieser Periode an das Gepräge päpst- 
licher Erlasse. Sie bekennen sich als vom Papste ergangen unter 
Zustimmung des Konzils. Das Papstthum centralisirt so die 
Rechtsbildung. Nicht freilich in der Weise, dass auch nur ein 
Papst den Versuch gemacht hätte, das gesammte geltende Recht 
zu kodifiziren. Gegen darauf abzielende Anmuthungen hat sich 
der päpstliche Stuhl bis auf den heutigen Tag stets ablehnend 
verhalten. Aber sie wünschten und erreichten es — dabei ist 
auch der Einfluss Gratians in die Wagschale gefallen — dass 
die Bischöfe aller Theile der Christenheit ihre rechtlichen Be- 
denken in Rom zur Lösung vorlegten. Sie entschieden die ein- 
zelnen streitigen Fälle; sie kontrolirten, dass die einmal gegebene 
Entscheidung auch für die Zukunft als Norm betrachtet werde. 
Eine ungeheuere geistige Arbeit haben sie nach dieser Richtung 
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hin geleistet, und staunend überblicken wir die Fülle von recht- 
lichen Entscheidungen, welche die Päpste, selbst in den Zeiten, 
wo die grössten politischen Fragen sie ganz in Anspruch nahmen, 
mit reifer Ueberlegung und feinem juristischen Takte Woche für 
Woche, ja Tag für Tag zu erlassen niemals ermüdeten. Aber 
gerade bezüglich dieser Ausflüsse der päpstlichen Allmacht zeigte 
sich die Bedeutung und Gewalt der Dekretistenschule. Nicht 
nur, dass sie aus der einzelnen Entscheidung das Prinzip, den 
allgemeinen Rechtssatz zu entwickeln hatten: Nein, ob sie die 
päpstliche Dekretale kannten — und wer konnte alle kennen, 
die aus der unablässig sprudelnden Quelle päpstlicher Rechts- 
weisung entflossen! — ob sie sie für ächt hielten — zahlreiche 
Fälschungen liefen um — ob sie sie als geeignet erachteten für 
die Zwecke des Unterrichts, das Alles war ihrem subjektiven Er- 
messen anheimgestellt, und damit auch, was allgemein in der 
Kirche gelten sollte.e Denn was die Dekretisten nicht lehrten, 
wurde nicht gelernt und darum auch in der Praxis nicht an- 
gewendet. Sie bildeten so eine Instanz über dem Papstthum, 
und selbst ein so starkgewaltiger Mann wie Innocenz III. hat 
diese ihre Stellung anerkannt, indem er eine Anzahl seiner Dekre- 
talen zusammenstellen liess und sie den Dekretisten in Bologna 
übersandte, damit sie deren Inhalt lehren sollten, und damit dieser 
so in den Gerichten Beachtung fände. 

Ausser dieser Sammlung von Innocenz haben noch zahlreiche 
andere — ich selbst gedenke in nächster Zeit mehrere bisher 
unerforschte bekannt zu machen! — von Gratian übergangenes 
und der Zeit nach späteres Rechtsmaterial zusammengestellt, aber 
die Dekretistenschule hat von allen diesen nur noch drei an- 
genommen und dem Unterrichte zu Grunde gelegt. 

Es war klar, dass das Papstthum, damals auf dem Gipfel 
seiner Macht, solche Bevormundung Seitens der Rechtsschule 
auf die Dauer nicht ertragen konnte. So hat denn schon Hono- 
rius ILI. die von ihm veranstaltete Sammlung seiner Dekretalen 


! Ist in der Zwischenzeit geschehen. 
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der Universität Bologna als Gesetzsammlung anzusehen befohlen, 
und Gregor IX. publizirte endlich i. J. 1234 eine umfassende 
Auswahl aus den früheren Sammlungen mit dem gemessenen Be- 
fehle an die Universität, sich nur dieser in Zukunft zu bedienen, 
und keiner, selbst päpstlichen Rechtsentscheidung, die er über- 
gangen habe, noch irgend welche Berücksichtigung zu gewähren. 
Damit war den Dekretisten der Nerv ihrer Thätigkeit durch- 
schnitten. Jetzt wurden sie zu dem positiven Recht in dasselbe Ver- 
hältniss gesetzt, in welchem die Legisten zu dem römischen standen 
und wir modernen Universitätslehrer zu dem heutigen stehen. 
Auf diesen gesetzgeberischen Akt Gregors IX. sind noch 
zwei weitere von Bonifaz VIII. und Olemens V. gefolgt. Damit 
ist diese Art der Rechtsnormirung zum Abschlusse gelangt, und 
die (sesetzbücher der genannten drei Päpste einschliesslich des 
Decretum Gratiani sind unter dem Namen des Corpus iuris 
canonici zusammengefasst worden. Damit ist aber auch der Begriff 
des kanonischen Rechts abgeschlossen gewesen. Er ist ein rein 
formaler. Alles was im Corpus iuris canonici steht ist kanonisches 
Recht, keine Rechtsnorm, die ausserhalb steht, ist diesem zugehörig. 
Nun hat ja freilich die Rechtsbildung in der katholischen 
Kirche seit Anfang des XIV. Jahrhunderts nicht völlig gestockt. 
Sie fliesst fort bis auf den heutigen Tag, und sie hat sogar zu 
gewissen Zeiten, wie auf dem Trienter Konzil einen starken Auf- 
schwung genommen. Aber sie hat der staatlichen allmählich das 
Feld räumen und sich auf die spezifisch kirchlichen Verhältnisse 
beschränken, ja sie hat sogar das Eindringen staatlicher Normen 
in diese ertragen müssen. | 
Dem entsprechend haben auch die Kanonisten die Erörterung 
aller derjenigen Rechtsnormen, die in das jetzt staatliche Gebiet 
einschlagen, den Lehrern des Privat- und Strafrechts sowie der 
Prozesse überlassen. Sie sind Kirchenrechtslehrer geworden, die 
schon aus dem Grunde den Namen von Kanonisten kaum noch 
verdienen, weil Niemand seine Studien auf den Inhalt des Corpus 
iuris canonici begrenzen kann. 


I 
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II. 
Gehen wir jetzt auf den Inhalt des kanonischen Rechts 
näher ein und fragen wir, was es für die Menschheit und die 
Rechtsentwickelung geleistet. habe, so müssen drei Momente als 


' besonders charakteristische hervorgehoben werden. Das kanonische 


Recht ist kosmopolitisch, ist ideal-christlich, ist konservativ. 

1. Gleich in den Anfängen der Kirche war die grosse Frage 
zur Entscheidung gekommen, ob die Kirche ein national-jüdischer 
oder ein universeller Verband sein sollte. Der Paulinische Gedanke 
hatte dabei gesiegt, dass der neue Glaube allen Völkern gepredigt 
werden müsse. Seitdem waren sie alle zur Gemeinschaft des 
Heiles herangezogen worden, Römer und Griechen, Kelten, Ger- 
manen und Slaven. Alle bekannten sie denselben Glauben, lebten 
sie in gleich verfassten kirchlichen Verbänden, unterstanden sie 
dem gleichen Recht. Der Forscher weiss, wie schwer diese 
Uniformität herzustellen gewesen ist, wie vorsichtig und langsam 
die Kirche dabei verfahren musste. Wie sie um nur erst festen 
F'uss zu fassen nationalen Anschauungen in Glauben, Verfassung, 
Recht Rechnung getragen hat, wie sie namentlich nationale Rechts- 
gedanken gewissermassen aufgesogen hat, um sie dann durch den 
Kanal des kanonischen Rechts wieder auf die Nationen zurück- 
strömen zu lassen. Gerade das machte die Völker diesem Rechte 
gegenüber fügsam. In fast jedem Rechtsinstitute fanden sie 
Elemente, die von ihrem Fleisch und Bein waren. Wenn dem 
Deutschen für die Absolution von einer Sünde Geld abgefordert 
wurde, so sah er darin nichts Anstössiges und Befremdendes. 
Er war gewöhnt, die Rechtsverletzung mit einer Geldsumme zu 
büssen. Und dem Romanen spiegelte die Kirchenverfassung in 
vielen Beziehungen die Organisation seines untergegangenen Staates 
wieder. Die kirchliche Diözese entsprach der römischen civitas, 
der Metropolit sass in der Provinzialhauptstadt, die Provinzial- 
synode war das getreue Abbild der politischen Versammlung, 
welche periodisch in der Provinzialhauptstadt zusammengetreten 


12 Abhandlungen. 


war. Nur soweit die Kirche jüdische Rechtselemente annahn 
und den Völkern auferlegen wollte, stiess sie auf einen nationalen 
Widerstand, den sie zuweilen gar nicht, oder doch nur mit staat- 
licher Hilfe bezwingen konnte. Die zahlreichen mosaischen Speise- 
verbote sind nicht durchführbar gewesen, und die jüdische Be- 
erdigung der Todten hat Jahrhundertelang mit der heidnischen 
Sitte der Leichenverbrennung kämpfen müssen. 

Aber die Berücksichtigung nationaler Empfindungen bei der 
Ausgestaltung des kanonischen Rechts ist im Laufe der Zeit 
ständig schwächer geworden. 

Immer souveräner stellt sich das rechtserzeugende Papstthun 
den nationalen Rechtsanschauungen gegenüber; immer mehr sind 
es eigenthümlich kirchliche Prinzipien, welche die Rechtsbildung 
beeinflussen. Damit wächst auch der Widerstand der Völker 
gegen das kanonische Recht, und das um so mehr je stärker sich 
ein Nationalgefühl herauszubilden beginnt. Das ist am frühesten 
in Italien geschehen, wo die Päpste die nationalen Tendenzen dem 
deutschen Kaisertlium gegenüber in einer Weise gepflegt haben, 
dass man sagen kann: sie haben selbst die Samenkörner in die 
Erde gelegt, aus denen der heutige italienische Nationalstaat er- 
wachsen ist. Innocenz III., Alexander IIIl., Gregor IX. sind die 
Vorläufer gewesen von Mazzini, Cavour und Victor Emanuel. 

Aber das italienische Nationalgefühl reagirte so lange nicht 
gegen das kanonische Recht, wie der Papst selbst an der Spitze 
der nationalen Bewegung stand und italienischer Geist die kirch- 
liche Gesetzgebung beeinflusste. Viel stärker ist diese Opposition 
gegen das kanonische Recht in England und Frankreich auf- 
getreten, wo ein nationales Königthum auch ein nationales Kirchen- 
recht erstrebte und selbst der Klerus nationale Gesinnung anzu- 
nehmen begann. Am Wenigsten in Deutschland. Zwar haben 
wir auch hier den berühmten in den Sachsenspiegel eingeschobenen 
Satz, dass der Papst das Landesrecht nicht ändern dürfe. Aber 
als der Papst eine Anzahl dem kanonischen Rechte widerstreiten- 
der Artikel des Sachsenspiegels kassirte, da hat der deutsche 
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=“ König diesen Akt, wenn auch ohne praktischen Erfolg, gebilligt. 
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Auch in Deutschland haben die Städte Normen im Gegensatz 


zum kanonischen Recht festgestellt. Aber in Deutschland hat 
s doch nur ein Stammes-, kein Nationalbewusstsein existirt, und ein 
: Volk, welches für sein gesammtes Rechtsleben ein fremdes, das 
»: römische Recht recipirte unter dem Banne der Fiktion, dass 
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das deutsche Reich die Fortsetzung des römischen sei, zu einer 
Zieit, wo das Kaiserthum schattenhafte Gestaltung angenommen 
hatte, war nicht geeignet, der Realität der einheitlichen katho- 
lischen Kirche und dem machtvollen Papstthume Widerstand 


» entgegenzustellen. 


Es bedurfte erst der Entstehung des modernen Staats- 
sedankens, um wie früher in den Städten, so nun in den Terri- 
torien die Opposition gegen das kanonische Recht zu einer all- 
gemeinen und einer wirksamen zu machen. Es bedurfte erst 
einer Auflehnung des deutschen Gewissens gegen den Inhalt des 
kanonischen Rechts, um dessen Herrschaft für Deutschland zu 
brechen. So ist denn schliesslich die kosmopolitische Natur des 
kirchlichen Rechts diesem verhängnissvoll geworden. 

2. Das kanonische Recht ist ein christliches gewesen. Das 
will sagen: es hat die Grundsätze der antiken Kultur in sich 
aufgenommen, die Prinzipien der christlichen Sittenlehre in das 
Recht eingeführt. Es hat das Ideal eines der Vorschriften der 
christlichen Religion entsprechenden Lebens bei den Völkern zu 


. verwirklichen gesucht. So hat die Kirche mit ihrem Rechte er- 


zieherisch gewirkt, dem Römerthum gegenüber, welches an allen 
Uebeln der Ueberkultur krankte, dem Germanenthum gegenüber, 
welches der Kultur überhaupt noch nicht erschlossen war. Wir 
haben uns in neuerer Zeit darin gefallen, das alte Deutschthum 
mit idealem Glanze zu verklären. Der nüchterne Geschichtsforscher 


‚ ist weit davon entfernt, die tüchtigen Grundzüge des kernhaften 


deutschen Volkscharakters zu verkennen, aber er muss doch die 
Linien des vulgären Bildes korrigirend feststellen: den starren 
Egoismus des Individuums, den Mangel eines Ideals Seitens des 
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Volkes. Gerade das hat der Herrschaft der Kirche bei de 
Germanen einen so bereiten Boden gewährt, dass die Kirche dies 
Ideal brachte, dass das nach einem Ideale hungernde Volks- 
gemüth durch die Kirche Befriedigung fand. Ist nicht noch heute 
zu Tage der Katholizismus der Deutschen idealer als der aller 
übrigen Nationen? 

Die Gedanken, welche die Kirche in das Rechtsleben der 
romano-germanischen Völker eingeführt hat, sind uns zum Theil 
längst in Fleisch und Blut übergegangen. Wir verstehen kaum, 
dass sie nicht stets die herrschenden gewesen sein sollen. Aber 
wir müssen uns dankbar vergegenwärtigen, dass sie erst durch 
die Kirche Eingang in unser Rechtsleben gefunden haben und 
dass es einer angestrengten und mühsamen Arbeit bedurft hat, 
um sie heimisch zu machen. Nur einige bedeutsame Punkte will 
ich aus der Fülle der Erscheinungen herausgreifen. 

Die Kirche fand bei ihrer Entstehung die Unfreiheit vor. 
Gerade die Sklaven und sozial Bedrängten sind die ersten Mit- 
glieder der christlichen Gemeinschaften geworden, deren Lehre ihnen 
wenigstens im Jenseits den Entgelt für die Lasten des irdischen 
Daseins verhiess und ihnen die Menscheneigenschaft zusprach, 
welche das geltende Recht der Römer wie der Germanen verneinte. 

Vor Gott sind alle Menschen gleich. Es ist merkwürdig, 
dass das kanonische Recht die Folgerungen aus diesem Satze 
voll zu ziehen unterliess. Es erkennt die Rechtsbeständigkeit der 
Leibeigenschaft an. Es lässt den Unfreien nicht zum Klerus zu. 
Es verbietet Ehen zwischen Freien und Unfreien; und während 
es sonst dem Irrthum über Eigenschaften der Person bei der 
Eheschliessung keine Wirkung beimisst: wer im irrigen Glauben 
mit einem Freien eine Ehe zu schliessen, einen Unfreien ge- 
heirathet hat, der kann die Ehe für nichtig erklären lassen. Das 
kanonische Recht hat in dieser Beziehung nicht den freien Stand- 
punkt des Sachsenspieglers eingenommen, der in frommer Einfalt 
sagt, sein Sinn könne nicht begreifen, dass ein Mensch Eigen- 
thum des anderen sein könne. 
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Darum ist denn auch die Leibeigenschaft ohne jede Bethä- 
tigung der katholischen Kirche, und fügen wir gleich hinzu, auch 
der evangelischen aufgehoben worden. Die Kirche hat sich damit 
begnügt, die Menschennatur des Unfreien anzuerkennen, ihm die 
Möglichkeit der Ehe zu gewähren, seinen Leib vor Gewaltthätig- 
keit des Herren zu sichern, ihn in religiöser Beziehung mit diesem 
auf gleiche Linie zu stellen. Sie hat die Unfreiheit humaner 
ausgestaltet, und wenn wir ehrlich sein wollen, so werden wir 
sagen müssen, sie konnte nicht mehr thun, wenn sie nicht eine 
völlige soziale Revolution herbeiführen wollte. 

Aber die Gleichheit der Menschen vor Gott und dem christ- 
lichen Recht hat auch noch andere Konsequenzen, und diese hat 
die Kirche mit fester Hand gezogen. Sie hat die Mächtigen der 
Erde belehrt, dass auch sie sich dem Joche des Rechts beugen 
müssten. Auch den Königen wurde nicht gestattet, die Ehefrauen 
zu verstossen. Auch ihnen wurde in das Bewusstsein gerufen, 
dass das gleiche Recht für Alle gelte, dass sie einer höheren 
Gewalt für ihre Handlungen verantwortlich seien, dass der mensch- 
lichen Herrschaft unverrückbare Grenzen gezogen seien, welche 
die Kirche hüte. 

Und auch der Schutzlosen nahm diese sich an. Wer nicht 
wehrfähig ist, der ist auch nicht voll rechtsfähig, der bedarf eines 
Vormundes. Das war die germanische Rechtsauffassung. Aber 
diese Vormundschaft wurde nicht so im Interesse des Mündels 
wie des Vormundes ausgeübt. Durfte doch dieser das Mündel- 
gut für sich ausnutzen. Der Kirche aber hatte ihr Stifter nicht 
umsonst zugerufen: „Kommt her zu mir Alle, die Ihr mühselig 
und beladen seid.“ Darum öffnete sie die Schranken der geist- 
lichen Gerichte den Wittwen und Waisen und allen Schwachen, 
die im weltlichen Gerichte nicht zu ihrem Rechte zu gelangen 
vermochten. 

Zu den Wehrunfähigen gehörten aber auch die Frauen. 
Darum bedurften auch sie eines Vormundes, und in Haus und 
Hof des Vaters erbten sie nicht, sondern mussten sich mit minder- 
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werthigen Stücken des Nachlasses begnügen. Die Kirche stand 
freilich bezüglich der Frauen auf dem diese missachtenden Stand- 
punkt ihrer orientalischen Heimath. Deshalb versagte sie ihnen 
die Ordination, deshalb sprach sie ihnen mit dem Satze mulier 
taceat in ecclesia die Fähigkeit ab, im kirchlichen Rechtsleben 
aktıv thätig zu werden. Aber im bürgerlichen nahm sie sich 
ihrer an. Sie verbot, das Mädchen gegen seinen Willen zu ver- 
heirathen, sie erklärte es für eine impia consuetudo, dass Frauen 
von der Erbschaft ausgeschlossen sein sollten; sie verlangte, 
dass der Mann nicht minder die eheliche Treue zu bewahren 
habe als die Frau. 

Vielleicht darf ich bier gleich einfügen, dass auch das, was 
wir heute die Frauenfrage nennen, durch die Kirche und das 
kanonische Recht für das Mittelalter seine Lösung gefunden hat. 
Verstehen wir darunter die Frage, in welcher Weise der weib- 
liche Theil der Bevölkerung, der keine eheliche Versorgung findet, 
sein Leben fristen soll, so waren die wenigen Wege, die dazu 
heute dem weiblichen Geschlechte offen stehen, im Mittelalter 
noch verschlossen, ja der Mangel des Erbrechts musste die 
soziale Lage der Frau besonders peinlich gestalten. Freilich 
konnte die Bauerntochter auf dem Hofe bleiben, eine Art von 
Inventar des Gutes, welches mit diesem fortübertragen wurde und 
dessen Schätzung ständig sank mit der durch das Alter bewirkten 
Minderung der Arbeitskraft und des Nutzens. Noch schwieriger 
aber war die Lage der adeligen Tochter, welcher die väterliche 
Wirthschaft — denn der Grund und Boden war an Leibeigene 
ausgethan — überhaupt eine Thätigkeit nicht zu gewähren ver- 
mochte. Da schufen die Klöster die erwünschte Aushülfe. Hier 
gewährte das korporative Zusammenleben Schutz gegen die Ge- 
fahr der Vereinsamung; die bittere Sorge um das tägliche 
Brod war ausgeschlossen; hier konnte der Thätigkeitstrieb Be- 
friedigung finden, und noch zeugen Denkmäler der Literatur und 
des Kunstgewerbes dafür, in welcher Weise dies geschehen ist. 
Hier konnte ein günstiges Geschick an die Spitze der Verwaltung 
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führen und Reichsfürstenstand gewähren. Zwar wurde das ganze 
Leben unter den Zwang einer strengen Ordensregel gestellt. 
Aber wie hart muss der Bann des elterlichen Hauses gewesen 
sein, wenn das Klosterdasein dagegen bis ins XVI. Jahrhundert 
hinein als Leben der Freiheit empfunden wurde. 

Doch auch das gesammte Ordenswesen muss als ein Mittel 
aufgefasst werden, durch welches die mittelalterliche Kirche neben 
der Lehre von der Almosenpflicht zur Lösung der damaligen 
sozialen Frage beigetragen hat. Die Klosterverfassung verwirk- 
licht nach gewissen Richtungen hin, was der moderne Sozialismus 
als Ideal des Zukunftsstaates aufstellt.- Hier leben eine Anzahl 
von Personen nebeneinander, alle gleichgestellt und gleich ge- 
kleidet, wie verschieden auch ihre Rangstellung in der Welt 
gewesen sein mag. Alle sind sie einem gewählten Vorstande 
unterworfen. Keiner hat Vermögen. Alle arbeiten sie nach dem 
Masse ihrer geistigen und körperlichen Fähigkeiten. Niemandem 
kommt das Ergebniss seiner Arbeit zu Gute, denn alle werden 
sie aus den Erträgnissen dieser gleichmässig unterhalten. Nur 
dass dieser Unterhalt — und in allen diesen Punkten liegt der 
Gegensatz zum modernen Sozialismus — nach den Prinzipien der 
Askese bemessen ist, dass nicht Lebensgenuss erstrebt wird, 
sondern Abtödtung des Fleisches, dass Gebet und Arbeit ein- 
ander ablösen, dass die ganze Institution getragen ist von dem 
höchsten Idealismus, den das Mittelalter zu erzeugen vermochte. 

Von der allergrössten Bedeutung ist der Einfluss des kano- 
nischen Rechts auf die Ehe gewesen. Dagegen treten die Ein- 
wirkungen, die es ausgeübt hat auf den Schutz des Besitzes, auf 
die Momente der Ersitzung, auf die Form der Verträge und 
Testamente, auf die Legitimation der Kinder weit zurück; denn 
in allen diesen Punkten bewegte sich die kirchliche Rechtsbildung 
auf dem Boden des römischen Rechts. Für das Eherecht hat 
sie originale Gestaltungskraft bewiesen. Freilich ist dies nicht 
für dessen Gesammtheit der Fall gewesen. Dass bei der Ehe- 


schliessung allein die gegenseitige, wenn auch formlose Willens- 
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übereinstimmung das ehewirkende Moment abgebe, ist ein römisch- 
rechtlicher Satz, der dem germanischen Recht fremd war, und 
den das kanonische Recht in dem Gewande in sich aufnahm, 
welches ihm die französische Scholastik gegeben hatte. Dass 
Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft ein Ehehinderniss bilden, 
war römisch- und jüdisch-rechtlich, und das kanonische Recht 
hat hier nur prinzipiell ausgestaltend gewirkt. Aber dass die 
Ehe ein nur durch den Tod lösliches Band bewirke, das war 
ein neuer Satz des kanonischen Rechts, der zu weittragenden 
Konsequenzen führte. Weder das römische noch das deutsche 
Recht haben ihn gekannt. Nach beiden löst beiderseitige Ueber- 
einstimmung und auch einseitiger Wille eines Gatten die Ehe. 
Beide Rechte, das römische auch in seiner schon unter christ- 
lichem Einflusse stehenden Ausgestaltung unter Justinian kannten 
keinen Ehescheidungsprozess, sondern Selbstscheidung, die selbst, 
wenn aus vom Rechte missbilligten Gründen vorgenommen, rechts- 
wirksam war und nur Rechtsnachtheile herbeiführte.e. Der christ- 
lich-kanonische Gedanke der Unscheidbarkeit der Ehe führte mit 
Nothwendigkeit zu einem gerichtlichen Eheverfahren, in welchem, 
wenn auch nicht die Lösung des ehelichen Bandes, so doch die 
des Zusammenlebens erstritten werden konnte. Er führte aber 
auch zur Aufstellung neuer Ehehindernisse. Das römische Recht 
hatte solche nur in geringer Zahl, das deutsche vielleicht gar 
nicht gekannt. Wer gezwungen, wer unter dem Banne eines 
Irrthums, des Betruges sich verheirathet hatte, der konnte durch 
freie Scheidung das eheliche Band leicht wieder lösen. Als die 
Kirche dies unlösbar gemacht hatte, musste sie solche früheren 
Scheidungsgründe zu Ehehindernissen umgestalten, bei deren 
Vorhandensein die trotzdem geschlossene Ehe — aber auch nur 
durch den geistlichen Richterspruch — als von Anfang an nichtig 
erklärt werden konnte oder musste. 

Aber in derselben Weise wie das kanonische Recht die 
Selbsthülfe in Ehesachen ausschloss hat es dies auch allgemein 
versucht. Dem germanischen Rechtsbewusstsein entsprach es, 
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dass der Verletzte wählen durfte zwischen Rechtsgang und Fehde- 
gang. Der letztere war die brutale Selbsthülfe, der Privatkrieg, 
welchen der Verletzte mit seiner Sippe führte gegen den Verletzer 
und dessen Freundschaft. Das entsprach der kampfmuthigen 
deutschen Gesinnung, welche die Ableugnung einer Missethat für 
viel schmählicher erachtete als deren Begehung, und bereit war 
für jede That mit der Waffe Rechenschaft abzulegen. Das kano- 
nische Recht hat diese Gesinnung zwar nicht zu brechen ver- 
mocht, aber es hat sich doch redlich darum bemüht. Es ver- 
bietet das Duell und versagt noch heute dem im Zweikampfe 
Gefallenen das kirchliche Begräbniss. Und auch die Einrichtung 
des Gottesfriedens, wonach Raub und Gewaltthat verpönt sein 
sollte, an gewissen Tagen der Woche und an den heiligen Festen 
das Waffengetöse der Fehde ruhen, heilige Orte Schutz gewähren 
sollten ist kirchlichen Ursprunges gewesen. Aber dieser Schutz 
ist auch jedem in die Kirche Fliehenden gewährt worden, und 
dies kirchliche Asylrecht hat zahllosen Unschuldigen die Rettung 
gebracht und die Schuldigen wenigstens den rohen Strafen ent- 
zogen, welche die mittelalterliche weltliche Gerichtsbarkeit an 
Leben und Gliedmassen verhängte. Denn die Kirche vergiesst 
kein Blut, sie verschmäht die Todes- und die verstümmelnden 
Strafen, sie will auch nicht mittelbar an deren Verhängung be- 
theiligt sein. Sie straft überhaupt nur um den Schuldigen mit 
Gott zu versöhnen. Darum ist ihre Strafe eine Wohlthat für 
den Bestraften und keine Pein. Und diese Strafe verhängt sie, 
weil der Verbrecher sich gegen Gott aufgelehnt hat in Begehung 
einer Sünde. Darum ist es nicht Sache des Verletzten den Ver- 
brecher zur Strafe zu ziehen, sondern Sache der Kirche, welche 
auch ohne Ankläger nach dem Sünder forscht. Darum soll auch 
die Strafe nicht dem Verletzten zu Gute kommen, und darum 
ist sie auch nicht abzumessen nach dem Erfolge der That, son- 
dern nach der Absicht bei deren Begehung. 

Aber auch das wirthschaftliche Leben versucht das kano- 
nische Recht nach christlichen Prinzipien zu reguliren. Die Kirche 
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schätzt die Arbeit und will sie belohnt wissen. Sie steht in dieser 
Beziehung im Gegensatz zur antiken und auch zur germanischen 
Auffassung. Denn der Germane erachtet die Arbeit überhaupt 
für unwürdig des freien Mannes. Leibeigene, Frauen und Kinder 
mögen ihm das Wenige produziren, dessen er bedarf. Der Römer 
aber schätzte die Resultate der Arbeit, das Kapital, welches sie 
erzeugte: die Arbeit selbst und die Arbeiter sind gemissachtet 
gewesen. Anders die Kirche. Die Apostel sind zum Theil aus 
dem Handwerkerstande hervorgegangen, und stets hat sich dieser 
einer liebevollen Berücksichtigung Seitens des kanonischen Rechts 
zu erfreuen gehabt. Sollten doch in den ältesten Zeiten der 
Kirche auch Bischöfe und Priester sich durch der Hände Arbeit 
ernähren, ohne dass man deswegen ihre geistliche Autorität als 
gefährdet ansah. Wunderbar steht dazu im Gegensatze die Auf- 
fassung der Kirche vom Kaufmannsstande. Freilich müssen Kauf- 
leute existiren. Aber ob sie in den Himmel kommen? Stellen 
des kanonischen Rechts beantworten diese Frage schlechtweg 
verneinend. Sie sind die Abkömmlinge jener Händler und Wechsler, 
die Christus aus dem Tempel getrieben hat; sie sind allesammt 
starke Sünder, die aus den Bedürfnissen ihrer Mitmenschen ohne 
Arbeit — und darin beruht ihr Gegensatz zu den Handwerkern 
— Kapital schlagen wollen. Darum sollen sie ihre Waaren zum 
Einkaufspreise verkaufen und höchstens mögen sie die Transport- 
kosten hinzuschlagen. 

Geld aber ohne Arbeit darf keine Früchte tragen. Darum 
ist jeder Darlehnszins verboten, ist Wucher. Das ganze Wirth- 
schaftsleben des Mittelalters hat unter dieser Wucherlehre ge- 
standen. Aber gerade an ihr lässt sich darthun, dass es un- 
richtig ist, wenn der Gesetzgeber seine Ideale im Rechte zu ver- 
wirklichen unternimmt. Gewiss soll jedes Recht sittlich sein und 
kein Rechtsgesetz unsittlich. Aber der Gesetzgeber soll sich doch 
stets vergegenwärtigen, dass das Recht für das Zusammenleben 
von Menschen bestimmt ist, die irdisch denken und fühlen, nicht 
für wesenlose Schemen, die im reinen Aether leben. Er soll sein 
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Ohr aufmerksam an die Brust seines Volkes legen, jeden Herz- 
schlag soll er fühlen, jede gute Regung fördern, und die niederen 
Triebe unterdrücken oder veredeln. Aber er soll die Menschen 
nehmen, wie sie sind, nicht wie sie nach den Sätzen der Ethik 
sein sollten. Darin liegt die Gefahr, wenn die Theologie einen 
massgebenden Einfluss auf die Rechtsgestaltung ausübt, und daran 
krankt unser Eherecht von den Tagen des kanonischen Rechts 
an bis herab zu dem Bürgerlichen Gesetzbuche für das deutsche 
Reich. Das Individuum ist nicht bereit und willig, sich dem ge- 
setzgeberischen Ideale zum Opfer zu bringen und sucht durch 
Hinterthüren zu entfliehen, wenn ihm das Hauptthor gesperrt 
wird. Hat es im Mittelalter wirklich keinen Handel und kein 
zinsbares Darlehn gegeben? Das wirthschaftliche Leben liess 
sich nicht durch ethische Prinzipien einengen. In unzähligen 
Auswegen ist Abhülfe gesucht und gefunden worden. Die Kirche 
selbst hat bei den von ihr erfundenen Leihhäusern die Grund- 
sätze ihrer Wucherlehre durchbrechen müssen. Hat die Kirche 
wirklich nie Blut vergossen? Ich will von der über Ketzer ver- 
hängten Todesstrafe absehen. Denn sie ist nicht vom kanonischen 
sondern vom weltlichen Recht eingeführt und von den weltlichen 
Machthabern vollstreckt worden. Aber der geistliche Richter 
überlieferte doch den überführten Ketzer dem weltlichen zur Be- 
strafung. Dass er dabei die Worte sprach: er empfehle ihn 
der Gnade des letzteren, das war doch nur eine formelle 
Rettung des Prinzipes; denn dem weltlichen Richter war durch 
das kanonische Recht selbst Strafe gedroht, wenn er diese Gnade 
üben würde. 

Und wenn den Päpsten als Souveränen des Kirchenstaates 
die Todesurtheile zur Bestätigung vorgelegt wurden, dann haben 
sie diese freilich nicht unterschrieben und die Vergiessung von 
Blut nicht befohlen. Aber die Unterbehörden waren angewiesen, 
das Urtheil zu vollstrecken und die Hinrichtung zu vollziehen, wenn 
nicht in bestimmter Frist eine päpstliche Begnadigung eingetreten 
wäre. Nur die Form wurde so gerettet. Das wirkliche oder ver- 
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meintliche Bedürfniss des Lebens triumphirte über die abstrakte 
Theorie. Und auch mit der Unauflöslichkeit der Ehe ist es 
kaum anders gewesen. Hier mussten eben die Ehehindernisse 
helfen und unter gewissen Voraussetzungen die dem Papste zu- 
stehende Dispensationsgewalt. Und wo das nicht anging, da sind 
die Missstände so schwer zu tragende geworden, dass die staat- 
liche Gewalt das kanonische Recht beseitigte und den Völkern 
die Ehescheidung wieder zurückgab, deren sittliches Niveau da- 
durch eher erhöht als gemindert wurde. 

Hat das Ordensleben wirklich stets dem Ideale entsprochen 
und sind die idealen Vorschriften des kanonischen Rechts auch 
nur beim Klerus durchführbar gewesen, der sie doch ersonnen 
hatte, und dem so erst recht die Pflicht der Nachachtung oblag? 
Gerade der Gegensatz zwischen Theorie und Praxis, der hier auf- 
trat ist besonders ärgerlich empfunden und von wackeren Männern, 
wie Walther von der Vogelweide beweglich beklagt worden. Er 
hat die Opposition gegen das kanonische Recht geschürt, so dass 
dieses, man kann so sagen, auch mit an seinem Idealismus zu 
Grunde gegangen ist. 

3. Aber auch für konservativ haben wir das kanonische Recht 
erklärt. Damit ist zunächst ein Lob für dieses ausgesprochen. 
Denn die unter dem Gesetze lebenden Menschen wollen eine 
ruhige und stätige Rechtsentwickelung. Sie empfinden es als eine 
Bürde, wenn jeder Gedanke, der den Kopf des Gesetzgebers 
durchschiesst sich sofort zu einer Rechtsnorm krystallisirt. 

Vielleicht sind wir Bürger des deutschen Reiches am Besten 
im Stande, solche Empfindungen nachzufühlen, die wir Jahr ein, 
Jahr aus mit einer solchen Fülle von Gesetzen überschüttet 
werden, dass selbst der Rechtsbeflissene nur mühsam noch folgen 
kann, für viele Materien eigentlich Niemand mehr weiss, was 
Rechtens ist, oder sich nicht mehr darum kümmert, einen Rechts- 
stand zu ergründen, der doch nur ein vorübergehendes Dasein 
haben wird. Aber die konservative Natur des Rechts kann 
auch zur Krankheit ausarten, die Wohlthat zur Plage werden, 
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wenn der Gesetzgeber auf die Fortbildung des Rechts Verzicht 
leistet. Und das ist beim kanonischen Rechte der Fall gewesen. 
Der Hauptborn dieses fliesst nicht mehr seit dem Mittelalter 
und seit dem XVI. Jahrhundert, und selbst wenn die Auf- 
fassungen, aus denen die einzelnen Rechtssätze hervorgegangen 
sind, längst als irrige erkannt und als schädliche nachgewiesen sind: 
mit traditioneller Zähigkeit sind sie aufrecht erhalten geblieben. 

Als das ursprüngliche Verbot der Heirath unter Blutsver- 
wandten zahlreiche soziale Missstände geschaffen hatte, da be- 
schränkte es Innocenz III. i. J. 1215 auf den vierten Grad. Er 
theilt uns selbst die Motive für seine Norm mit. Sie beruhen 
auf der Physiologie des römischen Mediziners Galenus. Vier Säfte 
giebt es nach diesem in der Natur: Blut, Schleim, gelbe und 
schwarze Galle. Darum stellt die mittelalterliche Naturlehre vier 
jenen entsprechende Elemente auf und vier Temperamente, und 
klassifizirt alle Lebewesen in vier Gruppen. Darum soll aber 
auch nach Innocenz der vierte Grad der Blutsverwandtschaft bei 
der Eheschliessung massgebend und diese ausschliessend sein, 
Die Wissenschaft hat längst das Lehrgebäude Galens gestürzt, 
aber für die katholische Christenheit ist noch immer das auf 
dieser untauglichen Unterlage erbaute Ehehinderniss massgebend, 
obgleich es heute kaum mindere Missstände im Gefolge hat, als 
das Recht vor Innocenz III. für die damaligen Zeiten. Statt 
die Norm, wie noch bei Gelegenheit des vatikanischen Konzils 
gefordert wurde, zu ändern, lässt man sie fortbestehen und hilft 
im einzelnen Falle durch Dispensationen in solchem Umfange, 
dass diese die Regel, der Rechtssatz die regelwidrige Ausnahme 
geworden ist. Die Wuchervorschriften des kanonischen Rechts 
sind bis auf den heutigen Tag nicht aufgehoben worden, ob- 
gleich die Kirche auch nicht einmal mehr im Beichtstuhle gegen 
Darlehnszinsen, gegen Platzwechsel, gegen das Bodmereigeschäft 
reagirt. 

Alles das hat dem kanonischen Rechte den Charakter des 
Veralteten aufgedrückt, welches nicht mehr in unsere Gegenwart 
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hineinpasse und ihm nur noch eine geschichtliche Bedeutung zu- 
kommen lasse. 
III, 

Aber diese Auffassung hat auch auf das Studium des kano- 
nischen Rechts an den Universitäten einen massgebenden Einfluss 
ausgeübt, und auch darüber möchte ich noch einige Worte sagen. 

Obgleich jünger als das römische Recht ist das kanonische 
doch jenem bald ebenbürtig an die Seite getreten, ja hat ver- 
sucht, ihm den Vorrang streitig zu machen. War es doch nicht 
nur das neuere, dessen Geltung, wie die Romanisten selbst lehrten, 
der des älteren vorangehen müsse. Es war auch das Recht, 
ausgebildet, von einer Gemeinschaft, welche die ganze Welt um- 
fasste und beherrschte, deren Beamtenschaft auch die Lehrer des 
römischen Rechts vielfach angehörten und ein guter Theil der 
Studirenden. Damals erwuchs eine grossartige Literatur des 
kanonischen Rechts, die an wissenschaftlicher Bedeutung der 
des römischen durchaus gleichkam, an praktischer diese übertraf 
und an welcher alle Nationen sich wetteifernd betheiligten. 

Damals wurde die Würde eines Decretorum Doctor als die 
höchste wissenschaftliche angesehen, welche der Gelehrte erreichen 
könne. 

Aber wenn in Italien und Südfrankreich, den Ländern, in 
welchen das römische Recht seine Geltung stets behauptet hatte, 
wo es als ein Rest des antiken Volksthums anzusehen war, jenes 
noch ebenbürtig dem kanonischen zur Seite stand, ja die roma- 
nistischen Studien Seitens der Päpste gewaltsam zu Gunsten der 
kanonistischen zurückgedrängt werden mussten, so war davon in 
Deutschland, als hier Universitäten gestiftet wurden, keine Rede. 

Hier nahm das kanonische Recht von vorne herein den Löwen- 
antheil für sich in Anspruch. An vielen deutschen Universitäten 
ist über römisches Recht zunächst gar nicht und dann noch vorzugs- 
weise über den Codex Justinianeus gelesen worden, lediglich weil 
dieser die kirchlichen Konstitutionen der römischen Kaiser enthielt. 

Auch wenn man die Bücher betrachtet, die gleich nach Er- 
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findung der Buchdruckerkunst in Deutschland gedruckt wurden, 
so verschwinden die spärlichen römisch-rechtlichen gegen die 
Fülle der kanonistischen. 

Man kann auch nicht sagen, dass der Humanismus darin 
eine Aenderung bewirkt hätte. 

Zwar war das römische Recht ein Theil des klassischen 
Alterthums, welches jetzt gewissermassen neu ausgegraben wurde 
und die Gemüther der Menschen mit seinem Glanze unsagbar 
bestrickte. Aber die Humanisten fühlten sich von dem kanonischen 
und römischen Rechte in gleicher Weise abgestossen, und das kann 
denjenigen nicht Wunder nehmen, welcher die scholastische Form 
der literarischen Behandlung, die geistlose Art erwägt, in der beide 
an den Universitäten gelehrt wurden. Da kam beim römischen 
Rechte von der Patina der antiken Welt nichts zum Vorschein. 
Nüchtern und spitzfindig interpretirte der römische wie der kano- 
nische Rechtslehrer seine Quellen mit einer Breite und Geschmack- 
losigkeit, die einem durch antike Speise verwöhnten Gaumen 
doppelt widerlich erscheinen musste. 

Ende des XV. und Anfang des XVI. Jahrhunderts vollzog 
sich aber in Deutschland jener merkwürdige Vorgang, den wir 
die Reception des römischen Rechts zu nennen pflegen, und wurden 
breite Gebiets- und Volksmassen durch die Reformation von der 
katholischen Kirche losgelöst. Dadurch wurde das römische Recht 
geltendes und hörte das kanonische auf, geltendes zu sein. Darum 
trat das erstere an den Universitäten nicht nur in den Vorder- 
grund, sondern gewann fast die Alleinherrschaft, da die kanoni- 
stischen Studien ihren praktischen Nutzen einbüssten. Zwar war 
das nicht ganz der Fall. Denn einmal blieb die katholische Kirche 
doch in weiten Gebietsmassen herrschend und gewann mit staunen- 
erregendem Erfolge verlorene Herrschaftsgebiete wieder zurück. 
Andererseits musste doch aber auch die neue Kirche eine Ver- 
fassung und ein Recht ausbilden, welches wissenschaftliche Be- 
arbeitung und Unterweisung erforderte. Aber gerade hier zeigte 
sich eine starke Unfruchtbarkeit des Protestantismus. Die römi- 
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schen Päpste waren immer mehr Politiker als Theologen gewesen 
und hatten darum der Rechtsbildung die grösste Aufmerksamkeit 
zugewendet. Die deutschen Reformatoren waren, auch im Gregen- 
satze zu Calvin, nur Theologen. Die Seelen wollten sie retten, 
die Menschheit durch den neuen Glauben zur Seligkeit führen. 
Wie diese glaubende Menschheit sich zu diesem Behufe zu 
organisiren habe, erschien ihnen nebensächlich, Da nun aber 
diese neue Glaubensgenossenschaft sich nur als gereinigte Fort- 
setzung der alten angesehen wissen wollte, so war damit die Fort- 
dauer des kanonischen Rechts für die evangelische Kirche im 
Prinzipe gegeben. Vergebens eiferte Luther dagegen, der, wenn er 
das Corpus iuris canonici zusammen mit der päpstlichen Bannbulle 
vor den Thoren Wittenbergs den Flammen übergab, damit symbo- 
lisch die Geltung dieses Rechts- und Gesetzbuches aufheben wollte. 

Die Nothwendigkeit, überhaupt kirchliche Rechtsnormen zu 
haben, war vorhanden, und hätte auch nur von Idealisten, die 
nicht auf dem Boden der Wirklichkeit standen, oder von solchen, 
welche die evangelische Freiheit mit Anarchismus verwechselten, 
geleugnet werden können. Die evangelische Kirche selbst war 
unfähig dieses Bedürfniss zu befriedigen, und auch die Staats- 
gesetzgebung, die dann später Jahrhunderte lang allein evangeli- 
sches Kirchenrecht erzeugt hat, begann erst langsam und lückenhaft 
die ihr neu zugewachsene Aufgabe zu erkennen und zu erfüllen. So 
griff denn die Jurisprudenz wieder zum kanonischen Rechte, dessen 
Geltung für das bürgerliche Rechtsleben ja ausserdem unzweifelhaft 
war, und beschnitt es und passte es an für die evangelische Kirche, 

An Anziehungskraft gewann es dadurch nicht. Die evan- 
gelischen Theologen empfanden doch stets den prinzipiellen Gegen- 
satz, in welchem es zum ganzen evangelischen Kirchenwesen stand. 
Den Juristen misshagte die Unbestimmtheit, dass die kanonischen 
Normen nicht mehr in ihrem alten systematischen Zusammern- 
hange gelten, sondern nach Prinzipien modifizirt werden sollten, 
die nur ein theologisches, nicht ein juristisches Verständniss voll 
zu erfassen vermochte. 
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Damals sind die kirchenrechtlichen Studien an den deutschen 
‘ Universitäten von der alten Höhe definitiv herabgestiegen, und 
‘ als nun noch die neuen Disciplinen des Staats- und Strafrechts, 
' des Prozesses und des deutschen Rechts gelesen wurden, da 
konnte man wohl den Kirchenrechtslehrer als das Stiefkind der 
: Juristenfakultät bezeichnen. Auf wessen Interesse konnte er bei 
. seinen Vorlesungen rechnen? zumal ein politisches Leben in 
Deutschland nicht vorhanden war, und auch die evangelische 
Kirche ihren Gliedern keine Rechte einräumte, sondern lediglich 
Pflichten auferlegte, deren Ergründung Personen, die nicht dem 

geistlichen Amte zustrebten, wenig reizen konnte, 

Nur soweit es sich um das Eherecht handelte oder um den 
Kirchenpatronat glaubte der künftige Jurist des Kirchenrechts 
benöthigt zu sein. Dieses mangelhafte Interesse der Zuhörer 
wirkte aber naturgemäss auf den Lehrer selbst zurück, wie ja 
immer ein geistiger Wechselverkehr zwischen beiden besteht. 
Vermochte er nicht die Neigung der Zuhörer für seinen Stoff 
zu erlangen, so ging er um so ungehinderter seiner eigenen nach, 
um wenn nicht die Befriedigung anderer, so doch eine gewisse 
Selbstbefriedigung zu erzielen. Er vertiefte sich in scholastische 
Fragen, die ganz anachronistisch waren, er verwechselte Kirchen- 
geschichte mit Kirchenrecht, oder er betonte die theologischen 
Elemente seines Stoffes mit besonderer und meist dilettantischer 
Vorliebe, obgleich die jungen Theologen den kirchenrechtlichen 
Vorlesungen ferne blieben mit einer Energie, die einer besseren 
Sache würdig gewesen wäre. Damit trieb er auch die letzten 
Juristen aus dem Hörsaale hinaus. 

Und auch als die historische Schule den kirchenrechtlichen 
Studien einen neuen Boden und Inhalt gegeben hatte, als die 
deutsche Forschung damit an die Spitze der wissenschaftlichen 
Bewegung in Europa getreten war, da übte diese wissenschaft- 
liche Wiedergeburt des Kirchenrechts doch kaum einen Einfluss 
auf die akademischen Studien aus, 

Höchstens die Katholiken, denen das katholische Kirchen- 
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recht die Verfassung ihrer Kirche darstellte, der sie mit Leib 
und Seele angehörten, brachten ihm Interesse entgegen. Der 
evangelische Jurist, in der Aufklärungsperiode von der Kirche 
innerlich losgelöst, hatte besten Falles für 'die katholische Lehre 
eine Empfindung der Neugier; für die evangelische, die noch dazu 
bis in die Neuzeit hinein jeder juristischen Bestimmtheit entbehrte, 
war er vollkommen apathisch. 

Die üblen Folgen dieses Zustandes haben nicht auf sich 
warten lassen und wirken noch heute empfindlich nach. Dem 
um die Mitte unseres Jahrhunderts wurde der Bann, der auf 
dem politischen Leben unseres Volkes gelastet hatte, gelöst. 
Die Staatsbürger wurden in die Parlamente berufen um an der 
(Gesetzgebung mitzuarbeiten. Neue Grundlagen des staatlichen 
Lebens wurden gelegt. Zu den Fragen, die aber jetzt mit 
brennender Wichtigkeit auftauchten, gehörten auch in nicht ge 
ringem Masse kirchenrechtliche.e. Da handelte es sich um die 
Glaubensfreiheit, um die Regelung des Eherechts und besonders 
die Civilehe. Da verlangte das Verhältniss von Staat und Kirche 
die gesetzliche Feststellung. Es ist nicht auszusagen, wie unvorbe- 
reitet diese Fragen die Männer trafen, die darüber zu berathen und 
zu beschliessen hatten. Sie wussten von gar nichts. Sie standen 
ratlılos unter dem Banne viel- und nichtssagender Schlagworte. 

Nur die Katholiken hatten eine Sachkenntniss, die sie sehr 
naturgemäss im Interesse ihrer Kirche und Tendenzen ver- 
wendeten. 

Damals ist wenigstens das politische Interesse für das 
Kirchenrecht geweckt worden und hat seinem akademischen 
Studium einen gewissen Aufschwung gegeben, während die Neu- 
gestaltung der evangelischen Kirchenverfassung für die kirchen- 
rechtlichen Studien der Theologen kaum einen nennenswerthen 
Einfluss ausgeübt hat. 

Aber auch dieser Aufschwung scheint schon wieder einer 
rückläufigen Bewegung Platz zu machen, an der die deutschen 
Regierungen und die Juristenfakultäten sich in die Schuld theilen. 
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ı Die kirchenrechtlichen Professuren beginnen zu schwinden. Sie 


werden als Nebenfach Männern zugetheilt, die anderen juristischen 
Disciplinen ihre Lebensarbeit zugewendet haben. Und doch 
nimmt das kirchenrechtliche Studium mit seinem eigenthümlichen 
und umfassenden Quellenmaterial, mit seiner immensen, internatio- 
nalen Litteratur, mit den Anforderungen, die es an die profan- 
und kirchenhistorische, an die rechtsgeschichtliche, an die staats- 
und privatrechtliche Vorbildung stellt, selbst die ganze Arbeit 
eines Lebens für sich in Anspruch. Nur wer hier aus dem 
Vollen schöpft, wird etwas Volles zu geben im Stande sein und 
als Apostel seiner Lehre Jünger um sich zu sammeln vermögen. 

Ein wunderbares Volk sind doch wir Deutschen! Die deutsche 


. Juristische Wissenschaft steht an der Spitze der europäischen. 


Wir wissen, dass wir das unseren Romanisten verdanken, und 
darum beginnen die übrigen Völker, welche seit ihren Kodifika- 
tionen die romanistischen Studien arg vernachlässigt hatten, diese 
wieder neu zu beleben. Und wir? Noch haben wir das bürger- 
liche Gesetzbuch nicht eingeführt, und schon erheben sich die 
Rufe nach Beseitigung unserer alten, bewährten Studiengrundlage, 
auf der wir das Gebäude unseres nationalen juristischen Ruhmes 
mühsam genug aufgebaut haben. Nicht anders im kanonischen 
Recht! Die Italiener und Franzosen haben es von ihren Uni- 
versitäten vertrieben und in die bischöflichen Seminarien ver- 
wiesen. Wie in seinen Anfängen ist es dort lediglich klerikaler 
Bildungsstoff. geworden. Aber in Italien hat man den Missgriff 
einzusehen begonnen. Jahr für Jahr kommen strebsame Männer 
nach Deutschland um sich hier für den Lehrstuhl des kanonischen 
Rechts vorbilden zu lassen, und wir sind stolz darauf, ihnen die 
Gaben, die wir einst von Bologna empfangen und die wir treuer 
behütet haben als sie, zurückerstatten zu können. 

Wenn die Verwaisung der kirchenrechtlichen Lehrstühle in 
Zukunft noch weitere Fortschritte machen sollte, dann wird es 
vielleicht nöthig werden, dass die künftigen deutschen Kanonisten 
an den. italienischen Universitäten wieder ihre Ausbildung suchen. 
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Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechts. 


Mit besonderer Rücksicht auf das Verhältnis des modernen Staates 
zur katholischen Kirche!. 


Von 


Dr. Heinrich Singer, 
Professor an der deutschen Universität zu Prag. 


— 


II. Der Standpunkt der katholischen Kirche gegenüber dem 
Oberaufsichtsrechte des modernen paritätischen Staates und 
der Syllabus errorum Pius IX. 

Die katholische Kirche hat sich nicht der Einsicht ver- 
schliessen können, dass der moderne paritätische Staat seiner 
Pflicht, den Frieden unter den Konfessionen zu sichern, nur zu 
entsprechen vermag, indem er sich als eine höhere, rechtlich 
übergeordnete neutrale Macht über die Konfessionen stellt. Des- 
halb verhält sich die Kirche zu dem Hoheitsrechte und Ober- 
aufsichtsrechte des modernen paritätischen Staates keineswegs un- 
bedingt und absolut ablehnend, obwohl die Kirche selbstverständ- 
lich weder die Parität der Bekenntnisse noch deren notwendige 
Konsequenz — das Oberaufsichtsrecht des Staates — als eine 
den katholischen Prinzipien entsprechende Entwicklung betrachten 
kann. Weder die paritätische, noch die religiös indifferente Ord- 
nung des Staatslebens gilt der Kirche als das erstrebenswerte Ideal, 


i Vgl. III. Folge Bd. V dieser Zeitschr. S. 60 ff. 
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als der Typus des normalen Zustandes der Gesellschaft. Die 
Kirche kann die Existenzberechtigung anderer Bekenntnisse, 
und deshalb auch das Oberaufsichtsrecht des paritätischen Staates 
niemals im Prinzip anerkennen?; es widerspricht jedoch nicht 
minder den Grundsätzen der Kirche, wenn eine, an sich völlig 
berechtigte Opposition gegen den Missbrauch des staatlichen 
Oberaufsichtsrechts nur deshalb die „Trennung von Staat und 
Kirche“ gefordert hat, weil man in diesem Systeme mit dem 
staatlichen Oberaufsichtsrechte auch die Unterwerfung der Kirchen 
unter die Souveränetät des Staates beseitigt glaubte?. Trotzdem 


?2 Vgl. hierüber oben Bd. V dieser Zeitschr. S. 152, 153. 

8 Ueber dieses Missverständnis s. oben Bd. V S. 126f., 166. Auch 
diejenigen Vorkämpfer der katholischen Interessen, welche Anhänger des 
kirchlichen Supremates oder der Koordinationstheorie sind und dem religiös 
indifferenten Staate nur vom Standpunkte des praktischen Politikers, als 
einem ihnen erwünschten Uebergangszustande, das Wort reden, sind dabei 
gewöhnlich doch von der Vorstellung beeinflusst, dass das amerikanische 
System grundsätzlich den Bruch mit dem Prinzip einer den Kirchen gegen- 
über souveränen Staatsgewalt bedeute. So auch Reichensperger, welcher 
in seiner oben Bd. V S. 122 citierten Schrift (vergl. dieselbe, 2. Aufl., S. 92.) 
unter dem Eindruck der traurigen „Kulturkampf“periode sich mit der 
Trennung von Kirche und Staat, als „dem letzten Mittel zur Lösung des 
Streites“, befreunden wollte. Uebrigens begegnet man in diesen Kreisen 
häufig einer ausgesprochenen Abneigung gegen den paritätischen Staat — 
ein Vorurteil, von dem selbst diejenigen nicht frei sind, welche die Nach- 
teile des amerikanischen Systemes überhaupt, vor allem aber die schweren 
Gefahren nicht verkennen, denen die Grundlagen der gesellschaftlichen Ord- 
nung ausgesetzt sind, sobald man den Versuch wagt, dieses System in einem 
bisher mit seinen privilegierten Kirchen eng verbündeten europäischen Staats- 
wesen einzubürgern. Riess z. B. (welcher unter „der Trennung der Kirche 
vom Staate“ nicht bloss das amerikanische System, sondern auch eine den 
Grundsätzen des Artikels 15 der preussischen Verfassungsurkunde entspre- 
chende Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche versteht) lässt sich 
wohl ebenfalls nur von dieser Abneigung gegen die Kirchenhoheit des 
paritätischen Staates bestimmen, wenn er die Ansicht ausspricht, dass man 
vom Standpunkte eines katholischen Politikers unter Umständen der „vollen 
Religionsfreiheit“ „vor der beschränkten den Vorzug geben“ müsse, was 
schon Stanislaus Hosius richtig erkannt habe. (Vgl. Flor. Riess, Staat 
und Kirche, in den Stimmen aus Maria-Laach, 1869, II 12 S. 57£., 127.) 
Unter den Anhängern der Richtung, welche gerne tür sich allein den Namen 
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es in der Litteratur wie im politischen Leben nicht an den 
energischesten Versuchen fehlte, Parteibestrebungen und Schul- 


„la veritable Ecole catholique* in Anspruch zu nehmen pflegt, ist aber wohl 
Moulart derjenige, welcher seine Voreingenommenheit gegen den paritäti- 
schen Staat am entschiedensten zur Schau trägt und sich für seinen Stand- 
punkt ohne weiteres auf die Autorität der Kirche beruft. Vgl. dessen von 
uns bereits citierte Schrift: L’eglise et l’etat ... leur origine, leurs relations, 
leurs droits et leurs limites, Edit. II, Louvain 1879, S. 328, 329, 341;; Edit. 
IV, Louvain-Paris 1895, S. 360—363, 375, 382: „Cependant, möme en fait, 
l’eglise n’a jamais sympathise avec l’idee de l’etat paritetiste ... Sous 
l’empire des principes de ce regime, l’etat se trouve si frequemment oblige 
de prendre, vis-A-vis de l’autorite spirituelle, une attitude en opposition avec 
celle qu'il devrait avoir, la pratique de ce genre de gouvernement donne 
lieu d’ordinaire & tant d’empietements de la part du pouvoir seculier, permet 
si rarement & la liberte ecclesiastique de se deployer dans sa plenitude, 
qu’il n’y aurait nulle t@merite d’affirmer que l’eglise prefere le syst&me de 
l’etat indifferent ou de la liberte des cultes ... L’etat separe, en se mettant 
en dehors de toute religion positive, fait profession de laisser une pleine 
libert & tous les cultes et de n’exercer aucune pression dans le domaine 
des croyances religieuses. L’etat paritetiste, au contraire, se declare l’allie 
et le protecteur des cultes constitutionnels, et, & ce titre, il s’attribue ä leur 
egard des droits qui, dans sa main, offrent des dangers continuels pour leur 
liberte.“ Er ist der Meinung, dass das paritätische System auf der Basis 
des landesherrlichen Jus reformandi! und des Territorialismus als ein 
politisches Machtmittel zur Förderung der unumschränkten Fürstenmacht 
geschaffen wurde (!). „Or, il a toujours conserve quelque chose du vice 
de son origine ... La tendance & l’absolutisme religieux est rest&ee comme 
le caractere dominant des rapports des deux pouvoirs dans tous les 
Etats paritetistes indistinetement ... La rivalit& naturelle (des confessions 
protegees) degenere souvent en une lutte ouverte ... Le pouvoir se trouve 
alors contraint de s’armer contre les cultes eux-m&mes; en sorte que la fin 
de ces hostilitös est toujours une diminution de la libert& religieuse et souvent 
l’oppression des consciences.*“ Darum ziehe auch die Kirche ihre Trennung 
vom Staate jedem System vor, welches die Oberhoheit des Staates be- 
haupten will: „En un mot ... comparativement aux entraves legales qu’elle 
rencontre & chaque pas dans l’etat paritetiste, comparativement möme au 
protectorat de certains gouvernements soi-disant catholiques, protectorat 
qui ... tend & etablir la supr&ematie du pouvoir civil, l’eglise prefere, selon 
les ceirconstances, la situation qui lui est faite par l’etat separ6, parce que, 
dans cette situation du moins, elle jouit constitutionellement de la liberte 
de son action.“ Dieses ungünstige Urteil über den paritätischen Staat, 
welches Moulart ohne jeden Beweis als offizielle Auffassung der Kirche hin- 
stellt, ist der einzige Fehler, welchen man an seiner Darstellung des katho- 
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meinungen als angebliche Postulate der offiziellen Kirchenlehre 
geltend zu machen, hat die kirchliche Autorität, ohne den grund- 


lischen Standpunktes gegenüber der Gewissens- und Kultusfreiheit rügen 
muss, — eine Darstellung, die sonst unbedenklich als einer der gelungen- 
sten Abschnitte seines Werkes bezeichnet werden darf. Wie so mancher 
andere Irrtum Moulart’s, so wurzelt auch dieses Vorurteil gegen das System 
der Parität und seine Vorliebe für die Trennung von Staat und Kirche in 
jenem politischen Doktrinarismus des Verfassers, welcher ihn bisweilen alle 
Schranken der Mässigung durchbrechen lässt und ihn verleitet, im Namen 
der „veritable Ecole catholique* für deutsche Leser höchst anstössige poli- 
tische Dogmen zu verkünden, wie sie dem Charakter der in manchen 
romanischen Ländern herrschenden Staatsauffassungen entsprechen, denen 
Revolution und Volksabstimmung die Grundlage der modernen Staatsordnung 
bedeuten. (Das „richtig verstandene Prinzip der Volkssouveränetät als poli- 
tische Wahrheit“, die Nation als „Quelle aller konstitutionellen Gewalten“, 
„die absolute Demokratie als der notwendige &tat primitif naturel“; der „pacte 
fondamental ou constitutif“, auf welchem die konstitutionelle Organisation 
des Staates beruht, und welcher das zwischen Fürst und Volk bestehende 
„Vertragsverhältnis“ normiert; die Zulässigkeit eines aktiven Widerstandes 
gegen den „vertragsbrüchigen“ Souverän u. s. w. Vgl. damit Rossi, Jus publ. 
ecclesiast. Romae, 1896, p. 10, 11, welcher das der Volksvertretung zustehende 
_„ius destituendi regem“ wie eine selbstverständliche Sacbe behandelt.) 

Die Lobredner des indifferenten Staates, welche das amerikanische 
System als das Beste anpreisen, was man heute für die Kirche erreichen 
könne („une constitution bonne ... et mäme la meilleure possible“), 
sollten sich doch gegenwärtig halten, dass die Kirche vor allem jene 
Interessen zu verteidigen hat, welche ihr höher stehen müssen als die 
ungehemmte Aktionsfreiheit der hierarchischen Gewalten. Im religiös in- 
differenten Staat muss — seinem Wesen nach — notwendig früher oder 
später eine Ordnung des Schulwesens und der öffentlichen Wohlthätigkeits- 
anstalten geschaffen werden, welche die Massen des katholischen Volkes 
unter den modernen Verhältnissen der Gefahr aussetzt, mit ihrer mate- 
riellen Unabhängigkeit zugleich ihren Glauben zu verlieren, und die that- 
sächlich in jenen „Musterländern“, deren kirchliche Zustände die doktri- 
nären Bewunderer des indifferenten Staates nicht genug anpreisen können, 
der Kirche Millionen und Millionen zu gunsten anderer Bekenntnisse förm- 
lich entfremdet oder dem religiösen und politischen Radikalismus in die 
Arme getrieben hat. Im Vergleiche mit dieser Verwüstung des religiösen 
Lebens erscheinen selbst alle Missgriffe und engherzigen kleinlichen Polizei- 
massregeln des Staatskirchentums wohl noch immer als das kleinere Uebel. 
Der moderne paritätische Staat jedoch, welcher auf die Bevormundungs- 
tendenzen des Staatskirchentums verzichtet, kann dennoch der Kirche nicht 
nur die Freiheit ihrer Wirksamkeit, sondern auch ausgiebigen Schutz und 
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sätzlichen dogmatischen Standpunkt der katholischen Kirche zu 
beeinträchtigen (welche die Existenzberechtigung der von ihr ge- 
trennten christlichen Bekenntnisse niemals im Prinzipe anerkennen 
darf), den paritätischen Staat doch als eine relativ berechtigte ge- 
schichtliche Erscheinung gewürdigt und sich gegen das System 
der Parität nicht ablehnend verhalten, wenn nur im Rahmen des- 
selben die der Kirche für ihre Wirksamkeit notwendige Freiheit 
gewahrt blieb. Mit diesem Verhalten der Kirche steht die That- 
sache nicht im Widerspruche, dass die höchste kirchliche Auto- 
rität wiederholt Werke verboten und Lehrsätze verworfen hat, 
welche für die staatliche Kirchenhoheit eintraten, obwohl der 
Wortlaut mancher verworfenen Thesen an sich auch die Aus- 
legung zulässt, dass dieselben mit dem prinzipiellen Standpunkte 
der Kirche vereinbar seien und lediglich die Kirchenhoheit des 
modernen Staates rechtfertigen wollen. Denn nach dem hier 
massgebenden Grundsatze: „Ubi contingit ecclesiam propositiones 
huiusmodi aequivocas absque praevia distinctione sensuum con- 
figere, censura unice cadit in sensum perversum libri vel auctoris, 


Unterstützung in ihrer Fürsorge für die religiösen Interessen gewähren. 
Bei einem Konflikte zwischen Staats- und Kirchengewalt wird sich gerade 
in einem Staatswesen, welches seine Verbindung mit der Kirche nicht ge- 
löst hat und deren geschichtlich begründete Stellung im Leben der Nation 
respektieren muss, nach dem Zeugnisse der Erfahrung in erster Linie auf 
Seite des Staates das Bedürfnis des Friedens fühlbar machen. Denn ein 
solcher Staat, welcher dem öffentlichen Leben seine religiösen Grundlagen 
sichern will, muss auch die religiösen Gefühle seiner Unterthanen berück- 
sichtigen und kann namentlich einer Beeinträchtigung der Seelsorge, wie sie 
die Folge längerer Konflikte ist, nicht ruhig zusehen. Hingegen ist es nach 
dem Zeugnisse der Geschichte ein grosser Irrtum, wenn man den vollständigen 
religiösen Indifferentismus der Staatsgewalt als eine sichere Bürgschaft für 
die kirchliche Freiheit, ja auch nur für die Gewissensfreiheit der Einzelnen 
betrachtet. Nirgends ist die Kirche mehr der Gefahr einer schonungslosen 
und blutigen Verfolgung ausgesetzt als in dem religiös indifferenten Staate, 
wenn eine radikale Majorität, welche sich jeder Rücksicht auf die Gewissens- 
freiheit in ihrem gewaltthätigen Fanatismus für entbunden hält, den ekla- 
tantesten Beweis erbringt, dass — nach Geffckens bekanntem Ausspruch — 
„die Demokratie an sich nichts mit wahrer Freiheit zu thun hat“. 
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quem unum habet prae oculis ecclesia“* richtet sich das Urteil 
der Kirche bei solchen Lehrcensuren nur gegen jenen Sinn und 
jene Auffassung, welche den erwähnten Thesen nach der objektiv 
deutlich kundgegebenen Absicht ihrer Urheber beigelegt werden 
muss®, Gegen die Bedeutung, welche diese Schriftsteller in ihren 
verurteilten Lehrsätzen dem staatlichen Rechte gegeben, und gegen 
die Konsequenzen, welche sie aus dem staatlichen Oberaufsichts- 
rechte abgeleitet haben, musste die Kirche ihre Stimme erheben; 
aber die Proskription solcher Thesen begründet durchaus nicht 
die Annahme, die Kirche habe mit ihrem Urteile zugleich jedes 
derartige Recht des modernen Staates perhorreszieren und die 
Ansicht verwerfen wollen, dass unter den besonderen Verhält- 
nissen eines paritätischen Staatswesens wenigstens bestimmte, auf 
das ÖOberaufsichtsrecht gestützte staatliche Machtbefugnisse als 
relativ vollkommen begründet anerkannt werden müssen. Die er- 
wähnten, von der Kirche verurteilten Schriftsteller sind sämtlich 
Anhänger eines Regierungssystemes, dem die Kirche niemals eine 
Berechtigung zugestehen, und welchem sich die Kirche ohne 


* Honor. Tournely Praelectiones theologicae, tom. V. De ecclesia 
Christi. Quaest. V. art. III. concl. ultim. Edit. Venet. 1746, p. 425. Vgl. 
u. a. auch S. Alph. Liguori Theolog. moral. Edit. Ratisbon. 1846. Introduct. 
Regulae de usu decret. Rom. Pontif. in theol. mor. Can. IX: „Ubi Pontifices 
aliquam propositionem damnant, in sensu potissimum, quo ab auctoribus edita 
est, damnasse il lam censendi sunt* (Tom I p. XIX). Ibid. lib. 4. tract. 5 
cap. 3. dub. 7 n. 760 (tom, III p. 322): „Propositiones damnatae intelligendae 
sunt, uti iacent et in sensu rigoroso atque ab auctoribus illarum intento.“ 

5 D.h. es kommt nicht auf die innere, subjektive oder persönliche 
Gesinnung des Autors an („sensus in mente auctoris delitescens“), welche 
sich ja der Natur der Sache nach dem Urteile der Kirche entzieht („de 
internis non iudicat praetor“), sondern auf die Auslegung, welche der Satz 
nach den Grundsätzen der Logik (daher spricht die Schule auch vom „sensus 
philosophicus*) mit Rücksicht auf die feststehende Bedeutung der vom Autor 
gebrauchten Worte im Zusammenhange seiner Darstellung fordert. Der 
„sensus ab auctore intentus*, welchen das Urteil der Kirche im Auge hat, 
wird also nach objektiven Kriterien bestimmt; dieses Urteil bezieht sich auf 
die Lehre, welche der Autor thatsächlich ausgesprochen hat, und welche 
«deshalb nach aussen hin zum Nachteil der Kirche wirksam werden musste. 
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Protest auch nicht einmal thatsächlich akkomodieren konnte, da 
dieses System die Selbständigkeit der kirchlichen Gewalten durch 
eine jede freie Bewegung hemmende Präventivkontrolle des Staates 
vernichtet und in Wirklichkeit das Jus circa sacra zu einer landes- 
herrlichen Kirchengewalt, zu einem staatlichen Kirchenregimente 
umgestaltet. Es ist begreiflich, dass die Päpste sich niemals dazu 
verstehen wollten, durch ihre Zugeständnisse die Anwendung staat- 
licher Machtbefugnisse zu autorisieren, sobald sie es als ihre 
Pflicht erkannten, gegen ein System der Bevormundung, der Ver- 
kümmerung der kirchlichen Selbständigkeit die Freiheit der Kirche 
zu verteidigen und gegenüber unabwendbaren Uebergriffen der 
Staatsgewalt den grundsätzlichen Standpunkt der Kirche zu wahren. 
Unter anderen Verhältnissen hingegen hat die Kurie nicht bloss 
kein Bedenken getragen, die unbestrittene Anerkennung der in 
den Staatsgesetzen als Konsequenzen des Oberaufsichtsrechts be- 
anspruchten Rechte der Staatsgewalt durch besondere Weisungen 
an die Kirchenobern des Landes zu sichern: die Kurie hat ın 
den Konkordaten der modernen Zeit auch vertragsmässige Fest- 
setzungen zugestanden, welche den Regierungen die Ausübung 
solcher nach moderner Auffassung im Jus circa sacra begrün- 
deter staatlicher Rechte gewährleisten sollen. Die neueren Kon- 
kordate enthalten Vertragsbestimmungen, kraft deren der Papst 
Machtbefugnisse der Staatsgewalt anerkennt, welche die Gesetze 
des Staates als Aeusserungen der Kirchenhoheit (des Oberauf- 
sichtsrechts) gegenüber den privilegierten Kirchen grundsätzlich 
allgemein in Anspruch nehmen. Das prägnanteste Beispiel dieser 
Art bietet das französische Konkordat von 1801; denn hier 
enthält sogar der Wortlaut des Konkordates das förmliche 
Zugeständnis des Papstes, dass die von der Staatsgewalt be- 
anspruchten Aufsichtsrechte aus Rücksichten der öffentlichen Ord- 
nung und des konfessionellen Friedens begründet und notwendig 
sind. („En consöquence ... tant pour le bien de la religion 
que pour le maintien de la tranquillit& interieure, ils sont con- 
venus de ce qui suit: “Art. I. La religion catholique ... . sera 
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librement exerc&e en France; son culte sera public, en se con- 
formant aux röglements de police que le gouvernement jugera 
necessaires pour la tranquillit€ publique“.) Herrmann (vgl. dessen 
Artikel „Konkordate* im Deutschen Staatswörterbuch [1860] Bd. V 
S. 706) giebt der Ansicht Ausdruck, Pius VII. habe sich „nur im 
Drange der Zeitumstände® zu diesem Zugeständnisse herbei- 
gelassen — und insoferne Herrmann dabei die bedeutsame Form 
des päpstlichen Zugeständnisses im Auge hat, müssen wir die Rich- 
tigkeit seiner Bemerkung zugeben. Nur die moralische Zwangslage, 
welche Pius VII. damals auch zu anderen aussergewöhnlichen 
Schritten gedrängt hat (man erinnere sich nur an die Absetzung der 
die Resignation verweigernden Bischöfe!), kann es erklären, dass 
der Papst — mit Zustimmung der Majorität des Kardinalkolle- 
giums — den Vorstellungen Consalvis nachgab und durch einen 
solennen Ausspruch das vom Staate geforderte Aufsichtsrecht 
in einer bestimmten Beziehung als durch die thatsächlichen Ver- 
hältnisse gerechtfertigt anerkannte®. Kein Staat vermochte seit- 


® Ueber die Geschichte der Verhandlungen liegen uns jetzt die authen- 
tischen Dokumente aus den französischen und römischen Archiven vor, 
welche bei Boulay de la Meurthe, Documents sur la negociation du 
concordat . . . (tome III, Paris 1893) vollständig veröffentlicht wurden 
(einige derselben auch schon bei Aug. Theiner, Histoire des deux con- 
cordats ... conclus en 1801 et 1803. Paris 1869. t. I, II). Die Mitteilungen 
im IV. Bande des Arch. f. kath. K.R. und die Darstellung Haussonvilles 
(L’Eglise Romaine et le premier Empire, IIIme edit., t. I p. 110ff.), welche 
sich nur auf die wenig verlässlichen Memoiren Consalvis (??) stützen, sind 
antiquiert. 

In dem Projekte, welches seit dem 13. Juli 1801 auf Geheiss Na- 
poleons die Grundlage der letzten Verhandlungen bildete, lautete der Art. I: 
„La religion... en France. Son culte sera public, en se conformant toute- 
fois aux röglements de police que le gouvernement jugera necessaires* (vgl. 
Du Boulay No. 640 p. 201, No. 644 p. 211). In der allgemeinen Fassung 
dieses Schlusssatzes erblickte Consalvi die Gefahr, dass man den Artikel I 
als eine offizielle Erklärung des hl. Stuhles betrachten werde, welche die 
Abhängigkeit der Kirche vom Staate ohne Beschränkung zugestehe und die 
Kirche der Willkür der Regierung preisgebe. Dem entgegenkommenden Ver- 
halten Joseph Bonaparte’s war es zu danken, dass Consalvi, sozusagen 
zu seiner Gewissensberuhigung, wenigstens die Aufnahme des Zusatzes „pour 


38 Abhandlungen. 


her bei Konkordatsverhandlungen eine derartige förmliche An- 
erkennung seines Standpunktes durchzusetzen und zu erwirken, 


la tranquillit& publique“ durchsetzen konnte. Mit der Beifügung dieser 
„parole interessantissime“ (vgl. die der Depesche Consalvis an den Leiter 
des Staatssekretariates Kardinal Doria, vom 16. Juli 1801, beigeschlossenen 
Erläuterungen zum Konkordate, Du Boulay No. 648 p. 245) glaubte Consalvi, 
dessen Meinung in der Folge auch der Papst und die Mehrheit der Kardinäle 
billigten, einen wichtigen, den Standpunkt der Kirche wenigstens grund- 
sätzlich wahrenden Erfolg errungen zu haben; die Regierung sei im Sinne 
des Konkordates verpflichtet, die Kirche keinen anderen Beschränkungen zu 
unterwerfen als jenen, welche in der Rücksicht auf die öffentliche Ruhe ihre 
Begründung finden. Vgl. Consalvis Erläuterungen bei Du Boulay No. 648 
p. 244f.:.... „Trovammo ben diverso che Nostro Signore si sottoscrivesse 
a un articolo sine causa, dicendo che il culto sar& pubblico en se conformant 
aux reglements de police, ovvero dicesse conformement aux reglements ... 
necessaires pour la tranquilite publique. In tal redazione si parla di forza 
.. . di necessitä risultante dall’ oggetto di tranquillitä pubblica, Puö dunque 
sembrare raggionevolissimo che Nostro Signore, nelle circostanze nelle quali 
si trova la Francia, e nelle quali & verissimo che una... pubblicitä illi- 
mitata disturberebbe . . .. la tranquillitä pubblica, non abbia difficoltä sull’ 
en se conformant . . . pour la tranquillite publique. In secondo luogo quelle 
parole p.!.t. p. determinano talmente la natura dei reglements in questione 
che non ci & piü pericolo che possano estendersi ad altra cosa, o almeno 
il papa non dice altro*. Consalvi, welcher selbst am besten wusste, dass 
der von ihm verlangte Beisatz thatsächlich keine Schranke für das souveräne 
Ermessen der Regierung bedeute, begnügte sich schliesslich mit dem morali- 
schen Erfolge, dass im. Konkordate wenigstens nicht (wie dies Napoleon ge- 
fordert hatte) das allgemeine und grundsätzlich unbeschränkte Oberaufsichts- 
recht des Staates ausdrücklich anerkannt war. (Vgl. Du Boulay ]. c. p. 243: 
„Il Console ..... non vuole poi dirlo con frasi restrittive, per non pregiudi- 
care i suoi diritti, quali egli pretende — come tutti i principi, nella riga di 
protettori, di custodi della Chiesa — essere generali, e non ristretti n£& da 
durata di tempo, ne da qualitä di circostanze“; s. das. auch p. 239, 240.) 
Das Vorgehen Consalvi's, welcher sich mit der Tradition der Kurie („Mai 
rilasciare il rigore della massima in iure“, „mentre circa il fatto lo soffriamo 
dappertutto“) in Widerspruch setzen musste, kann man nur daraus erklären, 
‘dass er die unberechenbaren Folgen des von Napoleon angedrohten Ab- 
bruches der Verhandlungen abwenden wollte. Deshalb liess Consalvi sich 
endlich zu einem bisher nie von Rom gewährten Zugeständnisse bereit finden 
und übernahm die volle Verantwortung für die Ueberschreitung der ihm vom 
Papste gewährten Vollmachten (... interpretai dunque quelle parole — 
seiner Vollmachten — di poter fare dei cambiamenti, „purch& fosse salva 
la sostanza“, non piü della sostanza del progetto rimesso qui da Sua Santitä, 
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dass in der solennen Vertragsurkunde die unabweisbare innere 
Berechtigung solcher Ansprüche des modernen Staates als offi- 


del quale .. . la sostanza veniva a perire, ma l’interpretai della sostanza 
della cosa stessa, onde mi applicai a vedere findove si poteva giungere senza 
offesa della religione“. Vgl. die Depesche Consalvis an Doria vom 16. Juli 
1801 bei Du Boulay No. 647 p. 233, und bei Theiner, tome II, Pieces justif. 
p- 65). Die jetzt veröffentlichten Akten legen auch Zeugnis dafür ab, dass 
Consalvi stets bereit war die Konsequenzen seines Vorgehens zu tragen, und 
dass er in Rom mit aller Energie für die Ratifikation des von ihm einmal 
für unerlässlich erkannten Zugeständnisses eintrat, als diese im Konsistorium 
auf Schwierigkeiten stiess, weil der Artikel „o riconosceva un diritto nella 
podesta laica, o almeno assoggettava la Chiesa a soggezione che mai ha 
ammessa“. (Ueber die Bemühungen Consalvis vgl. dessen Depesche aus 
Rom an Msgr. Spina in Paris, vom 16. August 1801, bei Du Boulay No. 738 
p. 406ff. „Io non posso dirle abbastanza, quale fatica siasi dovuta fare per 
sbrigare l’affare della ratifica .... Giunto io ed avendo procurato di fare 
bene capire le cose .. .*) 

Die „Memoiren“ Consalvis (?) wissen davon zu erzählen, dass Con- 
salvis Nachgiebigkeit vor allem den Pressionen seiner Berater Msgr. Spina 
und P. Caselli zuzuschreiben sei. Diese seien entschlossen gewesen, den 
Artikel I auch im Widerspruche mit dem Staatssekretär, sogar in der 
von Napoleon vorgeschlagenen Fassung, welche „das Dogma nicht ver- 
letze“, „anzunehmen und zu unterzeichnen“, eventuell wenn dies nicht zu- 
gelassen würde, gegen das Verhalten Consalvis einen förmlichen Protest 
einzulegen und letzterem allein die Verantwortung für die Folgen des 
Bruches mit Napoleon zu überlassen. Unter dem Eindrucke dieser ihm vor 
Beginn der entscheidenden Konferenz abgegebenen Erklärung habe Consalvi 
mit Joseph Bonaparte verhandelt, nachdem er bei Spina und CÜaselli 
nichts weiter hatte erreichen können, als dass sie ihre Absicht vor dem 
Abschluss der Konferenzen den Bevollmächtigten Napoleon’s nicht mitteilen 
sollten. (Vgl. die deutsche Ausgabe der „Memoiren“, Paderborn 1870, 
S. 818ff.; Arch. f. kath. K.R. IV S. 339ff) Diese Angaben sind schon 
an sich ganz unglaubwürdig; Consalvi war nicht der Mann, welcher sich 
solchen Uebergriffen seiner Untergebenen gefügt, und sich zu einem Schritte 
hätte drängen lassen, den er nicht voll und ganz verantworten wollte. Wie 
auch die „Memoiren“ selbst — und in diesem Punkte im Einklange mit den 
Akten — berichten, gebührte Spina und Caselli nach dem Eintreffen des 
Kardinal-Staatssekretärs kein Recht:mehr, sich überhaupt an den Verhand- 
lungen zu beteiligen; ihre Vollmachten waren als erloschen zu betrachten, 
und es war nur ein Akt konventioneller Rücksicht, wenn. Consalvi, um die 
Verdienste seiner Berater anzuerkennen, ihnen gestatten wollte, den Vertrag 
mitzuunterzeichnen (vgl. auch die „Memoiren“ S. 302). Der Bericht der 
angeblichen „Memoiren“ ist ganz zu verwerfen: Msgr. Spina und Caselli 
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zielles Motiv der päpstlichen Zugeständnisse zum Ausdrucke ge- 
lange. Der politische Wert des Einvernehmens mit dem Papste 
hängt jedoch nicht wesentlich von der Form der erzielten Zu- 
geständnisse ab. Wenn der Papst auch nur durch eine Erklärung, 
welche sich in der üblichen „Kurialsprache“ bewegt und es ver- 
meidet, die in den Verhältnissen des Staates begründete Be- 
rechtigung der Staatsgesetze ausdrücklich anzuerkennen, die kirch- 
lichen Organe verpflichtet den Forderungen des Staates zu ent- 
sprechen, so ist doch immer durch diese Zusicherungen des Papstes 


waren einsichtig genug, um ihre Stellung nicht zu verkennen und sich nicht 
einer unzweideutigen Zurechtweisung auszusetzen. Ebensowenig werden wir 
das Andenken des grossen Staatsmannes Consalvi verunglimpfen dürfen, in- 
dem wir dem Gedanken Raum geben, er habe nachträglich die Verantwortung 
von sich abwälzen und deshalb in seinen „Memoiren“ die Annahme des Ar- 
tikels I als das Werk Spinas und Casellis hinstellen wollen. 

Die von Du Boulay herausgegebenen Dokumente erbringen den un- 
umstösslichen Beweis, dass Consalvi auch thatsächlich die Seele der ganzen 
Verhandlungen, und dass sein energisches Eingreifen allein bestimmend 
war; vgl. die Zuschrift Spinas an den Leiter des Staatssekretariates 
Kardinal Doria, vom 16. Juli 1801, bei Du Boulay No. 653 S. 266. Wer 
die bereits citierte (die Schwierigkeiten der Ratifikation betreffende) De- 
pesche Consalvis an Spina vom 16. August 1801 gelesen hat, wird ins- 
besondere bezüglich des vielbesprochenen Artikels I sofort den Eindruck 
gewinnen, dass Consalvi im Bewusstsein seiner vollen persönlichen Ver- 
antwortung die Ratifikation durchzusetzen bestrebt war, und dass der 
Empfänger der Depesche bei den Konferenzen über den Artikel I keine 
leitende Rolle gespielt haben konnte. Geradezu vernichtend jedoch für 
die in den „Memoiren“ vorgebrachte Behauptung klingt der aktenmässige 
Wortlaut der Antwort Spinas an Consalvi (Bericht an den Staatssekretär 
über die Pariser Ratifikationsverbandlungen vom 28. August 1801, Du Boulay 
No. 775 S. 475ff.), welche mit dem folgenden Satze beginnt: „Non sono 
punto sorpreso della discrepanza delle opinioni sull’ articolo primo della con- 
venzione. Bench& esaminate tutte le circostanze e ben ponderata la forza 
delle parole, fossi io disposto ancora a sottoscriverla, lo farei sempre egual- 
mente colla medesima trepidazione* ... So spricht Spina in einem an 
Consalvigerichteten Schriftstücke über den Artikel I, ungeachtet des 
vom Staatssekretär bei der Schlusskonferenz vom 15. Juli 1801 erwirkten 
Zusatzes — und da soll man es für möglich halten, dass Spina vor der 
Schlusskonferenz den Staatssekretär durch unerhörte Pressionen zur Annahme 
des unveränderten Artikels bestimmen wollte! 
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dem Staate die volle Bürgschaft geboten, dass die Durchsetzung 
seiner das staatliche Oberaufsichtsrecht wahrenden Gesetze ohne 
Konflikt mit der katholischen Kirche möglich sein werde. 

Das Verhalten der katholischen Kirche gegenüber den Aeusse- 
rungen des staatlichen Kirchenhoheitsrechts im modernen pari- 
tätischen Staate ist also lediglich eine Frage der Kirchen- 
politik”). Man wird darum dem Urteile jener älteren Publizisten 
(s. z. B. Zöpfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staats- 
rechts II 858; vgl. übrigens schon J. J. Moser, Von der Landes- 
hoheit im Geistlichen [1773] S. 380) auch heute noch völlig 
‘ beipflichten dürfen, welche--die Schwierigkeit weniger in der 
prinzipiellen Frage, als in der wichtigen praktischen Aufgabe des 


" Einer Politik jedoch, welche bei ihrem konservativen Charakter strenge 
an ihren Ueberlieferungen festhält, so dass, wer die Zeugnisse der Geschichte 
würdigt, im einzelnen Falle über die zu erwartende Entscheidung kaum im 
Zweifel sein kann. Unsere Bemerkung (vgl. oben Bd. V S. 67), dass die 
christlichen Kirchen für den Staat nicht unbekannte Grössen und unberechen- 
bare Potenzen sind, gilt vor allem von der katholischen Kirche; die Politik 
der Päpste ist immer festen Grundsätzen gefolgt, deren Bahnen kein Papst 
— trotz seiner formell unumschränkten Gewalt (vgl. hiezu oben Bd. V S. 148) 
— je verlassen wird. „Die Stärke und Sicherheit der apostolischen Macht 
ruht überall auf der festen Tradition . . . ibrer Politik... Die zweihundert 
zweiundsechzig Papstregierungen zeigen in einer Richtung eine erstaunliche 
Verwandtschaft und Aehnlichkeit .. . sie behandeln die grossen Fragen von 
Staat und Kirche nach wesentlich gleichen Gesichtspunkten ... die Prin- 
zipien ihrer Politik waren immer dieselben .. .. In diesem Punkte lag eine 
unverwüstliche Stärke der Tradition, an deren Ausbildung und Verwirklichung 
die verschiedensten Persönlichkeiten mit gleichem Eifer arbeiteten... Der 
einzelne Mensch tritt zurück, das Persönliche verschwindet hinter dem 
Papste, der immer der Papst bleibt.“ (Ottokar Lorenz, Papstwahl und 
Kaisertum 8.1, 6, 7.) 

Die unter dem Namen „Esposizione dei sentimenti di Sua Santitä 
Pio VII.“ bekannte Note Consalvis vom 10. August 1819 (vgl. die deutsche 
Uebersetzung bei Roskoväny, Monumenta catholica II p. 111ff.) entwickelt 
in ihren einleitenden Bemerkungen die traditionellen Grundsätze der 
Kirchenpolitik; von besonderem Interesse für uns ist, dass Consalvi (vgl. 
Pkt. 6 S. 120) hier ausdrücklich das Verlangen zurückweist, es solle „in 
einer vom Kirchenoberhaupte genehmigten Erklärung eine unumschränkte 
Gewalt der Souveräne circa sacra“ anerkannt werden. 
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Staatmannes erkennen, der die notwendigen Konsequenzen des 
staatlichen Aufsichtsrechts verwirklichen soll, ohne die Forde- 
rungen des Staatswohles zu beeinträchtigen, aber auch ohne 
vitale kirchliche Interessen zu verletzen und damit gefährliche 
Kollisionen zwischen der staatlichen und kirchlichen Autorität 
herbeizuführen. 

Es wäre ja — was auch die katholische Kirche nicht leugnet 
— im Widerspruche mit allen Begriffen gesellschaftlicher Ord- 
nung, wollte man dem modernen Staate zumuten, den Kirchen 
eine unbeschränkte Freiheit zu gewähren, und ihm die Befugnis 
absprechen, in letzter Instanz selbst darüber zu entscheiden, ob 
ohne Gefahr für das Wohl des Staates und ohne Beeinträchti- 
gung des konfessionellen Friedens alle Forderungen gewährt wer- 
den können, welche die einzelnen Konfessionen im Namen der 
ihnen zugesicherten Selbständigkeit oder auf grund des Prinzips 
der Gewissensfreiheit erheben®, Die Staatsgewalt muss als eine 


8 Vgl. Gengler, Ueber eine angeblich zu hoffende Indifferenzierung des 
Katholizismus und des Protestantismus u. s. w., in der Tübing. Theol. Quartal- 
schrift 1832 S. 243, dessen „Aphorismen“ (vgl. über diese Schrift Genglers 
oben Bd. V S. 130ff.) in der Tübing. Theol. Quartalschrift 1832, S. 489ff.; 
Phillips Kirchenrecht III S. 540, 555, 556; Ketteler, Die preussischen Ge- 
setzentwürfe über die Stellung der Kirche zum Staat S. 46f., dessen „Der 
Kulturkampf gegen die katholische Kirche und die neuen Kirchengesetzentw. 
für Hessen S. 63. — Anlässlich des obigen Citates aus Genglers „Apho- 
rismen“ möchte ich hier noch die Bemerkung beifügen, dass mir vor kurzem 
eine anonyme, im Jahre 1834 erschienene Polemik gegen die „Aphorismen“ 
Genglers bekannt geworden ist („Ansichten eines freisinnigen katholischen 
Theologen über das Verhältnis zwischen Kirche und Staat... Sulzbach 1834). 
Eine Verteidigung der Koordinationstheorie würde man hier jedoch ver- 
geblich suchen; der Verfasser des Schriftchens hat nicht einmal erkannt, 
dass die Aphorismen die Spitze ihrer Beweisführung gegen das System 
der Koordination richten. Er hat die Tendenz der Aphorismen ebenso- 
wenig richtig gewürdigt, wie Fidelis Haiz (über den letzteren vgl. oben Bd. V 
S. 136 N. 90); „der freisinnige katholische Theologe“ bekämpft in Gengler 
vor allem den vermeintlichen Widersacher der „vollkommenen Religions- 
freiheit“ und den Verteidiger des mittelalterlichen Supremates der Kirche. 
Die ganze Kritik kommt selten über ein an der Oberfläche haftendes Räson- 
nieren hinaus; geradezu unangenehm jedoch berühren die Neigung des Ver- 
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neutrale, den Kirchen formell übergeordnete Macht ihre Superi- 
orität zur Geltung bringen, indem sie gerade im Interesse der 
religiösen Freiheit und des Friedens der im Staate aufgenommenen 
Bekenntnisse den Kirchen nur eine rechtlich geordnete und be- 
grenzte Freiheit und Selbständigkeit gewährt. Mit dem Ziele 
und Grunde der „dem relativen Bedürfnisse unserer Zeit“ allein 
entsprechenden Superiorität des Staates sind aber zugleich auch 
die naturgemässen moralischen und politischen Grenzen für diese 
Abhängigkeit der Kirche vom Staate von selbst gegeben. Es 
ist nicht Beruf und Aufgabe des Staates, dass er das eigentüm- 
liche Gebiet der Kirche seiner Herrschaft unterwerfe, die Kirche 
zu einer Staatsanstalt, „die Religion zu einem dienenden Element 
der Politik“ (Moy de Sons) mache, noch dass er die Selbständig- 
keit des kirchlichen Lebens durch Beschränkungen der kirchlichen 
Freiheit verkümmere, welche nicht wirklich in der Rücksicht auf 
den öffentlichen Frieden und die staatliche Ordnung, auf die vom 
Staate gewährleistete Parität, bezw. Koexistenz der verschiedenen 
Bekenntnisse begründet sind. Nicht die Beherrschung und Ver- 
gewaltigung also, sondern die Garantie der Freiheit der 
Kirchen ist Ziel und Zweck des Jus circa sacra; es ist die Auf- 
gabe des modernen Staates, der Kirchengewalt die Freiheit und 


fassers zur Sylbenstecherei und die gelegentlich angebrachten politischen 
Witze. Dass sein Standpunkt der naturrechtliche ist, brauche ich wohl kaum 
ausdrücklich hervorzuheben. Wie das Vorwort des 36 Seiten umfassenden 
Schriftchens berichtet, war diese Entgegnung „ursprünglich für die Tübinger 
theologische Quartalschrift bestimmt“; die Redaktion der letzteren hatte je- 
doch die Aufnahme einer Entgegnung grundsätzlich abgelehnt. Diese Mit- 
teilung bestätigt offenbar in eklatanter Weise die von uns oben (vgl. Bd. V 
S. 130—137) ausgesprochene Ansicht, dass massgebende Kreise des katho- 
lischen Deutschland bestrebt waren, die „Aphorismen“ in Vergessenheit zu 
bringen, und deshalb jede Polemik vermieden sehen wollten. In diesem 
Sinne hatte man, wie es scheint, auch auf die Redaktion der Tübinger 
Quartalschrift eingewirkt; denn während die letztere bei der Veröffent- 
lichung der „Aphorismen“ sogar selbst „Gegenbemerkungen“ in Aussicht 
gestellt hatte, wurde in der Folge die Aufnahme einer Entgegnung einfach 
unter dem Vorwande verweigert, dass die Redaktion sich grundsätzlich „mit 
ihren Mitarbeitern nicht in Opposition setzen wolle“. 
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Selbständigkeit im weitesten Umfang zu sichern, so weit als dies 
überhaupt möglich ist, ohne dass der innere Friede und die Ord- 
nung des Staates gestört werde. 

Diese Auffassung des Standpunktes der katholischen Kirche 
in unserer Frage ist freilich nicht im Einklang mit einer Doktrin, 
welche längst den Anspruch erhoben hatte, als Ausdruck der 
„katholischen Wahrheit“ zu gelten, und welche seit mehreren 
Decennien auch in Deutschland wieder eine Reihe begeisterter 
Anhänger gefunden hat. Da diese Stimmen eifrig bestrebt waren, 
ihre Behauptungen als die Lehre der Kirche zu verkünden, so 
glaubten auch die Gegner der kirchlichen Freiheit mit einer ge- 
wissen Berechtigung auf diese Theorie hinweisen und die Ver- 
teidiger des Systemes der Kirchenfreiheit als naive Illusionisten, 
oder gar als unaufrichtige Politiker und verkappte Feinde des 
modernen Staates bezeichnen zu dürfen. Man hält da die Be- 
hauptung für unanfechtbar, dass das Dogma, oder dass zum 
mindesten die offizielle Lehre der katholischen Kirche, welche alle 
ihre Glieder zu gläubiger Annahme und innerer Zustimmung ver- 
pflichtet, von diesen die rücksichtlose und unbedingte Verwerfung 
des im modernen paritätischen Staate bestehenden Verhältnisses 
von Staats- und Kirchengewalt fordert. Der modernen Ent- 
wicklung dieses Verhältnisses dürfe man vom katholischen Stand- 
punkte auch nicht einmal eine relative Berechtigung zuerkennen. 
Denn diese Entwicklung ist — so behauptet man — unvereinbar 
mit dem „göttlichen Rechte“ der Kirche, sie ist im Widerspruche 
mit der kirchlichen Lehre, welche die stets und überall mass 
gebende Norm für das Verhältnis von Staat und Kirche, den 
Supremat der Kirche in der gesellschaftlichen Ordnung als eine 
unumstössliche katholische Wahrheit verkündet. Die Gesetze des 
Staates, welche dessen Kirchenhoheit zur Geltung bringen sollen, 
sind nach der Auffassung der Kirche, die selbst eine bloss for- 
' melle Souveränetät des Staates im Gebiete der äusseren Rechts- 
ordnung niemals zugestehen könne, an sich absolut nichtig und 
unverbindlich, „weil sie von einer inkompetenten Autorität aus 
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gehen“ ®, Die Forderungen des modernen Staates, welche dieser 
auf grund seines vermeintlichen Jus circa sacra erhebt, sind nichts 
weiter als „rechtswidrige Usurpation“. BRücksichten der Klugheit 
und der geordneten Selbstliebe können allerdings für die katho- 
lischen Unterthanen die Pflicht begründen, solchen Gesetzen des 
Staates sich zu fügen und die angemassten Machtbefugnisse der 
Staatsgewalt thatsächlich zu respektieren, wenn die Verweigerung 
des Gehorsams keinen Erfolg verspricht und ein solcher aussichts- 
loser Widerstand vielleicht nur noch grössere Uebel herbeiführen 
würde. Diese Rücksichten erklären auch das Verhalten der 
höchsten kirchlichen Autorität gegenüber den Forderungen des 
modernen Staates. Da über den unveränderlichen Rechtsstand- 
punkt der Kirche, der ja ein Postulat ihrer Glaubenslehre und 
des göttlichen Rechtes sei, ohnedies kein Zweifel bestehe, so 
habe die Kurie unter Umständen auch darauf verzichten können, 
kirchlichen Organen und katholischen Staatsunterthanen, welche 
sich zur Vermeidung grösserer Uebel den Massregeln des Staates 
fügen müssen, eine ausdrückliche Rechtsverwahrung zur Pflicht 
zu machen, wenn ein solcher Protest gefährlich und nutzlos, eine 
Missdeutung ihres Verhaltens aber nach der ganzen Sachlage 
auch ohne Protest nicht zu besorgen war. Wenn der Papst 
durch ein Indult oder Konkordat einer Staatsregierung hinsicht- 
lich der Kirche ihres Landes Befugnisse gewährt, welche die 


®° Wir hören deshalb in einer erst vor wenigen Jahren publizierten, 
weiteren Kreisen zugänglichen Darstellung, dass solche Gesetze, als „in keiner 
Weise verpflichtende Verordnungen“, auch „keine wirklichen Verordnungen“ 
sind. Diese Vorschriften, welche „von einer inkompetenten Autorität aus- 
gehen“, sind „weder Gewissens-, noch wirkliche Staatsgesetze*. „Darüber 
kann“ namentlich dann „kein Zweifel bestehen, wenn die kirchliche Autorität 
diese Gesetze für nichtig erklärt“, obgleich „dies an sich gar nicht not- 
wendig ist“ — ein Standpunkt, welcher unseres Erachtens nur „zur 
Zerrüttung des Rechtsgedankens“ führt, wovor Rauscher schon vor einem 
Vierteljahrhundert die kirchlichen Kreise warnte, als solche Lehren, welche 
freilich unabweisbare Folgesätze des kirchlichen Supremates sind, in der 
Litteratur des katholischen Deutschland noch weniger geläufig, geschweige 
denn popularisiert waren. 
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moderne Anschauung auf das Jus circa sacra stützt, so kam 
ein solches Zugeständnis des Papstes den Standpunkt des kirch- 
lichen Rechts und die unbedingte rechtliche Superiorität der 
Kirchengewalt nicht beeinträchtigen. Die Staatsgewalt kann diese 
ihr vom Papste konzedierten Befugnisse gerade so wie die auf 
einem päpstlichen Indult beruhenden Rechte, welche dem Staats- 
oberhaupte einen Antheil an der Verwaltung der kirchlichen 
Jurisdiktion gestatten !', nur auf grund des erklärten Willens der 
kirchlichen Autorität, und nur innerhalb jener Schranken geltend 
machen, welche das kirchliche Recht der Bedeutung solcher 
Privilegien gezogen hat. Mit einem Wort, es handelt sich in 
solchen Fällen immer um ein blosses, grundsätzlich stets wider- 
rufliches Indult des Papstes; der Widerruf solcher Zugeständ- 
nisse muss dem Papste immer freistehen, sobald eine gegründete 
Ursache, insbesondere wenn wichtige Rücksichten der Oppor- 
tunität, das Wohl der Gläubigen und der Schutz kirchlicher 
Interessen dies fordern!!, — nicht etwa nur, wenn der Staat die 


10 Patronatsprivilegien, Nominationsindulte u. s. w. 

1! Wir waren bestrebt den Gedanken, welcher den Ausführungen der 
Jüngsten Vertreter dieser Theorie in Deutschland zu grunde liegt, in einer, 
vielleicht ihren wirklichen Intentionen entsprechenden, gemilderten Fassung 
wiederzugeben; ihre eigene Formulierung klingt viel schroffer, weil sie sich 
für verpflichtet halten, das Prinzip mit aller Schärfe zu betonen, dass die 
unveräusserliche apostolische Machtfülle (die „Vollgewalt“) des Papstes grund- 
sätzlich durch kein Konkordat beschränkt und geschmälert werden könne, 
wenn auch die stets loyale, ihre Zusagen bis zur Grenze des Mögliche 
getreu erfüllende Politik der römischen Kirche kaum je einem Staate Anlass 
zur Beschwerde bieten werde: Der Papst wird nicht „ohne Grund von 
dem Rechte seiner Vollgewalt Gebrauch machen“; es wäre „eine Beleidigung 
des hl. Stuhles“ anzunehmen, dass „er nach reiner Willkür vorzugehen pflege“. 
Die dem Staate durch das Konkordat eingeräumten Rechte sind, wie alle 
Rechte des Staates, doch immer „abhängig von der indirekten Gewalt der 
Kirche“; sie können deshalb „von der Kirche aus Gründen des öffentlich 
kirchlichen Wohles beschränkt und aufgehoben werden“. Oder — um jetzt 
einem anderen Vertheidiger des Supremates der Kirche das Wort zu gebe: 
„Würde die Kirche ohne Grund das ... Zugeständnis widerrufen, so wäre 
das gewiss Treubruch — aber die Gewalt ..., jederzeit die im Konkordate 
bewilligten Privilegien zu widerrufen, kann kein Katholik in Abrede 
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von ibm übernommenen Verbindlichkeiten verletzt oder durch 


stellen“. „Allein wenn der Papst auch trotz Konkordat diese Gewalt 
besitzt und besitzen muss, so ist es weder jemals einem Papste eingefallen, 
nach Willkür und Laune von dieser Gewalt Gebrauch zu machen, noch hat 
unseres Wissens auch nur ein einziger Vertreter der Privilegientheorie einer 
willkürlichen, unmotivierten, und daher unvernünftigen Aufhebung der im 
Konkordate gemachten Konzessionen das Wort geredet.“ Eine so schroffe 
und entschiedene Betonung des prinzipiellen Standpunktes haben, wie uns 
scheint, selbst die italienischen Vertreter der Privilegientheorie 
regelmässig nicht für notwendig gehalten. Es ist nicht ohne Interesse 
dies hervorzuheben, schon deshalb, weil die Ansichten dieser Schriftsteller 
in Deutschland so Vielen als „das Extrem der kurialistischen Auffassung“ 
gelten. (Damit ist man also nicht minder im Unrechte, wie mit der Be- 
hauptung, welche die Privilegientheorie der ganzen römischen Schule im- 
putiert, obwohl die Mehrzahl der römischen Kanonisten sich zur Vertragstheorie 
bekennt.) Zum Belege für unser Urteil dürfen wir nicht bloss auf Audisio 
verweisen, welcher — wohl gerade deshalb, weil er Anhänger der Privilegien- 
theorie ist — den einseitigen Rücktritt des Papstes selbst als einen bloss 
hypothetischen Fall nicht in Diskussion ziehen wollte (Fundamenta iuris 
naturae et gentium. Edit. Neapolit. 1853, lib. III tit. XII p. 321ff.; s. 
insbes. n. XI—XVII p. 323ff); auch Camillo Tarquini’s Institutionen 
(Juris ecclesiastici Institutiones. Editio X., Romae 1885, p. 71ff.) be- 
streiten den Vertragscharakter der Konkordate mit katholischen Fürsten 
vorwiegend um theoretischer Bedenken willen. Tarquini giebt zu, dass die 
Kirche nichtkatholischen Fürsten gegenüber sich vertragsmässig verpflichten 
könne (p. 80), während sie die Konkordate mit katholischen Fürsten that- 
sächlich ebenso wie Verträge so lange respektiert, als dies mit der „ratio 
salutis aeternae“ vereinbar ist. (Auch Verträge können ja nicht mehr ver- 
pflichten, sobald sie „mutatis circumstantiis sine detrimento salutis aeternae 
adeoque sine percato“ nicht eingehalten werden können. Ibid. p. 80.) 
Aussprüche, welche mit den oben aus der neuesten deutschen Litteratur 
citierten verglichen werden könnten, finden sich höchstens in dem polemischen 
Briefwechsel Tarquinis, welchen das von ihm dem Buche Bonalds gespendete 
Jkob veranlasst hat: „Nessuno mai disse, che al Papa sia lecito di abolire 
i concordati per un mero capriccio (!!) e senza motivi ragionevoli. Ma, posto 
un motivo ragionevole (!), ... non sarebbe conforme alla dottrina cattolica 
asserire ..., che i Romani Pontefici in tal circostanza non abbiano mai 
receduto da quello, che i loro predecessori avevano sotto le piü strette 
forme a qualche principe conceduto.“ (Vgl. namentlich die in sehr scharfem, 
ja persönlich gereiztem Tone gehaltene Replik Tarquinis auf das offene 
Schreiben des späteren Kardinals De Angelis, in deutscher Uebers. im Arch. 
f. kath. K.R. XXXVII S. 60ff., vollständiger im italienischen Texte bei 
Liberatore, La chiesa e lo stato, ediz. sec. Napoli 1872, p: 371ff.) Aus 
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fortdauernden Missbrauch der ihm eingeräumten Rechte der Kirche 
schweren Schaden zufügt '?. 

Diese Doktrin kommt offenbar mit der älteren extremen 
Richtung des ihr so verhassten „Liberalismus“ darin überein, dass 
sie die geschichtliche Ansicht des Rechtslebens verleugnet, von 
ihrem wesentlich naturrechtlichen Standpunkte die geschichtlich 
entwickelten Ordnungen jedes rechtlichen Ansehens entkleidet 
und ihnen ein allein und überall giltiges Normalrecht als ewig 
wahre, unantastbare göttliche Ordnung gegenüberstellt. Die 
positive und geschichtliche Natur des Rechts wird verkannt, die 
Autorität der legitimen Bildungen menschlicher Freiheit als eine 
„nichtige* behandelt, während sie nach dem Gesetze der Ent- 


dieser Replik möchte selbst Liberatore (l. c. p. 381) „alcune frasi alquanto 
incisive“ lieber entfernt sehen, obwohl ihm die Gründe Tarquinis für „evi- 
dent“ und „jedem vorurteilslosen Beurteiler einleuchtend“ gelten. Liberatore 
ist keineswegs, wie dies in Deutschland öfter behauptet wurde — vgl. Hergen- 
röther, Katholische Kirche und christlicher Staat 8. 798 f., Vering, Kirchen- 
recht, III. Aufl., S. 353 —, ein Gegner Tarquinis, den man als Vertreter 
einer singulären Vertragstheorie anzusehen hätte. Liberatore billigt vielmehr 
ausdrücklich die Auffassung und deshalb auch die Definition Tarquinis (vgl. 
l. c. p. 359, 360, 363, 364, 371, 381 ff.), und Liberatore will diese Auffassung 
überdies auch auf die Konkordate zwischen dem Papste und einem nicht- 
katholischen Souverän anwenden („L'autoritä politica, rispetto al governo 
dei cattolici, & di natura sua subordinata all’ autoritä spirituale ... qualun- 
que sia il soggetto, in cui ella per avventura si trovi ... dunque trattando 
col Pontefice, in qualitä di sovrano dei cattolici, non gli sta di fronte altri- 
menti, che in qualitä di subordinato e soggetto. 1. c. p. 385). Von seiner 
Gewalt, das Konkordat aufzuheben, soll der Papst Gebrauch machen, „quando 
il ben della Chiesa imperiosamente il richiede“ (p. 383). Vgl. jetzt auch 
Liberatore’s Trattato del diritto pubblico ecclesiastico. Prato. 1887, 8. 411 ff. 
bis 429; insbes. S. 414, 417, 419ff., 422 ff., 427 £. 

12 Denn das wird ja auch kein Anhänger der Vertragstheorie in Ab- 
rede stellen, die eine leidenschaftliche Polemik als „Regalisten“ verdächtigen 
will. Sie können sich jedenfalls damit trösten, dass ja dann auch die Päpste 
Leo X., Julius IL[., Clemens VIII., Urban VIIL., Benedikt XIV., Pius VI. 
und Kardinal Antonelli als „Regalisten“ verurteilt werden müssen. Vgl. die 
von letzterem im Auftrage Pius IX. an den sardinischen : Geschäftsträger 
gerichtete Note de do. 19. Juli 1850, in den Acta Pii IX, Ps. I, Vol. II 
p. 165... „assumono la caratteristica di quei (trattati) che diconsi 
internazionali“. 


Singer, Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechts. 49 


wicklung in Wahrheit doch nur keine absolute ist und es niemals 
sein kann. Diese Theorie giebt in ihrem abstrakten Radikalismus 
mit der Kontinuität der Rechtsordnung auch die sittlicben Grund- 
lagen preis, in welchen das Ansehen jeder menschlichen Obrig- 
keit wurzelt. Es ist nicht „wahre Pietät“, sondern ein der 
Religiosität gefährliches Bestreben, wenn man meint verewigen 
zu können was doch nur Menschenwerk war, und wenn man 
solchen „naiven Täuschungen“!® zuliebe der kirchlichen Autorität 
in ihrem Verhältnisse zum modernen Staate die Stellung eines 
Prätendenten zugedacht hat, der für die Legitimität freier mensch- 
licher Rechtsentwicklung (welche allerdings durch Gottes Zu- 
lassung indirekt ihre höhere Sanktion erhält) das Ansehen einer 


13 Man wird diesen Ausdruck wohl nicht zu scharf finden: hat ja doch 
einer der Vorkämpfer der „moralischen und politischen Theokratie* des 
Papstthumes die Bestrebungen, welche zwischen der katholischen Kirche 
und dem modernen Staate vermitteln wollen, als das Resultat „einer naiven 
Täuschung“ erklärt, die „bei der kommenden Scheidung der Geister von 
selbst verschwinden“ werde! Das muss wohl erst die Zukunft lehren; wir 
sollen dem Urteile der Geschichte nicht vorgreifen — adhuc sub iudice lis 
est. Mit solcher Zuversicht können doch immer nur diejenigen sprechen, 
welche sich in die „naive Täuschung“ wiegen, die Bahnen der künftigen 
Entwicklung vorherbestimmen zu können und mit ihrer „Idee der christ- 
lichen Oekonomie“ des individuellen und staatlichen Lebens ein Geheimnis 
des göttlichen Weltplanes ergründet zu haben. Ist doch auch ihr Urteil 
über die Vergangenheit lediglich ein, unabhängig von den Zeugnissen der 
Geschichte, a priori feststehendes Postulat ihres grundsätzlichen Stand- 
punktes, welcher den Supremat der Kirche als die göttliche und naturnot- 
wendige Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche betrachtet und 
die geschichtliche Erscheinung dieses gottgeordneten harmonischen Ver- 
hältnisses in der hierokratischen Epoche des europäisch-germanischen Staats- 
lebens verwirklicht sieht. Dieser sog. „christliche Staat des Mittelalters“ 
(eine Bezeichnung, die offenbar ungenau und viel zu weit gefasst ist, aber 
gerade von manchen Verteidigern des hierokratischen Systemes bevorzugt 
wird) gilt ihnen als der „Ausdruck einer unveräusserlichen christlichen 
Wahrheit“, als eine „Approximation zu der Idee des göttlichen Rechts“, 
„welches in dem, jenem christlichen Staate innewohnenden Prinzip der 
Harmonie beider Gewalten allerdings ... wahrhaft ins Leben trat“. — 
Vermochte denn dieser Supremat der Kirche die gottgewollte Eintracht 
der Gewalten auch wirklich zu sichern? 
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unmittelbaren That und Stiftung Gottes behaupten möchte. 
Zwischen der katholischen Kirche und dem modernen Staate ist 
nach dieser Theorie ein wahrer Friedenszustand nicht denkbar, 
weil dieser nur auf der Grundlage eines von beiden Theilen 
anerkannten Rechtszustandes beruhen kann. Die Eintracht 
und Harmonie der Gewalten, der Friede zwischen der Kirche 
und den Staaten ist nur zu hoffen, wenn einmal der im göttlichen 
Rechte begründete Supremat der Kirche von den Staaten auch 
thatsächlich anerkannt sein wird. Die stillschweigenden oder 
ausdrücklichen Zugeständnisse des Papstes, welche die Befolgung 
der — vom Rechtsstandpunrkte der Kirche aus beurteilt — nichtigen 
und unverbindlichen Gesetze der modernen Staaten tolerieren, 
entspringen nur der Rücksicht auf die Lage der katholischen 
Unterthanen und den anerkannten Grundsätzen der Moral über 
die Grenzen positiver Pflichten. Die kirchliche Autorität durfte 
nicht nur ‘ohne jedes Präjudiz für ihren Rechtsstandpunkt den 
Kampf gegen den modernen Staat ruhen lassen: es wäre ein 
anderes Vorgehen auch sittlich und politisch nicht gerechtfertigt, 
weil und so lange die moralischen Bedingungen und thatsäch- 
lichen Voraussetzungen nicht gegeben sind, welche dem Kampfe 
für die im göttlichen Rechte begründeten Ansprüche der Kirche 
Erfolg verheissen. 

Man könnte die Polemik gegen eine Doktrin, welche den 
Grundsatz der Entwicklung und die geschichtliche Ansicht des 
Staatslebens vollständig verleugnet, heute für überflüssig halten, 
wenn die Anhänger derselben ihre Lehre nur als eine freie 
Meinung betrachten würden, welche Niemanden verpflichtet, 
der ihre Argumente nicht entscheidend findet. Unsere Gegner 
lassen jedoch das Prinzip: „Tantum valent, quantum probant“ 
nicht gelten, sondern berufen sich für ihre Lehren auf die 
Autorität der Kirche; die Suprematie der Kirche über die 
Staaten (die sog. potestas ecclesiae indirecta in temporalia re- 
gum) gilt ihnen, wenn nicht als Dogma, so doch für eine sichere 
theologische Wahrheit, und das Jus circa sacra des modernen 
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Staates, das von diesem beanspruchte Oberaufsichtsrecht für 
unvereinbar mit den Grundsätzen über das Verhältnis von Staat 
und Kirche, welche das unfehlbare kirchliche Lehramt ver- 
kündet, und deren Antithesen im Syllabus Pius IX. verurteilt 
sind. Wären diese Behauptungen richtig, dann hätten wir der 
kirchlichen Autorität imputiert, dass ihr Verhalten gegenüber 
den Forderungen des modernen paritätischen Staates einer Auf- 
fassung entspricht, die in der katholischen Kirche Niemand ver. 
treten darf, weil dieselbe eine Verletzung der katholischen Glaubens- 
pflicht bedeutet. Wir können uns also wohl nicht der Aufgabe 
entschlagen, hier den Beweis zu erbringen, dass die von uns 
bekämpfte Doktrin kein Recht hat, ihre Behauptungen mit der 
Lehre der Kirche zu identifizieren, dieselben als katholische 
Wahrheiten zu verkünden, deren Annahme die unfehlbare Lehr- 
autorität der Kirche fordert, und jeden Widerspruch als eine 
Auflehnung gegen das kirchliche Glaubensurteil hinzustellen. Die 
Verteidigung unserer Auffassung erfordert vor allem den Nach- 
weis, dass man die Theorie von der indirekten Gewalt der Kirche 
samt allen ihren Folgesätzen ablehnen kann, ohne das Gebiet 
der kirchlichen Unfehlbarkeit, und deshalb auch die Gegenstände 
der sog. kathedratischen Entscheidungen, enger begrenzen zu 
müssen, als dies den Grundsätzen der herrschenden theologischen 
Lehre über das Objekt der Infallibilität entspricht. Es war unseres 
Erachtens durchaus kein glücklicher Gedanke, dass eine sonst 
sehr verdienstliche und beachtenswerte Polemik gegen die modernen 
„Vertreter des Hierokratismus“ ihre ganze Beweisführung von 
vornherein auf der Grundlage jenes Standpunktes aufgebaut hat, 
welcher die Unfehlbarkeit der Kirche nur für die Proposition 
der formell geofienbarten Wahrheiten anerkennt und zudem — 
was doch noch keineswegs für die notwendige Konsequenz dieser 
Beschränkung des Objektes der Infallibilität gelten kann — jede 
Lehre, die nicht Dogma im eigentlichen Sinne ist, als Gegenstand 
freier Diskussion betrachtet. Noch weniger ist es zu billigen, 
wenn die erwähnte Polemik sich über die Bedenken gegen diesen 
4*r 
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Standpunkt einfach stillschweigend hinwegsetzt und denselben als 
unanfechtbar behandelt. Man wird durch ein solches Verfahren 
ein sachverständiges Urteil schwerlich günstig beeinflussen; im 
Gegenteile — eine solche Polemik muss geradezu den Verdacht er- 
regen, man begnüge sich mit dem Nachweise, dass die indirekte 
Gewalt kein Dogma ist, und ignoriere die Bedeutung des theo- 
logischen Lehrurteils der Kirche, weil man die Autorität desselben 
nicht zugeben könnte, ohne die indirekte Gewalt und deren Folge- 
sätze für das Verhältnis von Staat und Kirche als vom katho- 
lischen Standpunkte unantastbare Wahrheiten anzuerkennen. 

Es ist schon oben erwähnt worden, dass die von uns be- 
kämpfte Doktrin den Syllabus Pius IX. für eine Hauptstütze 
ihrer Behauptungen betrachtet, und dass deren Anhänger den 
Syllabus thatsächlich sogar zu einer positiven Glaubensregel er- 
heben wollen, indem sie, in merkwürdiger Uebereinstimmung mit 
den entschiedensten Gegnern der katholischen Kirche, die — von 
ihnen formulierten — Antithesen der Sätze des Syllabus ein- 
fach als vom unfehlbaren kirchlichen Lehramte definierte Wahr- 
heiten erklären. Eine solche — sagen wir: Verwertung kirchlicher 
Lehrcensuren ist aber eklatant missbräuchlich, und man dürfte 
deshalb dieses prätentiöse Auftreten selbst dann ohne weiteres 
zurückweisen, wenn der kathedratische Charakter des Syllabus 
keinem Zweifel unterliegen würde. Bekanntlich ist jedoch die 
Bedeutung und Autorität des Syllabus Gegenstand einer Kontro- 
verse, in welcher sehr tiefgehende Gegensätze der Meinungen zu 
Tage getreten sind. Wir glauben deshalb, dass im Zusammen- 
hange unserer Untersuchungen auch diese Frage eine eingehendere 
Würdigung verdienen dürfte. Man wird dies wohl nicht un- 
gerechtfertigt finden, denn gerade in der deutschen kanonistischen 
Litteratur ist ja während der letzten Jahre in dieser Frage kaum 
ein nennenswerter Beitrag zu verzeichnen gewesen“. Die Arbeit 


!4 In diesem Sinne ist es wohl auch bezeichnend, dass Scherer (Hand- 
buch des Kirchenrechts II 1 S. 5) sich einfach damit begnügt, den Be- 
stand der Kontroverse zu konstatieren („noch heute ist es nicht ausgemacht, 
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Rinaldis!® aber (welche übrigens in Deutschland mehr citiert 
als wirklich gründlich geprüft worden zu sein scheint) bringt wohl 
manche neue interessante Thatsachen und Schriftstücke über die 
Vorgeschichte des Syllabus; die Ausführungen des Verfassers 
bieten jedoch unseres Erachtens keine genügende Belehrung über 
die Bedeutung und die Gründe der bestehenden Meinungs- 
verschiedenheiten. Ebenso würde man wesentlich neue Argumente 
für die bekannte, auch von Rinaldi wieder verteidigte Auf- 
fassung, welche das unfehlbare Ansehen des Syllabus auf dessen 
Konnex mit den im Syllabus bezogenen Akten und Aussprüchen 
Pius IX. stützt, in der Schrift Rinaldis vergeblich suchen. Es 
muss darum wohl überraschen, wenn die letztere auch von 
deutschen Autoren als entscheidend betrachtet wurde und diese 
die Aenderung ihrer Ansicht über den Syllabus einfach durch 
die Berufung auf die Beweise Rinaldis motivieren. 


A. Kann das Verhältnis der Kirche zu den Staatsgewal- 
ten den Gegenstand einer unfehlbaren kirchlichen Lehr- 
entscheidung bilden? 


Diese Frage ist bekanntlich von Martens mit der grössten 
Entschiedenheit verneint worden!*: „Christus hat eine Glaubens- 


ob die Encyclica ... Quanta cura und der Syllabus errorum Kathedral- 
entscheidungen seien“). Man dürfte aber dann von seinem Handbuche des 
Kirchenrechts wenigstens einen genaueren und einen in jeder Beziehung 
verlässlichen Bericht über die bestehenden Meinungsverschiedenheiten er- 
warten; wenn sein Referat nahelegt, dass die von ihm citierten Schriftsteller 
durchweg die Encyclica und den Syllabus auf eine Linie stellen, so ist dies 
entschieden irreführend. 

15 Carlo Gius. Rinaldi, d. C. d.G. Il valore del sillabo ... con appen- 
dice di documenti. Roma 1888 (eine vermehrte Ausgabe der zehn von 
‘ Rinaldi in der Civilts Cattolica über den Syllabus veröffentlichten Artikel). 

18 Vgl. W. Martens, Die Beziehungen der Ueberordnung, Nebenordnung 
und Unterordnung zwischen Kirche und Staat (1877) S. 3ff., 29, 65; ders. in 
d. Zeitschr. f. Kirchenrecht XVIS. 232; ders., Das Vaticanum und Bonifaz VIII. 
(1888) 8. 6, 8, 10, 11, 86. Ebenso in seiner jüngsten Schrift: Gregor VII., 
sein Leben und Wirken. (1894) II. Bd. S. 245, wo er betont, dass es „nicht 
befremden dürfe“, wenn Paul V. eine Doktrin über die Gewalt der Kirche 
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lehre, aber keine Staats- und Rechtslehre geoffenbart ..., sich 
die geheimnisvolle Leitung seiner... Kirche vorbehalten, aber 
die Bildung, Erweiterung, Zerstörung der irdischen Reiche ... 
der freien menschlichen Einwirkung überlassen ... weder über 
das prinzipielle Verhältnis der Kirche ... zu den Staaten, noch 
über die Rangordnung beider Gewalten, über die Frage, ob die- 
selben einander über-, neben- oder untergeordnet sind, konnte 
uns eine Offenbarung zuteil werden“ ... es „ergiebt sich mit 
zwingender Notwendigkeit, dass das prinzipielle Verhältnis der 
Kirche zu den... sich so vielfach verändernden Staatsgewalten 
kein Gegenstand des Glaubens sein kann.“ — „Weil Christus über 
den bezeichneten Gegenstand nichts geoffenbart hat, liegt es dem 
Berufe und der Kompetenz der Kirche ferne, denselben ... 
dogmatisch zu fixieren... Weder die hierokratische noch eine 
andere Theorie kann als dogmatisch verpflichtend angesehen 
werden ... Die Relation zwischen Kirche und Staat ist kein 


im Zeitlichen verurtheilen liess, welche Sixtus V. „im Sinne Gregor VII. fest- 
halten wollte“, „da es sich keineswegs um Glaubenssätze der übernatürlichen 
Offenbarung handelte“. In den beiden letzten Schriften bleibt sich Martens 
jedoch nicht mehr vollkommen konsequent, trotz aller Entschiedenheit, mit 
welcher er „wiederholt, dass das Nichtdogmatische als solches von der Sphäre 
des offiziellen päpstlichen Lehramtes ausgeschieden“ werden muss (Das Vatic. 
und Bonifaz VIII. S. 10). Er hält es nicht nur (ebd. S. 35 ff.) für not- 
wendig nachzuweisen, dass die Encyclica Leo’s XIII. Immortale Dei v. 
1. Nov. 1885, welche die in dieser Frage „zulässige Freiheit der Meinungen 
nicht beschränken wollte“, mit der Tendenz seiner Schrift im Einklange ist, 
sondern hebt schliesslich auch hervor (Gregor VII., II. Bd. S. 247), dass 
„dieses bedeutungsvolle Dokument das Verhältnis zwischen Kirche und Staat 
berührt und mit Abweisung aller Schulmeinungen die lautere Lehre des 
göttlichen Wortes wiedergiebt“. Während Martens bestrebt ist darzuthun, 
dass Leo XII. zur Bulle Unam sanctam „in wohlthuenden Gegensatz tritt“, 
gilt die Encyclica Immortale Dei Anderen als eklatanter Beweis, dass 
Leo XIIL., sowie sein Vorgänger Pius IX., „an den mittelalterlichen Hoheits- 
ansprüchen“ festhält und das hierokratische System als die Lehre der katho- 
lischen Kirche betrachtet (vergl. u. a. Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts 
und der Kirchenpolitik I S. 261; dasselbe behaupten moderne Verteidiger 
der indirekten Gewalt, z. B. Biederlack im Staatslexikon der Görres-Gesell- 
schaft III, 1526 u. a.). 
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Gegenstand des Glaubens“; sie ist „nicht dogmatisch definierbar“ 
... „Objekte der kathedratischen Definitionen sindledig- 
lich die Sätze der übernatürlich geoffenbarten Glaubens- 
und Sittenlehre®... „Da die Offenbarung Christi über das 
prinzipielle Verhältnis zwischen Kirche und Staat keinen Auf- 
schluss bietet, so können die auf den bezeichneten Gegenstand 
bezüglichen päpstlichen Erklärungen nicht zu den Objekten der 
lehramtlichen Unfehlbarkeit gehören.“ „Was ausserhalb des ge- 
offenbarten Glaubensgebietes liegt“, gehört nicht zur Sphäre des 
offiziellen kirchlichen Lehramtes; Aussprüche der Päpste über 
Fragen dieser Art können schon wegen ihres Gegenstandes nie- 
mals kathedratische Entscheidungen sein; in solchen Fragen bliebe 
auch vom kirchlichen Standpunkte jedenfalls die Freiheit der 
Meinung gewahrt. 

Martens ist im Irrthume, wenn er auf diese Weise die 
Schwierigkeiten beseitigt zu haben glaubt, welche vom katholischen 
Standpunkte gegen die Preisgebung des hierokratischen Systems 
bestehen könnten. Darüber, ob ein Satz zum Gebiete der ge- 
offenbarten Wahrheiten gehört, kann nach katholischer Auffassung 
endgiltig doch nur die Autorität des kirchlichen Lehramtes, nicht 
das Privaturtheil entscheiden. Zugegeben jedoch, dass man mit 
moralischer Gewissheit behaupten darf, es gebe keine (direkt, 
formell) geoffenbarte Norm .für das Verhältnis von Staat und 
Kirche!’ — ist denn damit schon erwiesen, dass dieses Ver- 


17 Die wirklich sehr vereinzelten Stimmen, welche die Lehre von der 
(zum mindesten) indirekten Gewalt der Kirche im Zeitlichen als eine geoffen- 
barte Wahrheit (dogma revelatum) erklärt haben, vermochten selbst bei den 
Verteidigern der indirekten Gewalt kaum Beachtung zu finden. Viele der 
letzteren halten dieselbe nur für die richtige, Viele für eine sichere theo- 
logische Lehre (doctrina theologice certa, veritas th. c., sententia certa); 
Andere allerdings für eine unfehibar gewisse, weil von der Kirche pro- 
ponierte Lehre, jedoch nicht für eine formell geoffenbarte Wahrheit (also, 
nach dem theologischen Sprachgebrauche, für eine vom kirchlichen Lehr- 
amte verkündete, mit dem Dogma konnexe veritas catholica s. doctrina eccle- 
siastica, deren Wahrheit durch die unfehlbare Erkenntnis und Lehrautorität 
der Kirche verbürgt ist)... Da der Ausdruck Dogma im weiteren Sinne auch 


56 Abhandlungen. 


hältnis den Glauben nicht berührt und nicht den (fegenstand einer 
unfehlbaren kirchlichen Lehrentscheidung (Definition) bilden kann ? 
Diese Folgerung ist doch nur dann zulässig, wenn man (mit den 
„Minimisten“) die Unfehlbarkeit des kirchlichen Lehramtes nur 
für die Proposition der formell geoffenbarten Wahrheiten an- 
erkennt und jede Lehre, welche nicht Dogma im eigentlichen Sinne 
ist, als Gegenstand freier Diskussion betrachtet, die sich der 
Autorität des kirchlichen Lehramtes entzieht. Der Standpunkt 
der „Minimisten“ 18 ist jedoch ebenso im Widerspruche mit der 


diese Konklusionen und Lehren mitumfasst, welche nicht formell geoffen- 
barte sind, aber mit Rücksicht auf die Autorität der Kirche (propter reve- 
latam auctoritatem ecclesiae proponentis) zu gläubiger Annahme und Zu- 
stimmung verpflichten, so ist wohl auch die Lehre von der indirekten Ge- 
walt der Kirche im Zeitlichen von Theologen und Juristen, welche in dieser 
Lehre nicht eine geoffenbarte Wahrheit erblicken, ein „Dogma“ genannt 
worden. (Bellarmin hat, wie wir sehen werden, die indirekte Gewalt über- 
haupt nicht als Dogma betrachtet, obwohl man ihm jetzt allgemein diese 
Auffassung zuschreiben möchte und selbst Hergenröther in diesem Punkte 
Döllinger’s Behauptungen ohne weitere Prüfung angenommen hat.) 

18 „Minimizers* wurden in England (in dessen katholischen Kreisen die 
Frage vor dreissig Jahren zu lebhaften litterarischen Kontroversen führte) die 
Anhänger jener Auffassung genannt, welche die Unfehlbarkeit der Kirche nur 
für den Bereich der formell geofienbarten Wahrheiten anerkennen wollte. 
Die gleiche Anschauung ist schon früher, und zwar nicht blos von solchen 
vertreten worden, die mit dem Jansenismus sympathisierten (vgl. z. B. Petr. 
Tamburini, Praelectiones de ecclesia Christi et univ. iurisprudentia eccles. edit. 
Lips. 1845, Ps. II p. 98—113 — die Jansenisten mussten selbstverständlich 
die Beschränkung der kirchlichen Unfehlbarkeit als Parteifrage behandeln), 
sondern auch von Muratori (Lam. Pritanii, De ingeniorum moderatione in 
religionis negotio, Venet. 1741, p. 49, 54 ff., 56, 72, 73, 75, 79—90, 91—94) 
und Chrismann (Regula fidei catholicae ... Regul. special. sect. III c. 2, 3 
bei Migne, Theolog. Cursus compl., t. VI col. 940-943). Muratori scheint 
überdies zu seinen Aufstellungen nur durch Missverständnisse veranlasst 
worden zu sein, was schon F. L. B. Liebermann, Instit. theolog., Edit. IV. 
t. II p. 484 richtig hervorhebt, und Muratori hält daran fest, dass im 
allgemeinen die Pflicht besteht, sich dem Urteile der höchsten kirchlichen 
Autorität, auch wenn dasselbe nicht als unfehlbar zu betrachten ist, zu unter- 
werfen, und dass selbst die Beschränkung auf den passiven, die innere 
gläubige Zustimmung verweigernden Gehorsam („silentium religiosum s. 
obsequiosum“) nur gegenüber einem Ausspruche, den man aus evidenten 
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herrschenden theologischen Lehre, welcher diese Beschränkung 
des Objektes der Infallibilität zum mindesten als ein schwerer 
und gefährlicher Irrtum gilt, wie mit der Praxis der Kirche, die 
nicht bloss für ihr eigentlich dogmatisches, sondern auch für ihr 


Gründen für irrtümlich betrachten muss, gerechtfertigt sein könne. Murae- 
tori wie jene Theologen, welche schon zur Zeit der jansenistischen Streitig- 
keiten die Auffassung vertreten hatten: „absolute quidem et speculative 
loquendo errare posse ecclesiam in factis doctrinalibus, in praxi tamen nun- 
quam illam errasse, ac prudenter et pie praesumendum eam nunquam 
aberraturam; adeoque ... et manus et mentis obsequium „.. esse exhi- 
bendum neque posse denegari sine gravi superbiae et temeritatis nota“ 
(nach dem Referate bei Tournely, Praelect. theolog. t. V. de ecclesia. ed. 
cit. p. 348f.), und selbst die Gemässigteren unter den jansenistisch Gesinnten, 
welche wenigstens jeden Widerspruch gegen das Urteil der Kirche für 
unstatthaft hielten, so lange die Gefahr des Schismas bestehe oder doch die 
der kirchlichen Autorität gebührende Rücksicht — schon zur Vermeidung 
des Aergernisses — Stillschweigen fordere, hätten entschieden den Stand- 
punkt der Aufklärungszeit und einzelner Theologen aus der ersten Hälfte 
unseres Jahrhunderts perhorreszirt. Erst die Wortführer der Aufklärung 
und ihre Epigonen wollten, im entschiedensten Gegensatze zu der über- 
lieferten Lehre, absolut keine andere Schranke der Meinungsfreiheit gelten 
lassen als die Sätze des geoflenbarten und von der Kirche formell dekla- 
rirten Dogmas. Das Breve Ad Apostolicae v. 22. Aug. 1851, welches die 
Irrtümer des J. N. Nuytz verurteilt, nahm „in tanta errorum colluvie“ auf 
den in dieser Frage der jansenistischen Tradition entsprechenden Stand- 
punkt des Nuytz (vergl. In ius eccles. univ. tractat. Ps. I. lib. III. Taurini. 
1846, n. 86, p. 42) nicht besonders Bedacht. Hingegen wurde mit Dekret 
der Inquisition v. 27. Januar 1869 die im Jahre 1854 erschienene neue Aus- 
gabe der „Regula fidei catholicae* Chrismann’s wesentlich nur deshalb ver- 
boten, weil der letztere die restriktive Auffassung des kirchlichen Lehr- 
gebietes verteidigt und man darum der neuerlich versuchten Verbreitung 
seines lange wenig beachteten Werkes entgegentreten wollte. In Italien 
hatte damals insbesondere der bekannte Ex-Jesuit Carlo Passaglia in leb- 
haftester Weise publizistisch dieser Beschränkung der kirchlichen Autorität 
auf das Gebiet des geoffenbarten Dogmas das Wort geredet; ihm kam es 
dabei vor allem auf das Ergebnis an, dass der Kirche nach dieser Theorie 
kein Recht zu einer für die Gläubigen im Gewissen verbindlichen Entschei- 
dung über die Notwendigkeit der weltlichen Herrschaft des Papstes zustehen 
könne. (Vgl. die Mitteilungen aus Passaglia’s Wochenschrift „Il Media- 
tore* v. J. 1862 bei J. B. Franzelin, Tractatus de divina traditione p. 114 
n. 1, und ausführlicher in den Acta et decreta s. concil. recent. Coll. Lac. 
VI c. 621, 622.) 
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theologisches Lehrurteil die Prärogative der Unfehlbarkeit be- 
ansprucht. Zudem wurde dem vatikanischen Konzile der Ent- 
wurfeiner dogmatischen Konstitution vorgelegt, welche die Grenzen 
des unfehlbaren kirchlichen Lehramtes im Einklange mit der 
herrschenden theologischen Doktrin bestimmt'!?, die Behauptung, 
dass die Unfehlbarkeit der Kirche auf die Bezeugung des Öffen- 
barungsinhaltes beschränkt sei, mit dem Anathem belegt ?° und 
eine Reihe nicht formell geoffenbarter Lehren als katholische 
Wahrheiten proponiert?!. Die Auffassung, welche die kirchliche 


Mit Unrecht hat Kleutgen (Theolog. der Vorzeit, I. Bd. 1. Aufl. S. 44) 
auch den berühmten Veronius (F 1649) denjenigen beigezählt, „welche 
so reden, als könne man jede Lehre, die nicht erwiesen häretisch ist, nach 
Gutdünken annehmen oder verwerfen*. Richtig ist, dass Veronius „das Ge- 
biet des eigentlichen Dogmas so genau als möglich zu bestimmen sucht“, 
aber er ist weit entfernt davon, die Autorität der Kirche auf das Gebiet der 
geoffenbarten Wahrheiten zu beschränken und für die Schule eine von an- 
erkannten Autoritäten, oder gar vom theologischen Lehrurteile der Kirche 
unabhängige Freiheit der Meinungen behaupten zu wollen (vgl. Fr. Veronius, 
Regula fidei .. . denuo edid. Seb. Brunner, edit. II Ratisb. 1867, p. 12—14, 
16, 17ff., 31, 32, 147, 148, 153ff. u. ö6.). Dieser Angriff auf Veronius hat 
auch dem Ansehen des Werkes, selbst in den Kleutgen am nächsten stehen- 
den Kreisen, kaum Eintrag gethan: Hurter (Nomenclator literar. recent. theol. 
cath.t. I. edit. sec. p. 407) nimmt keine Notiz davon, und Schrader — welcher 
übrigens den Veronius irrtümlich für einen Jesuiten hält — glaubt rüähmend 
hervorheben zu müssen, dass die Regula fidei des Veronius sowohl von der 
Sorbonne als von einer Versammlung des französischen Klerus approbiert 
worden ist (De theolog. gener. commentar. p. 109). 

1% Vgl. das „Schema constitutionis dogmaticae de Ecclesia Christi, 
patrum examini propositum“ Cap. IX. De ecclesiae infallibilitate (Coll. Lac. 
eit. VII, 570). 

2° Ibid. Can. IX de Ecclesia Christi: „Si quis dixerit Ececlesiae in- 
fallibilitatem ad ea tantum restringi, quae divina revelatione continentur, nec 
ad alias etiam veritates extendi, quae necessario requiruntur, ut revelationis 
depositum integrum custodiatur; anathema sit.“ (Coll. Lac. cit. VII, 577). 

2! Vgl. Cap. XII: „De temporali S. Sedis Dominio* (Coll. Lac. cit. 
572); Cap. XIII: „De concordia inter ecclesiam ac societatem civilem“ und 
Cap. XIV: „De iure et usu potestatis civilis secundum ecclesiae catholicae 
doctrinam“, welches sich nicht etwa bloss auf eine Darlegung der ge- 
offenbarten Lehre vom göttlichen Ursprunge der Staatsordnung, von der 
Pflicht des Unterthanengehorsams u. s. w. beschränkt (Coll. Lac. cit. 572—575; 
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Lehrautorität auf die Sphäre des geoffenbarten Dogmas beschränkt 
und die theologischen Konklusionen als Gegenstand freier Meinung 
betrachtet, ist zudem nicht nur durch die Praxis der Kirche, 
sondern auch ausdrücklich durch offizielle päpstliche Erklärungen 
verurtheilt worden?. Wenn auch den letzteren kaum die Be- 


s. auch die Adnotat. ad h.c.n. 45 und 46, col. 622 ff.—627); Cap. XV: „De 
specialibus quibusdam ecclesiae iuribus in relatione ad societatem civilem“ 
(l.c. 575 und Adnot. 47, col. 627ff.); endlich die Anathematismen in Cann. 
XVIO—XXI (l. ce. col. 577, 678). 

In den das Schema de Ecelesia betreffenden Eingaben, welche der 
Konzilsminorität angehörende Bischöfe überreichten, wurde die „Definierbar- 
keit“ des Verhältnisses von Kirche und Staat nicht mit einer Silbe in Zweifel 
gezogen; auch in diesen Kreisen erhob also Niemand ein Bedenken gegen 
die Kompetenz des Konziles zu solchen Glaubensdekreten „de gra- 
vissima ecclesiae ad statum civilem relatione“. Die als „Postulatum de dis- 
ponenda discussione schematis de Ecclesia Christi* bezeichnete Eingabe vom 
9. Februar 1870 stellte nur die Forderung, dass die Entscheidung über solche 
„res gravissimae* nicht überstürzt werde, und dass deshalb den Prälaten ge- 
nügende Zeit zu vorbereitenden Studien eingeräumt, sowie eine eingehende, 
entsprechend geordnete General- und Spezialdebatte ermöglicht werde (vgl. 
den Text dieser von 40 deutschen und österreich-ungarischen Prälaten unter- 
zeichneten Eingabe in d. Coll. Lac. VII 950f. oder bei Friedrich, Do- 
cumenta ad illustr. conc. Vatic. Il, 385). Noch bezeichnender für diesen 
Standpunkt der Minorität ist die von Rauscher verfasste und von vierzehn 
Bischöfen der Minorität unterzeichnete „Petitio a pluribus .. . archiepi- 
scopis et episcopis eminent.... praesidibus exhibita“ vom 10. April 1870, welche 
verlangt, dass vor der Diskussion über die Unfehlbarkeit des Papstes die das 
Verhältnis von Staat und Kirche betreffenden Kapitel des Schema de Ecclesia 
verhandelt werden sollten, damit das Konzil, ehe dasselbe die Infallibilität 
des Papstes zum Glaubenssatze erhebt, die Frage der päpstlichen Gewalt in 
temporalia regum verhandle und nach eingehender Prüfung entscheide (vgl. 
den latein. Text dieser Vorstellung i. d. Coll. Lac. 1. c. 975ff. und bei 
Friedrich 1. c. S. 388ff.; in deutscher Uebers. bei Schulte, D. Macht der 
röm. Päpste, II. Aufl. 1871, S. 1—5; III. Aufl., S. 88fl.—91). 

*2 Epist. Pii IX. ad Archiep. Monacens. d. d. 11. Dez. 1862 „Gra- 
vissimas inter“ und d. d. 21. Dez. 1863 „Tuas libenter“ (Acta Pii IX. Pontif. 
Max. Ps. I Vol. III p. 548ff. u. p. 636ff., Recueil des ... . encycliques 
et autres lettres apostoliques ... .. citees dans l’eneyclique et le syllabus 
du 8. dec. 1864, II. edit. Paris 1865, p. 466ff., 496ff.), Syllabus compl. 
praecip. nostr. aetat. errores n. XXII. Vgl. auch die vom vatikanischen 
Konzile am Schlusse seiner Constitutio dogmat. de fide cathol. „Dei 
Filius* in dem Satze „Quoniam vero* ausgesprochene Mahnung, welche 
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deutung von Kathedralsprüchen zukommen dürfte, so genügt doch 
schon die Thatsache, dass die Anerkennung der Infallibilität für 
den Bereich der mit dem Glauben konnexen Wahrheiten längst 
von der kirchlichen Autorität als die allein zulässige Lehre be- 
handelt und die widerstrebenden Anschauungen offiziell in einer 
mindestens zum passiven Gehorsam verpflichtenden Weise ver- 
worfen wurden, um das Urteil zu rechtfertigen, dass eine Polemik 
gegen die Lehre von der indirekten Gewalt der Kirche auf einer 
sehr anfechtbaren Grundlage aufgebaut ist, wenn sie das Prinzip 
„Gegenstand der kathedratischen Definitionen sind lediglich die 
Sätze der übernatürlich geoffenbarten Glaubens- und Sittenlehre“ 
an die Spitze ihrer Beweisführung stellt?®. 


die Pflicht einschärft, alle Lehrentscheidungen des apostolischen Stuhles, und 
nicht etwa bloss jene, welche eine häretische Meinung verurteilen, zu respek- 
tieren (Coll. Lac. VII, 256). Hier, wie in der Konstitution „Pastor aeter- 
nus* Cap. IV. de Rom. Pontif. infallibili magisterio, wird die Richtigkeit 
der herrschenden Lehre über das Objekt der Unfehlbarkeit vorausgesetzt, 
wenn auch nicht definiert. Die Frage, ob der „error gravissimus“, welcher 
die Unfehlbarkeit der kirchlichen Lehrautorität hinsichtlich der nicht geoffen- 
barten, jedoch mit dem Glauben konnexen Wahrheiten und Thatsachen nicht 
anerkennt, durch einen solennen Ausspruch des Konziles verurteilt werden 
solle, wollte man der Verhandlung über das im Schema de Ecclesia vor- 
geschlagene Dekret vorbehalten, in welchem eine Definition über den Um- 
fang des Liehrgebietes und der Infallibilität der Kirche beantragt war. Das 
erwähnte Dekret ist jedoch wegen der Vertagung des Konziles bekanntlich 
nicht mehr zur Diskussion gelangt, während man bei der Verhandlung über 
das Cap. IV. de Rom. Pontif. infall. magisterio darüber einig war, dass 
wenigstens bei diesem Anlasse („nunc saltem“) keine neue Entscheidung über 
das Objekt der Infallibilität erlassen werden solle, welche dieses „per singula 
distincte* bestimmt. Man hielt es für genügend, in der Definition über die 
Infallibilität des Papstes zugleich auszusprechen, dass sich die letztere auf 
das nämliche Gebiet erstreckt, wie die Unfehlbarkeit der Kirche. (Vgl. Coll. 
Lac. VII, 414ff. und hiezu die erschöpfenden Ausführungen Granderath's 
1. d. Constitt. dogm. s. oecum. conc. Vatic. explic. atque illustr. p. 190—210; 
s. das. auch p. 91f. N. 1 und p. 101f. N. 2.) 

?3 Die Kirche beansprucht faktisch die Anerkennung ihrer Unfehlbar- 
keit auch für das Gebiet der mit dem Glauben konnexen, nicht geoffenbarten 
Wahrheiten und Thatsachen; Päpste wie allgemeine Konzilien haben rück- 
haltlose gläubige Annahme und innere Zustimmung auch für jene Definitionen 
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Eine Prüfung der Frage, ob das Verhältnis von Staat und 
Kirche „definierbar“ ist, hat keinen Wert und entbehrt jeglichen 


und Lehrurteile gefordert, welche sich nicht auf die Entscheidung über Dogma 
und Häresie beschränken. Die Unfehlbarkeit der das erwähnte Gebiet be- 
treffenden kirchlichen Lehrurteile ist allerdings nicht formell definiert; aber 
die Glaubenspflicht kann unbestrittener Massen — bezüglich der Dogmen im 
engeren Sinn (veritates de fide s. fidei catholicae), wie bezüglich der kirch- 
lichen Lehren (veritates catholicae, doctrinae ecclesiasticae) — nicht auf jene 
Wahrheiten beschränkt werden, welche eine feierliche Lehrentscheidung der 
Kirche („solemne iudicium ecclesiae“) als solche deklariert hat. Bis zum 
vatikanischen Konzile war ja weder die Infallibilität der Kirche, noch die 
Unfehlbarkeit des Papstes jemals Gegenstand einer solennen kirchlichen 
Lehrentscheidung, und doch konnte man mit vollstem Rechte behaupten 
(cf. Acta Conc. Vatic. Coll. Lac. VOL, 1699£.): ... . infallibilitatem ecclesiae 
huc usque nullo modo definitam esse, constare autem apertissime infallibili- 
tatem ecclesiae dogma esse et dogma fundamentale. (Vgl. hiezu auch Tour- 
nely Praelect. theolog. tom. V de ecclesia, edit. Venet. 1746, p. 198, 389.) 
Vom katholischen Standpunkte müssen als Dogmen (vgl. Conc. Vatic. Const. 
dogm. de fide cath. „Dei Filius“ c. 3), bezw. als verpflichtende katholische 
Wahrheiten auch jene nicht formell definierten Lehren gelten, welche das 
in der ecclesia dispersa lebendige Glaubensbewusstsein als solche bezeugt, 
welche die beständige, allgemeine Lehre der Kirche („ordinarium et universale 
magisterium“*), und deshalb auch die allgemeine, übereinstimmende Lehre 
der Theologen („constans et universalis consensus theologorum“) als solche 
verkündet. Die Unfehlbarkeit des kirchlichen Lehrurteiles im Gebiete der 
mit dem Dogma konnexen, nicht geoffenbarten Wahrheiten und Thatsachen 
müsste also vom katholischen Standpunkte auch ohne formelle Definition 
anerkannt werden, sobald nur die moralische Bürgschaft gegeben ist, dass 
dem Glaubensbewusstsein der Kirche die Infallibilität solcher Lehrurteile, 
wenn nicht als Dogma, so doch als absolut gewisse katholische Wahrheit 
erscheint. 

Jedenfalls verpflichtet das Urteil des obersten kirchlichen Lehramtes 
über bestimmte dogmatische Thatsachen (die Frage des objektiven Sinnes 
dogmatischer Texte) nicht nur zu einem „silentium obsequiosum“, sondern 
auch zu gläubiger Annahme und innerer Zustimmung; dies haben die Päpste 
Clemens XI. und Pius VI. (Constit. „Vineam Domini“ v. 16. Juli 1705 und 
„Auctorem fidei* v. 28. Aug. 1794) durch einen endgiltigen Kathedralspruch 
entschieden. Damit ist allerdings die Unfehlbarkeit der Urteile des kirch- 
lichen Lehramtes über die sogen. facta dogmatica nicht unmittelbar definiert 
worden, aber die herrschende Anschauung völlig gerechtfertigt, welche diese 
Ausdehnung der Infallibilität zum mindesten als eine sichere theologische 
Konklusion (veritas s. doctrina theologice certa) betrachtet, weil ja die Kirche 
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Interesses, wenn nicht die in der Kirche wirklich massgebende, 
offiziell anerkannte Auffassung über die Grenzen ihres Lehr- 
gebietes den Ausgangspunkt der Untersuchung bildet. 

Im Einklange mit der überlieferten Lehre der Theologen ** 


offenbar nur unter der Voraussetzung der Unfehlbarkeit ihrer Entscheidung 
für ihr Urtheil absolut und unbedingt die innere Zustimmung und gläu- 
bige Annahme fordern könne. Und wenn die allgemeinen Konzilien sowie 
die Päpste für ihr solennes Urteil über nicht geoffenbarte Wahrheiten und 
Thatsachen dieselbe gläubige Unterwerfung verlangen, wenn diese Entschei- 
dungen von der Kirche auch als unwiderruflich und irreformabel behandelt 
werden, so kann dies nur auf der Voraussetzung ihrer Unfehlbarkeit beruhen, 
weil ja hinsichtlich der nicht geoffenbarten Wahrheiten die unfehlbare Er- 
kenntnis und Lehrautorität der Kirche allein das Motiv einer solchen Glau- 
benspflicht bilden kann. 

?4 Diese Lehre wird oft als eine „unbestrittene“, als die „einstimmige“ 
Lehre ‘der katholischen Theologen bezeichnet (so z. B. Simar, Lehrb. d. 
Dogmatik, III. Aufl., S. 53, 641; J. B. Franzelin, Tractatus de divina tradi- 
tione et scriptura p. 112; J. B. Andries, Cathedra Romana, I S. 208 u. ö.; 
Granderath, Constit. dogmat. conc. Vatic. explic. et illustr. p. 208; ebenso 
das Referat Gasser’s v. 11. Juli 1870 auf dem vatikanischen Konzile, i. d. 
Coll. Lac. VII 415), während Andere (z. B. Gutberlet, Lehrb. d. Apo- 
logetik III, S. 60ff.) bei aller Entschiedenheit, mit welcher sie für die ofh- 
zielle Lehre eintreten, doch solche leicht zu missdeutende Aeusserungen ver- 
meiden. Die erwähnten Behauptungen lassen sich nur dann in befriedigender 
Weise erklären, wenn man der Auffassung Rechnung trägt, welche das ein- 
mütige Zeugnis der als sogen. Autoritäten anerkannten Theologen als ge- 
nügend betrachtet, um für eine Doktrin die moralische Einstimmigkeit, die 
beständige und übereinstimmende Lehre der Schule zu behaupten, welche 
als Zeuge und Bürge eines in der Kirche lebendigen Glaubensbewusstseins 
gilt. Die Bedeutung eines solchen „moralischen Konsenses“ wird dadurch 
nicht geschmälert, dass eine Schule ihn nicht anerkennt, welche, wie die 
Jansenisten, auch der Kirche den Gehorsam verweigert hat, noch etwa da- 
durch, dass einzelne katholische Theologen, die — wirklich oder angeblich 
— niemals in der ganzen Kirche zu Ansehen gelangten, der „beständigen 
und einstimmigen“ Lehre der „bewährten und anerkannten“ Theologen 
widersprechen. Von diesem Standpunkte aus hielt man sich für berechtigt, 
den erwähnten Widerspruch in einer Darstellung, welche auf Fragen, die 
nur für die Geschichte der Dogmatik in Betracht kommen, keine Rücksicht 
nehmen muss, einfach zu ignorieren. Es ist diese Retizenz jedoch schon 
aus dem Grunde entschieden zu missbilligen, weil sie schliesslich doch nur 
geeignet ist, Jene Ueberhebung zu unterstützen, welche die Meinung einer 
Schule dem einhelligen Konsense der Theologen („concors omnium theo- 
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bestimmt das bereits erwähnte vatikanische Schema de Ecclesia 
(Kap. IX) das Gebiet der kirchlichen Unfehlbarkeit in folgender 
Weise: „Objectum igitur infallibilitatis tantum patere docemus, 
quantum fidei patet depositum et eius custodiendi officium postulat; 
adeoque praerogativam infallibilitatis, qua Christi ecclesia pollet, 
ambitu suo complecti tum universum Dei verbum revelatum, tum 
id omne, quod, licet in se revelatum non sit, est tamen eiusmodi, 
sine quo illud tuto conservari, certo ac definitive ad credendum 
proponi et explicari aut contra errores ... aC ... oppositiones 
valide asseri defendique non possit. Haec autem infallibilitas, 
cuius finis est fidelium societatis in doctrina fidei et morum 
intemerata veritas, magisterio inest, quod Christus in ecclesia 
sua perpetuum instituit?°,... Der Satz, dass die Kirche bei der 


logorum sententia firmum constansque iudicium in regula fidei“) gleichstellen 
möchte. Vor diesem Missbrauche warnt schon Melchior Cano in eindring- 
lichster Weise (De locis theol. 1. VIII c. 4 concl. 1, c. 5 resp. ad 3, Oper. 
Edit. Vien. 1754, p. 434, 439), und Schell (Der Katholicismus als Prinzip des 
Fortschrittes, S. 23) ist vollkommen im Rechte, wenn er sich gegen eine 
solche „Sophistik* verwahrt, die mit einem „unanimis consensus theo- 
logorum“ operiert, ohne „diejenigen überhaupt mitzuzählen, welche die Ein- 
stimmigkeit stören würden, aber letzteren gegenüber die Einstimmigkeit 
ihrer Gegner geltend macht“. 

25 Schon Tournely, Praelect. theol. ed. cit. t. V. de eccles. p. 389 u.ö. 
hat die Formel: „in his, quae ad conservationem depositi et publicam fidelium 
salutem sunt necessaria.“ Die letzteren Worte erinnern an die auch vielen 
Neueren noch geläufige Bezeichnung des Objektes der Infallibilität, welche 
das Urteil der Kirche für unfehlbar erklärt hinsichtlich aller Wahrheiten und 
Thatsachen, ohne deren unfehlbare Erkenntnis in der Kirche das Seelenheil 
der Gläubigen gefährdet wäre (offenbar im Anschlusse an Melchior Cano, De 
locis theolog. V, 5; vgl. Migne, Theol. Cursus compl. t. I, 301, 302). Lieber- 
mann l.c. p. 480f., bei dem jedoch in der Diskussion auch die Fassung Tour- 
nely’s wiederkehrt, bestimmt das Gebiet der Infallibilität in folgender 
Weise: „omnia quae ad revelatae doctrinae depositum pertinent aut ad eius 
conservationem necessaria sunt.“ A. Schmid (Wissenschaft und Autorität, 
München 1868), welcher ebenfalls für die Unfehlbarkeit der Kirche im Ge- 
biete der theologischen Konklusionen und dogmatischen Thatsachen eintritt, 
citiert (S. 145 N. *) eine Reihe neuerer Theologen, welche sämtlich noch 
vor dem vatikanischen Konzile ihre dogmatischen Werke veröffentlicht haben; 
diejenigen unter den dort Genannten, deren Schriften mir zugänglich waren, 
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Proposition der Offenbarungslehren und der Verurtheilung von 
Häresien unfehlbar ist, hat die Bedeutung eines fundamentalen 
Dogmas, dessen Bestreitung die Lehrautorität der Kirche über- 
haupt aufhebt und deshalb vom katholischen Standpunkte natür- 
lich als Häresie und als „radix omnium haereseon“ erklärt werden 
muss. Die Ausdehnung der Unfehlbarkeit auf das Gebiet der 
mit der Offenbarungslehre konnexen Wahrheiten und Thatsachen 2° 
wird als eine sichere theologische Konklusion betrachtet; die Be- 
streitung dieses Satzes, welcher „theologisch gewiss“ ist, verdient 
deshalb im Sinne der herrschenden Auffassung als ein „Irrthum“ 
die nach dem offiziellen kirchlichen Sprachgebrauche der Quali- 
fikation „häretisch“ am nächsten stehende Censur ?”. 


schliessen sich im wesentlichen einer der erwähnten Formeln an. Erwähnt 
seien noch Tosi (Vorlesungen über den Syllabus S. 16), welcher in Kürze, 
und Schneemann (Die kirchliche Lehrgewalt, i. d. Stimmen aus Maria-Laach 
1868, Bd. 2, X, S. 52ff.), welcher in ausführlicher Weise eine Begründung 
der herrschenden Lehre zu geben versuchte. Aus der Litteratur seit 1870, 
welche natürlich auf das vatikanische Schema de Ecclesia und dessen „for- 
mula generalissima, omnem praecidens difficultatem* (so die offizielle Ad- 
notal. 16; s. dies. bei Friedrich 1. c. II p. 127f., Coll. Lac. VII, 598) Rücksicht 
nimmt — zumeist jedoch ohne dasselbe zu citieren, vgl. z. B. Franzelin ]. c. p. 
111ff., Simar a. a. 0.S.49ff., 648ff., Scheeben, Handb. der Dogm. I, S. 183 ff., 
Heinrich, Dogmatische Theologie II 8. 5ö6ff.,, welcher (S. 561) die auch 
vielen neueren Theologen noch geläufige und in verschiedenen Formulierungen 
wiederkehrende Ausdrucksweise, „die Unfehlbarkeit der Kirche erstrecke sich 
so weit, als es zum Heile der Seelen notwendig“, bekämpft, weil sie miss- 
verstanden werden könnte; Schrader, De unitate Romana lib. II p. 146. 

286 Welche der theologische Sprachgebrauch wohl auch „Fidei appen- 
dices“ (Cano), „Res ad integritatem fidei pertinentes*, „Antemuralia fidei“, 
„Veritates protectivae“ u. s. w. genannt hat. Das oben (Note 22) citierte 
päpstliche Schreiben Tuas libenter vom 21. Dez. 1863 stützt die Autorität 
des theologischen Lehrurteiles der Kirche auf die „oboedientia debita erga 
magisterium ecclesiae, ad totius revelatae veritatis integritatem servandam 
divinitus institutum.“ 

2°” Manche haben es geradezu für eine Häresie erklärt, die Unfehlbar- 
keit der Kirche im erwähnten Gebiete, welche sie für ein Dogma ansehen, 
in Abrede zu stellen. Dabei wird jedoch wenigstens die Beschränkung 
„quamvis hactenus explicite haereseos damnata non sit“ allgemein zugegeben. 
Unter den älteren Verteidigern der herrschenden Auffassung, welche hier 


mu ——— —o 


Singer, Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechts. 65 


Von dieser Grundlage aus lässt es sich unmöglich bestreiten, 
dass auch das Verhältnis von Kirche und Staat den Gegenstand 


nicht ein Dogma, sondern nur eine „certitudo theologica* annimmt, ist vor 
allem Lugo hervorzuheben (Joan. de Lugo. De virt. fidei div. disp. XX 
sect. III n. 106ff. edit. Lugd, 1646 p. 556ff.), der in seiner Begründung der 
Infallibilität des kirchlichen Lehramtes im Gebiete der nicht geoffenbarten 
Wahrheiten auch schon mit voller Schärfe das Argument betont, dass eine 
unbedingte Glaubenspflicht nur gegenüber einer unfehlbaren Entscheidung 
behauptet werden könne. Eine Reihe von Theologen begnügt sich, ‚gegen- 
über der die Infallibilität auf die Offenbarungsiehren beschränkenden Mei- 
nung, mit der Censur „errori proxima* oder einer anderen, in milderer 
Weise deren Verwerflichkeit bezeichnenden Qualifikation. Sie bestreiten 
nicht die Gründe der gemeinen Lehre und die Schlüssigkeit des entscheiden- 
den Argumentes, haben aber doch Bedenken, für die ihnen als unzweifelhaft 
richtig geltende Lehre vor dem Urteile der Kirche jene volle Gewissheit 
zu behaupten, zu welcher eine „evidente“ Folgerung aus formell geoffen- 
barten und „evidenten“ natürlichen Wahrheiten berechtigt. (So namentlich 
manche Theologen, welche die gemeine Lehre verteidigten, ehe das Vorgehen 
der Kirche anlässlich der dogmatischen Streitigkeiten seit der Mitte des 
17. Jahrh. der strengeren Auffassung neue Stützen geschaffen hatte.) 

Die Censur „error“, „propositio s. assertio erronea“ bezeichnet eine 
Meinung, welche einer (wenn auch von der Kirche proponierten) nicht formell 
geoffenbarten katholischen Wahrheit, einer sicheren theologischen Konklusion 
direkt widerspricht. Also nur die Missachtung des Bewusstseins der Kirche, 
ihres massgebenden Zeugnisses über dieses Verhältnis der Behauptung zur 
Offenbarungslehre — und nicht etwa schon die objektive Irrtümlichkeit des 
behaupteten Satzes — begründet die Censur „prop. erronea“. — Zu weit 
gefasst ist die Definition einer prop. erronea bei Hinschius, Kirchenrecht 
(V S. 693): „welche der von der Theologie allgemein gelehrten Auffassung 
widerspricht“; denn dieses Moment allein könnte höchstens die Censur der 
Temerität rechtfertigen, vorausgesetzt, dass eine solche Behauptung ohne 
stichhaltige Gründe aufgestellt wird. Anderen Falles wäre sie vielleicht 
überhaupt nicht censurwürdig, und selbst eine Lehrmeinung, welche als ver- 
wegen (temeraria) bezeichnet wurde, muss deshalb vielleicht noch nicht 
einmal notwendig falsch (eine „propositio falsa“), geschweige denn ein theo- 
logischer „Irrtum“ („error“, „prop. errones“) im technischen Sinne des 
Wortes sein, welcher mit einer Öffenbarungswahrheit virtuell im Wider- 
spruche ist. | 

Verurteilt das höchste kirchliche Lehramt eine Meinung als Häresie, 
so ist dadurch zugleich deren kontradiktorischer Gegensatz zum Dogma er- 
klärt; wurde die Behauptung als „propos. erronea“ verworfen, so ist der 
kontradiktorische Gegensatz als sog. katholische Wahrheit und kirchliche 
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einer unfehlbaren Lehrentscheidung bilden kann. Das kirchliche 
Lehramt könnte ein bestimmtes Verhältnis der Kirche zu den 


Lehre anzusehen. Nur diese beiden Censuren bedeuten ein ganz be- 
stimmtes Glaubensurteil (im eigentlichen und engeren Sinne des 
Wortes); darum. ist es sehr wichtig, dieselben von den zahlreichen 
anderen für das theologische Lehrurteil der Kirche, wie in der Wissenschaft 
sonst noch üblichen Censurnoten genau zu unterscheiden, den technischen 
Begriff des „error“ — als der, der Qualifikation „häretisch* am nächsten 
stehenden Censur — immer in seiner bestimmten Begrenzung festzuhalten. 
Der offizielle kirchliche Sprachgebrauch, welcher diese strikte engere Be- 
deutung des „error“ („theologicus“) normirte, ist, wie es scheint, im 14. Jahrh. 
in Aufnahme gekommen (in Urteilen der Päpste Urban V. vom Jahre 1368 
und Gregor XI. vom Jahre 1376 finden sich schon Spuren desselben); seit 
dem Konstanzer Konzile kann dieser Sprachgebrauch als ein feststehender be- 
zeichnet werden (Sess. VIII, XI et XV; Martin V. Const. Inter cunctas. ai. 
1418). Durch die päpstlichen Lehrentscheidungen seit dem 16. Jahrh. wurde 
dann überhaupt der offizielle Sprachgebrauch bezüglich der Bedeutung, 
Schwere (und der diesen entsprechenden Reihenfolge) der Censurnoten im 
wesentlichen einheitlich fixiert. (Die eingehendste Orientierung in dieser Hin- 
sicht gewährt die Bulle Pius VI. Auctorem fidei vom Jahre 1794). Dem 
offiziellen kirchlichen Sprachgebrauche folgt seither auch die theologische 
Wissenschaft; über die Bedeutung einzelner unter den sog. niederen Censuren 
ist zwar in manchen Richtungen noch keine völlige Uebereinstimmung der 
Ansichten erzielt, der oben erklärte Begriff des error theologicus und der 
Censur „prop. erronea* ist jedoch längst allgemein anerkannt. Darüber 
besteht seit Jahrhunderten keine Meinungsverschiedenheit mehr, und es 
gilt diese Censurnote allgemein als die der Häresie am nächsten stehende 
Qualifikation. (Vgl. u.a. Lugo, l. c. p. 550, 551; Montagne, De censuris, im 
Append. zu Tournely Tract. de loc. theol. in d. Ausg. der Praelect. theol. 
Tournely’s Venet. 1755, vol. II ps. II p. 354, 392, 394ff., 400-402, 406; 
Zallwein, Principia iuris eccles. Aug. Vindel. 1763, t.I p. 382; Kleutgen, 
Die Theologie der Vorzeit I. Bd. 2. Aufl. S.133f.; A. Schmid, Wissenschaft 
und Autorität S. 114, 119, 121 Note 1; Denzinger, Enchiridion Symbolor. et 
Definit. edit. VII p. VII; Scheeben im Katholik 1869, I S. 257ff., insbes. 
S. 274, 275, 278; Franzelin, l.c. p. 123; Heinrich, Dogmatische Theologie II 
S. 612, 613ff.; Simar, Lehrbuch der Dogmatik, 3. Aufl. 8. 56.) Völlig ver- 
einzelt und singulär ist jene Auffassung der Censur prop. erronea, welche 
Biederlack im Art. Syllabus des Staatslexikons der Görres-Gesellschaft aus- 
gesprochen hat (vgl. das. Bd. V S. 666), trotzdem dieselbe a. a. O. ohne 
weitere Begründung einfach als die „technische“, als im „kirchlichen Sprach- 
gebrauche“ allgemein anerkannt bezeichnet wird. Nach Biederlack ist die 
Qualifikation „sent. erronea“ einfach identisch mit der Censurnote „sent. 
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Staaten für eine moralische Notwendigkeit erklären, wenn nach 
dem Urtheile des kirchlichen Glaubensbewusstseins diese von der 
Kirche proponierte Wahrheit als eine unfehlbar gewisse Folgerung 
aus den Sätzen der ÖOffenbarungslehre, insbesondere als eine 
Konsequenz jener Dogmen betrachtet werden muss, welche die 
Staatsordnung betreffen (diese sind: das Dogma vom göttlichen 
Ursprunge der Staatsordnung und dem göttlichen Berufe der 
Staatsgewalt; das Dogma von der notwendigen Unterwerfung aller 
Christen, also auch der „imperantes“?® unter die geistliche 
Autorität der Kirche; endlich das Dogma von der Pflicht des 
Unterthanengehorsames). Eine solche kirchliche Lehrentscheidung 


falsa* (.. . „sententia erronea oder falsa, eine falsche oder irrige Ansicht“). 
Man möchte a. a. O. am liebsten einen lapsus calami vermuten, die ganze 
Fassung der Stelle jedoch, und die Art, in welcher dort diese beiden als iden- 
tisch behandelten Censurnoten nach der sent. haeresi proxima und der sent. 
haeresi favens angeführt werden, schliesst aber eine solche Erklärung voll- 
ständig aus. Biederlack’s Behauptungen sind gänzlich unhaltbar ; die Censur prop. 
erronea wird im offiziellen Sprachgebrauche der Kirche bei Sätzen, welche sich 
nicht als häretisch qualifizieren lassen, als die schwerste behandelt, während 
die einfache nota falsitatis — gegenüber dem error — eine der mildesten Cen- 
suren bedeuten kann und deshalb in der Bulle Auctorem fidei an erster Stelle 
steht, öfter um eine Reihe schärferer Qualifikationen einzuleiten, welche mit 
der Censur „erronea“, als dem schärfsten und schwerwiegendsten im ge- 
gebenen Falle anwendbaren Urteile, abschliesst. (Pii VI. Const. Auctorem 
fidei. Propp. 10, 12, 37, 46, 47, 64, 77, 78; bezw. auch propp. 6—9, 11, 
21, 22, 23, 25, 30, 35, 40—42, 61, 62, 67, 68, 73—76. Vgl. auch das Dekret 
Alexander VIII. vom 24. Aug. 1690 ad prop. 2, Innocenz XII. Const. Cum 
alias. 12. Mart. 1699 i.f) Dass im Art. Syllabus a. a. OÖ. die singuläre, 
mit der offiziellen Terminologie und den herrschenden theologischen Auf- 
fassungen unvereinbare Ausdruckweise des Verf. als die „technische“, als 
der „kirchliche Sprachgebrauch“ hingestellt wurde, muss schon deshalb über- 
raschen, weil auch in der populären Syllabuslitteratur vor derartigen Miss- 
verständnissen der Censurnote „error, prop. erronea“ gewarnt wird. Vgl. 
z. B. nur Tosi’s Vorlesungen über den Syllabus S. 13, 14 Note 1; Tosi 
möchte deshalb „das lateinische erroneum“ „im Deutschen“ mit „nicht viel 
besser als häretisch“ wiedergeben, damit nicht etwa „der Ausdruck miss- 
verstanden“ und „irrig* als „gleichbedeutend mit falsum“ betrachtet werde. 

28 Mit diesem Ausdruck bezeichnet das Schema de Ecclesia die Träger 
der Staatsgewalt (im Gegensatze zu den „subditi“). 
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würde also eine theologische Konklusion für eine unfehlbar ge- 
wisse katholische Wahrheit erklären. Diese Konklusionen werden 
auf Schlüsse gestützt, deren Prämissen Sätze der Offenbarung in 
Verbindung mit anderen Sätzen bilden, welche als evidente „natür- 
liche“ Wahrheiten?? gelten. Eine solche Schlussfolgerung kann 
das kirchliche Lehramt zum verpflichtenden Glaubenssatze erheben, 
wenn nach dem endgiltig massgebenden Urtheile der höchsten 
kirchlichen Lehrautorität das „officium depositi custodiendi“ diese 
Definition fordert, weil die Bestreitung der definierten Wahrheit 
wegen ihrer Beziehung zur Offenbarungslehre und den göttlichen 
Institutionen der Kirche auch die Integrität des Depositum fidei 
gefährdet. Eine solche von der Kirche proponierte „kirchliche 
Lehre“ oder „katholische Wahrheit“ ist als unfehlbar und zweifel- 
los gewiss zu betrachten; denn die Wahrheit einer solchen kirch- 
lichen Lehre ist verbürgt durch die unfehlbare Erkenntnis und 
Lehrautorität der Kirche, welche die Glieder der Kirche zu 
zweifelloser Zustimmung und gläubiger Unterwerfung verpflichtet 
(Motiv der sog. fides ecclesiastica — propter revelatam auctori- 
tatem ecclesiae proponentis). Infolge einer solchen Definition 
kann auch ein Satz, bezüglich dessen bisher Meinungsverschieden- 


2° „Natürliche Wahrheit“ wird nach dem theologischen Sprachgebrauche 
jede Wahrheit genannt, die als solche, unabhängig von der Offenbarung, 
Gegenstand menschlicher Vernunfterkenntnis ist, ohne Rücksicht darauf, 
welchem Gebiete menschlichen Wissens diese Wahrheit angehört. „Doctrina 
naturalis“, „propositio s. praemissa naturalis* (im Gegensatze zur „doctrina 
revelata“, „propositio de fide*) bedeutet demnach hier soviel als „naturali 
lumine cognoscibilis“. Lugo (l. c. Disp. I, sect. XIII, n. 269 p. 65) be- 
zeichnet eine solche „natürliche“ Voraussetzung einer theologischen Kon- 
klusion passend als deren „praemissa scientifica*. Soll die Schlussfolgerung 
als sicher gelten können, so muss die Richtigkeit der „natürlichen“ Prämissen 
evident feststehen und jeder Zweifel darüber, dass die andere Prämisse als 
formell geoffenbart zu betrachten ist, ausgeschlossen sein. („Conclusio theo- 
logica, deducta evidenter ex una praemissa de fide et altera evidenti lumine 
naturae“.) Wenn eine theologische Konklusion von der Kirche als katho- 
lische Wahrheit erklärt wird, so enthält diese Definition, wenigstens virtuell, 
immer zugleich einen Ausspruch der kirchlichen Lehrautorität über die 
unfehlbare Gewissheit der „natürlichen“ Prämissen dieser kirchlichen Lehre. 
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heiten bestanden, aus einer „Lehre in der Kirche“ zur „Lehre 
der Kirche“ werden. Mit anderen Worten: die Definierbarkeit 
einer Lehre kann vom katholischen Standpunkte nicht etwa des- 
halb für ausgeschlossen gelten, weil dieselbe früheren Epochen 
nicht bekannt, auch später nicht unbestritten gewesen ist und als 
eine „freie Meinung“ betrachtet wurde. Denn dieser Einwand 
ist nicht einmal zulässig, wenn die Kirche durch ihre feierliche 
Lehrentscheidung einen solchen Satz als formelles Dogma ver- 
kündet, und der berühmte Kanon des Vincentius Lirinensis („quod 
semper, quod ubique, quod ab omnibus“) bezeichnet nur die 
positiven Kriterien jener katholischen Wahrheit, welche die be- 
ständige allgemeine Lehre der Kirche als solche verkündet, und 
die deshalb ohne förmliche Definition unfehlbar gewiss sowie für 
die Gläubigen verpflichtend ist. „Die drei Bedingungen der „uni- 
versitas, antiquitas, consensio“ können nur im positiven, nicht im 
negativen oder exklusiven Sinne als unumstössliche Kriterien 
katliolischer Wahrheit gelten, d. h.: eine Lehre, die ihnen ent- 
spricht, ist gewiss echt katholisch; hingegen gilt nicht etwa ebenso 
der Satz: eine Lehre, die... ihnen nicht entspricht, ist nicht 
katholisch und kann nicht zum Glaubenssatze erhoben werden“ 
(Frommann)°®, 

Die Entscheidung eines allgemeinen Konzils oder der päpst- 
liche Kathedralspruch, welcher eine theologische Konklusion, eine 
kirchliche Lehre als einen unfehlbar gewissen Satz verkündet, 
kann in Form eines sog. „positiven“ Leehrurteiles (einer Definition 
im engeren Sinne) oder als „negatives“ Lehrurteil (theologische 
Öensur) erlassen werden. Im letzteren Falle wird das kontra- 
diktorische Gegenteil des Satzes als eine „irrige“®! Lehr- 


3° Frommann, Geschichte und Kritik des Vatikanischen Koncils S. 309 ff. 
Ueber den Canon des Vincentius Lirinensis vgl. auch Franzelin, 1. c. p. 250, 
Hergenröther, Katholische Kirche und christlicher Staat S. 943f., Andries, 
Cathedra Romana I], 13ff. 

*ı Ueber die Bedeutung der Zensur: „error“, „propositio erronea“, 
s. oben S. 64ff. Note 27. 
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meinung verworfen und damit der Satz selbst als katholische 
Wahrheit erklärt. Aber durch solche Aussprüche des unfehlbaren 
Lehramtes werden nicht etwa Dogmen im eigentlichen Sinne, d. h. 
formell geoffenbarte Wahrheiten verkündet, und die Bestreitung 
einer kirchlichen Lehre begründet als solche noch nicht den Vor- 
wurf der Häresie. In dieser Beziehung hat polemischer Ueber- 
eifer viel gesündigt. Jeder Widerspruch gegen eine Lehrmeinung, 
die vielleicht noch nicht einmal als sichere theologische Kon- 
klusion gelten kann, wurde ohne weiteres verketzert, und dieser 
Rigorismus?® fand dann seine „Ergänzung“ in den kühnen 
Leistungen einer Tendenzschriftstellerei, welche behauptet, die 
Kirche verlange, dass man — nicht etwa nur die Folgerungen 
aus Dogmen, sondern einfach jeden Satz, dessen Richtigkeit sich 
(wirklich oder angeblich) aus den von der kirchlichen Autorität 
über irgend welche Lehrmeinungen ausgesprochenen Oensuren dedu- 
zieren lässt, wie eine „von Gott geoffenbarte Wahrheit“ annehmen 
müsse, wenn man nicht als „Ketzer“ gebrandmarkt werden wolle. 


82 Welchem man in den offiziellen Aeusserungen der Kurie niemals 
begegnen wird; vgl. z. B. nur das bereits citierte päpstliche Schreiben Tuas 
libenter v. 21. Dez. 1863 („Veritates revelatae“, „quae velut fidei dogmata 
ab omnibus credenda proponuntur* — doctrinae capita, quae ... re- 
tinentur ut theologicae veritates et conclusiones ita certae, ut opiniones 
iisdem doctrinae capitibus adversae, quamquam haereticae dici nequeant, 
tamen aliam theologicam mereantur censuram“). Und das Schreiben 
Pius IX. an König Victor Emanuel vom 9. Sept. 1852 (vgl. Acta Pii IX, 
ps. I Vol. II p. 295) erklärt: „E domma di fede essere stato elevato il 
matrimonio da N.S.G.C. alla dignitä di sagramento, ed & dottrina della 
chiesa cattolica che il sagramento non & una qualitä accidentale, aggiunta 
al contratto, ma & di essenza al matrimonio stesso.“ Der Satz, dass das 
Sakrament nicht als ein blosses Accessorium des Ehekontraktes angesehen 
werden darf, wird hier nicht ein Dogma, sondern nur eine kirchliche Lehre 
genannt, was um so bezeichnender ist, weil es sich da um einen Satz handelt, 
dessen kontradiktorisches Gegenteil im Breve Ad Apostolicae vom 22. Aug. 
1851, welchem vielleicht die Bedeutung einer kathedratischen Entscheidung 
zukommen könnte, ausdrücklich verworfen worden war. (Vgl. Recueil des 
allocutions .. . encycliques et ... lettres apostoliques . . . citees dans 
l’enceyclique et le syllabus, IIme &dit, Paris 1865, p. 294; Acta Pii IX. 
Ps. I Vol. I p. 288.) 
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Dass diese Bemerkungen nicht überflüssig sind, mögen einige 
Beispiele illustrieren. Liberatore (La chiesa e lo stato, Napoli 
1872, p. 389) betrachtet jede Behauptung, welche mit irgend 
einer der im Syllabus enthaltenen Entscheidungen im Wider- 
spruche ist, ohne weiteres als „offene Häresie“°®”, Bei Bouix 
(Tractatus de papa II p. 237) finden wir gar den Ausspruch: 
„Quidquid definiat papa, hoc ipso simul et necessario definit 
dogma* — ein Satz also, der im Munde eines Minimisten die 
Beschränkung der Unfehlbarkeit auf das Gebiet der Offenbarungs- 
wahrheiten bedeuten würde, während derselbe für Bouix (welcher 
in der Frage nach dem Objekt der Infallibilität nicht nur der 
herrschenden Lehre, sondern selbst noch weitergehenden An- 
schauungen beitritt) die Brücke bildet, um für alles, was man 
als Lehre der Kirche, beziehungsweise vielleicht als ein von der 
kirchlichen Autorität gebilligtes Prinzip bezeichnen kann, dog- 
matische Bedeutung zu behaupten. Ja, er trägt sogar kein Be- 
denken, in jedem einzelnen Falle eines Konfliktes zwischen 
Staats- und Kirchengewalt die Ansprüche des Papstes 
und dessen Urteil über die Frage, ob Massregeln des Staates 
die Ziele der Kirche beeinträchtigen, für unfehlbar begründet 
zu erklären, weil die Kirche „in definiendo dogmate“ unfehlbar 
ist3*. Dass die Tendenzlitteratur aus der Zeit des Vatikanischen 


88 Diese Aeusserung Liberatore’s werden selbst diejenigen nicht billigen, 
welche die kathedratische Bedeutung des Syllabus zugeben, und sein Aus- 
spruch ist um so auffälliger, weil er an anderer Stelle selbst ganz richtig 
zwischen einer „definizione dommatica“ und einer „definizione dottrinale ed 
ecclesiastica* unterscheidet. Cf. ]. c. S. 443, 444: die Frage, ob die Exi- 
stenz eines Kirchenstaates für die Unabhängigkeit des Papsttums eine mora- 
lische Notwendigkeit ist, könnte nur den Gegenstand einer „definizione dot- 
trinale ed ecclesiastica* bilden, nicht einer dogmatischen Definition, „giacch& 
il subbietto nol comporta“. Vgl. hiezu das von der Würzburger theologischen 
Fakultät der bayerischen Regierung erstattete Gutachten d. d. 7. Juli 1869 
bei Roskoväny, Romanus Pontifex t. VIII p. 84: „Die Notwendigkeit der 
weltlichen Herrschaft des Papstes ist jedoch kein Dogma und kann auch 
nicht als ein solches aufgestellt werden.* 

% Vgl. Bouix Tractatus de papa Il p. 236ff., III p. 87f., 92 (hier be- 
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Konziles mit Hilfe der oben gerügten Kunstgriffe die absonder- 
lichsten „Dogmen“ und „Glaubensartikel“ zu erfinden wusste, 
ist selbstverständlich. Hier sei nur hervorgehoben, dass diese 
Litteratur und die von ihr beeinflussten Kreise auch behaupten, 
die indirekte Gewalt des Papstes im Zeitlichen müsse deshalb, 
weil dieselbe (angeblich) längst durch Kathedralsprüche definiert 
worden, „von jedem katholischen Christen als eine von Gott ge- 
offenbarte Lehre“ betrachtet werden, die „in jedem Katechis- 
mus gelehrt werden“ soll. 

Theologen und Kanonisten haben aus den Dogmen, welche 
die Staatsordnung betreffen, eine Reihe von Folgesätzen ab- 
zuleiten versucht, in denen sie so zu sagen die unverrückbare 
Norm einer katholischen Staatsauffassung und eines katholischen 
Staatsrechts erblicken. Keine dieser Konklusionen kann unseres 


trachtet Bouix „veritas catholica“ und „dogma fidei“ als identisch), 211, 247 ff., 
294ff. („Atqui haec quaestio, an talis modus agendi potestatis civilis finem 
Ecelesiae proprium impediat, dogmatica est... Errare quidem potest civilis 
auctoritas quoad dictam quaestionem; non autem Ecclesia, quia ... . certa 
est Ecclesiae inerrantia in definiendo dogmate.*) 

5 (Döllinger) Erwägungen für die Bischöfe des Konziliums S. 12, 13; 
vgl. hiezu auch Janus, Der Papst und das Konzil S. 14, 35 (Das Papsttum, 
von J. v. Döllinger. Neubearbeitung des „Janus“, von J. Friedrich 8. 268, 
280, 518f.); Döllinger, Kleinere Schriften S. 217, 218 („der Anspruch der 
Päpste, Königreiche zu verschenken, Monarchen abzusetzen und ihre Unter- 
thanen vom Eide der Treue zu entbinden* ist „ein göttlich geoffenbartes 
Dogma des Glaubens“), S. 424, 437, 438 u. 6. 

Auch die Fragen, welche die baierische Regierung anlässlich des Vati- 
kanischen Konziles den juridischen und theologischen Fakultäten zu München 
und Würzburg vorgelegt hat (vgl. deren Wortlaut z. B. in der Collect. 
Lac. VII 1200, 1728, 1729), sind nicht bloss von der Vorstellung geleitet, 
dass „die Lehre von der göttlich angeordneten (!) Herrschaft des Papstes 
über die Monarchen und Regierungen“ als Dogma die gleiche Bedeutung 
erlangen werde, wie die Lehre von der „päpstlichen Unfehlbarkeit“: die 
sechste der am 9. Aug. 1870 den Fakultäten vorgelegten Fragen behauptet 
‚sogar ausdrücklich die Existenz päpstlicher Bullen, „welche den Papst zum 
schrankenlosen Gebieter über alle Königreiche und Fürsten in weltlichen 
wie in geistlichen Dingen erklären“, und verlangt ein Gutachten darüber, ob 
deren Lehren „nach der Anerkennung der Infallibilität des Papstes“ als 
Dogmen zu betrachten seien. 
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Erachtens als eine stets unbestrittene Lehre bezeichnet werden 
— diese Thatsache allein wäre aber kein Grund, der uns be- 
rechtigte, die „Definierbarkeit“ der erwähnten Lehren zu leugnen. 
Doch hat die Kirche bei einer Reihe solcher Fragen thatsächlich 
die Freiheit der Meinungen gewährt bezw. wenigstens, obwohl 
eine Lehrmeinung offiziell gebilligt wurde, bisher noch keine der- 
selben durch ein verbindliches oder gar endgiltiges Lehrurteil 
als verwerflich bezeichnet. Andere dieser das politische Gebiet 
berührenden Fragen, welche als mit dem Dogma connexe be- 
trachtet werden, sind, wenn nicht durch einen Kathedralspruch, 
so doch durch ein allgemein verbindliches (vom Papste selbst, 
oder mit dessen besonderer (Genehmigung von den Kurial- 
behörden erlassenes) Lehrurteil entschieden, so dass diese Fragen 
vom katholischen Standpunkte nicht mehr als Gegenstand freier 
Diskussion gelten können. Durch das vatikanische Schema de 
Ecclesia sollten mehrere das politische Gebiet berührende Lehren 
als katholische Wahrheiten definiert werden, und die Verhand- 
lungen über diese Verlage behalten ihren Wert als Zeugnisse 
für die allgemeine, in der Kirche herrschende Ueberzeugung °®, 
dass die „Doktrinalität“ solcher Sätze?” die Zuständigkeit des 
kirchlichen Lehramtes .zu einer unfehlbaren Entscheidung über 
die Wahrheit derselben begründe. 

Die auf die Staatsordnung bezüglichen Doktrinen, welche 
als Schlussfolgerungen aus der geoffenbarten Glaubens- und Sitten- 
lehre verteidigt werden, sind beinahe durchweg schon seit einer 
Reihe von Jahrhunderten von der Schule nach allen Richtungen 
diskutiert worden; nur die Lehre von der moralischen Not- 
wendigkeit eines Kirchenstaates für die Kirche ist erst in neuester 
Zeit zu grösserer Bedeutung gelangt?®. Solche seit Jahrhunderten 

® Vgl. oben S. 58f. Note 21. 

® D. h. die Beziehung derselben zur kirchlichen Glaubens- und Sitten- 
lehre. Vorausgesetzter Massen ist ja der behauptete Satz eine Schluss- 
folgerung aus geoffenbarten und „natürlich gewissen“ Prämissen, eine „vom 


Dogma getragene“ Konklusion. 
8° Auch diese Lehre ist eine solche theologische Konklusion, welche 
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von der Schule diskutierte Meinungen sind auch die bekannten 
(nur von wenigen als Dogmen betrachteten) Lehren von einer di- 


man auf dogmatische Prämissen (die göttliche Institution eines unabhängigen 
Primates — die nach dem göttlichen Rechte zulässige Verbindung einer welt- 
lichen Herrscherstellung mit einem geistlichen Amte) und eine „evidente* 
„natürliche“ Wahrheit (dass die souveräne Stellung des Papstes unter den 
modernen Verhältnissen die sicherste Gewähr für die volle Freiheit und 
Unabhängigkeit seiner Stellung als Kirchenoberhaupt bedeute) stützt. Diese 
Frage hatte in den früheren Jahrhunderten der Neuzeit die Schule wenig 
beschäftigt, so lange eben die weltliche Souveränetät des Papstes allgemein 
als eine legitime geschichtliche Bildung betrachtet und als solche nicht an- 
gefochten wurde (Bellarmin, De Rom. Pontifice lib. V. c. 9, bei Rocaberti, 
Biblioth. Max. Pontif. t. XVII p. 689f., z. B. begnügt sich mit dem Nach- 
weise, dass der spirituelle und der weltliche Prinzipat nach göttlichem Rechte 
nicht unvereinbar sind. Die Frage der Notwendigkeit einer weltlichen Herr- 
schaft, welche „propter malitiam temporum“ der Kirche unentbehrlich ge- 
worden sei, wird nur mit wenigen Worten berührt. Bellarmin stellt in dieser 
Beziehung das weltliche Fürstentum des Papstes mit jenen der Bischöfe des 
deutschen Reiches auf eine Linie und glaubt hervorheben zu müssen, dass 
ohne die politische Machtstellung der letzteren die katholische Kirche sich 
in Deutschland gegenüber dem Protestantismus nicht hätte behaupten können). 
Erst in unserem Jahrhundert hat die Schule, gegenüber den fortgesetzten 
Angriffen auf die Existenzberechtigung des Kirchenstaates, die moralische 
Notwendigkeit desselben eingehend zu verteidigen, ja diese Lehre als eine 
von der Kirche definierte katholische Wahrheit zu erweisen versucht. (So 
z. B. mit grosser Entschiedenheit Clemens Schrader, De unitate Romana 
comment. lib. II p. 487 ff.—490, welchem Stazzuglia, De valore syllabi Pii IX. 
S. 18ff. sich anschliesst. Vgl. auch Gerbet bei Schneemann a. a. O. S. 86; 
Rattinger, Der Papst u. d. Kirchenstaat i. d. Stimmen aus M. Laach I, 4, 
S. 171; M. Liberatore, La Chiesa e lo stato, II. ediz., p. 424 ff., 431—444 
und dess. Trattato del diritto eccles. pubblico p. 115 Note 1; Cureci, Il 
moderno dissidio tra la Chiesa e l’Italia, ediz. II, p. 60, 62, 64f., 166f. u. ö.) 
Pius IX. hat wohl wiederholt die Entwicklung des Kirchenstaates für eine 
besondere providentielle Fügung und dessen Bestand als eine notwendige 
Voraussetzung für die Freiheit und Unabhängigkeit des Kirchenoberhauptes 
bezeichnet; jedoch hat keine dieser Erklärungen unseres Erachtens die Be- 
deutung eines Kathedralspruches. Vgl. dessen Alloc. Quibus quantisque 
20. Apr. 1849, Alloc. Si semper antea 20. Maii 1850, Encycl. Qui nuper. 
18. Juni 1859, Alloc. Ad gravissimum 20. Juni 1859, Litterae apost. Cum 
catholica ecclesia 26. Mart. 1860 (Liberatore, La Chiesa e lo Stato 441—444 
bezeichnet dieses päpstliche Schreiben, welches thatsächlich nur eine Ex- 
kommunikationssentenz gegen die Verletzer des kirchenstaatlichen Gebietes 
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rekten oder indirekten Gewalt der Kirche im Zeitlichen, welchen 
die Lehre von einer bloss direktiven Gewalt gegenübergestellt 


ist, wiederholt als eine „Bulle“ und behauptet, dass Pius IX. hier in der 
„solennsten“ Weise die Lehre von der Notwendigkeit des Kirchenstaates 
definiert habe. Im Trattato del dir. pubbl. eccl. l. c. giebt er hingegen 
selbst zu „che non esiste sopra cotesto punto alcun solenne giudizio della 
Chiesa“, glaubt jedoch das Zeugnis der beständigen allgemeinen Lehre der 
Kirche — ordinarium et universale Ecclesiae dispersae magisterium — gel- 
tend machen zu können!!), Alloc. Novos. 28. Sept. 1860, Alloc. Maxima 
quidem. 9. Juni 1862, Encyel. Respicientes ea omnia. 1. Nov. 1870. Die Texte 
im Recueil des allocutions . . . lettres apostoliques .. . citees dans l’ency- 
clique et le syllabus IIme &dit., Paris 1865, p. 224, 266, 400, 420, 460, und 
in den Acta Pii IX. ps. It. I p. 182f., 227, t. III p. 82, 86, 137, 187f£., 
457£., tom. V. p. 263. 

Durch das vatikanische Schema de Ecclesia (Cap. 12) sollte vor allem 
die schon vom Konstanzer Konzil verurteilte häretische Behauptung „repu- 
gnare iuri divino, ut cum spirituali potestate in Romanis Pontificibus prin- 
cipatus civilis coniungatur“ neuerlich verdammt werden, nachdem schon das 
Breve Ad apostolicae vom 22. Aug. 1851 (vgl. oben Note 18) die Behaup- 
tungen des J. N. Nuytz kondemniert hatte, welcher (s. dessen Tractationes 
in ius ecclesiast. univ. Pars. IV de personis. Taurini 1850, p. 156ff.) die 
Ansicht, dass der Besitz des Kirchenstaates mit dem geistlichen Amte des 
Papstes unvereinbar sei, auch vom katholischen Standpunkte als eine freie, 
disputable Meinung bezeichnen wollte. Die Behauptung (Passaglia’s u. A.), 
dass der Kirche kein Recht zu einer für die Gläubigen verbindlichen Ent- 
scheidung über die Frage zustehe, ob der Kirchenstaat für das Wohl der 
Kirche notwendig ist, wird im Kap. XII des Schema de Ecclesia als 
eine „sententia perversa* verurteilt (vgl. Coll. Lac. VII, 572 und Friedrich 
Documm. ad illustr. conc. Vatic. II, 94). Wie der klare Wortlaut des 
Kapitels ergiebt und die offizielle Adnotatio n. 44 (Coll. Lac. VII, 621: 
Friedrich 1. c. 153) durch ihre Motivierung bestätigt, sollte hier vom Konzile 
feierlich deklariert werden, dass die Frage des Kirchenstaates den Gegen- 
stand einer unfehlbaren kirchlichen Lehrentscheidung bilden könne. Damit 
sollte zugleich — und diese Folgerung wird im Texte des Kapitels aus- 
drücklich hervorgehoben — jeder Zweifel darüber beseitigt werden, dass die 
offiziellen Aussprüche der kirchlichen Autoritäten über die erwähnte Frage 
zu ihrem Kompetenzkreise gehörten und deshalb für die Glieder der Kirche 
verbindlich seien. Dagegen wäre die Frage, ob und welchen Erklärungen 
Pius IX. über die moralische Notwendigkeit des Kirchenstaates für die 
Kirche die Bedeutung unfehlbarer Kathedralsprüche zukommt, auch durch 
die Annahme des Kap. XII „De temporali 8. Sedis Dominio“ nicht ent- 
schieden worden; dieses „Doktrinalkapitel“ wollte weder die Lehre von der 
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wurde, ferner die mit diesen Doktrinen naturgemäss in engem 
Zusammenhange stehenden verschiedenen Auffassungen über die 
(irenzen der Unterthanenpflicht und über die Zulässigkeit eines 
Widerstandes gegen die Staatsgewalt, über die Frage, ob der 
Träger der Staatsgewalt auch als solcher (nicht bloss als Privat- 
person) der kirchlichen Jurisdiktion unterworfen ist?®; die Kontro- 
versen, ob nur die Existenz des Staates überhaupt auf Gottes 


Notwendigkeit des Kirchenstaates definieren, noch diese Lehre als eine 
bereits von der Kirche definierte katholische Wahrheit hinstellen. Der dis- 
positive Teil des Kapitels enthält überhaupt keine meritale Aeusserung 
über die Bedeutung des Kirchenstaates für die Kirche. (Dass die Entschei- 
dung der Frage grundsätzlich in die Kompetenz des kirchlichen Lehramtes 
gehört, ist nach dem Inhalte des Kap. IX „De Ecclesisae infallibilitate“, 
welches die herrschende theologische Auffassung über das Objekt der In- 
fallibilität und den Umfang des kirchlichen Lehrgebietes als katholische 
Wahrheit definieren sollte, eigentlich selbstverständlich; es lässt sich nur 
aus naheliegenden Opportunitätsgründen erklären, wenn das Kap. XII die 
erwähnte „sententia perversa“ zudem noch ausdrücklich proskribieren wollte.) 

Unseres Erachtens hat auch Pius IX. die Lehre von der Notwendigkeit 
des Kirchenstaates nicht definiert; denn die betreffenden Allokutionen 
Encykliken und der Syllabus können nicht als Kathedralsprüche betrachtet 
werden (s. unten sub C.). Wenn auch eine Doctrin, welche nicht unfehlbar 
gewiss ist, nicht zu innerer Zustimmung verpflichtet, so kann selbstverständ- 
lich deshalb doch der Widerspruch gegen die offizielle Lehre — also eine 
Auflehnung gegen die kirchliche Autorität nach den Grundsätzen der Kirche 
nicht für erlaubt gelten, und daraus erklärt sich, dass die Kurialbehörden 
wiederholt Kleriker und Schriftsteller zur Verantwortung zogen, welche 
gegen die Existenz des Kirchenstaates und die Souveränetätsansprüche des 
Papsttumes aufgetreten waren. 

3 Auf diese Doktrinen werden wir, wegen ihrer Beziehung zur Lehre 
von der indirekten Gewalt, im folgenden Abschnitte eingehen müssen. Dort 
soll auch der Standpunkt des Schema de Ecclesia gewürdigt werden. 

4° Die erstere Meinung nannte König Jacob I. in seiner Apologie, die 
er zur Verteidigung des nach der Pulververschwörung den Katholiken auf- 
erlegten Treueides verfasste, ironisch ein „egregium theologiae axioma; 
Suarez in seiner Gegenschrift (Defensio fidei cathol. adv. Anglicanae sectae 
errores lib. III c. 2 Edit. Venet. 1749 t. 21 p. 115) nimmt dieses Lob 
im Ernste für die erwähnte Meinung in Anspruch. Das vatikanische Schema 
de Ecclesia (Cap. 14, Can. 18) wollte diese Kontroverse der Theologen nicht 
entscheiden; vgl. auch die offiziellen Adnotationes 45 sub I 1 und 46 sub 
II 1 (Coll. Lac. VII, col. 623, 626; Friedrich, Documm. II, S. 156, 160). 
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Ordnung und Gebote beruht, oder ob auch der einzelne Staat 
und dessen souveräne Gewalt „gottverordnete Autoritäten“ sind*° 
u. S. w. 


Theo XIII. gebraucht in der Encyclica Diuturnum illud vom 29. Juni 1881 
eine Wendung, welche der Theorie des Bellarmin und Suarez nicht günstig 
ist. Diese Encyclica (vgl. deren Text im Archiv f. kath. K.R. Bd. 46 
S. 239) hat zwar gewiss nicht die Bedeutung eines Kathedralspruches; sie 
ist überhaupt kein dekretorischer Erlass, welchem eine rechtlich verpflichtende 
Kraft beigelegt werden könnte. Zudem ist selbst in einem dekretorischen 
Erlasse des Papstes nur dessen dispositiver Teil (also bei einem Lehrdekrete 
der Wortlaut der Lehrentscheidung selbst) von verpflichtender Kraft, nicht 
auch dessen Begründung. Die inzidente Aeusserung Leo’s XIII. in seiner 
Encyclica vom 29. Juni 1881 sollte also gewiss nicht eine authentische Ver- 
urteilung der Lehre des Bellarmin und Suarez bedeuten, und deshalb ist es 
um 80 weniger zu rechtfertigen, wenn moderne Anhänger dieser Lehre sich 
bemühen, die Worte Iieo’s XIII. durch gewagte Interpretationsversuche mit 
ihrem Standpunkte in Einklang zu bringen (vgl. z. B. Moulart, Op. eit. 
IV. edit. 1895, p. 88ff.).. Um eine Parteifrage handelt es sich übrigens gewiss 
nicht; auch viele neuere Schriftsteller des Jesuitenordens haben die Lehre 
Bellarmin’s aufgegeben (vgl. die Uebersicht derselben bei Costa-Rossetti, 
Philosophia moralis Edit. II, Oenip. 1886, p. 633, 634; er hätte auch noch 
Hammerstein, Kirche und Staat 8. 61ff., anführen können), oder sie gestehen 
wenigstens selbst zu, dass „die Lehre König Jacob’s I.“ heute auch die 
„sententia inter catholicos communior* ist. Wenn die Anhänger der letzteren 
sich gewöhnlich der Wendung, dass die Gewalt des Souveränes „unmittel- 
bar von Gott stammt“, bedienen, so ist diese Ausdrucksweise nicht glück- 
lich. Denn dieselbe kann leicht zu dem Missverständnisse Anlass geben, 
dass man jede Staatsgewalt für eine unmittelbare Stiftung Gottes erklären 
wolle, welche durch Gottes unmittelbare persönliche (die Ordnung der Natur 
durchbrechende) That und Veranstaltung begründet worden. 
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Zur Frage von der Natur der Kirchenlasten in Nieder- 
sachsen. 
Von 
Pastor von Bötticher in Echte (Hannover). 


Ein, vielleicht der wesentliche, Unterschied zwischen den 
Gebilden deutschen Rechts einerseits, und denen des römischen 
und modernen Rechts andererseits besteht darin, dasg jene einen 
strengen Unterschied zwischen öffentlichem und Privatrecht gar 
nicht kennen. (Dove i. d. Ztschr. f. d. R. von 1859, Bd. 19 
S. 321ff.; Gierke, Die soziale Aufgabe des Privatrechts, Berlin 
1889, S. 7; Hinschius II S. 625 N. 4; Stutz, Gesch. des kirchl. 
Benefizialwesens 1895, S. 333.) 

Bis zu der in diesem Jahrhundert erfolgten Ablösung be- 
sassen die Bauern Niedersachsens ihre Hofstätte nebst der Ware 
und den Gebäuden vielfach als Privateigentum, die mit der Hof- 
stätte und Ware ein wirtschaftliches Ganzes bildende Hufe in 
der Regel nach öffentlichem Lehn- oder Meierrecht. Bei der 
Allodifikation mancher Rittergüter (z. B. derer von Oldershausen) 
wurde die Frage, welche Bestandteile derselben Lehen oder Erbe 
seien, wegen ihrer Unlösbarkeit im Wege des Vergleichs geregelt. 
Die gleichfalls vor der Mitte dieses Jahrhunderts entstandene 
Meinungsverschiedenheit, ob die Domäne öffentliches Staatsgut 
oder Privateigentum des hannoverschen Königshauses seien, wurde 
durch Vertrag so beigelegt, dass ein Teil der königlichen Domänen 


—— ie iii 


v. Bötticher, Zur Frage von d. Natur d. Kirchenlasten in Niedersachsen. 79 


als Privatgut des königlichen Hauses, der andere Teil gegen eine 
hohe Abfindungssumme als öffentliches Staatsgut vom königlichen 
Hause anerkannt wurde. Es wurde also hinsichtlich alles Grund- 
besitzes — mit Ausnahme des kirchlichen — in Niedersachsen 
kein scharfer Unterschied zwischen dessen öffentlich- und privat- 
rechtlichen Besitztiteln bis in die zweite Hälfte dieses Jahr- 
hunderts gemacht. Es soll hinsichtlich der in Niedersachsen 
verfassungsmässig dinglichen Kirchenlasten (Bd. VI Heft 2 
S. 199—299 und Heft 3 8. 273—330 d. Ztschr.) der Versuch 
einer rechtsgeschichtlichen Analyse gemacht werden, wie weit 
jene dingliche Verpflichtung in dem öffentlichen oder Privat- 
rechte begründet ist. Vorab sei bemerkt, dass es in der Natur 
unserer Verhältnisse vor der Mitte dieses Jahrhunderts lag, 
dass sie eine strenge Scheidung nach dem Massstabe unserer 
heutigen Rechtsbegriffe von öffentlichem und Privatrecht nicht 
zulassen. 

Zu den ältesten Kirchenlasten gehören die Naturallieferungen 
an Pastor und Küster. Sie haben ihren Grund darin, dass einst 
bei der Ansiedelung ein Landbezirk nach Festsetzung seiner 
Grenzen völkerrechtlich, nicht privatrechtlich, für den go (= Hun- 
dertschaft) in Besitz genommen, durch feierliche sakrale Hand- 
lungen, welche zugleich Rechtshandlungen waren (Brunner, D. 
R.G. 8 18 und $ 20), den Stammesgöttern, Landschutzgeistern 
und Grenzgottheiten geweiht wurden (F. Dahn, Urgeschichte der 
germanischen und romanischen Völker, 1881, S. 70). 

„Die Organisation des genossenschaftlichen Gemeinwesens 
knüpfte ferner alle korporativen Rechte und Pflichten nach 
gleichen Verhältnissen dinglich an die Grundverteilung“ 
(A. Meitzen, Siedelung und Agrarwesen, 1895, I S. 75, 122). 

„Das Hufengut war eine Persönlichkeit mit bleibenden Rech- 
ten und Pflichten ohne Rücksicht auf den Charakter des Be- 
sitzers“ (Meitzen a. a. O. IS. 76). 

„Das Haus — mit seinen Zubehörungen — trug in den 
sächsischen Landesteilen bis auf die neuesten Zeiten einen fest- 
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stehenden Eigennamen, den jeder fremde Erwerber annehmen 
musste“ (Meitzen a. a. OÖ. Bd. II S. 64). 

Infolgedessen stand der Grund und Boden im Parochial- 
nexus und blieb daher dinglich zum Tragen der Kirchenlasten 
verpflichtet bis in unser Jahrhundert (D. Ztschr. f. K.R. VI 
S. 314). Aber für den Umfang dieser dinglichen Verpflichtung 
wurde für die einzelnen Landesteile und Kirchspiele Nieder- 
sachsens massgebend eine privatrechtliche Entwickelung, welche 
am Ende dieser als Laandesgewohnheit gesetzlich sanktioniert 
wurde. Daher ist auch der Umfang der Pröven, sowie aller 
sonstigen Leistungen an die Kirche und geistlichen Stellen, land- 
schaftlich, ja oft örtlich, verschieden, ihre dingliche Grundlage 
aber stets festgehalten im Bewusstsein des Volks. Der Umfang 
der Pröven ist, um das Einkommen der Kirchendiener zu ver- 
bessern, oft vermehrt. Aus der Allgemeinheit der Brotlieferung an 
die Pfarren ist zu vermuten, dass diese seit der Gründung der 
Pfarren geliefert sind im Anschluss an die heidnische Sitte voll 
symbolischer Bedeutung. Da diese Naturallieferungen bis heute 
in der Regel nicht von Häuslingen, Mietwohnern und Nichtgrund- 
besitzern, auch wenn diese grosses mobiles Vermögen besassen, 
geleistet sind, so ist die dingliche Natur dieser Naturallieferungen 
fast allgemein anerkannt. Ebenso ist die dingliche Natur des sog. 
Pfarrgeldes, d.h. einer Abgabe aller Grund- und Hausbesitzer des 
erst durch die Ludolfinger in Waldhufen eingeteilten und besiedelten 
Harzes (Meitzen a. a. O. ITS. 323ff.) vom Fiscus bislang stets an- 
erkannt (Hann. K.Bl. No. 1). Aber gerade dieser Umstand in Ver- 
bindung mit der Thatsache, dass seit mehreren Jahrhunderten 
fast in jedem ländlichen Kirchspiele vermögende, nicht angesessene 
Lutheraner wohnten, ist ein kleiner Hinweis, dass nur die Grund- 
besitzer als parochiani quod onera galten. Diese Verpflichtung 
zu den Brotlieferungen wurzelte in der Landesgewohnheit, war 
also in der Provinz Hannover vor dem Ablösungsgesetze d. d. 
15. Februar 1874 öffentlichrechtlicher Art. Aber für die Ver- 
pflichtung der im Laufe der Zeit hinzukommenden neuen Ge- 
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meindeglieder (Hagemann, Handbuch des Landwirtschaftsrechts, 
Hannover 1807, 8. 85; Gesenius, Meyerrecht, 1803, 88 6, 95; 
Pufendorf, Tom. 4 observ. 108; Kammerausschreiben vom 29. März 
1697 und vom 8. Mai im corpus constit. Luneb. cap. 5 p. 130ff.; 
landesherrliche Verordnung d. d. 17. April 1649 im corpus con- 
stitut. calenberg. und in Bötticher, Die Ansprüche... der geist- 
lichen Stellen an die Almend, 1894, Anlage 20) zu Pröven und 
sonstigen gemessenen und ungemessenen Kirchenlasten war auch 
massgebend der Gremeinheitsgenuss. In Niedersachsen scheint es 
ein Grundsatz gewesen zu sein, welchen auch der verstorbene 
Vorsteher des Staatsarchivs in Hannover, Geheimer Regierungs- 
rat Janicke annahm, dass jede Kirche und jede Pfarre wenig- 
stens je vier kleine braunschweigische Hufen — zusammen acht 
kleine Hufen oder zwei Vollbhufen — haben sollte (Schlegel, 
K.R. IV S. 203, V S. 25ff.).. Meitzen kommt auf grund seiner 
sehr genauen Untersuchungen zum Schluss, dass in Niedersachsen 
gemäss den karolingischen Bestimmungen der kirchliche Besitz 
von 1—2 Hufen „von jeher bestimmt bis in unsere Zeit gewahrt 
sei (Meitzen I 8. 82, II S. 84 N. 303). Aber er führt selbst 
an (Bd. IS. 109 und Bd. II S. 320ff.), dass viel Grundbesitz des 
Adels und der Geistlichkeit seit den frühesten Zeiten zersplittert 
und auf dem Wege der Erbpacht verloren gegangen sei. Daher 
muss auch das von ihm angeführte Kirchenzinsland (III S. 26) 
und Pfarrmeierland (III 8. 23, 66) ursprünglich freies Eigentum 
der Kirche gewesen sein. Ungelöst ist noch die Frage nach der 
Grösse der karolingischen Hufen. Keineswegs ist unter der 
Pfarrhufe (mansus eccl.) die seit dem 13. Jahrhundert (III S. 70, 
486) nachweisbare kleine braunschweig.-lüneb. Hufe von 7,5 ha zu 
verstehen, sondern wahrscheinlich eine sächsische von 30 ha, 
wenn nicht die grosse kalenbergische oder Königshufe von 47 ha 
(II S. 328, 442, 554ff., III S.27, 37, 39). Die Kirchenhufen 
sind jedoch zum Teil den Pfarrinhabern zur Verbesserung ihres 
Einkommens überlassen und dann mit dem Pfarrvermögen ver- 


schmolzen. Z. B. in Eboldshausen, go Westerhof, hat der 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII 1. 6 
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Pastor z. Z. Ackerland in Nutzung, welches seit unvordenklicher 
Zeit der Kirche zugeschrieben ist. 

Auf obigen Grundsatz weist hin der.jetzige Besitzstand vieler 
Kirchen und Pfarren in Niedersachsen und der Besitzstand im 
16. Jahrhundert (K. Kayser, Die reformatorischen Kirchenvisita- 
tionen in den welfischen Landen 1542—1544, Göttingen, Vanden- 
hoek & Ruprecht, 1897). Wenn aber bereits im 16. Jahrhundert 
und noch weniger heute die Kirchen und Pfarren in Nieder- 
sachsen so viele Hufen nicht mehr besitzen, so waren „seit den 
frühesten Zeiten“ einzelne Hufen unter die Bauern, Kötner u. a. 
Grundbesitzer (Meitzen a. a. O. Bd. I 8. 109, Bd. II S. 320; 
G. Waitz, Altdeutsche Hufe S. 19, 24) zersplittert, wofür diese 
nur noch Zinsgeld bezahlten. Andere Hufen waren an Pfarr- 
meyer verpachtet, welche im Laufe der Zeit dingliche Rechte an 
den Pfarrhufen sich erworben haben und in diesem Jahrhundert 
auf dem Wege der Ablösung Eigentümer der Pfarrhufen ge- 
worden sind. Bis dahin konnten sie stets unter gewissen Be- 
dingungen abgemeiert werden. Von diesem Rechte haben die 
Pfarrinhaber nur selten Gebrauch gemacht. Nur einen Teil des 
Pfarrguts konnten sie selbständig bewirtschaften. Der grössere 
Teil des Pfarrguts wurde vermeiert, d. h. verpachtet. 

Infolge der vielen Fehden und der Pest war es den Pfarr- 
inhabern oft schwer einen Meier zu bekommen. Starb die 
Familie des Meier nicht aus, so behielt sie in der Regel das 
Pfarrgut in Pacht, woraus vielfach Erbpacht geworden ist. Auf 
diese Weise sind seit Karls d. Gr. Zeiten bis auf unsere viele 
Kirchen- und Pfarrhufen verloren gegangen. Aber es ist anzu- 
nehmen, dass vielleicht noch im 11. und 12. Jahrhundert in 
Niedersachsen jede Pfarre und Kirche je eine Vollhufe mit vier 
kleinen Hufen (& Hufe = 7,5 ha = 30 Kalenberger Morgen) Land 
und der dazu gehörigen Ware im Besitz hatte. Da nun ein grosser 
Teil der Kirchspiele in Niedersachsen 10—12 Vollhöfe, welche 
ursprünglich allein an der Almend berechtigt waren, hatte, und 
jedes Kirchspiel durchschnittlich mindestens 1000 Kalenberger 
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Morgen (& Morgen = 26,21 a) besass, so hatten die Kirchen und 
Pfarren, vielleicht noch allgemein im 12. Jahrhundert, annähernd 
noch im 16. Jahrhundert, in welchem erst einige Kötner im Ge- 
nuss !/a Ware waren, einen Anspruch auf etwa 200 Morgen Al- 
mend. Hätten die Pfarren und Kirchen damals, was ausnahms- 
weise geschehen ist, vor der Aufnahme der neuen Gremeineglieder 
eine Gremeinheitsteilung durchgesetzt, so würden sie nach alten 
Rechtsgrundsätzen (leges Burgundiorum 57, in d. monum. Germ. 
legum sectio I tomi II pars I Hannoverae 1892, S. 95) etwa 
200 Morgen Forstboden erhalten haben. Die Kirche in Willers- 
hausen, go Westerhof, hat infolgedessen, nachweisbar seit 
200 Jahren, einen Kirchenforst von ca. 150 Morgen, worin 
Pfarre und Küsterei die alten Gerechtigkeiten stets ausgeübt 
haben. Blieb aber die Almend im ungeteilten Besitz der Pfarre 
und Markgemeine, so zahlten die neu hinzukommenden Gemeine- 
glieder nie für ihre Rodungen und Nutzungsrechte ein entspre- 
chendes Kaufgeld, sondern nur einen Grundzins (canon) (Grimm, 
Deutsche Rechtsaltertümer, Buch 1 cap. IV 5 cc, 1881, 8. 384; 
v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgesch. des 10.—12. Jahr- 
hunderts, 1891, 8. 216), leisteten dafür aber Beihilfe zu allen 
Lasten und Beschwerden. Nur wenn sie aus Hintersassen und 
Passivgenossen aktive Vollgenossen wurden, waren sie pflichtig, 
alle Gemeinelasten nachbargleich zu tragen. 

Meitzen (II S. 71) zeigt ein Beispiel, dass noch im 18. Jahr- 
hundert in Westfalen ein Vollerbe 200 ha bei einer Gemeinheits- 
teilung erhalten hat. In der Lüneburger Heide haben viele 
Pfarren noch bei der in diesem Jahrhundert erfolgten Gemein- 
heitsteilung nach Massgabe ihrer Hufen 500 kalenberger Morgen 
erhalten z. B. die Pfarre Sprackensehl. Je mehr Kötner an- 
gesiedelt waren, je weniger Land erhielten sie (d. h. die Pfarren) 
aus der Gemeinheit. 

Diese Nutzungsrechte der Almend sowie die Ausrodungen 
aus der Almend, welche überall in Niedersachsen einst etwa zu 
2/ı2 im genossenschaftlichen Anteilrechte der Kirchen- und Pfarr- 

6* 
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hufen standen, bildeten die privatrechtliche Grundlage, nach 
welcher alle Ab-Anbauer, Brinksitzer und Kötner gemäss Landes- 
gewohnheit zu Pröven an die Pfarr- und Küsterstellen bis in unser 
Jahrhundert verpflichtet waren. 

Seit der Mitte dieses Jahrhunderts ist es aber die Regel 
geworden, dass die neu hinzukommenden Abbauer nicht mehr 
auf der Gemeinheit sich anbauen, sondern eine kleine Parzelle 
von Privatleuten käuflich als Eigentum erwerben. Die Folge 
hiervon scheint mir zu sein, dass die meisten Abbauer und zwar 
alle, welche seit der Mitte dieses Jahrhunderts angebaut haben, 
keine Pröven an Pfarre und Küsterei liefern, während die Kötner, 
Brinksitzer und Anbauer, welche wenigstens zum grösseren Teile 
auf der Gemeinheit angebaut haben, die Pröven noch liefern. So 
ist also der Wegfall der privatrechtlichen Grundlage der Aus- 
gangspunkt dafür geworden, dass in einem Teil Niedersachsens 
die Landesgewohnheit, der gemäss alle neu hinzukommenden 
Haus- und Grundbesitzer prövenpflichtig an Pfarre und Küsterei 
sind, ausser Uebung kommt. Hierauf weist hin die unscheinbare 
Bemerkung des Kantor Horstfeld in Echte zu dem Verzeichnis 
der Küsterei-Pröven von 1820—1830. Bei einem Abbauer Fricke 
bemerkt der Kantor, dass der p. p. Fricke die Prövenleistung 
weigere, weil sein Haus nicht auf der Gemeinheit — wofür oft 
kurz „Gemeine“ gesagt wird — stehe. Seit dem Abbauer Fricke 
leistet kein Abbauer seine Pröven mehr an Pfarre und Küsterei, 
weil deren Häuser nicht mehr auf der Gemeine stehen. In ein- 
zelnen Gegenden Niedersachsens dagegen ist die Landesgewohn- 
heit ohne ihre privatrechtliche Grundlage festgehalten und fordert 
auf grund ununterbrochener Gewohnheit z. B. im Kirchspiel 
Hankensbüttel, Regierungsbezirk Lüneburg, auch von allen neuen 
Abbauerstellen, welche nie mehr auf der Gemeinheit gebaut sind, 
ein wenig Flachs. 

Dieselbe rein privatrechtliche Entwickelung, welche der durch 
Landesgewohnheit bestätigten Verpflichtung zur Lieferung von 
Pröven zugrunde liegt, liegt auch die durch Kirchenordnung 


v. Bötticher, Zur Frage von d. Natur d. Kirchenlasten in Niedersachsen. 85 


von 1569, Konstitution vom - Dezember 1733 und K.V. u. S.O. 


d. d. 9. Oktober 1864 $ 10 bestätigte Landesgewohnheit zugrunde, 
welcher gemäss die Hintersassen der Markgemeine in „beschränkter 
Weise“, z. B. durch Handdienste, die Vollgenossen allein nachbar- 
gleich zu den Kirchenlasten verpflichtet sind. 

Eine zweite privatrechtliche Grundlage der öffentlichrecht- 
lichen Verpflichtung der Markgemeine zum Tragen der Kirchen- 
lasten ist diejenige, dass die grossen Marken in alter und neuer 
Zeit nur unter der ausdrücklichen Bedingung oder stillschweigend 
angenommenen Voraussetzung geteilt sind, dass diese Teilung für 
das Tragen der Kirchenlasten resp. für die Freiheit von diesen 
dauernd massgebend sein sollte. 

Neben einigen Naturallieferungen waren wahrscheinlich die 
Hand- und Spanndienste die einzige und älteste Parochiallast 
(Schlegel, Kirchenrecht IV S. 45ff.). Sie waren unentbehrlich für 
die amtliche Korrespondenz, für den Umzug und die Vikariedienste 
der Pfarrer sowie bei jedem Bau der Kirche und geistlichen Ge- 
bäude. Sie wurden eingeteilt in scarae = öffentliche Transport- 
dienste, parafredi = Reitpferde zum Botendienst, angariae = 
Fuhren für die Wirtschaft des Grundherrn und Landesherrn. 
Alle diese Dienste beruhten zur Zeit der alten Volksgesetze 
(Meitzen II S. 317) auf dem öffentlichen Rechte, wurden später 
grundherrliche Einrichtungen (v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirt- 
schaftsgeschichte bis zum Schluss der Karolingerzeit, Leipzig 1879, 
S. 441—446; Ders., Deutsche Wirtschaftsgeschichte des 10. bis 
12. Jahrhunderts, Leipzig 1891, S. 368ff. u. 8. 40). 

Da seit dem 12. Jahrhundert die Meyer zu ungemessenen 
Hand- und Spanndiensten den Grundherren verpflichtet waren, so 
war die Leistung dieser Dienste gleichsam eine privatrechtliche 
des Grundherrn, welche dieser seinen Hintersassen auferlegt hatte, 
weil diese unter dem unerträglichen Druck des Zehnten ihre 
Grundstücke dem Grundherrn übertragen und von diesem durch 
Stiftung von Kirchen- und Pfarrgütern kirchlich versorgt wurden. 
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Wenn die Gemeinen noch am Ende dieses Jahrhunderts, z. B. 
in Hohnhorst, wo der Gutsherr zu Neubauten beigetragen hat, 
es als selbstverständlich betrachten, dass der Gutsherr zu den 
Hand- und Spanndiensten nichts beiträgt, so ist dies doch ein 
Zeichen dafür, dass die Bauern ihr ganzes Gut mit Einschluss 
der Gemeinheit nur unter der früher selbstverständlichen Voraus- 
setzung zum Eigentum vom Grundherrn erworben haben, dass sie 
dafür wenigstens die Hand- und Spanndienste allein zu leisten 
hätten. Es hat daher der zweite Senat des Oberlandesgerichts 
Braunschweig d. d. 5. November 1896 in Sachen der Gemeine 
Reinsdorf gegen den Anbauer Höfler rechtskräftig entschieden, 
dass dieser verpflichtet sei, die Pfarrfuhren zu leisten, auch wenn 
er nur einen Teil des früher spanndienstpflichtigen Hofes gekauft 
habe, weil „in der Regel die Leistung wie auf der Gesamtheit 
der den Hof bildenden Zubehörungen so auch auf jedem Teile 
des Hofes als eine Reallast haftet“ (Ztschr. für Rechtspflege im 
Herzogtum Braunschweig Jahrg. XXXXIV, 1897, No. 7 und 8 
S. 121). Auf diesen privatrechtlichen Grund weist hin das landes- 
herrliche Reskript d. d. 25. September 1721 (Ebhardt II S. 371) 
— bei v. Bötticher die Ansprüche ... . in Anlage 4 irrtümlich 
nicht vollständig abgedruckt: — Es muss „auch die Gemeine die 
Hand- und Spanndienste (scil. zum Kirchen- und Pfarrbau) ver- 
richten, jedoch dass die Pfarrmeyer, wenn sie Dienste in natura 
zu leisten schuldig sind, solche vorab praestieren“. 

Auf denselben Rechtstitel weist hin, dass „an einigen Orten 
die Kirchhöfner oder die an oder auf dem Kirchhofe wohnen, bei 
geringen Reparationen die Handdienste leisten“ (Schlegel, Kirchen- 
recht IV S. 46). Meitzen (II S. 60) zeigt, dass in den Jahren 1221 
bis 1277 das Kirchspiel Gehrden im Fürstentum Osnabrück ge- 
gründet ist, indem ein grosser Hof zersplittert wurde, damit auf 
demselben Kirche, Pfarre und Küsterei gebaut, auch Kötner und 
Vollerben sich ansiedelten, denen dafür die kirchliche Baulast auf- 
erlegt wurde. Meitzen nennt diesen Fall „typisch“. 

Da es ferner feststeht, dass einst die bäuerlichen und adligen 
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Grundbesitzer eine gemeinsame Mark besessen haben, so ist da- 
selbst, wo die Mark zwischen jenen geteilt ist und wo nur die 
Teilhaber der Dorfgemeinheit seit unvordenklicher Zeit die 
Kirchenlasten getragen haben, die eingepfarrte Gutsgemeinde aber 
seit unvordenklicher Zeit nicht zu den kirchlichen Lasten heran- 
gezogen sind (Hagemann a. a. O. 8 250 S. 472ff.) mit Sicher- 
heit zu schliessen, dass besonders die Mark (Brunner, D. R.G. 
8 26) unter der Bedingung zwischen Grundherr und Hintersassen 
geteilt ist, dass diese für jenen nicht nur die alten Hand- und 
Spanndienste, sondern auch die sonstigen Kirchenlasten wenigstens 
in ihrem früheren Umfange übernehmen. Da bis auf den heutigen 
Tag hinsichtlich der Kirchenlasten ein fundus exemtus dem fundo 
non exemto gegenübersteht, da nie die Gerichte eine prinzipielle 
Freiheit des Adels von Kirchenlasten anerkannt haben, so ist 
jene Thatsache nur aus einer zur Landesgewohnheit gewordenen 
privatrechtlichen Entwickelung zu erklären. Daher bestimmt das 
braunschweigische Gesetz vom 18. Juni 1864 (sub No. 30 der 
braunschweigischen Gesetz- und Vorordnungssammlung von 1864 
S. 97) betreffend Aufbringung der Parochiallasten in den Land- 
gemeinden! in 8 3, dass die auf „Privatrechtstiteln* beruhenden 
Befreiungen der Güter u. a. von den Kirchenlasten weiter be- 
stehen bleiben. Da dieses Gesetz ein Beleg dafür ist, dass die 
sonstigen in Niedersachsen üblichen Beitragsweisen nur den Ein- 
gepfarrten im dinglichen Sinne galten, so mag das ganze Gesetz 
in Anmerkung folgen. 


! In den Stadtgemeinden des Herzogtums Braunschweig haben ähnlich 
wie in den Städten des Königreichs Hannover und der Mark Brandenburg 
die politischen Gemeinden die alten Kirchenlasten getragen, wahrscheinlich 
aber nur als Eigentümer des Markvermögens. Einzelne Städte des Herzog- 
tums Braunschweig (z. B. Braunschweig und Stadtoldendorf) haben diese 
Verpflichtung in den letzten Jahren durch Vertrag abzulösen unternommen 
(die Verhandlungen sind aber kürzlich wieder ganz sistirt worden). Dass 
diese uralte dingliche Verpflichtung ohne Ablösung auf die neuen Kirchen- 
gemeinden übergeht, haben nur einzelne hannoversche Städte, z. B. Northeim 
auf Grund der Praxis des Oberlandesgerichts Celle, anzunehmen gewagt. 

2 Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 


88 ! Abhandlungen. 


Durch obige Bestimmung des S 3 wurde der verfassungs- 
mässige Parochialnexus aller Grundbesitzer bestätigt und nur der- 


Lüneberg erlassen kraft der Uns zustehenden Kirchengewalt, nach vorgängiger 
Beratung mit Unserm Herzoglichen Konsistorio und mit Zustimmung der 
Landesversammlung, behuf Ergänzung der $8 29 u. 30 des Gesetzes, die 
Errichtung von Kirchenvorständen in den evangelisch-lutherischen Kirchen- 
gemeinden betreffend d. d. 30. November 1851 für die Landgemeinden das 
nachfolgende Gesetz, 

81. 

Die Aufbringung der durch kirchliche Einrichtungen oder Bauten ent- 
stehenden Baarkosten soll in allen denjenigen Fällen, in welchen die ver- 
ordneten Mittel und Aufkünfte erschöpft oder nicht ausreichend sind, künftig 
in den (remeinden, wo diese gemeine Zusteuer bisher 

entweder nach dem Kontributionsfusse und einer Personaltaxe zu ?/s 
und resp. !/s (vgl. landesfürstliche Verordnung vom 16. Juni 1750 die 
Kosten der Einführung der Prediger betreffend), 
oder allein nach dem Kontributionsfusse erhoben, 
oder direkt aus der Gemeindekasse entnommen wurde, imgleichen, wo 
für deren Aufbringung vermöge Herkommen oder Statuts ein anderer 
rechtsbeständiger Beitragsfuss noch nicht besteht, 
nach demselben Massstabe geschehen, welcher für Aufbringung der in Ge- 
mässheit der Landgemeinde-Ordnung vom 19. März 1850 zu veranlagenden 
Kommunalsteuer zur Anwendung gebracht wird. 

Von dieser gemeinen Zusteuer (Kirchensteuer) ist ausser den im 8 4 
genannten Personen niemand befreit. Es bleibt jedoch demjenigen, welcher 
eine besondere gänzliche oder teilweise Befreiung auf den Grund von Privat- 
rechtstiteln, namentlich vermöge ausdrücklichen oder stillschweigenden Ver- 
trags, Verjährung oder Judikats in Anspruch nimmt, das Recht vorbehalten, 
gegen den zur Zahlung oder Erstattung Verpflichteten diese Befreiung mittelst 
der Regressnahme im Rechtswege zur Geltung zu bringen. Ist eine solche 
Befreiung unter den Beteiligten unbestritten, so erfolgt die Aufbringung der 
Zusteuer ohne weiteres in dem Masse, wie sie der unbestrittenen Befreiung 
und dem, im übrigen zur Anwendung kommenden Beitragsfusse entspricht. 
Eben diese Bestimmungen sollen in den Fällen Anwendung finden, in welchen 
Gemeinden zu kirchlichen Einrichtungen oder Bauten eine gemeine Zusteuer 
ohne Rücksicht auf die Mittel der Kirchenkasse aufzubringen verpflichtet sind. 

Wenn die bisherige Zusteuer aus der Gemeindekasse bestritten ist, 
ohne dass in der Gemeinde die Erhebung einer Kommunalsteuer erforder- 
lich geworden, so kann der Gemeinderat beschliessen, dass auch für die 
Folge diese Zusteuer aus der Gemeindekasse entnommen werde. 

Dieser Beschluss bedarf zu seiner Gültigkeit der Begutachtung des 
Amtsrats und hiernächst der Genehmigung des herzoglichen Staatsministeriums, 
welche nur erteilt werden kann, aber auch nicht versagt werden wird, wenn 
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jenige Grundbesitz Öffentlichrechtlich von der Verpflichtung zu 


voraussichtlich für eine längere Dauer die regelmässigen Einnahmen der 
Gemeindekasse ausreichen, neben den Kosten der Gemeindeverwaltung diese 
Zusteuer zu leisten, ohne dass es eines Zuschusses von Seiten der Gemeinde- 
genossen bedarf. Reicht aber dessen ungeachtet in Zukunft das Einkommen 
der Gemeindekasse zu diesem Zwecke nicht aus, so tritt sofort wieder die 
Regel in Kraft, dass die Aufbringung der Zusteuer nach dem Kommunal- 
steuerfusse erfolgt, vorbehältlich derjenigen besonderen Bestimmungen, welche 
nach dem veränderten Sachverhältnisse von dem Gremeinderate mit Ge- 
nehmigung des herzoglichen Staatsministeriums nach vorgängiger Begut- 
achtung des Amtsrats etwa beschlossen werden. 


82. 

Die kirchlichen Einrichtungen ($ 1) begreifen nicht allein den Kultus 
und dasjenige, was unmittelbar mit ihm in Verbindung steht, unter sich, 
sondern alles das, was mittelbar, wie z. B. die Einführungen der Prediger, 
mit dem Kultus zusammenhängt: und zum endlichen Zwecke desselben ge- 
reicht. Dahin gehören auch die Gehalte der unteren Kirchendiener, z. B. der 
Glockenläuter, Totengräber, Bälgentreter, nicht aber die Vermehrung der 
Dotation von Stellen oberer Kirchendiener, namentlich der Pfarrer, Opfer- 
leute und Organisten, 

Unter kirchlichen Bauten sind ($ 1) alle baulichen Vorrichtungen (Er- 
neuerungen und Reparaturen) an kirchlichen Gebäuden, insbesondere Kirchen, 
Pfarrhäusern, Pfarrwittwenhäusern, Opfereien und Grundstücken, sowie solche 
bauliche Instanderhaltungen zu verstehen, deren Kosten nicht etwa dem 
jeweiligen Nutzniesser obliegen. 

838. 

Die Kosten der bei kirchlichen Bauten erforderlichen, bisher nach der 
Reihe oder nach der Spannkraft und Leistungsfähigkeit oder nach einer 
Klasseneinteilung geleisteten Fuhren, Handarbeiten und Botendienste werden 
in Gelde geschätzt und nach dem Kommunalfusse ($ 1) aufgebracht. 

Rechtsbeständig bestehende Exemtionen, vermöge welcher eine völlige 
Befreiung von diesen Diensten, oder ein minderes Mass der Beitragspflicht 
zu Gunsten einzelner, insbesondere der Domanial-, Kloster- oder Rittergüter 
stattfindet, bleiben in Kraft und ebenso behält es bei den auf Privatrechts- 
titeln beruhenden Rechten und Pflichten sein Verbleiben, vermöge welcher 
einzelne, insbesondere Domanial-, Kloster- oder Rittergüter eine bestimmte 
Quote der Gesamtleistung zu tragen haben. Auch in diesen Fällen aber 
erfolgen die Leistungen nicht in Natur, sondern mittelst des, dem obwaltenden 
Beitragsverhältnisse entsprechenden, für die Naturalleistung veranschlagten 
Geldäquivalents. _ 

Von Pächtern baudienstpflichtiger Höfe und Güter, welche die Natural- 
leistung pachtkontraktlich übernommen haben, ist das Geldäquivalent zu 
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den Kirchenlasten entbunden, welcher seit unvordenklicher Zeit 
durch privatrechtliche Entwickelung die Freiheit erworben hätte. 

Ein dritter und vierter privatrechtlicher Titel für die Ver- 
pflichtung der Markgemeine, welche bis zu der durch das hanno- 
versche Gesetz d. d. 24. Juni 1874 aufgehobenen Untrennbarkeit 
der Ware von der Hofstätte und dem dazu gehörigen Ackerlande 
nichts anderes als die organisch verbundene Gesamtheit der Grund- 
besitzer eines Kirchspiels mit Einschluss der Hintersassen war, 
ergiebt sich, wenn man von den alten Kirchenlasten nur die 
Hand- und Spanndienste abzieht. Abgesehen von den Spann- 
diensten für den Transport der vikarierenden oder versetzten 
Geistlichen und der inspizierenden Superintendenten gab es vom 
17. Jahrhundert bis zu dem Erlass der Synodalordnungen keine 
andere Kirchenlast als die Erhaltung der Pfarre, Küsterei, des 


leisten, ohne dass ihnen daraus ein Entschädigungsanspruch gegen den Ver- 
pächter erwächst. 
54. 

Von der Kirchensteuer gänzlich befreit sind und bleiben im bisherigen 
Umfange die Kirchen- und Schuldiener inbetreff ihrer Dienstgrundstücke und 
ihres Diensteinkommens und die Wittwen der Kirchen- und Schuldiener in- 
betreff ihres Wittums. 

Reformierte, Katholiken und Juden geniesen insoweit eine Befreiung, 
als die Evangelisch-Lutherischen Beiträge vom Einkommen leisten müssen, 
dagegen sind sie bei der Veranlagung nach dem Kommunalfusse ($ 1) rück- 
sichtlich ihres Grundbesitzes vollständig beitragspflichtig. 


85. 

Die Veranlagung der Kirchensteuer ist getrennt von den eigentlichen 
Gemeindeabgaben vorzunehmen. Auch ist die Verrechnung der Kirchen- 
steuer bei Führung der Gemeinderechnungen in einem besonderen Abschnitte 
vollständig getrennt zu halten, so dass ihre Verwendung auf kirchliche Aus- 
gaben und die Berücksichtigung der bestehenden Exemtionen stets über- 
sichtlich bleibt. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. Urkundlich Unserer 
Unterschrift und beigedruckten herzoglichen Geheime-Kanzlei-Siegels 

Braunschweig, am 18. Juni 1864. 


L. S. 
Auf Höchsten Spezial-Befehl 
gez. von Campe. gez. W. Schulz. gez. von Liebe. 
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Pfarrwittwenhauses und eventuell der Kirche in Bau und Besse- 
rung. Die Erhöhung des Pfarreinkommens geschah durch Er- 
höhung der Pröven und Accidenzien, welche letztere noch zur 
Zeit Karls des Grossen bei Strafe der Amtsentsetzung verboten 
waren. (Oapitula a sacerdotibus proposita cap. 12 bei Boretius I 
1 S. 106; Ghaerbaldi Leodiensis episcopi capitula cap. 5 bei 
Boretius I 18. 243.) Ja vor der Reformation gab es auch keine 
Pfarrwittwen zu erhalten und die Küsterhäuser wurden wohl in 
der Regel als Annex der Pfarren betrachtet. Daher haben noch 
heute im Herzogtum Braunschweig vielfach die Pfarrer das Recht, 
ihren Küster zu wählen. Auch waren jedenfalls die Küsterhäuser 
sehr bescheidene Wohnungen, welche ausser den notdürftigsten 
wirtschaftlichen Räumen für eine Kuh und ein bis zwei Schweine 
nur zwei Wohnzimmer enthielten. Jedenfalls ist die Dotation der 
Küster- und Pfarrwittwenstellen sowie die Erhaltung dieser Häuser 
die einzige während des Zeitraums vom 9. bis 19. Jahrhundert 
sicher neu hinzukommende Kirchenlast. 

Die wenigen Nachrichten über die Entstehung der Küster- 
stellen weisen darauf hin, dass sie nicht nur aus dem Vermögen der 
Markgemeine (Kayser a. a.0O.S. 193 Anm., 210—216, 220—221), 
sondern auch durch Zuweisung von etwas Kirchen- oder Pfarr- 
land gegründet sind (v. Bötticher, Die Ansprüche... an die 
Almend Abschnitt IV u. V; Kayser a. a. OÖ. S. 430, 413, 414). 
Diese öffentlich-rechtliche Verpflichtung, dass die Markgemeine 
den Küstern und Pfarrwittwen Ware und Haus zu geben habe, 
hat aber auch, wie früher gezeigt ist, ihren privatrechtlichen Grund 
darin, dass an dem Vermögen der Markgemeine zu etwa ?/ı2 die 
Kirchen und Pfarrer anteilsberechtigt waren. Daher sind im 
Herzogtum Braunschweig und im Königreich Hannover die vier 
Hauptgerechtsame und notae specificae eines vollberechtigten Mark- 
genossen (Mastung, Weide, Brenn- und Bauholz) den Küstern 
und Pfarrwittwen auch dort gewährt und gesetzlich zuerkannt, 
wo das Pfarrholz nicht mit einem Gemeineholze, sondern mit einem 
herrschaftlichen Holze kombiniert oder von beiden letzteren bereits 
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separiert war. Wo aber das Kirchen- und Pfarrholz vom 
Gemeineholze separiert war, wie im benachbarten Willershausen, 
da sind dem Küster und der Pfarrwittwe obige Gerechtsame aus 
dem Kirchen- und Pfarrholz zugewiesen. Es bliebe daher nach Ab- 
zug der alten Pröven und Spanndienste und der seit dem 9. bis 
17. Jahrhundert hinzugekommenen Versorgung der Küster und 
Pfarrwittwen als eigentlicher Kern der Kirchenlasten hinsichtlich 
ihrer Quantität nur die Erhaltung der Kirche und Pfarre über. 

Nach der Lüneburger Kirchenordnung von 1643 cap. 12 8 15 
und cap. 13 8 16 liegt die Erhaltung der Kirche, Pfarre und Küsterei 
zunächst der fabrica ob, der Gemeine nur subsidiär bei Insuffizienz 
der fabrica. Zu Spann- und Handdiensten war die Gemeine auch 
bei ausreichender fabrica verpflichtet. Nach der für Kalenberg und 


(Göttingen giltigen Konstitution vom - Dezember 1733 war die 


fabrica nur zur Erhaltung der Kirche, die Gemeine zu allen Hand- 
und Spanndiensten — auch beim Bau der Kirche —, ferner zur 
Erhaltung der Pfarr-, Küster- und Pfarrwittwenhäuser prinzipiell 
verpflichtet. Die Konstitution will diese Verpflichtung nicht neu 
schaffen, sondern als „uraltes Herkommen“ bestätigen (Schlegel, 
K.R. IV S. 72ff.) und setzt einen genauen Beitragsfuss fest, 
weil die nicht genau begrenzten privatrechtlichen Verpflichtungen 
der einzelnen Gemeineglieder zu vielen Prozessen geführt hatten. 
Wenn die Kirchenordnung von 1569 S. 244 „eine jede Stadt und 
Kirchspiel“ „die Pfarrleute“ verpflichtet, der Pfarrwittwe Haus und 
Ware zu geben, so setzte sie damals bereits die Markgemeine — 
— denn diese allein, nicht eine persönliche Kirchengemeinde, 
konnte eine Ware vergeben — als Trägerin aller Kirchenlasten, 
welche nicht aus der fabrica zu erhalten waren, daher als pflichtig 
zur Erhaltung der Pfarre und Küsterei voraus. | 

Das zur Erbauung der Pfarre und Küsterei nötige Holz, 
sowie Sand und Steine, kurz das ganze Material wurde wie bei 
den Reihehäusern aus der „Gemeine“ (Almend) genommen. Da 
Pfarre, Küsterei und Pfarrwittwe thatsächlich durch die Benutzung 
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: der drei übrigen Hauptgerechtsame (Mastung, Weide, Brennholz) 


rk: 


den Reihestellen gleichgestellt waren, so folgt hieraus mit Sicher- 


: heit, dass das den geistlichen Stellen sowie den Reihestellen ge- 
: lieferte Baumaterial bei den geistlichen und Reihestellen in ihrer 


zur Hofstätte gehörigen Ware begründet war. Da Steine und 
Sand so gemein wie Wasser war, so wurde es nicht besonders 
erwähnt und angewiesen. Diese Bauholzgerechtigkeit schloss aber 


:; früher mehr in sich als in der Gegenwart. Erst bei den in den 
. letzten 10—20 Jahren gebauten Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
; ist es Sitte geworden, die einzelnen Fachwerke mit gebrannten 


Steinen auszufüllen. Früher wurden vor allem die Wände der 


- Wirtschaftsgebäude nur mit Füllhölzern gleich Blockhäusern aus- 
gefüllt, wofür es in Echte noch heute manche Beispiele giebt. 


Die Wohngebäude wurden nur mit Feld-, gehauenen Kalksteinen 


“ oder einem Gemisch von Lehm und Sträuchern ausgefüllt (Tacitus, 


: Germania cap. 16; F. Dahn, Urgeschichte S. 56, 69, 133). 


Im nördlichen Niedersachsen werden noch heute die geist- 
lichen Gebäude meistens mit Stroh bedeckt, welches die Bauern 
reiheweise liefern. Im südlichen Niedersachsen hat man erst seit 
dem Anfange des vorigen Jahrhunderts die geistlichen Gebäude 


. mit Ziegel- statt mit Strohdächern versehen. Daher war zum 


Nor 


Bau eines Pfarrhauses bis in die Mitte dieses Jahrhunderts in 


- Niedersachsen ausser dem Material, was der Glaser und Schmied 


- event. der Dachdecker an Ziegelsteinen bedurfte, von der „Ge- 


2 u 


. meine“ kein Material zu kaufen nötig. Baare Geldausgaben ver- 


ursachten nur die Handwerker und auch diese in weit geringerem 
Umfange als heute, da die nicht Pferde besitzenden und daher nicht 


. zum Spanndienst pflichtigen Einwohner als „Handlanger“ den 
' Handwerkern von der Gemeine beigegeben wurden. Daher hat 


der Gemeine Echte der Pfarrhausbau im Jahre 1793 nur 700 Thaler 


: baar nach Abzug des Baumaterials und der Hand- und Spann- 


dienste gekostet, und die Pfarrwittwe Hagemann schreibt d. d. 
23. Februar 1625, dass der Gemeine Echte der Bau eines neuen 


- Pfarrwittwenhauses nur 40—50 Thaler koste. 
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Dieses baare Geld wurde aus den Ueberschüssen der Gemeine 
(v. Bötticher, Die Ansprüche ... an die Almend Abschnitt IV) 
genommen resp. wenn diese nicht ausreichten, durch Beiträge der 
Markinteressenten aufgebracht. Aber der Umstand, dass stets 
die alte „Gemeine“, welche nach uraltem Herkommen und nach 
Verfassung das Bauholz den geistlichen und Reihestellen zu liefern 
verpflichtet war, auch als pflichtig angesehen ist, die baaren Greld- 
' ausgaben für die Erhaltung der geistlichen Gebäude zu beschaffen, 
weist darauf hin, dass auch diese Öffentlich-rechtliche Verpflich- 
tung nur auf privatrechtlicher Grundlage beruht. 

Es ist oben dargelegt, dass die Pfarren und Kirchen in der 
Regel zusammen als Inhaber von zwei Vollhöfen — wofür auch 
vier Halbmeierhöfe erwähnt werden — zwei volle Waren be- 
sassen. Da die Kirchen ihre Ware nicht selbst gut geniessen 
konnten, die Pfarrer aber stets mehr Brennholz als die Voll- 
bauern bedurften, auch eine doppelte Mastgerechtigkeit sehr wohl 
für sich ausnutzen konnten, so haben wahrscheinlich die Pfarrer auch 
die Mastung- und Brennholzgerechtigkeiten ihrer Kirche persön- 
lich ausgenutzt, die Weidegerechtigkeit dagegen durch die Pächter. 

Die Bauholzgerechtigkeit der Kirche scheint nur im Gebiete 
der Lauenburger Kirchenordnung von 1585 nach Abt. II cap. X 
sub No. 8 von dieser selbst ausgenutzt zu sein, nicht aber im 
Gebiete der Lüneburger und Kalenberger Kirchenordnung, weil 
in diesem Gebiete die fabrica zunächst die Kirche zu erhalten ver- 
pflichtet war, auch wohl zunächst dazu genügend Vermögen hatte. 

Da nun die Pfarrer im Gebiete der Kalenberger und Lüne- 
burger Kirchenordnung bereits als Inhaber ihrer Ackerhöfe alles 
nötige Bauholz wie ein Vollmeier zu geniessen berechtigt waren 
(Kayser a. a. OÖ. 8. 174 sub Velthem), über ihre Notdurft hinaus 
die Bauholzgerechtigkeiten der Kirche nicht zu geniessen fähig 
waren, da es ferner nicht anzunehmen ist, dass die Pfarrer ihre 
über das Mass einer Vollmeierbauholzgerechtigkeit ohne Gegen- 
leistung aufgegeben haben, so ist es sehr wahrscheinlich, dass die 
Pfarrer ihre zweite Bauholzgerechtigkeit einst, etwa im 11. oder 


En nmruhhummuöeserun, rotem Fawisr- rate a En 
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12. Jahrhundert, unter der Bedingung preisgegeben haben, dass 
die Gemeinen zu dem Pfarr- und Küsterhause nicht nur das Bau- 
material zu liefern, sondern auch das zur Besoldung der Hand- 
werker notwendige Geld aufzubringen hatten. Auf diese Ent- 
wickelung weist ein anderer Umstand hin. Infolge der besonders 
nach dem 30jährigen Kriege erfolgten Aufnahme einer grossen 
Zahl von Kötnern zu !/ı Vollgenossen! und infolge der steten 
Verringerung der Gemeinheitsflächen durch die Neurodungen, 
sowie infolge der schlechten Forstaufsicht und Forstwirtschaft 
(Hüne, Geschichte des Königreichs Hannover und des Herzog- 
tums Braunschweig, 1830, Teil II S. 482 u. 483) der letzten Jahr- 
hunderte bis zum hannoverschen Forstgesetze vom 10. Juli 1859 
konnten die Dorfalmenden hier und da nicht mehr das nötige Bau- 
holz für alle Interessenten liefern. Die Folge war, dass alles Bau- 
holz verkauft wurde und dessen Erlös in die Gemeinekasse floss, aus 
welcher zunächst Hirten, Bullen und die geistlichen Gebäude er- 
halten wurden. Den Inhabern der geistlichen Stellen sowie den 
Amtmännern konnte das Aufhören der Bauholzlieferungen gleich- 
giltig sein, da dieselbe Markgemeine das Bauholz für die geist- 
lichen Gebäude aus ihren Ueberschüssen ankaufte. So ist es 
z. B. im benachbarten COalefeld in diesem Jahrhunderte bis zum 
letzten Viertel desselben gehalten. Diese Entwickelung weist 
darauf hin, wie die privatrechtlichen Ansprüche der geistlichen 
Stellen an das Bauholz aus derselben Quelle fliessen, wie die an 
die Ueberschüsse der Gemeinheit. 

Diese letzten bilden die vierte Grundlage für die öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung der Markgemeine, die aus der Erhaltung 


! Nach einem amtlichen Verzeichnis d. d. 24. Januar 1632 hat es in 
Echte nur 28 Kötner gegeben, nach dem Kontributionsregister des Amts 
Westerhof von 1667 51 Kötner, nach dem Amtslagerbuch von Westerhof von 
1651 54 Grosskötner und 10 Brinksitzer, nach den gerichtlichen Anweisungen 
und Gemeinerechnungen von 1770—1860 10 Voll- und Halbmeier, 57 Kötner 
und 2 Mühlen, im ganzen 69 Reihestellen und 16 Brinksitzer, seit 1856 noch 
. ausserdem 2 Anbauer (Staatsarchiv Hannover, Kalenb. Br. Arch. Des. 2 Amt 
Westerhof, No. 42, 43 u. 55). 
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der geistlichen Gebäude nach Abzug der Hand- und Spanndienste 
sowie des Baumaterials (Schlegel, K.R. IV 8. 122) sich ergebenden 
baaren Geldausgaben entweder aus den Ueberschüssen der Gemein- 
heit oder durch Beiträge der Markinteressenten aufzubringen. 

Auch diese Aufbringungsweise war Landesgewohnheit für 
Stadt und Land in Niedersachsen (Th. Hagemann a. a. O. 8 96 
S. 161; Schlegel, K.R. IV S. 77, 78; Hannoverisches Konsistorial- 
Reskript d. d. 26. Juli 1840 $ 14b bei Ebhardt, III S. 63). 

Es scheint in Niedersachsen ein uraltes Herkommen zu sein, 
dass die geistlichen Stellen von den Strafgeldern, Stammgeldern 
der Reiheleute, Urkundsgeldern der Hintersassen und dem früher 
geringen Erlöse des verkauften Holzes unmittelbar keinen nachbar- 
gleichen Anteil bekommen, trotzdem sie auf Grund der Kirchen- 
ordnung und Landesgewohnheit (Schlegel, K.R. V S. 251), der 
Nutzung der vier Hauptgerechtsame und des unteilbaren Charakters 
der Ware als vollberechtigte Stellen angesehen sind. Dennoch 
haben die hannoverschen Untergerichte in diesem Jahrhundert 
hie und da das Recht der geistlichen Stellen auf alle Er- 
träge durch unvordenkliche Nichtausübung für verloschen erklärt 
(Schlegel, K.R. V S. 608—616, 621), ohne dadurch den geist- 
lichen Stellen den Charakter von Vollgenossen nehmen zu wollen. 
Aber diese Urteile scheinen nicht nur dem Urteile des Ober- 
tribunals Celle d. d. 2. Dezember 1822 (Hagemann u. v. Bülow, 
Prakt. Erört. Bd. VII S. 124) und der gegenwärtigen braun- 
schweigischen Praxis (Bd. VI, Heft 2, S. 290 dieser Zeitschrift), 
denen gemäss gegenüber den Bestimmungen der Kirchenordnung 
keine unvordenkliche Verjährung stattfinde, sondern auch der 
noch bis kurz vor der Mitte dieses Jahrhunderts geübten Praxis 
des Oberappellationsgerichts Celle zu widersprechen. 

Auf Grund derselben ist durch landesherrliche Verordnung 
d. d. 26. Januar 1841 als partikularrechtliche Norm festgestellt, 
dass gegen die durch Hildesheimer Polizeiverordnung vom 20. Ok- 
tober 1665 dem Grundbesitz entsprechenden Weidegerechtigkeiten 
„überall keine Verjährung, auch nicht die sog. unvordenkliche 
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Verjährung stattfinde“ !(Grotefend, Hannoversche Gesetzsammlung, 
1878, S. 305). Da nun der volle Genuss der Waren seitens der 
geistlichen Stellen durch die d. d. 23. November 1593 authenti- 
sche (Schlegel, K.R. V S. 259 u. 270) Interpretation der Kirchen- 
ordnung des Herzog Julius von 1569 gewährleistet wird, da ferner 
diese Kirchenordnung von 1569 keineswegs eine geringere, wohl 
aber als Landesverfassung eine grössere Autorität als die Hildes- 
heimer Polizeiverordnung d. d. 20. Oktober 1665 hat, da endlich 
die Waren der geistlichen Stellen ebenso wie die durch die 
Hildesheimer Polizeiverordnung festgesetzten Weidegerechtsame 
untrennbare Zubehörung der geistlichen Stellen und Grundstücke 
gemäss der hannoverschen Verordnung d. d. 7. Dezember 1790 
(Anlage 8 bei v. Bötticher a. a. O.; Schlegel, K.R. V S. 25, 272; 
Pufendorf, Obs. iur. Tom. I obs. 60) sind, so müssten auch die 
Waren der geistlichen Stellen durch obige öffentliche Rechtsnorm 
d. d. 26. Januar 1841 gegen die unvordenkliche Verjährung ge- 
schützt sein. Sollte dieser Schluss ex anologia irrtümlich sein, so 
dürfte doch aus dem rein privatrechtlichen Grunde das Recht 
der geistlichen Stellen in Niedersachsen auf Teilname an allen 
Ueberschüssen der Almend da nicht erloschen sein, wo die geist- 
lichen Stellen thatsächlich aus diesen Ueberschüssen in Bau- und 
Besserung erhalten sind. Diese Uebung ist ein Rest jener Ver- 
pflichtung oder Liberalität, welche noch in den letzten Jahr- 
hunderten wiederholt geübt ist (Mejer, Instit. d. ges. d. K.R. 1856, 
88 113 1, 114 2; Richter-Dove, K.R. 1874, S. 1152; Böhmer, 
Ius eccles. Prot. III tit. 48 8 71), dass nämlich die Pfarrinhaber 
kleinere Reparaturen ihrer Wohnungen — resp. Beiträge zu 
diesen — selbst leisten. Diese Ueberzeugung, dass die geist- 
lichen Stellen aus dem privatrechtlichen Grunde an dem Ueber- 
schusse der Gemeinheit nichts bekommen, weil die Inhaber der 
geistlichen Stellen zur Reparatur ihrer Gebäude kleine Beiträge 
zu leisten hatten resp. aus Güte leisten wollten, ist häufig ver- 

1 Grefe, Hannovers Recht 1860, II S. 326; Rudorf, Das hannov. Privat- 


recht 1884, S. 38; Hannov. Gesetzzammlung 1841, Abt. 1, S. 88. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 1. 7 
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loren gegangen, wird oft angedeutet, tritt aber hervor in einer 
circa 40jährigen unterbrochenen Gewohnheit im Pfarrorte Harrie- 
hausen, go Westerhof. | 

Hier hat die Pfarre bei der vor einigen Jahren erfolgten 
Gemeinheitsteilung zwei Teile wie ein Ackermann, im Ganzen 
16 Kalenberger Morgen, die Küsterei 8 Morgen und das Pfarr- 
wittwentum, obwohl seit 100—200 Jahren keine Pfarrwittwe da 
gewesen ist, auch 8 Morgen als Sondereigen erhalten. Der Rest 
der Gemeinheit ist ungeteiltes Eigentum der Genossenschaft ge- 
blieben, woran die Pfarre zu zwei Waren wie ein Ackermann 
berechtigt ist. Seit unvordenklicher Zeit ist aus dieser Gemein- 
heit nicht nur alles Bau- und Reparaturholz zur Pfarre wie zu 
den andern Reihehäusern geliefert, sondern auch von den Pfarr- 
anteilen an den baaren Geldüberschüssen der Gemeinheit ein Teil 
von der Gemeine zur Erhaltung der Pfarre zurückbehalten. Als 
dann im Jahre 1852 die Bauholzlieferung an Pfarre und Reihe- 
stellen infolge Gemeinebeschlusses ganz aufhörte, hat die Gemeine 
immer mehr von den zwei Pfarranteilen an den Geldüberschüssen 
der Gemeinheit zur baulichen Unterhaltung der Pfarre zurück- 
behalten, ja in den Jahren 1865—1875 wiederholt nichts mehr 
den Pfarrinhabern von den baaren Geldüberschüssen der Gemein- 
heit gegeben, verlangte im Jahre 1874 überhaupt °/ der Pfarr- 
anteile von den Ueberschüssen für sich. Hierauf hat das Konsi- 
storium in Hannover d. d. 14. Oktober 1876 die in Anmerkung! 


ı Konsistorium zu Hannover 
J.-No. 21689 von 1875. 
Hannover, den 14. Oktober 1876. 

Wir lassen gegenwärtig die unterm 20./30. November v. J. brevi manu 
von Ihnen mitgeteilten Eingaben des Gemeinde-Vorstandes zu Harriehausen 
vom 1. November v. J. an das Amt Osterode und an das Konsistorium nebst 
den mit vorgelegten kirchenkommissarischen Akten über die Teilnahme der 
Pfarre zu Harriehausen an den Nutzungen der dortigen Gemeindeforst anbei 
zurückgehen, schliessen auch ein direkt an uns gerichtetes Gesuch der welt- 
lichen Kirchenvorstandsmitglieder zu Harriehausen vom 12. Dezember v. J.. 
mit an und geben nach Prüfung der Sache Ihnen nunmehr das Nachstehende 
zu erkennen. 
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abgedruckte, seitdem bis heute gültige, mehrfach interessante Ent- 
scheidung erlassen. a 


Aus den vorliegenden Verhandlungen ergiebt sich zweifellos, dass 
Pfarreund Pfarr-Inhaber zusammen an der Harriehäuser-Interessenten- 
forst von Alters her mit zwei Anteilen berechtigt und deshalb auch zu 
doppelten Dienstleistungen für die Forst verpflichtet gewesen sind. Bis 
zum Jahre 1852 bestand neben den Bezügen des Pfarrinhabers an Natural- 
Nebennutzungen und am Erlöse für damals schon verkauftes Holz (vgl. Ein- 
gabe des Pastors Illing vom 15. April 1875) mit zwei Quoten für die Pfarre 
und für den unbebauten Pfarrmeierhof, das Recht der baupflichtigen Pfarr- 
gemeinde im Fall des Bedürfnisses das benötigte Holz zu baulichen Repara- 
turen und zu einem etwaigen Neubau auf der Pfarre aus der Interessenten- 
forst zu verlangen. Seit dem Jahre 1852 ist mit Beseitigung der Ver- 
abfolgung von Bauhölzern in natura an die Forstinteressenten überhaupt 
auch der Anspruch für die Pfarre an Bauholz für das eintretende Bau- 
bedürfnis weggefallen; die Entschädigung dafür ist in den jährlich verteilten 
Aufkünften der jetzigen Fortwirtschaft, die nur noch in Gelde bestehen, 
enthalten. 

Wie es einerseits von der Forstgenossenschaft mit Grund nicht ver- 
weigert werden kann, für die Vergangenheit, — soweit nicht die desfallsigen 
Verpflichtungen in natura oder durch Geldzahlungen schon erfüllt sind, — 
zwei volle Anteile an den Forstaufkünften dem Kirchenvorstande in Ge- 
meinschaft mit dem Pfarrinhaber herauszugeben und wie ein desfallsiger von 
uns anzuordnender Rechtsstreit voraussichtlich gegen die Forstgenossenschaft 
ausfallen würde, so ist andererseits eine durch die Herren Kirchenkommis- 
sarien bereits eingeleitete Auseinandersetzung zwischen Pfarrgemeinde 
und Pfarrinhaber notwendig, um durch Ansammlung eines Teils der Forst- 
aufkünfte zu einem Pfarrbaufonds das künftige Baubedürfnis zu decken und 
dem jeweiligen Pfarrinhaber das Ucbrige zu freier Verwendung in seinem 
persönlichen Nutzen zu überweisen. Diese Repartition kann sich aber nicht 
auf den Anteil des unbebauten Pfarrmeierhofs, dessen Gerechtsame der 
Pfarrer allein zu nutzen hat, erstrecken; vielmehr kommt dabei nur die 
Pfarre selbst mit ihrer Interessentenquote inbetracht. So lange nun keine 
Anhaltspunkte vorliegen, welche eine andere, als eine gleichmässige 
Teilung der betreffenden Revenüenquote rechtfertigen würden, wird man 
dabei stehen bleiben müssen, die Hälfte des Pfarranteils zum Baufonds zu 
bestimmen, die andere Hälfte desselben aber und den ganzen Anteil des 
Pfarrmeierhofs dem zeitigen Pastor zu überweisen. Wir bestätigen deshalb 
die provisorisch getroffene kirchenkommissarische Verfügung vom 26. Juli 
1871, wonach vom 1. Januar 1871 angerechnet ein Viertel des Ganzen zu 
einem vom Kirchenvorstande zu verwaltenden Baufonds angesammelt werden 
sollte. Dem entgegengesetzten Antrage der Forstinteressenten und welt- 
lichen Kirchenvorsteher, dass drei Viertel der Gesamtaufkünfte zum Pfarr- 
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Da in einem grossen Teile Niedersachsens thatsächlich ähn- 
liche Verhältnisse bis vor etwa 10—20 Jahren gewesen sind, so 
ist mit Sicherheit anzunehmen, dass die Gemeinen und Pfarr- 
inhaber in der Verwendung der Almendsüberschüsse zur Er- 
haltung der geistlichen Gebäude einst die Ausübung ihres Privat- 
rechts auf Teilnahme an allen Ueberschüssen der Gemeinheit er- 
blickt haben. 

Zum Schluss sei eine fünfte privatrechtliche Grundlage an- 
gedeutet, infolge deren der Markgemeine auch subsidiär die Er- 
haltung der Kirche in Niedersachsen nach Gesetz und Herkommen 
obliegt. : | | 

Die Kirchen wurden überall aus der fabrica erhalten; nur die 
dazu erforderlichen Hand- und Spanndienste zu leisten war die 
„Gemeine“ stets schuldig. 

Bei Insuffizienz der fabrica war die „Gemeine“ laut Kirchen- 
ordnung und der von den Landschaften bestätigten Verordnung 


d. d. 25. September 1721 und d.d. n Dezember 1733 (Anlage 4 


u. 5 bei v. Bötticher a. a. O.) pflichtschuldig, auch die Kirche 
zu erhalten. Dass unter dieser „Gemeine“ nur die Markgemeine 
verstanden sein kann, ist früher dargelegt. 

Aber welche privatrechtliche Grundlage hat diese Landes- 
gewohnheit? 


baufonds angesammelt werden möchten, können wir nicht Folge geben und 
zwar um so weniger, weil die Forstgenossenschaft als solche gar nicht bei 
dieser Massregel beteiligt ist, die Kirchenvorsteher aber wegen ihrer per- 
sönlichen Beteiligung als Forstinteressenten nicht beschlussfähig für die 
Sache im Kirchenvorstande sind. Sie wollen hiernach sowohl dem Bauer- 
meister Kulp als dem Kirchenvorstande zu Händen des Pastors Illing, welcher 
für seine Person mit obiger Verteilung einverstanden ist, das Geeignete er- 
öffnen und darauf halten, dass nunmehr der bereits vorhandene Baufonds 
und dessen späterer Zuwachs dem Kirchenvorstande überwiesen wird und 
der Pastor Illing unverkürzt seine persönlichen Anteile empfängt. 
gez. Boedeker. 
An die Herren Kirchenkommissarien von Harriehausen, 
W., Amt Osterode. 


— ——— 
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Im go Westerhof wie in den benachbarten Aemtern haben alle 
Kirchen noch so viel Grundvermögen, dass von demselben nicht nur 
die Kirchen nebst Turm, Glocken und Orgel erhalten, sondern 
auf Bitten der Kirchenvorstände auch andere Kirchenlasten aus 
der fabrica getragen werden, so dass bei grossem Kirchenvermögen 
die Gemeinen oft gar keine Kirchenlasten aufzubringen haben. 
Nur in Echte hat die Kirche ausser ungenügenden Ablösungs- 
kapitalien kein unbewegliches Vermögen als 57 [JRuthen, die 
dem Küster zur Nutzung überwiesen sind. 

Wer nach dem Grunde dieser ausnahmsweisen Vermögens- 
losigkeit forscht, kommt zu folgendem Resultat. Die Kirche 
hat noch im 16. Jahrhundert einen freien Meierhof mit zwei 
Hufen Landes und zwei Wiesen gehabt (Kayser a. a. O. 8. 204; 
v. Bötticher a a. O. Anlage 18).: Von diesen zwei Hufen 
—= 60 Kalenberger Morgen = 15 ha sind nach einer Nachricht 
zur Kirchenrechnung von 1640 sechs Morgen vorübergehend 
verpfändet. Von der dazu gehörigen Feuer- oder Hofstätte sind 
nach den Kirchenrechnungen des 16. Jahrhunderts jährlich zwei 
Pfund Wachs gezahlt an die Kirche. Nach Verwüstung der 
Küsterei hat auf dieser scheinbar bebauten Hofstätte der 
Küster gewohnt, wofür die Gemeine einen Zins von zwei Pfund 
Wachs an die Kirche gezahlt hat (Kirchenrechnung von Echte 
von 1651). 

Im 18. Jahrhundert hört der Zins auf, vermutlich infolge 
einer erhöhten einmaligen Abgabe. Die zwei Wiesen scheinen 
wenigstens seit 1635 mit der Ware der Kirche vum Pfarrer ge- 
nossen zu sein, da die Pfarre seitdem drei Wiesen, fünf Gärten, 
zwei Mastungs- und Brennholzberechtigungen und ausserdem zwei 
Anteile an den gemeinen Wiesen genossen hat. 

Von dem Kirchenlande sagt das Amtslagerbuch von Wester- 
hof von 1595 S. 225 (befindlich im Staatsarchiv zu Hannover 
sub Hannover 74, Osterode B. 31): „In demselben Dorfe Echte 
ist eine Kirche, hat dabei 57 Morgen Landes, dasselbige Land 
ist unter die Gemeine verteilet, die Gemeine giebt der Kirche 
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daselbst vom Morgen was es drägt zwei Scheffel, das wirdt an 
die Kirche Bestes gewandt.“ 
Nachdem einige Jahre die Pfarre Echte unbesetzt gewesen 
ist, wird Pastor Rosskarn im Jahre 1635 in Echte eingeführt 
und findet das Kirchenland wüste. Die Gemeine, d. h. die damals 
sich allmählich wieder einfindenden Reiheeinwohner pachten das 
Kirchenland gegen eine Naturallieferung von Roggen und Hafer, 
welche zur Erhaltung der Kirche, zur Deckung der Visitations- 
kosten u. a. verwandt werden. Im Anfange des 18. Jahrhunderts 
will der Superintendent Oldendorp das Echter Kirchenland neu 
verpachten, weil dasselbe gemäss den vorliegenden Meierbriefen 
zweifellos freies Kirchenland sei (Schlegel, K.R. IV S. 185). 
Die Gemeine erhebt Einsprache gegen die Neuverpachtung und 
begründet diese u. a. damit, dass das Gemeinevermögen hinreichend 
sei, bei Insuffizienz der fabrica die Kirche zu erhalten. Der 
Superintendent unterlässt auf diese Vorstellung die Neuverpach- 
tung in Echte, während er sie in den benachbarten Kirchspielen 
durchsetzt. Seitdem wird das Kirchenland meistens als Erben- 
zinsland angesehen. Im Jahre 1857 soll dieser Erbenzins vom 
„Kirchenlande“ abgelöst werden. Hiergegen erhebt ein Teil der 
Gemeine, besonders diejenigen Reiheleute, welche noch in den 
Jahren 1635—1648 nicht anwesend gewesen waren und daher 
kein Kirchenland gegen die geringe Pacht erhalten hatten, Ein- 
rede. Infolgedessen kommt es zu einem Vergleiche, dass die 
Kirchenland besitzenden Reiheleute den angeblichen Erbenzins 
zu dem doppelten Preise, welchen das Gesetz vorschreibt, ablösen. 
Dieser Fall zeigt, dass in Echte das freie Kirchenland nur 
unter der dem Superintendent und der Gemeine bekannten öffent- 
lich-rechtlichen Verpflichtung an Glieder der Markgemeine ver- 
loren gegangen ist, dass diese, als der Verband der Grundbesitzer, 
nach der durch die Konstitution vom n Dezember 1733 be- 
stätigten und durch das Gutachten der Juristenfakultät in Göt- 
tingen von 1779 als giltig anerkannten alten Verfassung wenigstens 
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in subsidium die dinglichen Träger aller Kirchenlasten sind. Da 
seit Karl’s d. Gr. Zeiten fortwährend bis in unsere Zeit ein grosser 
Teil des ursprünglichen Kirchen- und Pfarrguts sich mit dem 
Grundbesitz der Eingepfarrten im dinglichen Sinne vermischt hat 
(Meitzen II S. 320ff.; G. Waitz, Altdeutsche Hufe 8. 19, 24), 
wie es eine weitere Nachforschung in Stadt und Land beweisen 
wird und die vielen Bestimmungen über Rückgabe des Kirchen- 
und Pfarrguts im 16. und 17. Jahrhundert andeuten (Lauen- 
burger K.O. von 1585 Abt. II cap. IX; Lüneburger K.O. von 
1643 cap. XII 8 9, cap. XIII 88 1, 2, 7ff.; Kalenberger K.O. 
von 1569 S. 240, 271, 272 in der Ausgabe von 1739, in den 
Kapiteln „Von der Kirchendienerunterhaltung* und „Wie und 
wovon die Pfarrherrn .. . und anders, so den Kirchen inkorporiert, 
erhalten sollen werden“; Kayser a. a. O. S. 204 sub Düderode, 
S. 203 Anm., S. 14 Abs. 3, S. 15 Abs. 2—5, 8. 16 Abs. 2, 
S. 108 Anm., 8. 172 Anm., 8. 175 Zl. 3 v. u, 8. 178 Anm, 
S. 179), so ist sicher anzunehmen, dass durch die niedersächsischen 
Kirchenordnungen den alten „Gemeinen“ die unbedingte oder 
subsidiäre Verpflichtung zum Tragen aller Kirchenlasten auch 
mit Rücksicht auf die bekannte, im einzelnen nicht mehr nach- 
weisbare Vermischung des Kirchen- und Pfarrguts mit dem der 
„Gemeinen* auferlegt ist. Diese Auflage ist eine Anknüpfung 
an den gemeinrechtlichen Satz, dem gemäss die kirchliche Bau- 
last bei Insuffizienz der fabrica und Pfründe allen Nutzniessern 
des Kirchen- und Pfarrguts oblag (Friedberg, K.R. 1889, S. 483; 
Mejer, Instit. d. ges. d. K.R. 1856, S. 359; Meitzen II S. 277; 
v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte des 10. bis 
12. Jahrhunderts 8. 154). Diese Entwickelung war nur mög- 
lich bei der deutschrechtlichen Auffassung, wonach die sonstigen 
dinglichen Rechte sich nur quantitativ, nicht qualitativ von 
dem Eigentum unterschieden (Heusler, Instit. II S. 14—19; 
Brunner in Holtzendorffs Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 
5. Aufl., 8. 273; Stutz a. a. O. S. 193), bei dem zähen Festhalten 
am alten Recht, wie es kirchenrechtlichen Institutionen und dem 
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niedersächsischen Stamme eigen ist, und bei der in den deutsch- 
rechtlichen Verhältnissen liegenden Unmöglichkeit zwischen Privat- 
recht und öffentlichem Recht streng zu scheiden. 

Unter diesen Umständen konnte allein die Markgemeine seit 
uralter Zeit nach Gesetz und Herkommen die Trägerin der 
Kirchenlasten bleiben. Die beiden Grundlagen dieser fest- 
gehaltenen und ihrem Umfange nach erweiterten Ver- 
pfichtung sind der öffentlich-rechtliche dingliche Paro- 
chialnexus des Bodens und die privatrechtliche Ver- 
mischung der kirchlichen Grundstücke mit denen der 
Eingepfarrten im dinglichen Sinne, wobei die einstige Gleich- 
stellung der Qualität der dinglichen Rechte mit derjenigen des 
Eigentums ein bestimmender Faktor war. Da die Praxis des 
Oberlandesgerichts Celle diese ganze Entwickelung ignoriert und 
unsere deutschrechtlichen Verhältnisse auf das Prokrustesbett der 
romanistischen Schulbegriffe spannt, so ist es nicht zu verwundern, 
dass ein solcher Torso deutschen Rechts als lebensunfähig hin- 
gestellt wird. Recht verstanden und zeitgemäss fortgebildet werden 
diese Bildungen deutschen Rechts sowohl sich als lebensfähig und 
segensreich für unseren niedersächsischen Stamm beweisen und ein 
Gregenwicht gegen ungesunde Bildung von Sekten und Freikirchen 
sein. Dazu ist aber eine gesetzliche Regelung! dieser Verhältnisse 


! Das hannoversche Ministerium hat in Erwägung der wiederholt im 
Jahre 1828 und 1860 durch die Behörden nach sorgfältiger Untersuchung 
festgestellten Thatsache, dass im ganzen Königreich Hannover seit unvor- 
denklicher Zeit die Kirchenlasten von allen Grundbesitzern ohne Rücksicht 
auf ihre Zugehörigkeit zu einer Konfessionskirche getragen seien, die Fest- 
legung der dinglichen Natur der Kirchenlasten für das ganze Königreich 
Hannover durch ein Kirchengesetz ins Auge gefasst, diesen Plan jedoch 
nicht ausgeführt, weil es jene Landesgewohnheit in dem erst durch Ver- 
ordnung d. d. 28. September 1824 (Ebhardt II S. 48) aufgehobenen Pfarr- 
zwange begründet sah. Dagegen hat sich die zweite Kammer der hanno- 
verschen Ständeversammlung am 10. und 11. Juli 1854 für die allgemeine 
Dinglichkeit der Kirchenlasten erklärt. (Hannov. Landtagsblatt, zweite Kammer 
der allgem. Ständeversammlung 1854, No. 37 S. 336 ff., No. 38 S. 344 ff.; Brüel, 
Zur Lehre von den Kirchen- und Schullasten im Königreich Hannover 1855, 
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nach Muster der braunschweigischen Gesetzgebung und Gerichts- 
praxis erforderlich etwa so wie sie in No. 17 der Hannover- 
schen Pastoralkorrespondenz von 1896 sub Artikel „die recht- 
liche Geltung der alten Kirchenordnungen“ vorgeschlagen ist. 

„Denn noch dauert fort jene Vergewaltigung des 
(deutschen) ländlichen Gemeinschaftsrechts durch römi- 
sche Schulbegriffe, die schon so unsägliches Unheil ge- 
stiftet hat“ (Gierke in v. Ihering’s Jahrbüchern Bd. 35 
S. 217). Davon hat das Oberlandesgericht Celle d. d. 29. Juni 
1896 in Sachen der Kirchengemeinde Leiferde contra Stadtgemeinde 
Gifhorn wieder einen betrübenden Beleg geliefert. Obwohl da- 
selbst nach Ueberzeugung des Kirchenvorstandes seit uralter 
Zeit nur, aber alle Grundbesitzer, mit beabsichtigtem Ausschluss 
der Häusler und Pächter, die Kirchenlasten getragen haben, so 
hat das Oberlandesgericht die Bildung eines solchen Gewohnheits- 
rechtes nicht anerkannt, weil infolge Ablebens alter Kirchen- 
vorsteher, Rechnungsführer und Pastoren nur nachweisbar war, 
dass seit 22 Jahren ununterbrochen alle Ausmärker (6) zum Teil 
mit der beschworenen opinio necessitatis vor ihrer Verpflichtung, 
zum Teil mit der „stillschweigenden“ Annahme dieser Verpflich- 
tung die Kirchenlasten getragen haben. 


S. 12, 13, 63; Brüel, Zur Dinglichkeit der Kirchen- und Schullasten im 
Königreich Hannover 1861, S. 6—16, 43; Fachtmann, Kirchenrechtl. Mit- 
teilungen 1852, S. 26 ff.) 
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II. Miscellen. 


Vigens ecclesiae disciplina. 
Eine Entgegnung 
von 


Dr. jur. Hans Meydenbauer in Berlin*. 


A  , 


Im ersten Quartalheft des „Archiv für katholisches Kirchen- 
recht“ von diesem Jahre findet sich auf S. 198—200 eine 
Besprechung meiner Dissertation, die unter dem Titel „Vigens 
Ecclesiae Disciplina“ von der juristischen Fakultät der Universität 
zu Berlin „genehmigt“! worden ist. | 

Die Besprechung ist unterzeichnet von einem Herrn Jos. 
Biederlack S. J. in Rom. 

Nach Durchsicht derselben vermag ich für ihren Inhalt und 
ihre eigenartige Form keine andere Erklärung zu finden, als dass 
meine Ausführungen trotz durchweg angestrebter sachlicher Klarheit 
noch nicht deutlich genug gewesen sind. 

Ich halte es daher für meine Pflicht, zur Vermeidung weiterer 
Missdeutung meine Auffassung nochmals darzulegen. 


* Anm. der Red. Die Redaktion bringt diese „Entgegnung“ zum Ab- 
druck, ohne jedoch damit zum Inhalt derselben Stellung zu nehmen. 

ı Nach der meines Wissens an allen deutschen Universitäten gleich- 
mässig geübten Praxis bedeutet die „Genehmigung“ einer Arbeit lediglich 
deren Zulassung als Examensarbeit, nicht aber eine Billigung ihres Inhalts. 
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Die Güte der Herren Herausgeber giebt mir dazu die Ge- 
legenheit. | 

Die an sich gebotene Methode, den Ausstellungen des Herrn 
Biederlack im einzelnen näher zu treten, verbietet sich durch 
deren Form und Anordnung von selbst. Vielleicht sind sie auch 
nicht in der Absicht geschrieben, eine sachliche Widerlegung zu 
geben. 

Doch zur Sache! 

Die Lehre von den das äussere Leben der beiden grossen 
christlichen Glaubensgemeinschaften beherrschenden Normen wird 
unter der Bezeichnung: „katholisches und evangelisches Kirchen- 
recht“ als ein Teil der Rechtswissenschaft betrachtet und erfreut 
sich der juristischen Darstellung und Konstruktion. So sehr man 
sich nun bewusst ist, dass die beiden Kirchen sich in den grund- 
legenden Lehren durchgreifend unterscheiden, eine Thatsache, die 
der erste Blick auf die Darstellung der Verfassungen ergiebt, um 
so auffallender ist mir immer gewesen, dass die sogenannten all- 
gemeinen Lehren — ich meine hier besonders die Lehre von den 
Rechtsquellen — diesen Unterscheidungen weniger Rechnung 
tragen. Die Begriffe „Gesetz“ und „Gewohnheitsrecht“ werden 
für beide gemeinsam entwickelt, und wenn die Unterscheidungen 
betont werden, so sind es meistens Darlegungen formeller Natur 
oder es wird zugegeben, dass die eine der beiden „Rechtsquellen“ 
in der einen oder der anderen Kirche stärker oder geringer fliesse. 

Als technische Bezeichnungen gelangen die alten aus dem 
weltlichen Recht geläufigen Begriffe lex, constitutio und consuetudo 
zur Verwendung. 

Beschäftigt man sich nun mit den rechtlich erheblichen, feier- 
lichen Aeusserungen der obersten Stelle der katholischen Kirche, 
welche den Zweck haben sollen, das Recht zu proklamieren, den 
Gläubigen eine Richtschnur zu sein und den Staaten Klarheit zu 
verschaffen über die Wünsche und Ziele der obersten Kirchen- 
leitung, so dürfte man mit Fug eine Bezugnahme auf die wohl- 
bekannten formellen Rechtsquellen erwarten. Die Erwartung aber 
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ist vergeblich. Nicht „leges* und „constitutiones®, nicht eine 
„consuetudo legitime praescripta“ wird erwähnt; ein anderer 
Begriff herrscht in den Konkordaten ausschliesslich: Richtschnur 
sei allen, so fordert der Papst, die „Vigens et a S. Apostolica 
Sede adprobata disciplina!“ 

Wir denken an unsere Lehre von den Rechtsquellen. Was 
ist danach die vigens ecclesiae disciplina? Da „Gesetz“ im formellen 
Sinne — geschriebenes gesetztes Recht — von vornherein aus- 
geschlossen ist, bleibt die „Gewohnheit“ oder auch der „Gerichts- 
gebrauch“. Unter diesen Rechtsbegriffen findet sich unsere Be- 
zeichnung nicht erörtert. 

Ist es die Gewohnheit? Die Doktrin muss verneinend ant- 
worten. Das „Gewohnheitsrecht“ hat nach übereinstimmender An- 
sicht nur geringe Bedeutung im Recht der heutigen katholischen 
Kirche, die den Gedanken der „societas inaequalis“ bis in seine 
Konsequenzen durchgebildet hat, die die Einwirkung der Laien 
und des unteren Klerus auf die Rechtsbildung und -Verwirklichung 
aufs schärfste verdammt, deren Rechtslehrer fast übereinstimmend 
verlangen, dass der „consuetudo* der „consensus legislatoris“ 
hinzukomme, ohne zu sehen, dass damit die Möglichkeit eines 
„Rechtes von gewohnheitswegen“ thatsächlich ausgeschlossen wird. 

Bleibt der „Gerichtsgebrauch“. Ohne Rücksicht auf die höchst 
bestrittene F'rage, ob der „usus fori* — hier der „usus congre- 
gationum“ — überhaupt Rechtsquelle ist, ist sofort ersichtlich, 
dass die vigens ecclesiae disciplina kein Gerichtsgebrauch sein 
kann. Denn es wäre unverständlich, wenn der Papst als ver- 
pflichtende Norm und hauptsächliche Grundlage des kirchlichen 
Rechtssystems die zukünftige Praxis ! seiner Gerichte, die sich ihrer 
Natur nach nur auf einzelne Fälle beziehen kann, aufstellen wollte. 

Die Frage liegt nahe: Ist die vigens ecclesiae disciplina 


! Die von Herrn Biederlack gemachten Ausstellungen über meine Auf- 
fassung der Stellung der congregatio concilii zu erörtern, erscheint unnütz, 
da dieselbe der herrschenden Lehre entspricht, wie sich Herr Biederlack 
leicht hätte überzeugen können. Vgl. S. 86 der Dissertation. 
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vielleicht eine vierte Rechtsquelle, eine Rechtsquelle, die dem 
katholischen kirchlichen Recht eigentümlich, nur aus der eigenartigen 
Natur dieses Rechts zu erklären ist? 

Und wenn dies so wäre, was folgt daraus für die Natur 
des kirchlichen „Rechts“ der römischen Kirche überhaupt? Was 
ergiebt sich für die wissenschaftliche Behandlung und für die 
Beurteilung in der Praxis? 

Der Beantwortung dieser Fragen sollte die von Herrn 
Biederlack vernichtend beurteilte Arbeit dienen. 

Was das Vorkommen des Begriffes in der Praxis und Theorie 
anlangt, so stellte sich mir als unzweifelhaft heraus, dass er mit 
dem Aufkommen des päpstlichen Absolutismus untrennbar ver- 
bunden ist. Seine Rolle beginnt mit den Konkordaten der nach- 
revolutionären Zeit, in den Jahren also, welche die locker ge- 
wordenen Bande der kirchlichen Zentralisation wieder stärkten 
und die Bischöfe aufs neue ihr Heil in der Unterwerfung unter 
den römischen Stuhl suchen liessen. 

Und in Wahrheit, nur ein absoluter Herrscher — absolut 
wie nie ein weltlicher gewesen — kann von seinen Untergebenen 
fordern, nur nach der herrschenden Disziplin der Kirche — sc. 
der römischen Kirche — zu sehen, auf prinzipielle Aussprüche, 
auf Abänderung der vorhandenen, alten Gesetze zu verzichten und, 
das Auge nach Rom gerichtet, aus der römischen Praxis die 
Norm ihres Handelns herzuleiten, ohne selbst im geringsten einen 
Einfluss auf die Praxis zu haben, ja ohne auch nur berechnen zu 
können, nach welcher Richtung sie sich entscheiden wird. 

So tritt die vigens ecclesiae disciplina allerdings als formelle 
vierte kirchliche Rechtsquelle neben die anderen aus dem weltlichen 
Recht bekannten, an Wichtigkeit diese jedoch weit überragend. 

Was aber folgt für den Charakter eines Rechtssystems, welches 
die Praxis der obersten Stelle mit Rechtskraft umkleidet, wenn 
man es mit dem weltlichen Recht vergleicht? Und hier ist 
der Punkt, den zu betonen ich für wichtig halte gerade jetzt, wo 
die These Sohms vom Widerspruch zwischen dem Wesen der 
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Kirche und dem Kirchenrecht die Meinungen einander schärfer 
hat gegenüber treten lassen. Die hier besprochene. Frage ist nur 
eine der vielen Anregungen, welche der von Sohm verfochtene 
Satz gegeben hat. Ist das moderne römisch-katholische kirchliche 
Recht mit dem heutigen weltlichen Recht vergleichbar, ist es mög- 
lich und fruchtbringend, beiden dieselbe wissenschaftliche Methode 
zu Teil werden zu lassen? 

Hat die vigens ecclesiae disciplina ein Analogon im weltlichen 
Recht? Ä 

Wie bereits bemerkt, geht das Auftreten und die Verwen- 
dung des Begriffes vigens ecclesiae disciplina als rechtliche Norm 
Hand in Hand mit der Verfassungsentwicklung der Kirche, die im 
Vatikanum ihr Ende gefunden hat. Will man also, um den Be- 
griff als juristisch möglich zu begründen, eine Parallele im welt- 
lichen Recht suchen, so kann das nur die Rechtsbildung des ab- 
 soluten Staats — oder, wie Herr Biederlack ihn nennt, des „rein 
monarchischen® Staats — sein. Man würde dann den Willen 
des absoluten Herrschers in Vergleich stellen zum Willen des 
Papstes, der als „vicarius Christi“ durch den Glauben der Katho- 
liken getragen an seiner Stelle steht, an dessen disziplinare Ge- 
walt — und nur mit dieser haben wir es hier zu thun — zu 
rühren für den Katholiken ein Unding ist; ohne den die Kirche 
nichts ist, dem allein die oberste Machtfülle und Leitungsgewalt 
eignet. Man würde die Thatsache, dass die Kirche ohne den 
Papst nicht bestehen kann, dass die Leugnung der päpstlichen 
Gewalt gleichsteht der Leugnung der Kirchengewalt überhaupt, 
vergleichen müssen mit dem Umstande, dass ein Volk absolut 
regiert wird, und der Wille des Herrschers ihm höchstes Gesetz 
ist. Der Unterschied ist deutlich: Das absolute päpstliche 
Regiment beruht auf dem Glauben, ja es ist der Glaube. Das 
absolute weltliche Regiment beruht auf dem Zwang oder auf dem 
Willen der Unterthanen, welche die unbedingte Autorität ihres 
Herrn anerkennen, weil seine Thaten ihrem Rechtswillen, ihrer 
Vernunft so weit als angänglich entsprechen. Daher das Wort: 


m 
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„sic volo, sic iubeo, stat pro ratione voluntas!'“ Und wie der 
Zwang als Stütze des Absolutismus durch Zwang jederzeit ge- 
schlagen werden kann, so kann sich auch die „ratio“ —, „der 
Rechtswille“ — jederzeit ändern. 

Das ist in der Kirche undenkbar. Es giebt keine Kritik 
am Glauben, es giebt kein Rütteln an der von Gott gesetzten 
Autorität. Wer der vom Papst gesetzten Rechtsnorm wider- 
spricht, der hat nicht, wie im weltlichen Recht, eine andere 
„ratio“, eine andere Ansicht, sondern der hat seinen Glauben 
verloren und ist der kirchlichen Gemeinschaft entlassen. 

Was folgt daraus? Die einzige Staatsform, deren Rechts- 
erzeugung der kirchlichen vergleichbar wäre, die absolute, ist 
nicht unabhängig vom Rechtsgefühl der Unterthanen. Die kirch- 
liche Rechtserzeugung hat mit dem Rechtsgefühl nichts zu thun, 
sie beruht allein auf dem (Glauben. Die vigens ecclesiae dis- 
ciplina hat mit Regierungspraxis eines weltlichen absoluten 
Herrschers nichts zu thun, sie ist die dem kirchlichen Orga- 
nismus eigentümliche Rechtsquelle, die für sich allein betrachtet 
werden muss. 

Und so komme ich denn zu dem Satz: Das Wesen des 
kirchlichen Rechts der heutigen römisch-katholischen Kirche steht 
mit dem modernen weltlichen Rechtsbegriff im Widerspruch. 

Ich weiss sehr wohl, dass Begriffe wie Recht und Gesetz 
flüssig sind und sich wandeln im Laufe der Entwicklung. Im 
vorliegenden. Falle gerade scheint eine Betrachtung der Be- 
ziehungen, in welchen das weltliche und das kirchliche Recht 
jeweilig zu einander standen, darauf hinzuweisen, dass der be- 
hauptete Gegensatz noch nicht alt ist. Das ist richtig. Vor 
Dogmatisierung der päpstlichen Superiorität war es noch möglich, 
dass dem seinen ein anderer Rechtswille entgegenstand. Und 
wenn das auch selten vorkam — die deutschen Bischöfe vor dem 
Vatikanum —, die Möglichkeit in der Theorie bestand. Es war 
noch kein unbedingter und als solcher anerkannter Absolutismus. 
Ebenso war die Rechtsbildung in den noch absolut regierten 
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Staaten der kirchlichen ähnlich. Als das Recht mit dem Staat 
und seinem alleinigen Herrn noch untrennbar verbunden war, 
mochte man leicht dazu kommen, über den Aehnlichkeiten der 
Rechtsbildung die Verschiedenheit der Rechte ihrem Wesen nach 
zu übersehen. | 

Aber die Entwicklung ist weiter gegangen. Der kirchliche 
Absolutismus hat sich vollendet, und der weltliche ist in den in- 
betracht kommenden Staaten gefallen, der konstitutionelle Staat 
hat ihn ersetzt. Und worin liegt für unsere Frage die Bedeutung 
dieser Aenderung? Der Konstitutionalismus ist die Anerkennung 
des selbständig im Einzelmenschen lebendigen Rechtsgefühls durch 
die Form der Verfassung, die Erkenntnis, dass der Staat zum 
Zwecke nur ein Mittel, zur Verwirklichung des Rechts nur das 
Organ, nicht aber sein Ursprung ist. Jetzt sind die Unterschiede 
der „Rechte“ klar. Auf der einen Seite das Streben, durch das 
„Recht* dem „Rechtsgefühl“ gerecht zu werden!, auf der anderen 
das Recht ein Mittel, den Glauben zu verwirklichen. | 

Das kirchliche Recht der katholischen Kirche besteht ohne 
Rechtsgefühl, allein durch den Glauben, dass die von Gott ver- 
liehene und von ihm geleitete Regierungsgewalt der Kirche kein 
Unrecht thun kann. Der Glaube aber kennt keine andere Ansicht, 
wer den Glauben nicht hat, ist nicht mehr in der Kirche — darum 
kann es in der Kirche keine „Minoritäten“ geben, wie Herr 
Biederlack den Teil einer gesetzgebenden Versammlung nennt, 
gegen dessen Willen ein Gesetz zustande kam —. Wer am 
Glauben Kritik üben will und an der irrtumslosen obersten 
Kirchenleitung zweifelnd Aussprüche verlangt, die zu geben sie 
nicht für angebracht hält, der ist kein Katholik mehr — darum 
giebt es in der Kirche keine „Rechtsverweigerung“. Es be- 
steht keine Verpflichtung der kirchlichen Organe, auf eine 
Klage das Recht zu künden, und doch können sich an das 
unbekannt gebliebene Recht Rechtsnachteile knüpfen. Die Kirche 
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kann einen Rechtszustand jahrelang im Unklaren lassen und 
dann bei günstigerer Zeit mit dem „Recht“ hervortretend den 
Gläubigen in schwere Bedrängnis bringen, der dem später bekannt 
gegebenen Recht nicht nach- oder besser vorgelebt hat. (Hollän- 
dische gemischte Ehen vor 1741.) Das ist vom weltlichen 
Standpunkt aus unverständlich. Kirchlich gedacht liegt die 
Frage völlig klar: das „Recht“ dient nur der Verwirklichung 
des „Dogma“. Seine Kraft besteht nur dadurch und so lange, 
als es dem Dogma dient. Wird dieses besser verstanden, oder 
dient eine andere Massregel ihm mehr, so ist die erstere kein 
Recht mehr, denn es wäre widersinnig, den kirchlichen Organen 
die Innehaltung eines „Rechtszustandes“ anzusinnen, der ihrem 
einzigen Ziel in ungenügender Weise dient. 

Die vom Standpunkt des weltlichen Rechts unerklärlichen 
Erscheinungen werden verständlich. „Das System des Konze- 
dierens“ wird so zu einer weisen Massregel, die Gläubigen all- 
mählich zu ihrem Heile zu führen. Durch die vertretene Auf- 
fassung wird der Thatsache, dass vielleicht zwei Drittel der 
gesamten rechtlichen Vorschriften sich einer Beständigkeit, wie 
die weltlichen erfreuen, kein Abbruch gethan. Ihre Festig- 
keit und der Umstand, dass sie befolgt werden, beweist nur, dass 
sie zur Zeit noch als zweckentsprechend gehalten werden, beweist 
aber nicht, dass der Staat irgendwann mit ihnen rechnen kann. 
Keine von ihm gezogene Folgerung hat ein Recht auf Beachtung. 
Aus diesem Grunde scheint der Schluss gerechtfertigt, dass die 
juristische Konstruktion wertlos ist: die Kirche kann sich durch 
juristische Gründe von ihrem Plan in einer Sache nicht abbringen 
lassen; sie würde sich sonst durch ihre eigenen Geschöpfe binden. 
Das Wesen und der Zweck der juristischen Konstruktion scheint 
verkannt, wenn man im voraus weiss, dass ihre Ergebnisse un- 
beachtlich sind, dass die gefundenen Prinzipien keinen Anspruch 
auf Geltung haben und haben können. Die Konstruktion wird 
dadurch zu einer geistvollen Betrachtungsweise — und mag als 
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kann nie sein, was sie soll, Beraterin der Praxis. Es ist ja be- 
kannt und wohl unbestritten, dass die juristische Kunst und das 
juristische Erkennen noch nie dazu beigetragen haben, die im 
Glauben, in der dogmatischen Grundauffassung wurzelnden Mei- 
nungsverschiedenheiten zu beseitigen. Nur auf ganz neutralem 
(Gebiet, z. B. bei der Feststellung einfacher historischer That- 
sachen können die Ergebnisse der konfessionell getrennten 
Kirchenrechtslehrer einander parallel gehen. Es ist aber ebenso 
unbestreitbar, dass der Kampf mit juristischen Waffen den auf 
weltlicher Seite stehenden Juristen und Staatsmännern nichts oder 
nur wenig nutzt, während er die der anderen Seite stärkt: Er 
giebt ihnen die Möglichkeit, die Gegner mit den eigenen Waffen zu 
zu schlagen. 

Dasselbe gilt meines Erachtens von der praktischen Politik. 
Die juristischen Gründe einer gesetzgeberischen Massnahme, sei 
es Aufstellung eines Gesetzes oder das Festhalten an einem 
solchen, können von kirchlicher Seite niemals verstanden werden. 
Empfunden wird nur die Festigkeit der Stellung, die die Kirche 
als ihr nicht genehm erkannt hat. So ergiebt sich das Dilemma, 
dass man aus Rechtsgründen an etwas festhält, von dem im 
Augenblick besser Abstand genommen würde. Letzteres ist aber 
unmöglich, weil man seine Intention in gesetzlicher Form offen- 
bart und festgelegt hat, die ohne weitere umständliche Mass- 
nahmen und ohne beträchtliche Einbusse für die Autorität der 
Gesetze und die Festigkeit des Staatswillens nicht wieder ausser 
Kraft gesetzt werden kann. | 

Daher müsste ein Staat, der der römischen Kirche mit 
gleichen Waffen entgegentreten wollte, der vigens ecclesia dis- 
ciplina eine Praxis gegenüberstellen, welche jede Formulierung 
vermeidend den Umständen des Falls gerecht zu werden hätte, und 
ihre Rechtfertigung allein darin trüge, dass sie dem Staate dient. 

Ob der moderne Staat ohne Verletzung seiner Natur dazu 
imstande ist, muss hier unerörtert bleiben. 


115 


III. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 

1. Pillet, De la codification du droit can. Lille 97 (Sep.- 
Abdr. aus Revue des scienc. eccles.). 

2. Ramsay, The church in the roman empire before a. d. 
170. Lond. 98°. 

3. Bund, The celtic church of Wales. Lond. 97. 

4. Ketterer, Karl d. Gr. u. d. Kirche. München 98. 

5. Winkelmann, Kaiser Friedrich II. Bd. 2. 1228—1233. 
Leipz. 97. 

6. Holtzmann”*, Wilhelm von Nogaret, Rat und Grosssiegel- 
bewahrer Philipp’s des Schönen von Frankreich. Freiburg, J. C. 
B. Mohr, 98. 

Der Verf. dieser fleissigen und umsichtigen Arbeit fühlt ganz 
richtig die Schwierigkeiten heraus, die dem Verf. einer Biographie 
erwachsen, die einen mittelalterlichen Staatsmann zum Gegenstand 
hat. Denn die Quellen erwähnen wohl die handelnden Persönlich- 
keiten der Könige, lassen aber über die Betheiligung ihrer Räthe 
im Dunklen. Freilich haben wir über die Wirksamkeit Wilhelm’s 
v. Nogaret von ihm herrührende Dokumente, und der Spürsinn des 
Verf. hat deren Zahl vermehrt. Vor allen Dingen aber tritt seine 
Thätigkeit bei der Gefangennahme Bonifacius’ VIII. so stark in 
den Vordergrund, dass auch die mittelalterlichen Berichte sie nicht 
unerwähnt lassen konnten, und hier nur die Schwierigkeit obwaltet, 
zu erforschen, in wie weit Wilhelm dabei den königlichen Instruk- 
tionen gefolgt ist. Im Ganzen ist die Arbeit mehr von geschichtlichem 
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als kirchenrechtlichem Interesse. Der Verf. ist geneigt, anzunehmen, 
dass Wilhelm die niederen Weihen empfangen habe. Dabei ist aber 
übersehen, dass Deszendenten eines Ketzers irregulär waren, und 
eine Dispensation zu Gunsten des Sohnes eines verbrannten 
Ketzers ist kaum anzunehmen. Eintweder war also Wilhelm beim 
Tode seines Vaters schon geweiht, oder er ist überhaupt nicht 
Kleriker gewesen. Auch in Bezug auf die akademischen Würden 
Wilhelm’s herrscht keine Klarheit. Unterschreibt er sich noch 1298 
magister, so möchte das dagegen sprechen, dass er in der höheren 
Juristenfakultät schon die Würde eines Doctor juris empfangen 
hatte. Denn die eines magister bonarum artium war dieser gegen- 
über minderwerthig. Der Schluss der Bulle Unam Sanctam ist S. 44 
nicht ganz korrekt wiedergegeben. Nicht für jede menschliche Obrig- 
keit, sondern für jede menschliche Kreatur wird die Unterwerfung 
unter den Papst als heilsnothwendig erklärt. Darin liegt eben 
das Merkwürdige dieses nach dem Vaticanum dogmatisirten Satzes, 
da doch die Kirchenlehre nur die Christen, nicht die Ungetauften 
für Unterworfene der päpstlichen Gewalt ansieht. E. Fr. 

7. Eubel, Hierarchiae cath. medii aevi sive summor. ponti- 
ficum S. R. E. cardinalium, ecclesiar. antistitum series ab a. 1198 
usque ad a. 1431 perducta e. documentis tabularii praesertim Vati- 
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1500—1561. Im Auftr. d. histor. Kommission der k. Akad. d. 
Wissensch. bearbeitet von S. Steinherz Wien 97. In Komm. bei 
Carl Gerold’s Sohn. 

Wir begrüssen mit Freude den Beginn dieses wichtigen Unter- 
nehmens. Bekanntlich ist die Aufgabe, die Nuntiaturberichte aus 
Deutschland in den Jahren 1533—85 herauszugeben, dreifach ge- 
gliedert worden. Die erste Abtheilung, 1533—59, und die dritte, 
1572—85, sind dem k. preussischen Institute in Rom zugefallen, 
die zweite, 1560—72, dem gleichartigen österreichischen. Während 
nun die Publikationen der beiden preussischen Abtheilungen schon 
rüstig fortgeschritten sind, standen die österreichischen noch aus 
und beginnen erst jetzt. Sickel setzt in der Vorrede die Gründe 
dieser Verzögerung auseinander, die theilweiseihren Grund darin hatte, 
dass die Organisation für die Herausgabe verändert werden musste, 
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theilweise in der Schwierigkeit, ungedrucktes Material für die Nun- 
tiatur des Hosius aufzufinden. Beide Schwierigkeiten sind in 
glücklicher Weise gelöst worden, so dass auch der schnelle Fortgang 
dieser Abtheilung mit Sicherheit erwartet werden kann. Freilich 
wird zunächst auf den ersten der dritte Band folgen, weil das für 
den zweiten in Betracht kommende Privatarchiv noch nicht zu- 
gänglich ist. 

Der vorliegende Band enthält zunächst unter No. 1—84 98 
vollständig mitgetheilte Stücke, wozu noch 13 im Anhange kommen 
und. in den Anmerkungen auserlesene Stellen von 262 Stücken; 
denn mit Recht hat der Her. dem Benutzer die Arbeit dadurch 
zu erleichtern unternommen, dass er unwesentliche Stücke im 
Wortlaute mitzutheilen unterlassen hat. So sind von 100 Berichten 
des Hosius nur 39, von 40 des Delfino nur 22 wörtlich aufgenommen, 
die übrigen in den Anmerkungen verarbeitet worden. Man kann 
freilich zweifelhaft sein, ob nicht wenigstens eine chronologische 
Registrirung sämmtlicher Dokumente nützlich gewesen wäre. In 
der bei den übrigen Abtheilungen schon eingebürgerten Weise schickt 
der Her., nachdem er sich über die Provenienz seines Materiales 
ausgesprochen hat, noch eine gedrängte geschichtliche Darstellung als 
Einleitung voraus. Diese ist klar und gut geschrieben, wenngleich 
der Verf. sich nicht ganz von Provinzialismen frei gehalten hat. 
Ein sorgsam gearbeitetes Register beschliesst den Band. 
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brock 1798—1878. Nach ungedr. Briefen u. s. w. Münster 1898 
(Sep.-Abdr. aus Z. f. vaterländ. Gesch. Westf.). 
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talis et occidentalis academicis clericorum accomodatum. Auspiciis 
commissarii apostolici. 22. Ocniponte Felician Rauch. 97. Mk. 10. 

Mit dem soeben erschienenen Bande liegt das wichtige und 
tüchtige Buch wieder vollendet vor. Er enthält die beweglichen 
Feste des Jahres und im zweiten Buche die kirchlichen Kalenda- 
rien der übrigen orientalischen Riten d. h. der Armenier, Syrer, 
Thomaschristen, Chaldäer, Nestorianer und Kopten. Ein aus- 
führliches Register bildet den Schluss des Buches und gibt auch 
dem Kanonisten die Möglichkeit, sich leicht in der grossen 
Stoffmasse über das ihn Interessirende zu orientiren. E. Fr. 

17. K. Müller”, Kirchengeschichte. Bd. IL. H. 1. 1. u. 2. 
Aufl. Freiburg, J. C. B. Mohr (Grundriss der theol. Wissen- 
schaften) Abth. 122. Mk. 2,80. 

Dieses Heft des guten Buches will nur acte de presence 
machen. Nachdem seit Abschluss des I. Bandes eine geraume Zeit 
verflossen war, erschien die Befürchtung nicht unberechtigt, dass 
das Werk ins Stocken gerathen sei. Diese Befürchtung ist jetzt 
zerstreut. Das vorliegende Heft umspannt den Zeitraum vom Ende 
des XIII. bis Anfang des XIV. Jahrh.; das zweite Heft soll bis 1688 
gehen, das dritte den Stoff zu Ende führen. Dieselben Vorzüge, die 
dem ersten Bande eigenthümlich waren, finden sich auch in diesem 
Abschnitte des zweiten. E. Fr. 

18. Karl Marx* nationalökonomische Irrlehren. Eine kri- 
tische Studie von Ludwig Sloniwski, übersetzt und eingeleitet 
von Max Schapiro. Berlin, Stuhr’sche Buchhandlung, 97. 

Diese Schrift, die zuerst im Wjestnik Jewropy russisch erschien, 
wendet sich allgemein an die Gebildeten. Ein besonderes kirchen- 
rechtliches Interesse bietet sie nicht dar, und entfällt daher der 
Besprechung in dieser Zeitschrift. E. Fr. 

19. Löwenstimm*, Aberglaube und Strafrecht. Ein Bei- 
trag z. Erforschung des Einflusses der Volksanschauungen auf die 
Verübung von Verbrechen. Mit einem Vorwort von Kohler, 
Autorisirte Uebersetzung a. d. Russischen. Berlin, Stuhr’sche Buch- 
handlung, 97. 

Auch dies Buch steht in keiner direkten Beziehung zum 
Kirchenrecht, da es kriminalistische Tendenzen verfolgt. Aber der 
Verf. macht sehr interessante Mittheilungen über slavischen Aber- 
glauben, der sich vielfach mit germanischem deckt. Der Kenner 
der Bussbücher und des medicus et corrector des Burchard 
v. Worms wird bei der Lektüre dieser Schrift mit Erstaunen kon- 
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statiren, wie eingewurzelt bestimmte Arten des Aberglaubens sind 
und wie allgemein sie vorkommen. E. Fr. 

20. Deutsche Justizstatistik*, bearbeitet vom Reichsjustiz- 
amt. Jahrg. VII. Berlin, Puttkamer & Mühlbrecht, 97. Mk. 8. 

Von der seit dem Jahre 1883 erscheinenden Justizstatistik liegt 
jetzt der neue Jahrgang vor, welcher den Stand der Gerichtsverfassung 
und der Rechtsanwaltschaft am 1. Januar 1897 und die Prozess- 
statistik für die Geschäftsjahre 1894 und 1895 gibt. Aus der 
letzteren interessiren uns hier namentlich die Ehesachen. Demnach 
hat sich die Zahl der anhängig gewordenen Prozesse in Ehesachen 
vom Jahre 1881 bis zum Jahre 1895 von 7904 auf 12231 vermehrt, 
die der Ehescheidungsprozesse speziell von 7049 auf 11189. Davon 
entfallen allein auf den Kammergerichtsbezirk 2397, auf den Bezirk 
des Oberlandesgerichts Dresden 1272. Im Verhältniss zu 10 000 be- 
stehenden Ehen beträgt die Zahl der Ehescheidungen im Kammer- 
gerichtsbezirke 19,9 °/o für die Zeit von 1891—95, im Oberlandes- 
gerichtsbezirk Dresden 14, in Hamburg 26,6 °/o, in Naumburg 10,6. 
Allerdings hat sich auch die Zahl der bestehenden Ehen von 7 927532 
im Jahre 1885 auf 8873482 im Jahre 1895 vermehrt. E. Fr. 

21. Funk*, Kirchengeschichtliche Abhandlungen und Unter- 
suchungen. Bd. 1. Paderborn, Schöningh, 97. 

Der gelehrte und verdiente Verf. giebt uns in dankenswerther 
Weise eine Sammlung seiner Abhandlungen, die zwar alle bis auf 
eine schon gedruckt waren, die er aber durchweg nachgeprüft, 
umgearbeitet, erweitert, auch zum Theil verkürzt hat. Die Mehr- 
zahl dieser vierundzwanzig Aufsätze beschäftigt sich mit Fragen 
der Kirchenverfassung und diese nehmen die Aufmerksamkeit der 
Kanonisten um so mehr in Anspruch, als Funk ohne konfessionelles 
Vorurtheil an seine Stoffe herangeht und die gesammte, auch nicht- 
katholische Literatur benutzt. Ich theile ihre Ueberschriften darum 
hier mit, indem ich den Ort, wo sie ursprünglich erschienen sind, 
in Klammern hinzufüge: I. Das Primat der röm. Kirche nach 
Ignatius und Irenaeus (Histor.-polit. Blätter Bd. 89; ganz um- 
gearbeitet). II. Die Bischofswahl im christlichen Alterthum und 
im Anfang des Mittelalters (bisher ungedruckt). III. Die Berufung 
der ökumenischen Synoden des Alterthums (Histor. Jahrb. 1892, 
etwas erweitert mit einem Nachwort [XXIV], in welchem sich 
der Verf. mit der Abhandlung von Höhler in der Linzer Theolo- 
gisch-praktischen Quartalschrift 1897 auseinander setzt). IV. Die 
päpstliche Bestätigung der acht ersten allgem. Synoden (Histor. 
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Jahrb. 1893; einige Zusätze). V. Cölibat und Priesterehe im christ- 
lichen Alterthum (Theol. Quartalschr. .1879. 1880; zum grösseren 
Theile neu bearbeitet). Zur altchristlichen Bussdisciplin (ebendas. 
1884; erweitert). VII. Die Bussstationen im christlichen Alter- 
thum (ebendas. 1886; erweitert). XIV. Der Kanon 36 von Elvira 
(ebendas. 1883; erweitert). XV. Die Zeit der I. Synode v. Arles 
 (ebendas. 1890; verbessert). XIX. Zur Geschichte der altbritischen 
Kirche (Histor. Jahrb. 1883; ergänzt und abgekürzt). XX. Das 
Papstwahldekret in ©. 28 Dist. 63 (ebendas. 1888, 1890). XXI. Die 
Entstehung der heutigen Taufform (Theol. Quartalschr. 1882; neu 
bearbeitet). XXII. Zur Bulle Unam Sanctam (ebendas. 1890; 
erweitert). | E. Fr. 


U. Lehr- und Handbücher. 


1. Heiner*, Katholisches Kirchenrecht. Bd. I. Die Ver- 
fassung d. Kirche nebst allgem. u. spezieller Einleitung. Bd. II. 
Die Regierung der Kirche. Paderborn, Ferdin. Schöningh, 97°. 

Der Verf. erklärt in der Vorrede, dass er nicht beabsichtigt 
habe, ein neues originales Werk zu schaffen, dass er sich vielmehr 
an die Bücher von Santi und De Angelis angelehnt und wesentlich 
ein Hilfsmittel für seine Zuhörer habe schaffen wollen. In der 
That steht das Buch, was die geringe Berücksichtigung der ge- 
schichtlichen Entwickelung anbelangt, ganz auf dem Niveau der 
übrigen katholischen Lehrbücher, aber auch nicht unter diesem. 
Die 2. Aufl. hat der ersten gegenüber gewonnen, ist aber doch nicht 
frei von Mängeln, unter denen ich einige hervorheben will. Die 
Definition von Rubrica im Decretum Gratiani (S. 92) trifft nicht zu. 
Ebenso kann nicht gesagt werden, dass dies Werk i. J. 1151 
vollendet worden sei, oder dass die Mehrzahl der Paleae von 
Pancapalea herrühre (S. 93). Warum die Paleae gar keine recht- 
liche Geltung haben sollen (S. 99), ist unerfindlich; sie stehen in 
dieser Beziehung mit den canones des Gratian auf völlig gleicher 
Linie. S. 96 ist übersehen, dass die Clementinae schon von Cle- 
mens V. publizirt und von Johann XXII. nur republizirt sind, der sie 
übrigens nicht blos nach Bologna versendet hat. S. 103 werden 
von den zahlreichen Regestenwerken nur die Jaffeschen erwähnt. 
S. 126 ist die Mittheilung über das Preussische Recht betr. Aus- 
tritts aus der Kirche unzutreffend. Das angeführte Gesetz bezieht 
sich nur auf Austritt ohne Uebertritt. Die Charakteristik des 
Episkopal-, Territorial- und Kollegial-System S. 370 entspricht 
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nicht dem Stande der heutigen Forschung. Bd. II. S. 159 wird 
der Satz ausgesprochen, dass das Domkapitel, wenn seine Kandi- 
datenliste für die Bischofswahl Seitens der Regierung verworfen 
werde, eine neue nur mit Genehmigung des Papstes einreichen 
dürfe. Eine Begründung dieses irrigen Satzes fehlt. Die römisch- 
rechtliche vom Verf. S. 261 angenommene Definition der Ehe 
stimmt nicht für den kirchlichen Begriff. Eine von Tisch und Bett 
getrennte entbehrt der individua vitae consuetudo, eine morga- 
natische der iuris communicatio. Ueber die Mentalreservation bei 
der Eheschliessung ist nichts gesagt, ebenso wenig über die Frage 
der rechtlichen Bindung einer unter einer Bedingung geschlossenen 
Ehe pendente conditione. Dass bei den Kongregationen stets vota 
simplicia abgeleistet werden (S. 386), trifft nicht zu. — Der kirchen- 
politische Standpunkt des Verf. wird dadurch charakterisirt, dass 
er sich 1, 372 für die indirekte Gewalt der Kirche über den Staat 
ausspricht, S. 404 die Gesammtkirche für das Eigenthumssubjekt 
am Kirchenvermögen hinstellt — hier ist die juristische Kon- 
struktion des Verf. eine unmögliche — namentlich aber durch die 
Aeusserung Bd. I S. 376: „Es bestehen noch fast überall das 
Christentum entwürdigende und die freie Wirksamkeit der von 
Christus gestifteten Institution lähmende kirchenpolitische Gesetze 
. abgesehen von der schreienden Imparität gegenüber den 
Katholiken auf allen Gebieten der Staatsverwaltung und des Unter- 
richts.*“ Darum müssten die Kleriker sich auf das Gebiet der 
Politik begeben. Diese Bemerkung passt mehr in einen Leit- 
artikel als in ein wissenschaftliches Buch. E. Fr. 

2. Santi, Praelectiones iuris canonici, quas iuxta ordinem 
decretalium Gregori IX. tradebat in scholis Pont. Seminarii Ro- 
mani. ed. Leitner. 1. 2?. Ratsb. 98. 

3. Estanyol y Colom (Jose), Lezioni didattico-storiche di 
diritto canonico. Versione con note di A. Bollani. Milano. 

4. Duballet, Cours complet de droit canonique et de juris- 
prudence can.-civile. T. 2: Partie fondamentale, ou Traite des 
principes du droit can. T. 2. Paris et Poitiers 97. 

5. Lega, Praelectiones in textum juris can. de iudiciis eccle- 
siasticis in scholis pont. sem. rom. habitis lib. I. vol. I. Romae 97. 

6. Apostolos, Aoxipiov ExxAmarastıxod dixaton. Constanti- 
nopel 97. 

7. Schmidt*, Die kirchenrechtlichen Entscheidungen des 
Reichsgerichts u. d. Bayer. obersten Gerichtshöfe a. d. Gebiete 
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d. gem. Kirchenrechts u. d. k. Bayer. Staatskirchenrechts. Mit 
Anhang-Band. 1. Entscheidungen aus d. Gebiete d. Bayer. Parti- 
kularrechte. II. Entscheidungen üb. israelit. Religionsangelegen- 
heiten. Bd. 3. München, J. Schweitzer, 97. | 

Mit dem vorliegenden Bande ist das nützliche Unternehmen, 
auf welches wir schon mehrfach hingewiesen haben, abgeschlossen. 
Er enthält die Entscheidungen aus den Bayer. Partikularrechten 
— namentlich dem Preuss. Allgemeinen Landrecht — und die 
die Juden betreffenden. Ausserdem aber sorgfältige und genau ge- 
arbeitete Register, und zwar ein chronologisches nach den ver- 
schiedenen Spruchbehörden geordnetes, ein Gesetzes- und ein Sach- 
register. Endlich ein Verzeichniss der Entscheidungen, welches 
nach Band und Seite der offiziellen Sammlungen geordnet ist. Der 
Verf. hat sich durch sein Buch ein wahres Verdienst um das 
Kirchenrecht erworben. 


II. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Hübler, Kirchenrechtsquellen. Urkundenbuch z. Vorlesungen 
über K.R. 3. verm. Aufl. Berl. 96. 

2. Schneider*, Die partikulären :Kirchenrechtsquellen in 
Deutschland u. Oesterreich gesammelt u. mit erläuternden Bemer- 
kungen versehen. Regensb., Alfred Coppenrath (H. Pawelck), 1898. 
10 Mk. 

Die vorliegende Sammlung ist sehr nützlich und entspricht 
einem dringenden Bedürfnisse. Der Verf. gliedert seinen Stoff in 
der Weise, dass er unter der Rubrik „die kirchlichen partikulären 
Rechtsquellen“ das Bayerische Konkordat und die Circumscrip- 
tionsbulle, und ebenso die entsprechenden Rechtsquellen für Preussen, 
Hannover, die oberrheinische Kirchenprovinz, Elsass-Lothringen und 
Oesterreich mittheilt. Dass er dabei auch die historisch wichtigen, 
nicht in Kraft, oder wieder ausser Kraft getretenen Konkordate mit- 
theilt, ist nur zu billigen. Weniger die Ueberschrift, denn die Kon- 
kordate können doch nicht als rein kirchliche Quellen angesehen 
werden, sondern haben einen quasivölkerrechtlichen Charakter. Der 
III. Theil giebt die staatlichen Kirchenrechtsquellen und beginnt 
mit den deutschen Reichsgesetzen. Für diese passt aber wieder 
der Gesammttitel des Buches nicht, denn sie sind keine partikulären 
Rechtsquellen. Hier kommen zu den behandelten Staaten noch 
Sachsen und 18 kleinere hinzu. Der Verf. beschränkt seine Mit- 


III. Quellen des Kirchenrechts. 123 


theilungen auf die allgemeinen für Verfassung und Rechtsleben 
der Kirche maassgebenden Gesetze, sowie auf diejenigen, welche 
sich auf die Verwaltung des Kirchenvermögens, den Religions- 
wechsel, die Ehe, die religiöse Kindererziehung, den Religions- 
unterricht und die Volksschule beziehen. Innerhalb dieses Rahmens 
ist aber eine grosse Vollständigkeit erzielt worden, wenngleich 
noch immer kleine Lücken übrig bleiben. So ist das Einführungs- 
gesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch nicht berücksichtigt worden, 
obgleich doch hier Artt. 84 und namentlich 87 von grosser Be- 
deutung sind, ebenso wie die Publikationsordre für die Bulle De 
salute vermisst wird. Sehr angenehm sind die Register, von denen 
namentlich das erste eine leichte stoffliche Orientirung ermöglicht. 
Die Ausstattung ist gut, der Preis ein mässiger. 
| E. Fr. 

3. Funk, Der Barnabasbrief u. die Didache. Theol. Quartalschr. 
79, 617. 

4. Bruston, Ignace d’Antioche, ses Epitres, sa vie, sa theo- 
logie. Etude critique suivie d’une traduction annotee. Paris 97. 

5. Weiss, D. histor. Grundlage d. pseudoisidor. epistola 
Callisti ad omnes Galliar. urbium episcopos. A.f.k.K.R.78, 167. 

6. Fournier, Les collections canoniques attribueces ä& Yves 
de Chartres. Bibl. de l’ecol. des chartes. 58, 293. 410. 

7. Glanvell, Die Canonessammlg. d. Cod. Vat. Lat. 1348. 
Sitzber. d. Wiener Akad. Philos.-hist. Kl. CXXXVI 

8. Guidi, Il Fetha nagast o Legislazione dei Rei. (Codex 
des abessyn. Kirchen- und Civilrechts.) Rom 97. 

9. Teige, Beitr. z. Gesch. d. Audientia litterar. contradictar. 
Prag, 97. (Bericht folgt). 

10. Hinojosa, Los despochos de la diplomatia pontif. en 
Espana. Madrid 96. 

ll. Ueber Dantes Monarchie: Kraus, Dante. Berl. 1897. 
S. 270ff., 6778. 

12. Finke, Neue Schriften Dietrichs v. Niem, in 2. f. vaterl. 
Gesch. Westf. 55, 259. 

13. Synod. dioec. S. Ludovici VII. habita die 8. sept. a. 
D. 1896 ab ill. Joann. Josepho Kain St. Ludovici aepo. St. Louis 1897. 

14. D. Diözesansynode in Münster (August 1867). A.f. 
k. K.R. 78, 177. 

15. Arndt, Decreta synod. provinc. Ruthenae Leopoli ao. 
1891 habitae. A. f. k. K.R. 78, 65. 
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16. Die Naumburger Kirchen- und Schulordnung von 
D. Nicolaus Medler aus dem Jahre 1537. Von Geh. San.-Rath 
Dr. Köster. Angefügt: Bemerkungen zu Medler’s Naumburger 
Kirchenordnung vom Jahre 1537 (mit Musikbeilage). Von Pastor 
OÖ. Albrecht in Naumburg a. S. in: N. Mitth. a. d. Gebiet hist.- 
antiqu. Forschungen, herausg. v. thüring.-sächs. Verein für Erforsch. 
des vaterländ. Alterthums u. Erhaltung seiner Denkmale in Halle 
a. S. Bd. XIX H. 4 S. 497—636. 

17. Die Essener Armen-Ordn. v. 1581 bei F. Arens, Beitr. 
z. Gesch. v. Stadt u. Stift Essen XVII (1897). 

18. Sägmüller, Nekrolog auf Prof. Dr. v. Kober. Theol. 
Quartalschr. 79, 569. 


IV. Geschichte der WR Kirchenverfassung. 


1. Duchesne, Origines du culte chretien. Etude sur la 
liturgie latine avant Charlemagne, 2°. ed. rev. et augmentee. Paris 97. 

2. Duchesne, Les premiers temps de l’&tat pontifical. Revue 
d’hist. et de literat. rel. 3, 25. | 

3. Martens, Beleuchtg. d. neusten Kontroversen üb. d. röm. 
Frage unter Pippin u. Karl d. Gr. Münst. 98. 

4. Markovic, Gli Slavi e i. papi. I. Zagrabia 97. 

5. Pennigton, The papal conclaves. Lond. 97. I 

6. Müntz, Le tiare pontificale du VIIL® au XVI® siecle. Par. 97. 

7. Gatterer, D. bischöfl. Pallium u. d. d. liturg. Stola. Z. 
f. kath. Theol. XXI, 3. 

8. Parisset, De primordiis Bituric. primatiae.e. Nancy 97. 

9. Pare, L’egl. primat. de Bourges et l’&tendue de sa juri- 
dict. au moy.-äge. Tulle 97. 

10. Marie, Amri et Stibae de patriarchis Nestorianorum 
commentaria.. Ex cod. vatican. ed. ac latine reddidit Hier. Gis- 
mondi. P. II. Amri et Stibae textus et versio latina. 1,2. Romae 97. 

11. Vachet, Les anciens chanoines-comtes de Lyon. Lyon 98. 

12. Imbart de la Tour, Les paroisses rurales dans l’ancienne 
France du IV® au XI® siecle. Revue hist. 69, 241; 61, 10. 

13. Höhler, D. Berufg. d. Konzilien d. Alterth. Linzer theol. 
prakt. Quart.-Schr. 2. 

14. Stiegler, Dispensation u. Dispensationswesen in ihr. ge- 
schichtl. Entwickelung von Gratian bis Rufin (incl... A.f.k.K.R. 
78, 91. 
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15. Siciliano Villanueva, Studii sulle vicende della giuris- 
diz. eccles. nelle cause dei laici secondo il diritto della chiesa e la 
legislaz., dottrina e prattica ital. della fine del’ imperio Carolingio 
al principio del secolo XV. Palermo 97. 

16. Krusch, Studie z. Gesch. d. geistl. Jurisdiktion und Ver- 
waltg. des Erzstiftes Mainz. Kommissar Johann Bruns u. d. kirchl. 
Eintheilg. d. Archidiakonate Norten, Einbeck u. Heiligenstadt. 
Z. d. histor. Ver. f. Niedersachsen 1897, 112 ff. 

17. Widder, Kirchl. u. weltl. Asylrecht u. d. Auslieferung 
flüchtiger Verbrecher. A. f. k. K.R. 78, 24. 

18. Sauer, Z. Gesch. d. Friedhofs und der Todtenbestattung. 
A. f. k. KR. 78, 171. | 

19. Boudinhon, Sur l’hist. de la penitence & propos d’un 
ouvrage recent 2. Revue d’hist. et de litterat. relig. 2, 496. 

20. Laurain, De l’intervention des laiques, des diacres et 
des abbesses dans l’administrat. de la penitence. Etude hist. et 
theolog. Paris 97. 

"21. Brieger, Das Wesen des Ablasses am Ausgange d. Mittel- 
alters. Untersucht mit Rücksicht auf Luther’s Thesen. Leipz. 97, 
(Univ.-Progr.) 

22. Leitner, Was bedeuten die Worte d. IV. Laterankonzils 
in C. 12 Omni utriusque de Poenitentiis et remissionibus (V, 38). 
Alioquin et vivens ab ingressu ecclesiae arceatur et moriens 
christiana careat sepultura? A. f. k. K.R. 78, 179. 

23. Karlsson, Die Berechnungsart d. minuta servitia. Mitth. 
d. Instit. f. österr. Gesch.-Forschg.- 18, 582. 

24. Beer, Kirchl. Angelegenheiten in Oesterr. (1816—42), 
archival. Mittheilungen. Mitth. d. Inst. f. österr. Gesch.-Forschg. 
18, 493. 


V. Staat und Kirche. 


1. Gigalski*, Bruno, B. v. Segni, Abt v. Monte-Cassino 
(1049—1123). — Sein Leben u. seine Schriften. Ein Beitrag zur 
Kirchengesch. im Zeitalter des Investiturstreites u. z. theol. Lit- 
teraturgeschichte d. Mittelalters. (Kirchengesch. Stud. v. Knöpfler, 
Schrörs u. Sdralek. Bd. 3 H. 4.) Münster, Schöningh 98. Mk.7. 
Subskr.-Preis Mk. 5,20. 

Eine fleissige, saubere und umsichtige Arbeit. Der Bischof 
Bruno gehört zwar nicht zu den hervorragenden Persönlichkeiten 
seiner Zeit. Aber in dem Streite, der sich über die Konzessionen 


126 Literaturübersicht. 


erhob, die Paschalis wegen der Investitur an Heinrich V. gemacht 
hatte, stellte er als eifriger Gregorianer den Satz auf, dass die 
Laieninvestitur eine Häresie sei und nahm keinen Anstand, den 
Papst dieses Deliktes zu beschuldigen. Auch als Schriftsteller 
gehört er nicht zu den theologischen Koryphäen. Von seinen zahl- 
reichen Schriften interessirt an dieser Stelle nur die, welche abgekürzt 
de simoniacis bezeichnet wird, neuerdings von Sakur in den 
Monumenta de lite edirt worden ist und über die Gültigkeit der 
von Simonisten gespendeten Weihen handelt. Der Verf. analysirt 
diese genau, geht auf ihre Beziehung zu Humbert und Deusdedit 
näher ein und erörtert auch das benutzte Quellenmaterial. So 
giebt das Buch nicht nur eine objektiv gehaltene Darstellung über 
die spätere Epoche des Investiturstreites, sondern enthält auch 
ebenso nüchterne wie werthvolle Untersuchungen zur theologischen 
Literaturgeschichte.e. Die Stellung Gottfried’s von Vendöme und 
Ivos zur Investiturfrage will der Verf. noch abgesondert behandeln, 
wie er denn auch schon einen einschlagenden Aufsatz jüngst in der 
theologischen Quartalschrift veröffentlicht hat. Schade, dass er 
nicht beides in Exkursen dem vorliegenden Buche beigegeben hat. 
| E. Fr. 

2. Libelli de lite*, imperatorum et pontificum saeculis XI. 
et XII. conscripti ed. societas aperiendis fontibus rer. german. 
medii aevi. tom. 3. Hannov., Hahn, 97. 

Mit diesem Bande ist das grosse Unternehmen abgeschlossen. 
Er enthält die Literatur vom pactum Calixtinum bis zum alexan- 
drinischen Schisma und ergänzende Nachträge zu den beiden vor- 
hergegangenen Bänden. Folgende Stücke sind im jetzigen Bande 
enthalten: Epistola de vitanda missa uxoratorum sacerdotum ed. 
Sackur. Epistola de sacramentis haereticorum ed. Sackur. Hessonis 
scholastici relatio de concilio Remensi ed. Wattenbach. Libelli 
Honoris Augustodunensis ed. Dieterich. Arnulfi Sagiensis archi- 
diaconi invectiva in Girardum Engolismensem ep. ed. Dieterich, 
Tractatus de schismaticis ed Dieterich et Boehmer*. 11 Stücke aus 
Schriften des Gerhardus Reichenspergensis ed. Sackur. Dialogus 
de pontificatu s. Rom. ecclesiae ed. Boehmer* Carmina ad schisma 
Alexandrinum pertinentia ed. Boehmer, Gualteri ab Insulis carmina 
ed. Boehmer, De fine schismatis vaticinium ed Boehmer*, Camera- 
censium et Noviomensium clericor. epistolae ed Boehmer, Defensio 
pro filiis presbyterorum edd. Duemmler et Boehmer, Fragment. 
Merseburg. de caelibatu cleri ed. Duemmler, Tractat. pro clericor. 
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connubio ed. Duemmler*, Bernaldi libellus de vitanda excommu- 
nicatorum communione ed. Duemmler; Theobaldi Stampensis ep. 
ad. Roscelinum ed. Boehmer; De paenitentia regum et de investi- 
tura regali collectanea ed. Boehmer;. de simoniaca haeresi carmen 
ed. Boehmer; Satira in Mettenses edd. Duemmler et Boehmer, De 
calamitatibus eccl. Leodiensis, Tractatus Eboracenses VI*, alles ed. 
Boehmer, De sepultura eorum qui falso excommunicati dicuntur 
non turbanda ed. Duemmler, Marbodi ep. Redonens. opuscula, VII 
carmina in simoniam et Romanorum avaritiam, Hugonis Metelli 
opuscula*, Hunaldi carmen de anulo et baculo, Versus de anulo 
baculo gladio et diademate, alles ed. von Boehmer und endlich 
de anulo et baculo versus ed. Duemmler. Es folgen dann noch Zu- 
sätze und Berichtigungen und zwei von Boehmer verfasste Indices 
von denen der eine Sach- und Namenregister ist, der andere ein 
Verzeichniss der von den einzelnen Schriftstellern benutzten Quellen 
giebt. Unter den edirten Stücken befinden sich eine Anzahl bisher 
ungedruckter, welche in der obigen Uebersicht mit einem * be- 
zeichnet worden sind. 

Erhellt nun auch aus dem bisher Angeführten, dass die Be- 
deutung dieses III. Bandes sich nicht mit derjenigen des vorher- 
gehenden messen kann, so vervollständigt er doch nicht nur das 
Material, sondern giebt auch einzelne nicht unbedeutsame Stücke, 
wie die tractatus Eboracenses, die freilich in den Investiturstreit 
nicht direkt einschlagen. 

Möglich ist übrigens, dass noch später einmal ein weiterer 
Ergänzungsband hinzukommt, dessen etwaige Bestandtheile Dümmler 
in der Vorrede andeutet. Dann möchten wir allerdings die an- 
geführten Excerpte aus dem liber de miseriscordia et iustitia des 
Algerus ausgeschlossen wissen, da wir uns wohl über eine kritische 
neue Gesammtausgabe dieses Werkes freuen würden, einen Abdruck 
von blossen Excerpten dagegen für ganz entbehrlich erachten. 
Wohl aber möchten wir der Generalleitung der Monumenta den 
Wunsch unterbreiten, für die spätere staatskirchenrechtliche Lite- 
ratur dasselbe zu leisten, was jetzt für die Periode des Investitur- 
streites zu so schönem Ende geführt worden ist. Die Schriften 
des Gregor v. Heimburg, namentlich aber des Marsilius v. Padua 
harren noch immer der so sehr verdienten kritischen Herausgabe. 

E. Fr. 

3. E. Schubert, D. Staatslehre Joh. v. Salisbury. Ein Beitr. 

z. Staatsphilosophie d. MA. Berl. 97. (Erl. Inaug.-Diss.) 
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4. Egli, Die Züricherische Kirchenpolitik v. Waldmann bis 
Zwingli. Jahrb. f. Schweiz. Gesch. 21, 1. 

5. Wipper, L’egl. et l’etat & Gen&ve au XVI. s. & l’&poque 
du calvinisme. Bull. de la soc. d’hist. et d’arche&ol I, 5. Ä 

6. Scaduto, concordato 1818 tra le S. sede e il Re 
delle Due Sicilie. Articoli segreti. Riv. di storia e filosof. del 
dir. I, 5. 

7. Glier, Die advocatio eccl. Rom. imperat. i. d. Zeit v. 1519 
bis 1648 mit bes. Berücksichtigung d. advocat. ecclesiae germanicae. 
Erl. 97. (Inaug.-Diss.) 

8. Wolff, D. Staat u. d. öffentl.-rechtl. Korporationen. Erl. 
97. (Inaug.-Diss.) 


VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 


Kirche, 


1. Meydenbauer, Vigens ecclesiae disciplina.. Berl. 97. 
(Inaug.-Diss.) 

2. Suräangi, D. Kirchenautonomie in Ungarn. A. f. k. K.R. 
78, 161. 

3. Corrazini, Le processioni religiose nella legislazione e 
nella giurisprud. ital., Riv. di dir. eccl. 7, 78, p. 321—50. 

4. Ricci, Le imprese private di trasporti funebri e il preteso 
monopolio municipale, Il Foro ital. XXI, 6. 

5. Kessler, D, niedere Kirchendienst in Bayern. Erl. 97. 
(Inaug.-Diss.) | 

6. Parayre, Des chapelles domestiques. Le Can. contemp. 
20, 517. 

7. Boudinhon, Les nouv. regles sur l’interdiction et la cen- 
sure des livres. Le can. cont. 20, 665; 21, 16. 

8. Hollweck*, D. kirchl. Bücherverbot. Ein Commentar 
zur Konstitution Leo’s XIII. „Officiorum ac munerum* 2. verb. 
Aufl. Mainz, Kirchheim, 97. 

Die erste mir unbekannt gebliebene Auflage der kleinen 
Schrift — darum kann ich auch nicht konstatiren, in wie weit 
die zweite eine verbesserte ist — ist sehr bald erschöpft gewesen. 
Das spricht dafür, dass die betheiligten Kreise sie als brauchbar 
erkannt haben. Wissenschaftliche Bedeutung wohnt ihr nicht bei 
und liegt auch ausserhalb der Absicht des Verf., welcher Klerus 
und Publikum nur über den Inhalt des päpstlichen Gesetzes in- 
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formiren will, und diese Tendenz auch in zweckentsprechender 
Weise verwirklicht hat. E. Fr. 

9. Surängi, D. Patronatsrecht in Ungarn. A.f. k. K.R. 
71, 56. 

10. Schiappoli, L’obbligo dei patroni di riparare e ricostruire 
le chiese patrimoniali. Riv. di dir. ecel. VL, 1. 

11. Buvee, H., Le droit de propriete de l’Eglise. (191 p.) 
Lyon, impr. Vitte. 

12. Knuth, Rechte und Pflichten des Pfarrers am Pfarrgute 
i. Gebiete d. Preuss. K.R. Erl. 97. (Inaug.-Diss.) 

‘ 13. Marx, D. Kirchenvermögensrecht mit bes. Berücksich- 
tigung der Diözese Trier. Trier, Paulinus-Druckerei, 97. 

Das Buch ist aus Vorlesungen entstanden, welche der Verf. 
im Priesterseminare gehalten hat, und soll auch dem Bedürfnisse 
des Klerus genügen. Dies letztere thut auch der II. Theil, der 
in ausreichender Weise über die in der Diözese Trier geltenden 
Bestimmungen des französischen und preussischen Rechtes informirt. 
Dagegen entspricht der I. Theil nicht dem Standpunkte der deut- 
schen Kirchenrechtswissenschaft. Vielmehr steht er auf dem Boden 
der heutigen italienischen Kanonistik mit seiner scholastischen Me- 
thode und seinen auf naturrechtlicher Grundlage aufgebauten De- 
duktionen. Nur so kann der Verf. das der Kirche angeborene 
Eigenthumsrecht begründen, die juristische Personenqualität der- 
jenigen Rechtssubjekte behaupten, denen die Kirche diese Eigen- 
schaft beilegt, die Gesammtkirche als Eigenthumssubjekt des kirch- 
lichen Vermögens bezeichnen. 

| E. Fr. 

14. Last, D. Finanzprokuratur. Ein Beitr. z. Reform der- 
selben. Z. f. d. priv. u. öff. R. 25, 99. 

15. Palomba, Note storiche e giuridiche sul pieno ed es- 
clusivo diritto del comune di Torre del Greco sull’ amministrazione 
laicale delle rendite della parroch. chiesa di S. Croce, di suo pa- 
tronato. Napoli 97. 


VII Ordenswesen. 
1. Zöckler, Askese u. Mönchthum. 2°. Frankf. 1897. 
2. Schieritz, Vorgeschichte des Mönchthums. A.f. k.K.R. 
78, 3. 
3. Preuschen, Palladius u. Rufinus. Ein Beitr. z. Quellen- 
kunde d. ältesten Mönchthums. Giess. 97. 
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4. Bullarium Franciscanum sive rom. pontif. constitut. 
epistolae, diplomata. tribus ordinibus Minorum, Clarissarum, Poeni- 
tentium a seraphico patriarcha s. Francisco institutis et eorum originib. 
ad nostra usque tempora concessa T. V. Bened. XI., Clem. V., Joannis 
XXI. monumenta, iussu et auspieiis rev. P. M. Laurentii Caratetti 
de Signia a Conr. Eubel digesta Romae 98. 

5. Balme et Lelaidier, Cartul. ou hist. diplom. de 1’Ordre 
de S. Dominique. T. 2. Par. 97. 

6. Dellaville Le Roux, Cartul. gen. de l’ordre des Hospi- 
taliers de St.-Jean de Jerusal. T. 2. Par. 97. 

7. Little, St. Francis of Assisi: his times, life and work. 
Lectures in the Ladys Chapel of Worcester Chathedral in Kent 
1896. Lond. 97. 

8. Mirbt, Ignat. v. Loyola. Hist. Ztschr. 80, 43. 

9. Mommsen, D. Nonnenalter. N. Arch. 22, 2. 

10. Joder, Drei Fragen über d. Beichtvateramt in Frauen- 
klöstern. Strassb. 98. (Aus Ecelesiasticum Argentinense.) 

11. Sch., Sicherstellung d. Vermögens f. Vereine, Kongre- 
gationen, Wohlthätigkeitsanstalten u. s. w. nach dem B.G.B. f. d. 
deutsche Reich. A. f. k. K.R. 78, 108. 

12. Bouche, Du droit d’exister des congregat. relig. non 
reconnues (these). Rennes 97. 


VI. Evangelisches Kirchenrecht, 


1. Könnecke, D. ev. Kirchenvisitationen des XVI. Jahrh. in 
d. Grafsch. Mansfeld. Mansfelder Blätter, Jahrg. XI. 

2. Skalsky, Z. Gesch. d. ev. Kirchenverf. in Oesterr. b. z. 
Toleranzpatent, Jahrb. d. Gesellsch. f. d. Gesch. d. Protest. in 
Oesterr. 1897, 136. 

3. Teichmann, Die Neuordnung d. ev. Kirchenwesens in 
Frankf, a. M. Das. 97. 

4. Schall*, D. moderne Papstthum in d. Kirchen d. Reformat. 
oder: Das ev. Pfarramt und das Kirchenregiment. Braunschweig, 
C. A. Schwetschke u. Sohn, 98. 

Schon der Titel der Schrift ist agitatorisch, und in der That 
ist sie eine Apologie in eigener Sache, keine nüchterne wissenschaft- 
liche Untersuchung. Gegen den Verf., Pfarrer in der Braunschwei- 
gischen Landeskirche, schwebt eine Disziplinaruntersuchung, und 
er unternimmt es nun, über die Zulässigkeit und die Gründe des 
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Disziplinarverfahrens gegen Geistliche zu handeln. Die Frage ist 
eine intrikate nicht blos bezüglich der Kirchen-, sondern auch der 
Staatsbeamten. Es handelt sich darum, inwieweit Theilnahme an 
politischer oder :sozialpolitischer Agitation Veranlassung zum diszi- 
plinären Einschreiten geben darf, und man wird dabei weder durch 
allgemeine Betrachtungen — und die des Verf., wie z. B. über das 
landesherrliche Kirchenregiment, sind keineswegs unanfechtbar — 
noch durch Erörterungen über das Wesen des Pfarramtes zu einem 
sicheren Ergebnisse gelangen können, wie ein solches betreffs der 
Staatsbeamten ja auch bis jetzt nicht erzielt werden konnte. Dass 
in der politischen Agitation der Geistlichen eine grosse Gefahr für 
die Kirche liegt, wird kein Unbefangener bestreiten können. Dass 
es Pflicht des Kirchenregiments ist, dieser Gefahr entgegenzutreten, 
versteht sich von selbst, und dass endlich das braunschweigische 
vermöge des positiven Rechtes dazu befugt ist, kann nicht be- 
zweifelt werden. Darüber helfen auch alle Deklamationen gegen 
das Papstthum nicht fort, und wir erblicken in der Zügelung des 
Subjektivismus der Pfarrer nicht nur keine Gefährdung der evan- 
gelischen Kirche, sondern eher eine Stärkung. Dagegen hat sich 
freilich von jeher das theologische Selbstbewusstsein erhoben, aber 
der Jurist und das Kirchenrecht nehmen eben einen anderen Stand- 
punkt der Betrachtung ein. 
E. Fr. 

5. Gemeindeordnungen d. ev. Brüder-Unität in Deutschl. v. 
J. 1897. Veröff. i. Nam. u. Auftr. d. Syn. d. ev. Brüder-Unit. in 
Deutschl. Landau 98. 

6. Forsander, The church of Sweden and its episcopate. 
Luth. Church Rev. 1. 

7. Lowndess, Vindication of Anglican orders. 1. 2. Lond. 98. 
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1. Fredericg, Geschiedenis der inquisitie in de Nederlanden 
totsaan hare herinrichting onder Keizer Karel V. (1025 bis 1520). 
I. de nederl. inquisitie tijdens de veertiende eeuw. Gent u. 
S’Gravenhage 97. 
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1. Maitland, Mag. Vacarii summa de matrim. The Law 
Quarterly Rev. 13, 133. 
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2. Schnitzer*, Kathol. Eherecht. Mit Berücksichtig. d. i. 
D. Reich, in Oesterreich, der Schweiz u. i. Gebiete des Code civil 
geltenden staatlichen Bestimmungen. Fünfte, vollst. neu bearbeitete 
Auflage des Werkes v. J. Weber, Die canonischen Ehehindernisse. 
Freib., Herder, 98. Mk. 7.50. 

Die verschiedenen Auflagen des oben genannten Weber’schen 
Buches haben in dieser Zeitschrift bisher keine Berücksichtigung 
gefunden, weil sie wesentlich für den praktischen Gebrauch des 
Klerus bestimmt waren. Das vorliegende Buch ist indessen ein 
vollkommen neues und schliesst sich nur in der äusseren Anord- 
nung an Weber an. Freilich ist auch jetzt noch die Tendenz des 
Werkes, der geistlichen Praxis zu dienen. Aber der Verf. hat doch 
richtig empfunden, dass auch dafür eine wissenschaftliche Vertiefung 
erforderlich sei, und er hat darum der geschichtlichen Entwickelung, 
die Weber ganz bei Seite gelassen hatte, seine Aufmerksamkeit 
zugewendet, die von diesem stark vernachlässigte Literatur heran- 
gezogen und die praktischen Fälle der modernen Kongregations- 
praxis entnommen. Freilich wird der Rechtshistoriker in dem Buche 
neuen Forschungen kaum begegnen, sondern wesentlich die Er- 
gebnisse von Freisen’s Studien wiederfinden. Aber der Verf. übt 
doch selbständige Kritik und übersieht auch nicht die Resultate 
evangelischer Autoren. Auch die Literatur ist reichlich benutzt, 
wenngleich nicht immer in den neuesten Auflagen der Lehrbücher, 
was wiederum zur Folge hat, dass dem Verf. neue und nicht un- 
wichtige literarische Erscheinungen entgangen sind. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch für das Deutsche Reich ist stets angeführt, ohne dass 
der Verf. hier sehr in die Tiefe gegangen wäre. Der Standpunkt 
des Verf. ist natürlich der katholisch-dogmatische, aber es muss 
doch hervorgehoben werden, dass der Verf. redlich nach Objek- 
tivität bestrebt gewesen und dass seine Polemik stets sachlich ist. 
So kann denn das Buch als eine wissenschaftliche Leistung be- 
zeichnet werden. | | | E. Fr. 

3. Leonhard, D. persönl. Eherecht d. B.G.B. f. d. D. Reich. 
Arch. f. prakt. Rechtspflege, N. F. 18, 223. 

4. Browne and Powles, Law and Practice in divorce and 
matrimon. cases, 6. ed. by Powles. Lond. 97. 

5. Espana, El matrimonio segun el derecho vigente. t. 1. 
Madrid 97. | 

6. Regis Planchet, Tratado del matrimonio, t. 1. Barce- 
lona 97. 
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7. Garufi, Il matrimonio per verba de futuro di un siciliano 
studente leggi in Bologna nel 1349 con docum. inediti. Palermo 97. 
I circolo giurid. 28, 62. 

8. Damas, Les origines du divorce en France. Etude hist. 
sur la loi du 20. sept. 1792. Bordeaux 97. 

9. Christ, D. Goth. Ehegesetz (Schluss). Bl. f. Rechtspflege 
in Thür. 44, 296. 

10. Martin, Comment. de la loi federale concern. l’etat 
civil et le mariage du 24./XIHI. 1894. Gen. 97. 

11. Pompen, Tractat. de dispensationib. et de revalidatione 
matr. ed. altera et recognita. Amstelod. 97. 

12. De la dispense simultanee de plusieurs emp&chements de 
mariage. Le Can. cont. 21, 1. 

13. Naslin, De la rupture des promesses de mariage et de la 
seduction. Poitiers 97 (These). 

14. Walter, D. R. d. Ehescheidung n. d. BGB. f. d.d.R. 
nebst einem geschichtl. Rückblick. München 97. (Inaug.-Diss.) 

15. Pape, Wahnsinn als Ehescheidungsgrund. Diss. Goslar 97. 

16. Klein, Oertl. Recht in Ehescheidungssachen. Z. f. intern. 
Privat- u. Straf-Recht 7, 487. 

17. Amram, Jewish law of divorce according to bible and 
talmud. Lond. 97. | 

18. Valeriani, Il problema del divorzio : rassegna storico- 
etico-giuridica.. Modena 97. 

19. Jung, D. Ehescheidg. i. internat. Privatrecht. Zürich 
97. (Inaug.-Diss.). 

20. Martin, Du mariage et du divorce des &trangers en 
Suisse et des Suisses & l’etranger. Journal de droit prive in- 
ternat. 24, 738. 

21. Sabini, Il divorzio nei rapporti di diritto internaz. priv. 
Roma 97. 
| 22. Vogels, Z. gemeinrechtl. Lehre v. d. Legitimat. d. 
nachf. Ehe. (Inaug.-Diss.) 97. 


XI. Schule. 
1. Schlecht, Matrikel d. Graduirten d. Univ. Dillingen. 
Jahrb. d. hist. Ver. Dillingen. 9, 253 f. 
2. Denifle, H., et A. Chatelain, Auctarium Chartularii Uni- 
versitatis Parisiensis, sub auspiciis concilii generaliis Universitatis 
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Parisiensis ediderunt Henricus Denifle, O. P., Aemilius Chatelain. 
T. 2: Liber procuratorum nationis anglicanae (alemaniae) ab anno 
1406 usque ad annum 1466. Paris 97. 

3. Luard, Memorial Series I, Grace. Book I. Containing the 
Proctors’ Accounts, and other Records of the University of Cam- 
bridge for the Years 1454—1488. London S. M. Leathes. 

4. Messer, Die Reform d. Schulwesens im Kurfürstenth. 
Mainz unter Emmerich Joseph (1763—74). Nach ungedruckten 
amtlichen Akten dargestellt. Mainz 1897. 

5. Leach, English schools at the reformat. 1546—48. West- 
minster 97. 

6. Owen (Sir Hugh), The Elementary Education Acts, 1870 
to 1897. With Introduction and Notes, and an Appendix, Con- 
taining Incorporated Acts, the Provision of the Municipal Elections 
(Corrupt and Illegal Practices) Act Applicable to School Board 
Elections, the Rules and Regulations of the Education Department, 
and the Local Government Board Orders in Council &c. 18th 
ed. Lond. 
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1. Leo XIIL, Schreiben an d. B. v. Marseille 22./7. 97, 
wonach er den Beschluss der Marseiller Diözesansynode von 1888 
billigt, dass die Firmung der Kommunion vorangeht. Le Can. 
cont. 20, 554. | 

2. Leo XIIL, Constit. Quarto nonas Octob. 1897. Wieder- 
herstellung d. Einheit d. Ordens der Minder Brüder. 


LEO EPISCOPUS SERVUS SERVORUM DEI AD PERPETUAM 
REI MEMORIAM. 

Felicitate quadam nec sane fortuito factum putamus, ut Nobis 
olim, in episcopatu gerendo, ex omnibus Italiae provinciis una 
Francisci Assisiensis parens atque altrix Umbria contingeret. As- 
suevimus enim acrius et attentius de patre seraphico locorum admo- 
nitu cogitare: cumque indicia eius permulta, ac velut impressa 
vestigia passim intueremur, quae non memoriam eius solum Nobis 
afferebant, sed ipsum videbantur in conspectu Nostro ponere: cum 
Alverniae iuga semel atque iterum ascensu superavimus: cum ob 
oculos ea loca versarentur, ubi editus ac susceptus in lucem, ubi 
corporis exsolutus vinculis, unde ipso auctore tanta vis bonorum, 
tanta salus in omnes orientis atque obeuntis solis partes influxit, 
licuit profecto plenius ac melius cognoscere quanto viro quantum 
munus assignatum a Deo. Mire cepit Nos franciscana species atque 
forma: quoniamque intimam franciscalium institutorum virtutem mag- 
nopere ad christianam vitae rationem videbamus conduxisse, neque 
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eam esse huiusmodi ut consenescere vetustate possit, propterea in 
ipso episcopatu Perusino, ad christianam pietatem augendam tuen- 
dosque in multitudine mores probos Ordinem Tertium, quem Nos- 
metipsi viginti quingue iam annos profitemur, dedita opera resti- 
tuere ac propagare studuimus. Eumdem animum in hoc apostolici 
muneris fastigium eamdemque voluntatem ex eo tempore susceptam 
attulimus. Ob eamque causam cum non circumscripte, sed ubique 
gentium eum ipsum Ordinem florere in spem beneficiorum veterum 
cuperemus, praescripta legum quibus regeretur, quatenus opus esse 
visum est, temperavimus, ut quemvis e populo christiano invitaret 
atque alliceret effecta melior et accommodatior temporibus dis- 
ciplina. Expectationem desiderii ac spei Nostrae sat implevit exitus. 

Verumtamen Noster erga magnum Franciscum et erga res ab 
eo institutas singularis amor omnino quiddam adhuc postulabat: 
idque efficere Deo aspirante decrevimus. Animum videlicet stu- 
diumque Nostrum nunc convertit ad sese franciscanus Ordo prin- 
ceps: nec sane facile reperiatur in quo evigilare enixius atque 
amantius curas cogitationesque Nostras oporteat. Insignis est enim 
et benevolentia studioque Sedis Apostolicae dignissima ea, quae 
Fratrum Minorum familia nominatur, beati Francisci frequens ac 
mansura soboles. Ei quidem parens suus, quas leges, quae prae- 
cepta vivendi ipse dedisset, ea omnia imperavit ut religiosissime 
custodiret in perpetuitate consequentium temporum: nec frustra 
imperavit. Vix enim societas hominum est ulla, quae tot virtuti 
rigidos custodes eduxerit, vel tot nomini christiano praecones, 
Christo martyres, caelo cives ediderit: aut in qua tantus virorum 
proventus, qui iis artibus, quibus qui excellunt praestare ceteris 
iudicantur, rem christianam remque ipsam civilem illustrarint, adiu- 
verint. 

Horum quidem bonorum non est dubitandum maiorem et con- 
stantiorem futuram ubertatem fuisse, si arcetissimum coniunctionis 
concordiaeque vinculum, quale in prima Ordinis aetate viguit, per- 
petuo mansisset: quia virlus quanto est magis unila, lanto est 
[ortior, el per separalionem minuitur‘. Quod optime viderat et 
caverat mens provida Francisci, quippe qui suorum societatem prae- 
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clare finxit fundavitque ut corpus unum non solubili compagine 
aptum et connexum. Quid revera voluit, quid egit aliud cum unicam 
proposuit vivendi regulam, quam omnes sine ulla nec temporum nec 
locorum exceptione servarent, vel cum unius rectoris maximi pote- 
stati subesse atque obtemperare iussit universos? Eiusmodi tuendae 
concordiae praecipuum et constans in eo studium fuisse, perspicue 
discipulus eius confirmat Thomas a Üelano, qui assiduum, inquit, 
votum vigilque studium in eo fuit custodire inter fratres vin- 
culum pacis, ut quos idem spirilus trazerat, idemque genueral 
pater, unius malris gremio pacifice foverentur. ’ 

Verum satis in comperto sunt posteriores casus. Nimirum sive 
quod flexibiles hominum sunt voluntates et varia solent esse in- 
genia in congregatione plurimorum, sive quod communium tem- 
porum cursus sensim ac pedetentim alio flexisset, hoc certe usu 
venit franciscanis ut de instituenda vita communi aliud placeret aliis. 
Concordissimam illam communionem quam Franeciscus spectarat et 
secutus erat, quamque sanctam esse apud suos voluerat, duae res 
potissimum continebant: studium voluntariae paupertatis, atque 
ipsius imitatio exemplorum in reliquarum exercitatione virtutum. 
Haec franciscani instituti insignia, haec eius fundamenta incolumi- 
tatis. At vero summam rerum inopiam, quam vir sanctissimus in 
omni vita adamavit unice, ex alumnis eius optavere nonnulli similli- 
mam: nonnulli, quibus ea visa gravior, modice temperatam malue- 
runt. Quare aliorum ab aliis secessione facta, hinc Odserrantes 
orti, illine Conventuales. Similiter rigidam innocentiam, altas 
magnificasque virtutes, quibus ille ad miraculum eluxerat, alii qui- 
dem imitari animose ac severe, alii lenius ac remissius velle.. Ex 
prioribus iis fratrum Capulalorum familia coalita, divisio tripar- 
tita consecuta est. Non idcirco tamen exaruit Ordo: nemo est 
enim quin sciat, sodales singularum, quas memoravimus, discipli- 
narum praeclaris in Ecclesiam meritis praestitisse et fama virtutum. 

De Ordine Conventualium, item de Capulatorum nihil omnino 
decernimus novi. Legitimum disciplinae suae ius, uti possident, 
ita possideant utrique in posterum. Eos tantummodo hae litterae 
Nostrae spectant, qui concessu Sedis Apostolicae antecedunt loco 
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et honore ceteros, quique Fratrum Minorum merum nomen, & 
Leone X acceptum!, retinent. Horum quoque in aliqua parte non 
est omnium vita consentiens. Quandoquidem communium iussa 
legum universi observare studuerunt, sed aliis alii severius. Quae 
res quatuor genera, ut cognitum est, effecit: Odservantes, Refor- 
matlos, Ezcalcialtos seu Alcantarinos, Recollectos: et tamen non 
sustulit funditus societatem. Quamvis enim privilegiis, statutis, 
varioque more altera familia ab altera differret, et cum provincias, 
tum domos tironum unaquaeque proprias obtineret, constanter tamen 
omnes, ne principium prioris coagmentationis interiret, obtempera- 
tionem uni atque eidem antistiti retinuerunt, quem Ministrum 
generalem totius Ordinis Minorum, uti ius est, vocant?. Utcumque 
sit, quadripartita istaec distributio, si maiorum spem bonorum, quam 
perfecta communitas attulisset, intercepit, non fregit vitae discipli- 
nam. Quin etiam cum singulae auctores adiutoresque habuerint 
studiosos alienae salutis et praestandi virtute sapientiaque viros, 
dignae sunt habitae, quas romanorum Pontificum benevolentia com- 
plecteretur et gratia. Hoc ex capite vi et fecunditate hausta, ad 
fructus efferendos salutares et ad prisca franciscalium exempla reno- 
vanda valuerunt. Sed ullumne ex humanis institutis est, cui non 
obrepat aliquando senectus? 

Certe quidem usus docet, studium virtutis perfectae, quod in 
ortu adolescentiaque Ordinum religiosorum tam solet esse severum, 
paullatim relaxari, atque animi ardorem pristinum plerumque suc- 
cumbere vetustati. Ad hanc senescendi collabendique causam, quam 
afferre consuevit aetas, quaeque omnibus est coetibus hominum na- 
tura insita, altera nunc ab inimica vi accessit extrinsecus. Scilicet 
atrox procella temporum, quae centum amplius annis rem catholicam 
exagitat, in ipsas Ecclesiae auxiliares copias, Ordines virorum reli- 
giosorum dicimus, naturali itinere redundavit. Despoliatos, pulsos, 
extorres, hostiliter habitos, quae regio, quae ora Europae non vidit? 
Permagnum ac divino tribuendum muneri, quod non excisos penitus 
vidimus. Jamvero duabus istis coniunctis causis plagam accepere 
nec sane levem: fieri enim non potuit quin duplicato fessa incom- 
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modo compago fatisceret, quin vis disciplinae vetus, tamquam in 
affecto corpore vita, debilitaretur. 

Hinc instaurationis orta necessitas. Nec sane defuere in Or- 
dinibus religiosis qui ea velut vulnera, quae diximus, sanare, et in 
pristinum statum restituere se sua sponte ac laudabili alacritate 
conati sint. Id Minores, etsi magnopere vellent, assequi tamen aut 
aegre aut nullo modo possunt, quia desideratur in eis conspirantium 
virium cumulata possessio. Revera praefecturam Ordinis gerenti non 
est in omnes familias perfecta atque absoluta potestas: certa quae- 
dam eius acta et iussa repudiari privatae nonnullarum leges sinunt: 
ex quo perspicuum est, perpetuo patere aditum repugnantium dimi- 
cationi voluntatum. Praeterea variae sodalitates, quamquam in unum 
Ordinem .confluunt et unum quiddam aliqua ratione efficiunt ex 
pluribus, tamen quia propriis provinciis differunt, domibusque ad 
tirocinia invicem distinguuntur, nimis est proclive factu, ut suis 
unaquaeque rebus moveatur, seque magis ipsa quam universitatem 
diligat, ita ut, singulis pro se contendentibus, facile impediantur 
magnae utilitates communes. Denique vix attinet controversias 
concertationesque memorare, quas sodalitiorum varietas, dissimilitudo 
statutorum, disparia studia, tam saepe genuerunt, quasque causae 
manentes eaedem renovare easdem in singulos propemodum dies 
queant. Quid autem perniciosius discordia ? quae quidem ubi semel 
inveteravit, praecipuos vitae nervos elidit, ac res etiam florentissi- 
mas ad occasum impellit. 

Igitur confirmari et corroborari Ordinem Minorum necesse est, 
virium dissipatione sublata: eo vel magis quod populari ingenio 
popularibusque moribus volvitur aetas; proptereaque expectationem 
sui non vulgarem sodalitium facit virorum religiosorum ortu, victu, 
institutis populare. Qui populares enim habentur, multo commo- 
dius et aspirare et applicare se ad multitudinem, agendo, navando 
pro salute communi, possunt. Hac sibi oblata bene merendi facul- 
tate Minores quidem studiose atque utiliter usuros certo scimus, 
si validos, si ordine dispositos, si instructos, uti par est, tempus 
offenderit. 

Quae omnia cum apud Nos multum agitaremus animo, deces- 
sorum Nostrorum veniebat in mentem, qui incolumitati prosperita- 
tique communi alumnorum franciscalium succurrere convenienter 
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tempori, quoties oportuit, consuevere. Idem Nos ut simili studio 
ac pari benevolentia vellemus, non solum conscientia officii, sed 
illae quoque causae, quas initio diximus, impulere. Atqui omnino 
postulare tempus intelleximus, ut ad coniunctionem communionemque 
vitae priscam Ordo revocetur. Ita, amotis dissidiorum et conten- 
tionum causis, voluntates omnes unius nutu ductuque invicem colli- 
gatae tenebuntur, et, quod consequens est, erit ipsa illa, quam 
parens legifer intuebatur, constitutionis forma restituta. 

Duas ad res cogitationem adiecimus, dignas illas quidem con- 
sideratione, quas tamen non tanti esse vidimus ut Oonsilii nostri 
retardare cursum ulla ratione possent, nimirum privilegia singulorum 
coetuum aboleri, et omnes quotquot ubique essent Minores, de qui- 
bus agimus, unius disciplinae legibus aeque adstringi oportere. Nam 
privilegia tunc certe opportuna ac frugifera cum quaesita sunt, 
nunc commutatis temporibus, tantum abest ut quicquam prosint 
religiosae legum observantiae, ut obesse videantur. Simili modo 
leges imponere unas universis incommodum atque intempestivum 
tamdiu futurum fuit, quoad varia Minorum sodalitia multum dis- 
tarent interioris dissimilitudine disciplinae: contra nunc, cum non 
nis} pertenui discrimine invicem differant. 

Nihilominus instituti et moris decessorum Nostrorum memores, 
quia res vertebatur gravioris momenti, lumen consilii et prudentiam 
iudicii ab iis maxime, qui eadem de re iudicare recte possent, ex- 
quisivimus. Primum quidem cum totius Ordinis Minorum legati 
an. MDCCCLXXXXV Assisium in consilium convenissent, cui 
praeerat auctoritate Nostra b. m. Aegidius Mauri S. R. E. Car- 
dinalis, Archiepiscopus Ferrariensis, perrogari in consilio sententias 
iussimus, de proposita familiarum omnium coniunctione quid singuli 
censerent. Faciendam frequentissimi censuerunt. Imo etiam lectis 
ab se ex ipso illo coetu viris hoc negotium dedere ut Constitutio- 
num codicem perscriberent, utique communem omnibus, si com- 
munionem Sedes Apostolica sanxisset, futurum. Praeterea S. R. E. 
Cardinales e sacro Consilio Episcoporum atque Ordinum religio- 
sorum negotiis praeposito, qui pariter cum S. R. E. Cardinalibus 
e sacro Consilio christiano nomini propagando Nobis de toto hoc 
negotio vehementer assenserant, acta Conventus Assisiensis et 
omnia rationum momenta ponderanda diligentissime curaverunt, 
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exploratisque et emendatis, sicubi visum est, Constitutionibus no- 
vissimis, testati sunt, petere se ut Ordo, sublato familiarum dis- 
crimine, unus rite constituatur. Id igitur omnino expedire atque 
utile esse, idemque cum proposito conditoris sanctissime cumque 
ipsa Numinis voluntate congruere sine ulla dubitatione perspeximus. 

Quae cum ita sint, auctoritate Nostra apostolica, harum virtute 
litterarum, Ordinem Minorum, variis ad hanc diem sodalitiis di- 
stinctum, ad unitatem communitatemque vitae plene cumulateque 
perfectam, ita ut unum atque unicum corpus efficiat, familiarum 
distinctione omni deleta, revocamus, revocatumque esse declaramus. 

I. Is, extinctis nominibus Odservantium, Reformalorum, Ex- 
calciatorum seu Alcantarinorum, Recollectorum, Ordo fratrum 
minorum sine ullo apposito, ex instituto Francisci patris appel- 
letur, ab uno regatur: eisdem legibus pareat: eadem administra- 
tione utatur, ad normam Constitutionum novissimarum, quas summa 
fide constantiaque ab omnibus ubique servari iubemus. 

II. Statuta singularia, item privilegia iuraque singularia, qui- 
bus familiae singulae privatim utebantur, fruebantur, ac prorsus 
omnia quae differentiam aut distincetionem quoquo modo sapiant, 
nulla sunto: exceptis iuribus ac privilegiis adversus Zerfias personas: 
quae privilegia, quaeque iura firma, ut iustitia et aequitas postula- 
verit, retaque sunto. 

IH. Vestitum cultumque eadem omnes forma induunto. 

IV. In gubernatione Ordinis universi, quemadmodum unus Mi- 
nister generalis, ita Procurator unus esto: item Scriba ab actis 
unus: honorum caelestibus habendorum Curator unus. 

V. Quicumque ex hoc die minoriticas vestes rite sumpserint: 
quicumque maiore minoreve ritu vota nuncupaverint, eos omnes sub 
Constitutionibus novis esse subiectos, officiisque universis, quae 
inde consequuntur, adstringi ius esto. Si quis Constitutionibus 
novis abnuat subesse, ei habitu religioso, nuncupatione votorum, 
professione interdictum esto. 

VI. Si qua Provincia his praeceptis legibusque Nostris non 
paruerit, in ea nec tirocinia ponere quemquam, nec profiteri rite 
Ordinem liceat. 

VII. Altioris perfectionis vitaeque, ut loquuntur, contempla- 
tivae cupidioribus praesto esse in provinciis singulis domum unam 


142 Aktenstücke. 


vel alteram in id addietam, fas esto. Eiusmodi domus iure Con- 
stitutionum novarum regantur. 

VIH. Si qui e sodalibus solemni ritu professis addicere se 
constitutae per has litteras disciplinae iustis de causis recusarint, 
eos in domos Ordinis sui certas secedere auctoritate nutuque An- 
tistitum liceat. | 

IX. Provinciarum cum mutare fines, tum minuere numerum, 
si necessitas coegerit, Ministro generali coniuncte cum Definitoribus 
generalibus liceat, perrogata tamen Definitorum Provinciarum, de 
quibus agatur, sententia. 

X. Cum Minister generalis ceterique viri Ordini universo re- 
gundo ad hanc diem praepositi magistratu se quisque suo abdica- 
rint, Ministrum generalem dicere auctoritatis Nostrae in causa 
praesenti esse volumus. Definitores generales, ceterosque munera 
maiora gesturos, qui scilicet in conventu Ordinis maximo designari 
solent, designet in praesenti causa sacrum Consilium Episcoporum 
atque Ordinum religiosorum negotiis praepositum, exquisita prius 
ab iis ipsis sententia, quis potestatem Definitorum generalium hodie 
gerunt. Interea loci Minister generalis Definitoresque generales in 
munere quisque versari suo pergant. 

Gestit animus, quod Nostram in beatum Franciscum pietatem 
religionemque veterem consecrare mansuro providentiae monumento 
lieuit: agimusque benignitati divinae gratias singulares, quod Nobis 
in summa senectute id solatii, percupientibus, reservavit. Quot- 
quot autem ex Ördine Minorum sodales numerantur, pleni bonae 
spei hortamur obsecramusque, ut exemplorum magni parentis sui 
memores, ex his rebus ipsis, quas ad commune eorum bonum decre- 
vimus, sumant alacritatem animi atque incitamenta virtutum, ut 
digne ambulent vocalione, qua vocati sunt, cum omni humilitate, 
et mansueludine, cum palientia, supporlantes invincem in cari- 
tale, solliciti servare unilalem spirilus in vinculo pacis‘. 

Praesentes vero litteras et quaecumque in ipsis habentur nullo 
ungquam tempore de subreptionis aut obreptionis sive intentionis 
Nostrae vitio aliove quovis defectu notari vel impugnari posse; sed 
semper validas et in suo robore fore et esse, atque ab omnibus 
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<uiusvis gradus et praeeminentiae inviolabiliter in iudicio et extra 
observari debere, decernimus: irritum quoque et inane si secus 
super his a quoquam, quavis auctoritate vel praetextu, scienter 
vel ignoranter contigerit attentari declarantes: contrariis non ob- 
stantibus quibuscumque, etiam speciali mentione dignis, quibus 
omnibus ex plenitudine potestatis, certa scientia et motu pro- 
prio quoad praemissa expresse derogamus, et derogatum esse de- 
claramus. 

Volumus autem ut harum litterarum exemplis etiam impressis, 
manu tamen Notarii subscriptis et per constitutum in ecclesiastica 
dignitate virum sigillo munitis, eadem habeatur fides, quae Nostrae 
voluntatis significationi, his praesentibus ostensis, haberetur. 

Nulli ergo hominum liceat hanc paginam Nostrae constitutionis, 
ordinationis, unionis, limitationis, derogationis, voluntatis infringere, 
vel ei ausu temerario contraire. — Si quis autem hoc attentare 
praesumpserit, indignationem omnipotentis Dei et beatorum Petri et 
Pauli apostolorum eius se noverit incursurum. 

Datum Romae apud S. Petrum Quarto Nonas Octobris Anno 
Incarnationis Dominicae Millesimo octogesimo mionagesimo septimo, 
Pontificatus Nostri anno Vicesimo. 

Leo XIIl., Encycl. an d. Canad. Bischöfe üb. d. Schulfrage 
8./12. 97. Le Can. cont. 21, 36. 

Leo XIII., Motu proprio quo Ordini Benedict. concreditur 
regendum colleg. Athanasianum quod Romae patet iuventuti graecae 
erudiendae ad sacra. 15./12. 97. Acta s. sed. 30, 362. 

Decr. Congr. Inquis., 3./6. 92. Dispensatio in radice im 
Fall des imped. disparit. Cultus. Acta s. sed. 30, 382. 

Derselben, 16./6. 97. Ueb. die Befugniss des Beichtvaters von 
den censurae speciali modo papae reservatae zu absolviren. Le 
Can. cont. 20, 566. 

Derselben, 16./6. 97. Der Zweifel, ob die in der Constitut. 
Pius IX. Apost. Sedis II. no. 16 denen angedrohte excommunicatio 
simpliciter papae reservata, welche einem vom Papste Exkommuni- 
zirten Hilfe und Gunst erweisen, sich auch auf diejenigen erstreckt, 
welche von einer röm. Kongregation mit Genehmigung des Papstes 
exkommunizirt worden sind, wird verneinend entschieden. Le Can. 
cont. 20, 569. 
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Derselben, Instructiones quoad diligentias adhibendas in causis 
sollieitationis circa denunciatum eiusque denunciantes 6./8. 97. A. 
f. k. K.R. 76, 134. 

Derselben, 24./l1. 97, Facultates omnes speciales habitua- 
liter a s. sede episcopis ... . concessas non suspendi vel desinere 
ob eorum mortem . . . sed ad sucessores ordinarios transire ad 
formam decreti Congr. 20./2. 1888. Le Can. Contemp. 21, 47. 

Decr. Congr. de Prop. fide 10./6. 1895. Das imped. affini- 
tatis illigitimae bezieht sich nicht auf Ehen von Infideles. Schliesst 
indessen ein solcher eine Ehe nach seiner Taufe, so ist sie nichtig, 
wenn auch die affınitas illigitima noch vor seinem Uebertritt er- 
folgt war. Le Can. cont. 20, 697. | 

Congr. Epp. et Regul. 21./7. 1896, Instructio quoad cleri- 
cos saeculares ac regulares qui universitates gubernii studiorum causa 
frequentant. 

Perspectum est Romanos Pontifices, quavis aetate et ubique 
locorum, cogitationes curasque suas contulisse in rectam institutio- 
nem eorum, qui in sortem Domini vocati sunt. Scholas enimvero, 
Seminaria, Universitates ipsas studiorum vel erexerunt vel favore 
prosecuti sunt, in quibus utriusque electi alumni tum humanioribus 
litteris, cum scientiis omnibus sacris et profanis imbui, et academicis 
etiam quibuscumque gradibus honestari possent. Ita tamen ut ad 
veram germanamque Scientiam cum fide et pietate coniunctam in- 
formarentur: quandoquidem doctrinae ac diciplinae, fidei ac morum 
moderatio et vigilantia a Sede Apostolica et ab Episcopis exerce- 
bantur. 

Contingit autem hisce diebus, ob mutatas rerum vices in 
Italia, nonnullos e clero sive saeculari sive regulari adstrietos cen- 
seri ad certos studiorum cursus perficiendos apud civilis Gubernii 
Universitates; a quibus sapiens ac salutifera Ecclesiae vis sacro- 
rumque Pastorum vigilantia omnino excluduntur. Cum res ita se 
habeant, quae quantaque discrimina et damna ecclesiasticae iuven- 
tuti obvenire possint, nemo est qui non videat. Caute itaque pro- 
videndum est, ut et assertae necessitatis limites non excedantur et 
instantia pericula diligenter vitentur. Quamobrem Sacra Congre- 
gatio Episcoporum et Regularium Negotiis praeposita praesentem 
instructionem, ad mentem Sanctissimi Domini Nostri Leonis P. P. 
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Episcopis ac Superioribus Ordinum et Congregationum in Italia 
impertire constituit. 

I. Quatenus in Universitates admittantur etiam alumni, qui 
sibi idoneitatem comparaverint extra lycea Gubernii, Episcopi ac 
Superiores Ordinum et Congregationum religiosarum subditos suos 
praeparandos non mittant ad dicta lycea, sed potius ad Instituta 
ecclesiastica, ad scholas, ad collegia, quarum omnino explorata sit 
optima ac vere catholica instruendi ratio. Si vero ob talium Insti- 
tutorum, scholarum, collegiorum defectum, vel ob alias graves cau- 
sas, aliquos mittere ad lycea Gubernii omnino necesse sit, accurate 
serventur hoc in casu quae infra de accessu ad Universitates con- 
stituuntur. 

IH. Nemo e saeculari clero Universitates Gubernii frequentet 
absque expressa licentia Episcopi sui; qui in ea concedenda prae 
oculis tantum habeat quid Dioecesis neccessitas exigat, ut in Insti- 
tutis ad introductionem erectis, sive erigendis, idonei et diplomate 
muniti professores comparentur. 

III. Ordines et Congregationes quae munus docendi non pro- 
fitentur, non mittant alumnos suos ad Universitates Gubernii. Or- 
dinum autem et ÜCongregationum ex instituto docentium novitii 
numquam ad dictas Universitates mittantur: professi vero eas non 
frequentent nisi praehabita expressa licentia Superioris Generalis, 
qui eam concedit iis tantum qui requiruntur et sufficiunt pro suis 
collegiis et scholis. 

IV. Utriusque cleri alumni ea tantum ementiantur in dictis 
Universitatibus studiorum curricula, quae referuntur ad lauream vel 
ad gradus academicos, quibus indigent, obtinendos. 

V. Maximi ponderis est mittendorum ad Universitates accuratus 
delectus. Venia non detur alumnis antequam laudabiliter absolverint 
integrum cursum tum philosophiae tum theologiae, a statutis Dioe- 
cesanis pro clero saeculari, a Constitutionibus Ordinis seu Con- 
gregationis pro religiosis praescriptum. 

VI. Attendendae equidem sunt in mittendis intellectus, vis et 
perspicacia, assiduitas in studiis, ingenii indoles, quam bene educa- 
tam esse decet, fortem etiam et boni propositi tenacem. Sed sum- 
ımopere inspiciendum est quaenam sit in deligendis animi honestas 


ac morum integritas. Sint oportet iuvenes qui donum Fidei et 
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vocationem qua in sortem Domini vocati sunt maximi faciant; 
catholicam Ecclesiam ardenter diligant; venerationem et obedientiam 
erga sanctam Sedem Apostolicam mente, verbo et opere profitean- 
tur; iuvenes qui Sanctissimae Religionis nostrae documentis imbuti 
et piis exercitationibus addicti, morum integritate et vitae vere 
ecclesiasticae laude praefulgeant. Tales denique deligantur qui fun- 
datam ingerant spem fore ut sua quisque agendi ratione ecclesia- 
stico coetui honorem addant per supereminentiam in scientiis, ac 
venerationem vindicent per suarum laudem virtutum. 

VH. Ad pericula tutius praecavenda curent Episcopi ut sui 
ecclesiastici alumni, quandiu Universitatem celebrent, morentur in 
Seminario: hoc non extante, in aliqua domo religiosa, vel saltem 
apud aliquem probatum Sacerdotem saecularem; nisi forte habeant 
ibi parentes, in quorum domo habitare possint. Laude etiam ac 
favore digni viderentur sollertes Sacerdotes, vel saeculares viri 
spectatae pietatis qui instituerent, ubi fieri potest, aliquam hospi- 
talem domum pro studenlibus ecclesiasticis; in qua isti inve- 
nirent, modico impendio, habitalionem lutam, studiorum quieti 
et piae vitae exercilalionibus accommodatum!. 

VIH. Si Universitas sita est extra Dioecesim, Ordinarii alu- 
mnorum hos commendent Episcopo loci, cui alumni se sistere cum 
advenerint, et identidem obsequium praestare teneantur dum ibi 
permanserint. Ordinarius et Episcopus loci mutuo conveniant ut 
alumni committantur curae et vigilantiae alicuius Sacerdotis virtute, 
scientia ac iuventutis experientia praestantis, qui eos dirigat et de 
eorum agendi ratione identidem ÖOrdinarium instructum reddat. 
Exigat praeterea Episcopus a suis alumnis frequentes epistolas; et 
ipse hoc epistolari commercio libenter utatur, ut consiliis et monitis 
eos instruat, excitet ac sancto proposito confirmet. | 

IX. Superiores Ordinum et Congregationum praeferant semper 
Universitates locorum in quibus habent sui Ordinis vel Congrega- 
tionis Domum; et in hac studentes habitare praecipiant. Si Domum 
propriam non habeant in ulla Universitatis Sede, curent omnino 


ı Ein solches Haus besteht seit 2 Jahren als „Collegium Sapientiae* 
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ut alumni recipiantur in aliam Domum religiosam, vel in Semina- 
rium episcopale, vel in aliud institutum ecclesiasticum. Deficiente 
Conventu aut Domo propria, numquam mittant ad Universitatem 
frequentandam unum tantum e suis subditis, sed duos simul aut 
plures, ut se invicem custodiant, adiuvent et ad officiorum suae 
vocationis implementum excitent. Jubeant Superiorem Domus vici- 
nioris, vel aliım religiosum virum virtute, scientia ac sollertia prae- 
ditum, alumnos ipsos identidem visitare; qui eorum vitae genus, 
studiorum assiduitatem exploret, ac referat; ut opportunis consiliis 
Superior Generalis, prout opus fuerit, providere possit. Curet 
praeterea Superior Generalis ut alumni sibi litteras dent; et fre- 
quenter ipsis rescribat, ut eorum unionem cum ÖOrdinis seu Con- 
gregationis capite foveat, eosque paternis instructionibus ac monitis 
in obedientiae atque observantiae spiritu conservet. 

X. Zelo ac prudentiae Episcoporum et Superiorum committitur 
cura eam Universitatem inter plures eligendi, in qua minora prae- 
videantur pericula, faciliorque ex adiunctis appareat usus consilio- 
rum, quibus quieti, moribus et progressibus alumnorum prospectum 
sit. Si forte contingat aliquem Professorem habere aliquando lec- 
tiones ex professo contra religionem vel contra mores, curent Epi- 
scopus et Superior Generalis, ut alumni vel transeant ad aliam Uni- 
versitatem, vel huiusmodi lectionibus non adsint; freti nimirum 
dispositione legis quae inscriptionem quidem ad cursum Universi- 
tatis requirit, sed ad omnes et singulas lectiones assistentiam non 
exigit. Ceterum, hoc semoto casu, alumni ecclesiastici lectionibus 
diligenter adsint, ut proprio in scientiis progressui consulant, con- 
discipulis exemplum assiduitatis, Professoribus vero obsequii testi- 
monium exhibeant. 

XI. Quod ad libros attinet et ad lectionum compendia, in qui- 
bus nonnulla fortasse occurrant contra religionem, aut mores, aut 
veritatem ecclesiasticae historiae, aut iura catholicae Ecclesiae vel 
Romani Pontificis, quatenus talium librorum vel compendiorum 
usus vitari nequeat, Episcopi et Superiores prout oportet provi- 
deant in casu; ac praetereas curent veneno antidotum praebere per 
optimos libros suis alumnis comparandos, perque auxilium Sacer- 
dotum doctrina, pietate ac experientia praestantium, qui alumnis 
opem ferant ad dignoscendas sophismatum insidias, et ad refutan- 
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dos errores, quibus forte libri scholares vel lectionum summaria 
inficerentur. 

Enixe autem alumnos suos deterreant a lectione ephemeridum 
vel periodicorum libellorum qui falsis vel periculosis doctrinis, nar- 
rationibus, atque illiciis decipiunt, ac recte sentiendi agendique ra- 
tionem sensim sine sensu turbant atque pervertunt. 

XII. Episcopi et Superiores religiosi hortentur subditos suos 
ut Moderatoribus et Professoribus Universitatis observantes se osten- 
dant cum dignitate; condiscipulos vero urbane quidem, omnes, at 
neminem valde familiariter tractent. Prohibeant omnino, ne nomen 
dent Circulis aut aliis quomodocumque vocatis consortiis politicae 
vel contentiosae indolis; nec umquam adsint convocatis fortasse 
studentium coetibus, quorum finis aut propositum sit adversus Mo- 
deratores vel Professores conqueri sive quomodocumque protestari. 

XIII. Episcopi Sedem habentes in civitatibus Universitatum 
curent Circulos sive Sacerdotes studentium ecclesiasticorum pera- 
manter fovere ubi existunt, sollicite fundare ubi desiderantur. Ad- 
hibeant ad hoc operam Sacerdotum sive saecularium, sive regula- 
rium, quos magis idoneos iudicaverint; quorum unus saltem Assi- 
itentis ecclesiastici munere fungatur. Huius Assistentis erit stu- 
dentium conventus indicere, eisque praesidere. In his conventibus, 
studentes ecclesiastici semotis politicis contentionibus et partium 
studiis, de humanioribus litteris, de historicis disciplinis, de philo- 
sophicis vel theologicis thesibus, disserant, decertent vel legant. 
Nec omittant pias quasdem preces simul omnes fundere, aliosque 
opportunos religionis ac pietatis actus, statis diebus implendos, 
constituere: ita ut in his consociationibus laudabilis aemulatio, fra- 
terna charitas, et christiana pietas regnent. In hos ecclesiasticorum 
Circulos admitti etiam poterunt, caute tamen et approbante Assi- 
stente ecclesiastico, studentes saeculares: at ii tantum qui sentiendi 
aeque atque agendi ratione bene audiant, religione, pietate et opti- 
mis moribus commendentur. 

XIV. Episcopi et Superiores religiosi suos quisque studentes 
enixe hortentur ut in sanctae vocationis spiritu firmiter perseverent. 
Ad quem finem mediis omnibus efficacioribus alacriter utantur, ora- 
tione scilicet, Sacramentorum frequentia, piorum actuum exercitio, 
vanitatum despectu, malorum et etiam desidiosorum hominum fuga. 
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Religiosis praesertim studentibus commendanda est fidelitas in acti- 
bus observantiae, qui eorum statui consentanei sunt, videlicet: sin- 
gulis diebus mentalis oratio, examen conscientiae, lectio spiritualis, 
silentium et recessus. 

Annualium vacationum tempore studentes religiosi redeant om- 
nino ad suum Conventum vel ad Domum religiosam sui Instituti; 
ibiqui regularis observantiae actus cum Communitate resumant. 
Omnes studentes, e clero sive saeculari, sive regulari, dietarum 
vacationum tempore vacent sanctis spiritualibus Exerecitiis. 

XV. Si vero, non obstantibus cautelis et diligentiis hucusque 
indicatis, aliisque quas pastoralis ac paterna sollicitudo suggesserit, 
Episcopi aut Superiores religiosi noverint aliquem ex suis subditis 
a recto tramite veritatis aut virtutis declinare, aberrantem absque 
mora ab Universitate revocent; praestat enim eius cursum studio- 
rum abrumpere, potius quam ita permittere ut animae ille suae 
detrimentum patiatur. 


Gerichtssprüche,. 


1. E. d. RGer. II. Civ.Sen. 2./2. 1897. Die Ehescheidung 
wegen Verweigerung d. ehel. Pflicht wird nicht dadurch ab- 
gewendet, dass der Beklagte sich‘ zur Erfüllung der ehelichen 
Pflicht anbietet. Entsch. 38, 219, no. 58. 

2. Geiger, Kirchenrechtl. Entscheidungen der bayer. Gerichts- 
höfe.. A. f. k. K.R. 78, 146. 

3. Bekanntlich beschäftigt die Frage, wie ein Konfessions- 
zugehöriger Mitglied einer deutschen evangel. Landeskirche werde, 
ob er wegen seines Domiziles in einer Gemeinde in die Zugehörig- 
keit zu dieser auch gegen seinen Willen hineingezwungen und zu 
den Kirchensteuern herangezogen werden könne, schon lange leb- 
haft die Theorie. 

Ich habe dabei den Standpunkt vertreten, dass, da die Kirchen- 
gewalt keine Gebietshoheit besitze, sie Niemanden zwingen könne, 
sich ihr zu unterstellen, dass ihre Gewalt vielmehr auf diejenigen 
beschränkt sei, die dieser schon unterworfen sind, oder die sich ihr 
freiwillig, sei es durch konkludente Willenserklärung, sei es durch 
ausdrückliche Handlung unterstellen. Und dass auch der Staat 
seine Gebietshoheit nicht mehr zu Gunsten der Kirche verwenden 
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dürfe, weil dies durch die moderne Gestaltung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche ausgeschlossen sei. 

Mit um so grösserer Genugthuung theile ich im Folgenden 
ein Erkenntniss des Hanseatischen Oberlandesgericht in 
Hamburg v. 4. Januar 1898 mit, welches freilich von Missver- 
ständnissen nicht frei ist, mit mir aber bezw. der prinzipiellen 
Frage übereinstimmt, und nur darin abweicht, ob in dem vor- 
liegenden Thatbestande eine konkludente Willensäusserung des Be- 
rufungsklägers zu finden sei, was das Gericht annimmt, ich in einem 
die ganze Frage beleuchtenden Rechtsgutachten bestritten hatte. 

Aus diesem Grundeallein wird der Berufungskläger, welcher 
300 Mk. gezahlte Kirchensteuer zurückforderte, zurückgewiesen. 
Die Gründe des Erkenntnisses lauten: 

Der Kläger ist schwedischer Staatsangehöriger, er ist in Stock- 
holm am 22. November 1821 geboren, wohnt freilich seit 30 Jahren 
in Hamburg, hat sich indessen seine schwedische Staatsangehörig- 
keit durch alljährliche Eintragung in die Nationalitäts-Matrikel des 
hiesigen Königl. Schwedischen und Norwegischen Generalkonsulats 
gewahrt. Auch darüber besteht kein Streit, dass der Kläger ent- 
sprechend der schwedischen Landeskirche evangelisch-lutherischen 
Glaubens ist. Er hat sich seiner Zeit mit einer Hamburgerin ver- 
heirathet und ist hier kirchlich getraut worden. Seine Kinder 
wurden in der hiesigen St. Petri-Kirche konfirmirt, bei solchen 
Gelegenheiten hat auch der Kläger mit seinen Kindern das heilige 
Abendmahl genommen. Der Kläger hat auch die hiesigen Kirchen 
besucht und seit Einführung der Kirchensteuer dieselbe anstandslos 
gezahlt. Erst gegenüber der im Jahre 1896 ausgeschriebenen er- 
höhten Kirchensteuer hat Kläger remonstrirt. Diese unter Protest 
gezahlte Kirchensteuer von Mk. 300 wird mit der gegenwärtigen 
Klage zurückgefordert. 

Gegen die Zuständigkeit des angegangenen Gerichts sind 
Einwendungen nicht erhoben. Es genügt in dieser Beziehung, wie 
rücksichtlich der gleichfalls nicht streitigen Frage, ob die drei Be- 
klagten passiv legitimirt sind, auf die Gründe der angefochtenen 
Entscheidung zu verweisen. 

Die revidirte Kirchenverfassung der evangelisch-lutherischen 
Kirche im hamburgischen Staate vom 26. Febr. 1896 bestimmt in $ 9: 
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„In jeder Gemeinde wird eine Kirchensteuer erhoben. Das 
Nähere bestimmt das Gesetz.“ 

Dementsprechend ist durch kirchliches Gesetz vom 26. Februar 
1896 die Erhebung der Kirchensteuer geregelt worden. Der Kläger 
bestreitet seine Verpflichtung, auf Grund dieses Gesetzes Kirchensteuer 
zahlen zu müssen, weil er nicht Mitglied irgend einer Gemeinde 
der evangelisch-lutherischen Kirche des hamburgischen Staates sei. 
Er wird die Rückerstattung der gezahlten Kirchensteuer aber ebenso 
dann verlangen können, wenn er zwar Mitglied einer hiesigen Ge- 
meinde ist, den Gemeindemitgliedern indessen eine bürgerlich recht- 
liche Verpflichtung zur Zahlung einer Kirchensteuer nicht obliegt. 

Beide Fragen sind bereits im Jahre 1889 in der Prozesssache 
Henrichsen gegen den Kirchenvorstand St. Pauli zum Austrag ge- 
bracht worden. Der Umstand, dass der damalige Kläger preussischer 
Staatsangehöriger war, während der jetzige Kläger schwedischer 
Unterthan ist, vermag eine verschiedene Beurtheilung der Streit- 
sachen nicht zu begründen, da die Bekenntnisskirche für Beide die 
gleiche evangelisch-lutherische Kirche war. 

Das Landgericht hat sich bezüglich der zweiten oben berührten 
Frage: ob die evangelisch-lutherische Kirche im hamburgischen 
Staate berechtigt ist, von ihren Mitgliedern eine staatlich anerkannte 
Kirchensteuer zu erheben, lediglich auf die Gründe der früheren 
Entscheidung des Oberlandesgerichts in der Prozesssache Henrichsen 
bezogen. Diese Begründung hat Berufungskläger nicht weiter an- 
gefochten, an derselben ist auch für den vorliegenden Rechtsstreit 
festzuhalten. Es kann hier dahingestellt bleiben, ob das Besteuerungs- 
recht der hiesigen evangelisch-lutherischen Kirche schon aus der 
durch die Staatsverfassung den anerkannten religiösen Gemein- 
schaften, als öffentlich rechtlichen Korporationen, gewährten Selbst- 
verwaltung zu entnehmen ist. Jedenfalls genügt es für die Be- 
gründung eines solchen Rechtes, wenn unter Mitwirkung oder 
unter Billigung des Staates der religiösen Gemeinschaft eine Organi- 
sation gegeben wird, aus welcher sich das Besteuerungsrecht ergiebt, 
denn darin liegt gleichzeitig die für die Besteuerung der Mitglieder 
erforderliche Anerkennung des Staates. Für die evangelisch- 
lutherische Kirche im hamburgischen Staate hatte schon durch die 
Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1870 das Besteuerungsrecht 
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dadurch seinen Ausdruck gefunden, dass $ 231. c. dem Gemeindevor- 
stand die Zustimmung zur Ausschreibung etwa erforderlicher Bei- 
träge zur Kirchenkasse vorbehält. Mag nun diese Kirchenverfassung 
immerhin nur als ein kirchliches Gesetz erlassen sein, seiner 
historischen Entwickelung nach ist es jedenfalls zurückzuführen auf 
_ ein Staatsgesetz, nämlich auf das zugleich mit der Staatsverfassung 
publizirte Gesetz vom 28. September 1860, welches bestimmte, 
dass Senat und das Kollegium der Sechsziger nach vorgängiger 
Kommunikation mit einem hochwürdigen Ministerium die nöthigen 
Anordnungen zu treffen haben, um unter Zuziehung von Vertretern 
der Kirchengemeinden eine Kirchenordnung für die evangelisch- 
lutherische Kirche festzustellen. Dementsprechend ist die Kirchen- 
verfassung zu Stande gekommen und unterm 6. Dezember 1870 
vom Senate als kirchliches Gesetz durch die Gesetzsammlung ver- 
kündet. Der so zu Stande gekommenen Kirchenverfassung wird 
man jedenfalls die Bedeutung einer autonomen Satzung, welche 
geeignet ist, für die Gemeindemitglieder bürgerlich rechtliche Ver- 
pflichtungen zu begründen, nicht absprechen können. Auf dieser 
ersten Kirchenverfassung beruhen alle späteren revidirten Ver- 
fassungen, insbesondere auch die Verfassung vom 26. Februar 1896, 
welche das Besteuerungsrecht ausdrücklich im $ 9 bestimmt und 
die dazu erforderliche besondere gesetzliche Regelung, welche durch 
das gleichzeitig veröffentlichte kirchliche Gesetz betreffend die Er- 
hebung einer Kirchensteuer erfolgt ist, vorbehält. Der Kläger ist 
daher jedenfalls dem kirchlichen Besteuerungsrechte unterworfen, 
wenn er Mitglied einer Gemeinde der hiesigen evangelisch- 
lutherischen Kirche geworden ist. Auch diese letzte vom Kläger 
lebhaft bestrittene Frage ist von der angefochtenen Entscheidung 
mit Recht bejaht worden. Daran vermag auch das vom Kläger 
eingezogene, ihm günstige Gutachten des Professor Friedberg nichts 
zu ändern. 

Es kann ja mit diesem Gutachten angenommen werden, dass 
es im Gegensatz zur katholischen Kirche eine evangelisch-lutherische 
Gesammtkirche im Rechtssinn nicht giebt, „dass man vielmehr 
zwischen dem theologischen Begriff der Bekenntniss- und dem recht- 
lichen der Landeskirche zu unterscheiden hat und dass zwischen 
der grossen Zahl der letzteren absolut keine rechtliche Verbindung 
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und Beziehung besteht“. Auch das frühere Urtheil in Sachen 
Henrichsen hat diese und die damit in engster Verbindung stehende 
Frage, ob ein allgemeiner Rechtssatz besteht, nach welchem die 
Zugehörigkeit zu einer evangelisch-lutherischen Gemeinde ohne 
Weiteres durch die Wahl des Wohnsitzes oder durch längeren 
Aufenthalt im Pfarrsprengel begründet wird, offen gelassen und 
die Entscheidung lediglich auf die besonderen Bestimmungen der 
hiesigen Kirchenverfassung gestellt. Die maassgebenden 88 1—3 
K.Verf. legt das Friedberg’sche Gutachten gewiss unrichtig dahin 
aus, dass der $ 3, lautend: „Mitglied einer Gemeinde ist, wer 
der evangelisch-lutherischen Kirche angehört und seinen recht- 
lichen Wohnsitz in der betreffenden Gemeinde hat“, sich nur 
auf die Mitglieder einer Gemeinde beziehe, die als bisherige 
Mitglieder einer anderen kirchlichen hamburgischen Gemeinde 
schon Glieder der hamburgischen Landeskirche gewesen sind. Viel- 
mehr steht der $ 3 im engsten Zusammenhange mit dem $ 2: 
„die evangelisch-lutherische Kirche im hamburgischen Staate ist 
ein Glied der gesammten evangelisch-lutherischen Kirche“, und hat 
alsdann die Bedeutung, dass jeder evangelisch-lutherische Christ, 
welcher innerhalb einer hiesigen Gemeinde seinen Wohnsitz nimmt, 
Mitglied solcher Gemeinde wird!. Es ist damit nichts Anderes 
gesagt, als was in anderen Kirchenverfassungen dahin seinen Aus- 
druck findet, dass Jeder, der evangelisch-lutherischen Glaubens sei, 
ohne Weiteres durch Wohnsitz in der Gemeinde die Mitgliedschaft 
erwerbe. Warum ein solcher Rechtssatz unzulässig sein sollte, ist 
nicht einzusehen, auch ein theologischer Begriff kann zur Grund- 
lage eines Rechtssatzes gemacht werden? Eine andere Frage ist 


1 Diese Deduktion ist perplex und steht in Widerspruch zu der folgen- 
den Deduktion des Gerichtshofes. Wäre die Interpretation des $ 3, wie 
der Gerichtshof sie aufstellt, richtig, dann könnte auch die Kirchengewalt 
ihre Zwangsbefugnisse gegen Jeden, der innerhalb einer Hamburger Ge- 
meinde wohnt, ausüben und ihn, seine Konfessionszugehörigkeit vorausgesetzt, 
zur Zahlung der Kirchensteuer zwingen. 

2 Allerdings hat der „theologische Begriff“ auch rechtliche Konsequenzen, 
auf welche ich im Gutachten speziell hingewiesen hatte, aber nicht die vom Ge- 
richtshof gezogenen. Er bedeutet, dass jeder evangelisch-lutherische Christ, 
der in einer Hamburger Gemeinde wohnt, Mitglied dieser und damit der 
Hamburger Landeskirche werden kann, nicht: dass er esmuss. Mit anderen 
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freilich, ob eine „kirchliche Satzung“ über ihr eigentliches An- 
wendungsgebiet hinaus auch zwangsweise Fremde ihrer Gemeinde 
anzugliedern berechtigt ist. In ‚dieser Beziehung tritt das Be- 
rufungsgericht nicht in Gegensatz zu dem Gutachten, erkennt 
vielmehr auch seinerseits an, dass die kirchliche Satzung wohl die- 
jenigen Normen festzustellen vermag, unter denen die Gemeinde- 
mitgliedschaft erworben werden kann, nicht aber zwangsweise den 
Kreis ihrer Mitgliedschaft erweitern darf. Auch in der früheren 
Streitsache Henrichsen haben die erkennenden Gerichte einen anderen 
Standpunkt nicht eingenommen, vielmehr offen ausgesprochen, dass 
es für die zwangsweise Eingliederung in eine Kirchengemeinde der 
Mitwirkung der staatlichen Gesetzgebung bedarf. Eine solche 
staatliche Mitwirkung nehmen die in der Prozesssache Henrichsen 
ergangenen Entscheidungen an, indem speziell das Oberlandesgericht 
dort ausführt, dass wiewohl die Kirchenversfassung ein kirchliches 
Gesetz, derselben doch staatliche Geltung beizumessen sei, weil sie 
unter mittelbarer Mitwirkung des hamburgischen Staates zu Stande 
gekommen und in anderen Staatsgesetzen und auf andere Weise 
mittelbare Anerkennung auch für das staatliche Gebiet gefunden 
habe. Es besteht daher, abgesehen von der Auslegung der S$ 1—3 
K.Verf., kein prinzipieller Gegensatz zu dem vom, Kläger produ- 
zirten Gutachten. 

In dem vorliegenden Streitfall kommt es indessen auf die vorher 
erörterten rechtlichen Gesichtspunkte nicht weiter an, weil mit 
dem Landgericht angenommen werden muss, dass der Kläger sich 
freiwillig der hiesigen kirchlichen Gemeinschaft angeschlossen hat. 
Eines besonderen formalen Rechtsaktes bedurfte es dazu nicht. 
Der Kläger war als evangelisch-lutherischer Christ berechtigt, der 
hiesigen kirchlichen Gemeinschaft beizutreten. Dazu bedurfte es 
nur einer Willenserklärung, die, wie unstreitig und wie auch von 
Professor Friedberg in seinem Gutachten anerkannt wird, eben- 


Worten: die Hamburger Kirche erkennt damit an, dass die Zugehörigkeit zu 
einer evangelischen Landeskirche die Eigenschaft eines evangelische Christen 
und daraus den Anspruch bewirke, auch Mitglied der Hamburger evan- 
gelischen Kirche werden zu dürfen, ebenso wie die Hamburger Landeskirche 
auch die in anderen vollzogenen Konfirmationen und Eheschliessungen als 
rechtswirksame anerkennt. 
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sowohl durch konkludente Handlungen, wie expressis verbis erfolgen 
konnte. Eine solche konkludente Willenserklärung muss aber in 
dem Gesammtverhalten des Klägers gegenüber der hiesigen Landes- 
kirche gefunden werden, wobei es nicht von wesentlichem Belang 
ist, ob dem einzelnen Theilnahmeakt eine grössere oder geringere 
Bedeutung für die Willensrichtung beizumessen ist. 

Der Umstand, dass der Kläger hierorts sich mit seiner Ehe- 
frau hat kirchlich trauen lassen, kann ohne Weiteres als belanglos 
ausgeschieden werden, weil auch unter der Herrschaft des ham- 
burgischen Gesetzes vom 1. Juli 1861 betreffend die fakultative 
Civilehe die kirchliche Trauung der Sitte und allgemeinen Anschauung 
entsprach und regelmässig an dem Wohnsitze der Braut von dem 
für diese zuständigen Geistlichen vollzogen wurde. Das Sakrament 
der Taufe kommt schon um deswillen nicht in Frage, weil nicht 
feststeht, wo der Kläger seine Kinder hat taufen lassen. Ein Kind 
ist nach den gemachten Angaben in Nienstedten, also ausserhalb 
der hiesigen Kirchengemeinden, getauft worden, ob die anderen 
Kinder in Hamburg oder in Schweden getauft worden sind, ist 
nicht festgestellt. Dagegen hat der Kläger seine sämmtlichen Kinder 
in der hiesigen St. Petri-Kirche zur Konfirmation bringen lassen. 
Darin ist allerdings zunächst nur die Willensrichtung enthalten, 
dass die Kinder durch die von ihnen vorgenommene Erneuerung 
des Taufgelübdes die Gemeindemitgliedschaft erwarben. Man wird 
daher aus der Konfirmation der Kinder an sich nicht auf die 
theologische und rechtliche Zugehörigkeit der Eltern zur Kirche 
schliessen können. Wenn aber ein Mitglied der Bekenntnisskirche 
die kirchlichen Organe seines Wohnsitzes für die Zwecke seiner 
Familie in Anspruch nimmt, so wird auch diese Thatsache für die 
Frage, ob er der kirchlichen Gemeinschaft habe beitreten und mit 
den Wohlthaten, welche diese Gemeinschaft gewährt, auch die 
allgemein damit verbundenen Lasten habe übernehmen wollen, nicht 
ohne Bedeutung sein. Wesentlich entscheidend ist die unbestrittene 
Thatsache, dass der Kläger an dem Sakramente des Abendmahls 
in der hiesigen Kirche wiederholt theilgenommen hat. Dass in 
solcher Theilnahme am Abendmahl an sich die Willenserklärung, 
der kirchlichen Gemeinschaft beitreten zu wollen, zu finden ist, 
erkennt auch das Gutachten von Professor Friedberg in Ueber- 
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einstimmung mit der allgemeinen Anschauung unbedingt an, dass 
dieser Rückschluss wieder aufgehoben werde, weil der Genuss des 
Abendmahls im Anschluss an die Konfirmation der Kinder erfolgte, 
kann trotz der Meinung des Professor Friedberg nicht anerkannt 
werden!. Dazu hat das Sakrament des Abendmahls, dessen Theil- 
nahme eine völlig freiwillige, nur der religiösen Empfindung des 
Einzelnen entsprechende ist, eine zu hohe kirchliche Bedeutung. 
Eher würde man umgekehrt den Schluss zu ziehen berechtigt sein, 
dass aus dem im Anschlusse an den Akt der Konfirmation gemein- 
schaftlich genossenen Abendmahl sich ergebe, dass schon die Kon- 
firmation der Kinder auch die Zugehörigkeit der Eltern zur Kirchen- 
gemeinde erkennen lasse. Dem Kirchenbesuch wird man für die 
Gemeindemitgliedschaft allerdings nur dann Bedeutung beimessen 
können, wenn er ein regelmässiger war, was bezüglich des Klägers 
nicht festgestellt worden ist. 

Es kommt aber für die Erkennbarkeit der Willensrichtung 
des Klägers, wie schon oben ausgeführt, nicht sowohl auf die ein- 
zelne kirchliche Handlung als vielmehr auf sein Gesammtverhalten 
an. Dies Gesammtverhalten ergiebt, dass der Kläger für sich und 
seine Familie die Wohlthaten der hiesigen kirchlichen Gemeinde 
sich zu Nutze gemacht hat; das lässt auf seine Zugehörigkeit zur 
Gemeinde auch in Rücksicht auf die kirchlichen Pflichten schliessen. 
Dieser Verpflichtung hat der Kläger entsprochen, indem er die im 
Jahre 1886 eingeführte Kirchensteuer regelmässig bis zum Jahre 
1896 gezahlt hat. Dass er sich dabei in einem Rechtsirrthum?® 


! Ich war und bin allerdings der Meinung, dass Eintritt in die Abend- 
mahlsgemeinschaft als eine Handlung anzusehen sei, durch welche der Wille, 
sich der Kirche anzuschliessen, zum Ausdrucke gebracht wird. Ich bestreite 
dies nur für den vorliegenden Fall, wo der Vater mit den neukonfirmirten 
Kindern das für diese erste Abendmahl mitnimmt. Die mehr theologische 
als juristische Bemerkung des Erkenntnisses vermag nicht über den Erfahrungs- 
satz hinwegzuhelfen, dass Eltern vielfach ihrer Kinder wegen und nicht aus 
eigenem religiösen Impulse bei der Konfirmation jener mit ihnen das Abend- 
mahl nehmen, und dass darum eine konkludente Willenshandlung des Zutrittes 
zur Gemeinde darin nicht enthalten zu sein braucht und im vorliegenden 
Falle nicht enthalten ist, weil der Abendmahlsgenuss ausschliesslich nur bei 
der Konfirmation der Kinder eingetreten ist, nicht vorher, nicht nachher. 

* Der Einwand des Rechtsirrthumes ist nicht so abwegig, wie das Ge- 
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befunden habe, dafür liegt garnichts vor, auch die Annahme, dass 
die Zahlung erfolgte, um den mit der Weigerung verbundenen 
Weitläufigkeiten zu entgehen, kann gegenüber der natürlichen und 
nächstliegenden Erwägung, dass die Zahlung erfolgte in dem Be- 
wusstsein der Zugehörigkeit zu der kirchlichen Gemeinschaft, in 
welcher der Kläger seine religiösen Anschauungen vertreten und 
seinen kirchlichen Bedürfnissen entsprochen sah, nicht Stand halten. 
Ebensowenig kann der Umstand, dass Kläger seine Zugehörigkeit 
zu der schwedischen Landeskirche nicht vollständig gelöst hat, sondern 
dorthin, wie er behauptet, auch jetzt noch einen kleinen Beitrag 
zahlt, seiner hiesigen Gemeindmitgliedschaft entgegenstehen. 

War sonach der Kläger kraft eigener erkennbarer Willens- 
entschliessung Mitglied der hiesigen evangelisch-lutherischen Kirche 
geworden, so fällt der Vorwurf des unzulässigen Gewissenszwanges 
von selbst fort. Will der Kläger sich von den aus der Mitglied- 
schaft sich ergebenden rechtlichen Pflichten befreien, so muss er 
von dem durch das Gesetz vom 12. Dezember 1888 betreffend den 
Austritt aus einer staatlich anerkannten religiösen Gemeinschaft 
gewährten Rechte Gebrauch machen. Mit der den Bestimmungen 
dieses Gesetzes entsprechend erfolgten Austrittserklärung wird der 
Kläger aller bürgerlich rechtlichen Pflichten enthoben, wobei die 
Frage, welchen Einfluss dieser Austritt auf die Stellung zur Be- 
kenntnisskirche hat, dahingestellt bleiben kann!. 

Danach rechtfertigt sich die Verwerfung der klägerischen Be- 
rufung unter Regelung der Kosten nach $ 92 C.P.O. 


richt annimmt, da die Deutung der $$ 1—3 der Hamb. K.Verf. sehr zweifel- 
haft war und m.E. auch jetzt noch die des Erkenntnisses als rechtsirrthüm- 
lich angesehen werden muss. 

1 Selbstversändlich; dabei ist allein der Missstand, dass dem Austretenden 
nur die Wahl offen steht, entweder konfessionslos zu werden, oder einer 
anderen anerkannten Religionsgesellschaft beizutreten. Austreten und er- 
klären, dass man Lutheraner bleiben wolle, ist weder nach Hamburger noch 
nach anderen Rechten zulässig. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katholische 
Kirche sowie die katholische und evangelische Kirche 
gemeinsam. 

Preussen. Das „Justizministerialblatt* veröffentlicht folgende 
allgemeine Verfügung vom 9. Dezember 1897, betreffend die Ge- 
bührenfreiheit der bischöflichen Stühle: Durch Runderlass 
vom 14. August 1876 ist ausgesprochen worden, dass die bischöf- 
lichen Stühle als solche — im Gegensatze zu den unter ihrer 
Verwaltung oder Aufsicht stehenden kirchlichen Anstalten — 
nicht zu den kirchlichen Instituten zu rechnen sind, denen durch 
8 4 No. 4 des Gesetzes vom 10. Mai 1851, jetzt 8 8 No. 4 des 
preussischen Gerichtskostengesetzes vom 25. Juni 1895, eine be- 
dingte Gebührenfreiheit eingeräumt ist. Dagegen ist in einer 
in der Prozesssache des Erzbischöfl. Stuhles zu Köln gegen den 
Steuerfiskus ergangenen Entscheidung des Reichsgerichts vom 
5. Januar d. J. anerkannt, dass die den deutschen Kirchen im 
Tarif zum Erbschaftssteuergesetze vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 
gewährte Befreiung von der Erbschaftssteuer auf alle Organe 
und Einrichtungen, welche nothwendige Bestandtheile der Kirchen 
und zugleich selbständige Träger rein kirchlichen, d. h. lediglich 
kirchlichen Zwecken gewidmeten Vermögens sind, somit auch auf 
die bischöflichen Stühle sich erstrecke. Gegenüber dieser Ent- 
scheidung kann der Runderlass vom 14. August 1876 nicht auf- 
recht erhalten werden, weil für die Auslegung des Begriffs „Kirche“ 
in den angezogenen Bestimmungen der Kostengesetze und in dem 
Erbschaftssteuergesetze im Wesentlichen dieselben Erwägungen 
massgebend sind. Der Runderlass wird daher im Einverständnisse 
mit dem Herrn Finanzminister hiermit aufgehoben. Der Justiz- 
minister Schönstedt. 


Evangelische Kirchengesetze. 
1. Kiel. Kons. Bekanntm. 3./2. 98 betr. Vorschriften üb. d. 
kirchl. Kassen- u. Rechnungsführg. K.G. u. V.Bl. 98, 7. 
2. Württemberg. K.G. v. 1./11. 97 betr. eine Abänderung 
des K.G. v. 28./11. 75 über Verkündung u. Trauung der Ehen von 
Mitgliedern d. ev. Kirche. A. K.Bl. 97, 527. 
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m Seite modifiziert, durch die Art des Publifums, 
en ı diefe Vorträge gehalten worden find. Er fagt 


| mi DBorrede: 
“€ 


Dioiti za Google 


„Das Wichtigite, was mir meine Zuhörerjchaft vorjchrieb, 
war, daß ich mid) jeder Hervorhebung meines eigenen 
religiöfen Belenntniffes zu enthalten hatte So 
ungewohnt diejfes einem Manne fein mußte, der die Ber: 
fündigung feiner Religion zum Lebensberufe hat, fo anziehend 
und förderlich fehien mir doch bald diefe Aufgabe. Denn mas 
das Pathos beengte, erweiterte zugleich den Horizont. So 
habe id) auch in diefer Niederschrift mit allen Yleiß die 
NRücficht feftgehalten, die ich einem aus Proteftanten, Katho- 
len, Suden und Religionslofen bunt gemifchten PBublitum 
fchuldete. Daß ich um der gefchichtlichen Lage und Anfchaulich- 
feit willen ungeniert vornehmlich auf da3 Ehriftentum erempli- 
fizieven durfte, veritand fich von felbft. &3 hat aber Niemand 
das Recht, meine Anficht vom Ehriftentun, von den Tirchlichen 
Dogmen u. f. ıw. aus diefen Darlegungen entnehmen zu wollen. 
Die Erörterung will den Zugehörigen jeder Religionsgemeinde 
dienen, jowie denen, die ein reines Bildungsintereife dazu 
führt, fich mit der Thatfache der Religion und der Religionen 
zu befchäftigen.“ 

Dem Eleinen Buche dürfte es befchieden fein, ein nicht 
unmefentliches Stud zur Klärung der Anfchauungen bei: 
zutragen und an der Zeritörung des Wahnes mitzuhelfen, 
daß Religion zu Bildung und Kultur in einem gegenfäßlichen 
und feindlichen Verhältnis ftehe. 

Die Schrift ift in erfter Linie für die dem religiöfjen 
und theologifhhen Leben Fernerjtehenden bejtimmt, 
aber auch die Näherftehenden und die Theologen von 
Fach werden fid) über das Elar und Lichtvoll gefchriebene 
Büchlein freuen und reichen Nußen aus ihn fchöpfen. 


Zu beziehen durch die meilten Sortiments-Bucdhandlungen. 


3.6.8. Mohr (Yaul Sieber) 


Freiburg i. 8., Leipzig, Yübingen. 
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Gefammelfe Schriften 


BB. Wimmer. 


In wei Bänden. 
8 1898. M. T—. 


In einen Halbleinenband gebunden M. 8.50. 


An zwei Halbiranzbände gebunden M. 10.—. 
Einzelauggaben der beiden Bände: 


Band I: | Band ]I: 


Unter dem Titel: Gelifieskämpfe. | Anter dem Titel: Biriede in Bott. 
M. 3.50. In Halbleinen gebunden M. 4.50. M. 3.50. In Salbleinen gebunden M. 4.50. 


Die Flut neuer philofophifch-religiöfer Schriften ift ein erfreuliches 
Zeichen dafür, wie mächtig in unjerer Reit, der „Zeit der geiftigen Konfir- 
mation”, wie fie genannt wurde, das Bedürfnis rege wird, fi) mit ven 
böchften Fragen zu befchäftigen und fich mit ihnen auseinanderzufegen. 

Dazu gehören in erjter Linie die Schriften R. Wimmer’s, wenn auc 
die eine derjelben, „inneres Leben“, bereits vor zwanzig Sahren erjchienen 
ift. Shr folgten im legten Sahrzehnt die übrigen Bändchen rafch auf: 
einander. Nun bilden fie zufammen ein feites Ganzes, da3 wir überfchauen 
tönnen. Zwar, dem Umfange nadı, N e3 auch jegt noch weit weniger, als 
man wünjchen möchte, allein dem Sgnhalte nad) dürfte eg ganze Stöße reli- 
giöfer Litteratur aufwiegen, und nicht leicht wird man ein Buch finden, 
zu dem man immer und immer wieder zurücgreift, wie zu diejent. 

Die „Sefammelten Schriften” umfajjen außer den in einzelnen Bänd- 
hen erjchienenen: „Inneres Leben“, „Sm Kampf um die Weltanfchauung”, 
„Der Weg zum Frieden“, „Die biblifchen Wundergefchichten“ und „Liebe 
und Wahrheit” noch eine Sammlung fürzerer Auffäge, jomwie endlich ein 
„Kleines evangelifches Gebetbudy”, alle, bis auf „Liebe und Wahrheit“ 
bisher ohne den Namen de3 Berfajjers erfchienen, und nur wenigen wird 
e3 befannt worden fein, wer der Mann ilt, der fchon vielen durch jein 
Wort ein Freund und Berater auf dem Lebenswege geworden. Allein zu 
viele dankbare Herzen jchlagen ihm jegt entgegen, als daß er noch länger 
in feiner Berborgenheit bleiben dürfte und feinen Werfen gehört eine der 
ee Stellen in der neuen liberalen Bewegung auf religiöfem 

ebiet. 

Was ift dag charakteriftifchite an feinen Schriften? &3 Iäßt fich wohl 
am beiten mit feinen eigenen Worten bezeichnen: „Freier Glaube thut ung 
not”, heißt e3 da an einer Stelle!), „. . . das vollfräftige Bewußtfein, daß 
unfere Seele für Gott gefchaffen it und ihren Frieden nur in ihm findet 
... . in diefer Gemißheit müfjen wir die Aufgaben unferes Dafeins erfafjen, 
unferen Weg gehen demütig ftarf, liebend froh, Findlich hell, felig in Hoff: 
nung durch das NRätjel des Leben bindurchdringen an feiner Hand, der 
Löfung entgegen. Das ift Glaube, und er thut und not, denn ohne ihn ift alles 
um uns ber und in uns dunfel. Aber der Glaube muß frei fein, auf fich 


ı) Die biblifchen Wundergefchichten, ©. 13 und 14. 
1898. Nr. 54a. 
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felbft gegründet, im Einklang mit unferem gefanımten Geijtesleben, die 
ee Antwort unferes Herzens auf die Stimme Gottes in unjerem 
erzen.” 

Die eingehenden theologifchen wie philofophifchen Forfchungen, die 
den Wimmer’fchen Werfen zu Grunde liegen, treten überall zurüd, um 
einer fo freien Gedantenentfaltung Raum zu geben, al3 habe fich der Ver: 
Be ohne ihre Hilfe im eigenen Innern feine Weltanfchauung aufgebaut. 
Schon an der völligen Abwefenheit aller nn fallt dies wohl: 
thuend auf, fowie daran, daß er feinen Gebrauch von dem jo reichen 

örterbuche der theologifch-philofophifchen Yachfprache madht. PBadurdh 
entjteht ein Unmittelbares, das, jedem Dentenden faßlich, wunderbar feifelt 
und ergreift. Er hat geiucht, fo weit e3 möglich ift — und einem Theo: 
Iogen mag dies bejonders fchwer fallen — ganz unbeeinflußt von Ueber: 
lieferung und Gewohnheit bi auf den Grund der eigenen Seele zu dringen. 
Dort allein fand er das Ziel feines Forfchens, die Antwort auf feine 
Fragen, in der unerfchütterlichen Gemwißheit, daß Glaube das tiefite Be- 
dürfnis der Menfchenfeele ift, in ihrer Anlage begründet, da3, was fein 
Recht unter allen Zeiterfcheinungen fordert, weil e3 göttlichen Urfprungs 
it und von Gott zu Gott führt. Dadurch aber ift der Verfafjer auf 
anderem Wege zu feiner Gotteserfenntnis gelangt, al3 die meiften, ja ich 
möchte jagen, von der entgegengefegten Seite aus. Denn nicht die Erfah: 
rungen der fichtbaren Welt haben ihn dazu getrieben, fondern die der un- 
fihtbaren; nicht auf Grund äußerer Bemweife, fondern durch die innere Not- 
wendigfeit ift er dazu gelangt, eine innere Notwendigkeit, die troß aller 
MWiderjprüche, die ihr gerade in der Außenmelt begegnen, auf eine endliche 
Berföhnung aller, auch der fchroffften Gegenfäge baut. 

Alle Religionen und Kirchen find nur ein Ringen nad) Ausdrud des 
Slaubens an das Gute, an das höcdhfte Gut, an Gott. Biefer Glaube 
trägt, wie Alles, das Gefeg der Entwicdelung zur Bollfommenheit in fich. 
Daher ift es nicht zu verwundern, wenn feine zeitlichen Aeußerungen dem 
Mechjel und dem Verfall unterliegen: fein Urbeftand bleibt für alle Zeiten. 
Er lebt, wenngleich unbemwußt, im Atheiften, der fich weigert, dem tiefiten 
Zuge feine Herzens den Namen zu geben, der durch mannigfaltigen Miß- 
brauch in feinen Augen entjtellt it, wie im Frommen, der aud) im Kleiniten 
die Führungen feines Gottes findet, ahnungslo8 an den Schwierigkeiten 
vorübergehend, die das Dafein dem Denfenden bereitet. Er lebt aber aud) 
in dem, der prüfend und finnend inmitten ungelöfter, unlösbarer Rätjel 
fteht und den verborgenen Grund aller Dinge ahnt, der fich hinter den 
Erjcheinungen birgt. Des Berfajjers eigene, tiefe Gottinnigfeit, feine Un: 
mittelbarfeit des geiftigen Schauens und Sich:verfentens, verbunden mit 
einer unbefchränkten Wahrheitsliebe, einen heißen Drang nach Erkenntnis 
und einer jeltenen Klarheit und Schärfe des Denkens geben den beiten 
Beweis für feine eigene Anfchauung. Darum weht einen aud) aus jeder 
Seite feiner Werke Weisheit an, diefes jeltene Gottesfind, das man in jo 
vielen gelehrten und frommen Büchern vergeblich Jucht. 

Eine zweite Eigenart des Berfafjers ift fein tiefes Beritändnis für 
die Leidensgejchichte der Menfchheit, ven dunklen Punkt, der ung, wie da3 
Böfe, ein Geheimnis bleiben wird, und an dem die Theologie oft ängjtlich 
vorübergeht, das Leiden, das uns alle zu Brüdern und Schweitern macht 
und im Chriftentun zur böchiten Tragif gipfelt. An einer Stelle in „Sm 
Kampf um die Weltanfchauung” heißt es: „Sch wollte meine Augen vor 
diefen Thatfachen verfchließen, aber ich hörte die Stimme meines Gemiffens, 
die fprah: Du follft nicht lügen. Sa, wenn ich Gottes Ehre durch eine 
Lüge retten zu miüfjen glaubte, würde ich fie auf’8 fchlimmite Jchänden?).“ 
So führte ihn feine Wahrheitäliebe auf Wege, die ihn hinabbliden Tießen 
„in Abgründe, die das Blut erftarren machten“. Allein da3 unerfchütter- 
liche Vertrauen daß e3 einen legten Grund geben müfje, in dem auch die 
fchreiendften Mißklänge fich in Harmonie auflöfen, hält ihn auch inmitten 
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der Kämpfe, die ihm diefe NRätfel bereiten, aufrecht, und in der Liebe findet 
er Troft und Linderung für das, was uns zeitlebens verhüllt bleiben muß. 
„Wenn der Glaube überhaupt eine Notwendigkeit ift, jo ift e8 der Glaube 
an die göttliche Liebe“, und diefe helfende, rettende Liebe, wie fie ung Gott 
inmitten alle® Erdenleivens entgegenbringt, follen wir einander weiter: 
geben, und damit ein jedes zum Aufbau des Gottesreiches beitragen. 

Dies find die Grundzüge der Wimmer’fchen Schriften, aber welch’ 
reiche, ftimmungsvolle Abwechslung ift in denjelben! Man vergleiche nur 
3. B. die ftille Zuverficht, den füßen Yrieden, der durch die meiften Ab: 
fchnitte in „Inneres Leben” weht, und das jchmerzerfüllte Und dennoch! 
das wie ein Auffchrei der Seele das tiefempfundene Kapitel „Bertrauen” 
in „Liebe und Wahrheit“ befchließt. 8 ift aber doch ein und derfelbe 
Glaube, der beide befeelt, fo verfchieden auch feine Weußerungen find. Er 
weht auch durch die „Bilder aus der Menfchenmwelt”, die, mit feltener 
Schärfe der Beobachtung und feinfter Menfchenfenntnis gezeichnet, einen 
jeden Lefer zu tieferem Nachdenken über fich felbjt auffordern. 

Diefe „Bilder“ find bisher nur einzeln, in wo. erfchienen, wie 
auch zwei weitere Theile des Werkes: „Zur Lehre vom fittlichen und re- 
ligiöfen Leben” und „Gedanken und Beobachtungen“. Sie alle werden 
den Freunden Wimmer’fcher Schriften ganz bejonder3 willlommen fein. 

„Zur Lehre vom fittlichen und religiöfen Leben“ behandelt die Grund: 
züge der Entjtehung von Religion und Sittlichleit mit der dem Berfaffer 
eigentümlichen Klarheit bei außerordentlichem Reichtum des Stoffes und 
Rnappheit der Forn. Man lefe Säße, wie die im Abfchnitt „Der Gotte3- 
begriff“, wo es heißt: „Der in der Weußerlichkeit der Erfcheinungen be: 
fangene Menfch fteht in der Welt und in dem Leben nur Mtannigfaltigfeit 
und teilmeifen Widerftreit und bedarf zur Begründung des Getrennten 
mannigfaltiger Gottheiten. Mit der Ahnung der Einheit und des innern 
an? des Seins richtet fich der Blic! über das Geteilte zum 

inen und Emwigen empor.” 

An „Sedanten und Beobachtungen“ giebt uns der Verfafjer wieder 
fo tiefe Einblide in fein Seelenleben, fein Kämpfen und Ringen, mie e3 
wohl bei gleich befcheidener Zurüchaltung fein Anderer vermöchte, Ein: 
blicle, die das Beite und gaur find, daS man anderen ringenden, juchenden 
Seelen geben fann. Ich möchte hier nur noch auf einige Kapitel daraus 
hinweifen wie: Gotteserfenntnig — Religion als Religion — Gleichnifje 
aus der Kinderwelt — Glaube — Einfalt — Aufmunterung — fie gehören 
zum Schönften, wa3 in diefer Art gefchrieben worden ift. 

Vielleicht bringt aber feine der Schriften des DVerfaffers feine tiefe 
len zu einem fo unmittelbaren Ausdrud, wie das volfstünlich ge- 

altene „Kleines evangelifches Gebetbuch” ; doch nur, wer dejjen Wirkung 
auf Menfchen verfchiedenfter Bildungsftufe und Lebenzitellung beobachtet hat, 
vermag die Runft völlig zu würdigen, die fo Vieles und Tiefes in die dent: 
bar einfadhiten, fchlichteiten Worte gelegt bat. Gebetbücher bilden nicht 
felten einen willfommenen Borjchub für Gedantenträgheit des Lejenden: 
bier ift nur der richtigfte Ausdruck gefunden für das, was ein fuchendes 
Gemüt im eigenen fnnerften bewegt. 

Beim Lefen der Wimmer’fchen Werke wird einem das bedeutjame 
Wort W. Riehl’3 in feinen „Religiöfe Studien eines Weltkindes” einfallen: 
daß man verftehen müffe, mit Gefchmad fromm zu fein. ft doch fo viel 
darin gejündigt worden, daß mwillige, aber ungefchichte Hände nach dem 
De den griffen, um e3 weiterzugeben! Hier erfüllt ung beim Lefen ein 
afthetifches, volles Genügen: tiberall läßt die Enappe, aber bedeutungsvolle 
Form noch reicheren, tieferen Sinn ahnen; e8 ift die würdige Sprache für 
das, wa8 nie völlig ausgefprochen werden Tann: und wie edel, rein und 
zart ift fie, in welch’ einfachen Worten, die fich, wie in „Inneres Leben”, 
„Im Kampf um die Weltanfchauung” und in „Liebe und Wahrheit” oft 
bi3 zur vollendetften chythmifchen Schönheit fteigern! Doch alle Einpfehlung3: 
worte, fo wohlgemeint fie auch fein mögen, Elingen falt und nüchtern; ich 
aber möchte nur auf diefe Schriften hinweifen, die am beften für fich felbit 
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reden, und die in immer weiteren Kreifen wirten mögen, wie fie e3 fchon 
in engeren gethan: zum Denken anregend, ringenden und fuchenden Seelen 
zum Troft, zur Förderung warmer, thätiger Menfchenliebe und zur Be: 
lebung eines Glaubens, der trog aller Hinderniffe doch zulest bis an das 
Herz der ewigen Liebe dringt. 

Sophie von Abdelung. 


Beftellungen nehmen alle mit mir in Berbindung ftehenden 
Sortimentsbuchhandlungen entgegen. 


3. 6. 3. Wohr (Paul Sieberk) 


Steiburg i. B.. Leipzig, Tühingen. 
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I. Abhandlungen. 
Die religiöse Erziehung der Kinder und deren Theil- 
nahme am Schulreligionsunterricht. 


Von 


Oberkonsistorialrath E. Nitze 
in Magdeburg. 


Kapitel A. Religiöse Erziehung. 
— Vgl. Denkschrift des evangelischen Oberkirchenraths betr. 
Einwirkung der Geistlichen bei Mischehen und Reskr. v. 11. April 
1883 (K. V.Bl. 8. 73, 53 de 1883 und $ 15 unten). — 


& 1. Einleitung. 

Die bestehenden Vorschriften innerhalb des Geltungsbereichs 
des Allgemeinen Landrechts, welche auch die Preuss. Vorm.O. 
v.5. Juli 1875 (Ges.S. S. 430) in Kraft und das neue B. G.B. zu 
Folge Einf.G. v. 18. August 1896 (R.G.Bl. S. 604 8 134) un- 
berührt gelassen hat, sind in neuerer Zeit ausser Anderen auch 
vom Geheimen Rath Professor Dr. Hübler (Berlin 1888 bei 
Springer), in Märcker’s Familienrecht S. 384 (Berlin 1894 bei 
Decker), von Degenkolb, Civilistische Praxis Bd. 75 S. 100 
(Freiburg 1889), in Gruchot’s Beiträgen Bd. 35 S. 577, Bd. 37 
S. 855 (vgl. auch für Bayern, diesseits des Rheins, in Seeberger’s 
Handbuch der Amtsführung für protestantische Geistliche S. 13, 
München 1898) behandelt und Gegenstand zahlreicher Entschei- 


dungen des Königl. Kammergerichts in Berlin geworden. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 11 
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8 2. Gerichtliche Beschwerdeinstanzen. 

Diese sind im Rahmen des Familienrechts: das Amts-, 
das Landgericht, und in letzter Instanz das Kammergericht in 
Berlin (vgl. 8 10 der Vorm.O. o. 8 11; 88 40, 52sequ. des 
Ausf.G. zum Ger.V.G. v. 24. April 1878, Ges.S. S. 230). 

In Ansehung des Schulreligionsunterrichts entscheidet die 
staatliche Schulaufsichtsbehörde, unbeschadet des ordentlichen 
gerichtlichen Weges, wo es sich um Einspruch gegen verhängte 
Exekutivstrafen — vgl. 8 12 N. b unten — handelt. 


8 3. Betheiligte. 

Solche sind, und also zur Stellung von Anträgen und even- 
tuell zur Beschwerde und zum Einspruche berechtigt, ausser den 
Eltern auch der Vormund des Kindes — 88 27, 28 der Vorm.O. 
— Letzterem kann aber nach 8 1801 des B. G.B. v. 18. August 
1896 (R.G.Bl. S. 195) die Sorge für die religiöse Erziehung des 
Mündels vom Vormundschaftsgericht entzogen werden, wenn er 
nicht dem Bekenntniss des Mündels angehört. 

Ferner sind legitimirt der Waisenrath ($ 53 der Vorm.O.), 
der Familienrath ($ 75), die Familienangehörigen ($ 9sequ. Th. II 
Tit. 3 des A. L.R., K.Ger. v. 31. März 1889 [L.Ger. Aachen], 
v. 14. Mai und 27. Mai 1889, K. V.Bl. S. 125 de 1889); ferner, 
was für die Kirche wichtig, das Pfarramt resp. der Gemeinde- 
kirchenrath (8 16 der K.G.O. laut K.Ger. vom 4. September 1881, 
Bd. 2 8.45; v. 23. Februar 1885, K. V.Bl. de 1886, 8.7 u.1]; 
v. 27. Oktober 1884, 8.16 de 1885, K. V.Bl., 11. Juni 1889, 
Centr.Bl. der Unterrichtsverwaltung S. 639; Min. v. 18. März 
1861, S. 245 Min.Bl., auch Centr.Bl. S. 420 de 1859 und S. 244 
de 1860. 

Anmerkung. Während der Ehescheidung hat das Vor- 
mundschaftsgericht die Regelung der Erziehung... (K.Ger. v. 
12. November 1894, Bd. 14 8. 92; vgl. auch $ 729 Th. UI Tit. 1 
des A. L.R.) 
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& 4. Materielle Vorschriften. 
Vgl. auch 8 15 am Schlusse: A. L.R. Th. II Tit. 11 besagt: 
82. Jedem Einwohner im Staat muss eine’ vollkommene 
Glaubens- und Gewissensfreiheit gestattet werden. 

8 40. Jedem Staatsbürger, den die Gesetze fähig erkennen, 
für sich selbst zu urtheilen, soll die Wahl der Religionspartei, zu 
der er sich halten will, freistehen (vgl. unten $ 84: 14 Jahre). 

8 41. Der Uebergang von der einen zur anderen ge 
schieht in der Regel durch ausdrückliche Erklärung. 

8 42. Die Theilnahme an solchen Religionshandlungen, 
wodurch eine Partei sich von der anderen wesentlich unter- 
scheidet, hat die Kraft ausdrücklicher Erklärung, wenn nicht 
das Gegentheil aus den Umständen deutlich erhellt. (V.U. v. 
31. Januar 1850, Art. 12, Ges.S. S. 17: Die Freiheit des reli- 
giösen Bekenntnisses wird gewährleistet.) 

Th. I Tit. 2 des A. L.R.: 

8 84. Nach zurückgelegtem 14. Lebensjahre steht 
es lediglich in der Wahl des Kindes, zu welcher Religions- 
partei es sich bekennen wolle — annus discretionis. — (Vgl. 
& 272 II, $ 11 des A. L.R.) 

8 83. Bis dahin darf keine Religionsgesellschaft ein 
Kind zur Annahme oder zum öffentlichen Bekenntnisse einer 
anderen Religion, als wozu es gesetzlich gehört, zulassen. (Vgl. 
auch 88 45, 43, 44 Th. II Tit. 11 cit.) [Nur Verbot des 
Proselytismus, nicht der Konfirmation in der väterlichen Kon- 
fession bis zum 14. Jahre. E.O. v. 17. September 1858 Heft 10 
S. 314.] 


Betreffend eheliche oder als solche legitimirte Kinder: 
8 74. Bis dahin kommt die Art, wie das Kind erzogen 
werden soll, hauptsächlich dem Vater zu. 
8 75. Dieser muss vorzüglich dafür sorgen, dass das 
Kind in der Religion etc. den nöthigen Unterricht erhalte. 
1i* 
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8 78. So lange die Eltern über den Religionsunterricht 
der Kinder einig, hat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu 
widersprechen. 

Der 8 76, betreffend den Fall verschiedenen Bekennt- 
nisses der Eltern (Mischehen), ist durch die Deklaration 
v. 21. November 1803 (Rabe Bd. 7 S. 524) wie folgt geändert: 

Seine Majestät haben in Erwägung gezogen, dass die Vor- 
schrift des A. L.R. Th. II 8 76, nach welcher bei Ehen zwi- 
schen Personen verschiedenen (flaubensbekenntnisses die Söhne 
in der Religion des Vaters, die Töchter aber in dem Glaubens- 
bekenntnisse der Mutter, bis nach zurückgelegtem 14. Jahre, 
unterrichtet werden sollen, nur dazu diene, den Religionsunter- 
schied in den Familien zu verewigen, und dadurch Spaltungen 
zu erzeugen, die nicht selten die Einigkeit unter den Familien- 
gliedern zum grossen Nachtheil derselben untergraben. 

Höchstdieselben setzen daher hierdurch allgemein fest: 
dass eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters 
unterrichtet werden sollen, und dass — 8 77 — zu Abweich- 
ungen von dieser gesetzlichen Vorschrift kein Ehegatte den 
andern durch Verträge verpflichten dürfe. 

Uebrigens verbleibt es auch noch fernerhin bei der Bestim- 
mung des $ 78 a. a. O. des A. L.R., nach welcher Niemand 
ein Recht hat, den Eltern zu widersprechen, so lange selbige über 
den ihren Kindern zu ertheilenden Religionsunterricht einig sind. 

Vgl. ebenso für Rheinland und Westfalen Kab.O. v. 17. August 
1825 (Ges.S. S. 221). 


Nach dem Tode der Eltern. 

8 80. Auch nach dem Tode der Eltern muss der Unter- 
richt der Kinder in dem betreffenden Bekenntniss (d. h. wenig- 
stens bis zum erreichten annus discretionis, & 84) fortgesetzt 
werden. 

8 81. Auf eine in der letzten Krankheit erst erfolgte 
Religionsänderung wird dabei keine Rücksicht genommen. 
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8 82. Hat aber der verstorbene Ehemann das Kind 
wenigstens durch das ganze letzte Jahr vor seinem Tode im 
Bekenntniss des anderen Ehegatten unterrichten 'lassen, so 
muss dieser Unterricht in eben der Art auch nach seinem Tode 
bis zum 14. Jahre des Kindes fortgesetzt werden. 


6 5. Erläuterungen in Ansehung ehelicher Kinder 
— denen die legitimirten (88 592 sequ. Th. II Tit. 2 des A. L.R.) 
gleichstehen. — 

Das K.Ger. v. 2. Januar 1888, Bd. 7 S. 40, betont richtig, 
dass keine der obigen Deklaration von 1803 zuwiderlaufenden Zu- 
stände geschaffen werden dürfen. ! 

Von diesem (zesichtspunkte aus hat es seine frühere Praxis, 
gegen die (und zwar die Entsch. v. 21. Mai 1883, Bd. 4 S. 78; 
v. 24. November 1884, Bd. 5 8. 66, 70; v. 5. April 1886, Bd. 6 
S. 53; v. 21. November 1887, Bd. 7 8. 41) namentlich die 
Hübler’sche Schrift ($ 1 oben) sich gewandt, in neuerer Zeit 
verlassen. 

Massgebend ist nach $4 die Religion des Vaters für die 
Kinder beiderlei Geschlechts. 

Ausnahmen bilden, 

a) wenn und so lange die Eltern sich anderweit einigen. 

Anmerkung aa. Solche Einigung ist auch konkludenten 
Handlungen, z. B. auch der vom Vater gewählten Taufart — Min. 
v. 25. November 1813, v. Kamptz’ Annalen Bd. 2 S. 18 — entnehm- 
bar, die betreffende Erziehungsart muss aber vom Anfang des schul- 
pflichtigen Alters ab fortgesetzt werden, sonst ist die Religion des 
Vaters entscheidend. (K.Ger. v. 6. Oktober 1890, Bd. 10 8. 77.) 

Die pfarramtliche Kompetenz richtet sich natürlich nach der 
gewählten Taufart (Min. v. 27. Oktober 1855, Just.Min.Bl. S. 354). 

Anmerkung bb. Auf behördliches Verlangen ist die Art 
der freien Einigung der Eltern durch Erklärung vor Notar, oder 
Gericht, oder einer Verwaltungsbehörde zu konstatiren (Min. v. 
6. August 1886, Centr.Bl. S. 710). 


164 . Abhandlungen. 


b) Nach dem Tode des Vaters ist das Verhältniss ($ 82 
cit. in & 4 oben) vom Grundsatz der Deklaration de 1803 aus 
zu interpretiren (K.Ger. v. 2. November 1885 K. V.Bl. S. 32 
de 1886). 

Es entspricht auch diesem Gesetz nicht, wenn Kinder zwar 
danach in dessen Glauben resp. in dem entsprechenden Schul- 
unterricht unterwiesen, zugleich aber auch auf Veranlassung der 
Wittwe in deren Konfession unterrichtet werden (K.Ger. v. 
24. Februar 1898 unter Aufgabe der abweichenden Auffassung 
seines Feriensenats v. 13. August 1897, vgl. Eichsfeldia No. 59 
de 1898). 

Obiges gilt auch, wenn de Ehe geschieden, oder wenn dem 
Vater das gesetzliche Erziehungsrecht genommen (Min. v. 6. März 
1860, Aktenst. E.O. Heft 13 S. 152, Centr.Bl. S. 244, 8 255 
Th. II Tit.2 des A. L.R.), oder wenn er in unbekannter Abwesen- 
heit lebt (vgl. zuvor K.Ger. v. 2. November 1885). 

Es kann selbstverständlich von freier Einigung nicht mehr 
die Rede sein. 

K.Ger. v. 27. Oktober 1884, K. V.Bl. S. 16 de 1885; v. 
23. Februar 1885, daselbst S. 7 de 1886. Es ist zu Folge der 
Deklaration die Religion des Vaters massgebend, und hat dem- 
gemäss eventuell die Vormundschaft etc. das Entsprechende zu 
veranlassen ($ 3 oben). Ebenso gilt dann zu Folge Deklaration, 
dass das Kind in der anderen Religion verbleibt, wenn der Vater 
es darin schon ein ganzes Jahr zuvor hatte erziehen lassen (vgl. 
auch zu aa oben betreffend konkludente Handlungen). 

Hatte diese abweichende Erziehung aber noch kein ganzes 
Jahr gedauert, so werden die Kinder wieder zu seiner Konfession 
zurückgeführt (88 76, 80 und Deklaration, sowie K.Ger. v. 14. Juni 
1889, Bd. 9 S. 44). 

c) Ein Min. v. 30. Juli 1804, Rabe Bd. 8 S. 128 (Vogt S. 82) 
beantwortet eine Anfrage, wie es mit der Erziehung einiger erst 
nach dem Tode der Mutter schulfähig gewordener Töchter ver- 
schiedener Religionsverwandten (Mischehen) sei, dahin, dass sich 
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diese Anfrage aus den 88 74 und 78 Th. II Tit. 2 des A. L.R. 
von selbst erledigt, indem danach die Anordnung der Art, wie 
das Kind erzogen werden soll, besonders in Absicht des Religions- 
unterrichts, dem Vater hauptsächlich zukommt, und so lange die 
Eltern einig sind, kein Dritter ein Recht hat, ihnen zu wider- 
sprechen. 

Es kann also auch nach dem Tode der Mutter den katho- 
lischen Schullehrern durchaus nicht gestattet werden, den Vater 
hierüber einzuschränken. 

d) Reskr. v. 25. November 1813, v. Kamptz’ Jahrbuch Bd. 2 
S. 18, Vogt S. 82: Bei der Frage, wie die Kinder des verstor- 
benen Vaters zu unterrichten, ist erheblich, dass der Sohn und 
die älteste Tochter in der einen und die beiden jüngsten Töchter 
in der anderen Religion getauft worden. Denn es erhellt daraus 
die vorgängige Einigkeit der Eltern dahin, dass die Kinder in 
der Taufreligion weiter zu erziehen. Von jener Einigung konnte 
die überlebende Mutter nicht einseitig abweichen ($$ 80, 82 Th. II 
Tit. 2 des A.L.R.. Am wenigsten konnte die Mutter durch 
ihren späteren Uebertritt zur katholischen Religion gegen den 
vermuthlichen Willen des Vaters nun auch ihrer Religion zuführen, 
da nach 8 81 cit. nicht einmal auf eine Religionsänderung in der 
letzten Krankheit Rücksicht zu nehmen. 

e) Reskr. v. 15. Mai 1819, v. Kamptz’ Jahrbuch Bd. 13 
S. 248, Vogt S. 82: Eine Ehefrau, früher an einen katholischen 
Mann verheirathet, wollte die beiden Kinder aus dieser Ehe in 
der evangelischen Religion, zu der sie sich mit dem jetzigen 
zweiten Ehemann bekannte, erziehen lassen. Sie ist damit zu 
Folge Deklaration von 1803 und gemäss Reskripts zu d abgewiesen. 

f) Reskr. v. 8. August 1836, Jur. Zeitung 1836 8. 892, 
Vogt 8. 83: Der in Rede stehende Kurande ist in der Religion 
des evangelischen Vaters zu erziehen zu Folge Deklaration v. 1803. 
Der Sohn ist daher in ein katholisches Waisenhaus nicht unter- 
zubringen. Darin ändert nichts die Erklärung des Vaters, dass 
das Kind katholisch erzogen werden solle, da nur den Eltern, so 
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lange sie einig, keine Vorschriften.über den Religionsunterricht der 
Kinder gegeben werden können. Nach dem Tode des Vaters hat 
die Vormundschaft über die Wahrung der gesetzlichen Vorschriften 
zu wachen. 

8 6. Uneheliche Kinder. 

Nach $ 642 Th. H Tit. 2 des A. L.R. werden uneheliche 
Kinder (abgesehen von der sie den ehelichen gleichstellenden Le- 
gitimation $S 592 sequ. cit.) bis zum 14. Jahre (vgl. oben & 84 
cit.) in dem Bekenntniss der Mutter erzogen. 

Die frühere Ausnahme des 8 643, wenn der Vater ein Christ, 
ist durch Ges. v. 14. März 1871 (Ges.S. S. 157) beseitigt. 

8 644. Sie stehen nicht unter der Gewalt des Erzeugers, 
sondern nur unter der vom Gesetz verordneten Vormundschaft 
(8$ 3, 12 der Vorm.O. v. 5. Juli 1875, Ges.S. S. 431). 

Anmerkung. Massgebend ist — auch beim etwaigen 
Wechsel — das jeweilige Bekenntniss der Mutter (K.Ger. v. 
17. März 1890, Bd. 10 8. 71; v. 2. Januar und 26. November 
1888, Bd. 8 S. 50). 

Mangels väterlicher Gewalt konkurrirt der natürliche Er- 
zeuger als solcher gar nicht ($ 644 cit.). 


& 7. Kinder aus Ehen zur linken Hand. 

Nach 88 557, 560 und 563 Th. II Tit. 2 des A. L.R. 
gegenüber den 88 555, 561 daselbst würde es zweifelhaft er- 
scheinen können, ob der Mutter oder dem Vater die Bestimmung 
über die religiöse Erziehung zustehe. 

Indessen (vgl. Dernburg, 3. Aufl. Bd. 3 S. 10) erscheint das 
Institut der Ehe zur linken Hand überhaupt beseitigt, da das R.Ges. 
v. 6. Februar 1875 88 41, 52, 54 in Verbindung mit $8 860, 861 
Th. II Tit. 1 des A. L.R. nur noch eine Art von Ehe, die 
vollgültige kennt, wie auch das B. G.B. 88 1317 sequ. Der 
Standesbeamte kann nicht mit Anfügung von Beschränkungen 
kopuliren. Hierin wird durch die private, vertragsmässige Aus- 
schliessung der vollen vermögensrechtlichen Folgen der Ehe ($ 846 
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Th. II Tit. 1, 88 555 sequ. Th. II Tit. 2 des A. L.R.) nichts 
geändert. 
$& 8. Stiefvater und Einkindschaft. 

Der Stiefvater lediglich als solcher hat kein Bestimmungs- 
recht (K.Ger. v. 23. Oktober 1890, Preuss. Verw.Bl. S. 164 
Jahrg. 12, 8 717 Th. U Tit. 2 des A. L.R.). 

Anders im Falle der Gründung der Einkindschaft, deren 
Zweck nach $ 720 Th. II Tit. 2 des A. L.R. ist, dass zwischen 
Stiefeltern und Kindern das persönliche Verhältniss, wie zwischen 
leiblichen Eltern und Kindern, begründet werden soll. 

Mangels entgegenstehender Bestimmungen im Vertrage er- 
langt nach $ 732 cit. der Stiefvater etc. über die Person der zu- 
gebrachten Stiefkinder alle Rechte des leiblichen Vaters. Auch 
nach $& 30 des R.Ges. v. 6. Februar 1875 tritt bei angenommenen 
Kindern der, welcher an Kindesstatt angenommen hat (was, 
ausser durch Adoption auch durch Einkindschaft geschieht; 
Dernburg, 3. Aufl. Bd. 3 S. 204), der Annehmende an die 
Stelle. Das Verhältniss und Recht des Stiefvaters endet mit Ehe- 
scheidung oder vertragsmässiger Aufhebung der Einkindschaft 
(SS 750, 751 cit.). 

8 9. Pflegekinder. 

Es bestimmen Th. II Tit. 2 des A. L.R.: 

8 753. Wer ein von seinen Eltern verlassenes Kind in 
seine Pflege nimmt, erlangt über dasselbe alle persönlichen 
Rechte leiblicher Eltern. 

8 754. Er ist schuldig, das Kind in einer der staatlich 
aufgenommenen Religionen zu erziehen (vgl. auch $ 15 unten). 

Anhang $ 104: Den Pflegeeltern gebührt die Befugniss, 
die Religionserziehung bis zum vollendeten 14. Lebensjahre zu 
bestimmen, wenngleich die leiblichen Eltern einem anderen 
Bekenntniss zugethan gewesen. 

S 771. Alle persönlichen Rechte der Pflegeeltern über 
das Kind gehen verloren, wenn sie vor dessen vollendeter Er- 
ziehung ihren Beistand wieder zurücknehmen, 
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Anmerkung: Dagegen wird durch Unterbringung ver- 
wahrloster Kinder nach $& 17 des Ges. v. 13. März 1878 
(Ges.S. 8. 132) nichts geändert. 


$ 10. Adoptivkinder. 

So lange das Adoptionsverhältniss dauert (88 714, 715 Th. II 
Tit. 2 des A. L.R.), und dem Adoptirenden nicht die Rechte 
der väterlichen Gewalt im Sinne der 88 255 sequ. cit. genommen 
sind ($ 716cit.), besteht dasselbe Verhältniss, wie zwischen leib- 
lichen Eltern und ehelichen Kindern ($$ 681—683, 687 cit., 
auch 88 1757, 1765 des B. G.B.), und das Recht der An- 
nehmenden zur religiösen Erziehung, wie 88 5—6 oben, & 692 
und Anhang 8 104 zu $ 754.cit. (vgl. auch R.Ger. v. 20. Juni 
1889 und Dernburg, 3. Aufl. Bd. 3 S. 197 N. 7). 

Anmerkung: Der Verzicht einer Mutter auf die Mutter- 
rechte gegenüber der Verpflichtung, Jemanden zu adoptiren, ist 
nicht unverbindlich (R.Ger. v. 23. Dezember 1889, Just.Min.Bl. 
S. 168). 


811. Austritt aus der Kirche resp. Religionslosigkeit überhaupt. 

Nach $ 1 des Ges. v. 14. Mai 1873 (Ges.S. 8. 207) muss 
die gerichtliche Erklärung des Austrittes aus der Kirche (vgl. 
dazu E.O. v. 30. Juni 1873 — 2536 — und Min. v. 13. Juni 
1873, S. 183 des Just.Min.Bl.) in Person erfolgen; sie kann 
daher nicht vom Vater für das Kind und ebensowenig von dem 


Unmündigen selbst (vor vollendetem 14. Jahre, 8 84 Th.II 


Tit. 2 des A. L.R.) abgegeben werden (Johow, Jahrbuch Bd. 4 
S. 34 in Dernburg, 3. Aufl. Bd. 3 S. 165 N. 17). Natürlich 
existirt kein Zwang mehr für den Vater, das Kind taufen zu 
lassen und dadurch der Kirche zuzuführen ($8 56 des Civilst.Ges. 
v. 9. März 1874, Ges.S. S. 95). 

Aus dem Ges. v. 14. Mai 1873 folgt nicht, dass $S11 Th. I 
Tit. 12 des A. L.R. (vgl. unten $ 12) jetzt auch auf Kinder 
anzuwenden, die ohne Religion erzogen werden sollen. Es be- 
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zieht sich auf Kinder überhaupt nicht. Nur Verfügungsfähige 
können den Austritt nach jenem Gesetz erklären. Kinder 
müssen also ohne Rücksicht darauf, ob die Eltern der Kirche 
angehören oder nicht, in einer Religion nach dem Gesetz des 
Staats erzogen werden, auch wenn die Kinder erst nach dem 
Austritt der Eltern geboren sind. (Vgl. K.Ger. v. 17. April 
1893, Oentr.Bl. S. 665). In dieser Entscheidung ist der ab- 
weichende Grundsatz vom 6. Februar 1890 (Johow, Jahrbuch 
Bd. 10 8. 256) verlassen. Vgl. auch Kons. Magdeburg v. 
6. März 1856: Im Einverständniss mit Justiz- und Kultus- 
Minister sind die Gerichte (vgl. damaliges Austr.Ges. v. 30. März 
1847) darauf hingewiesen, dass der gerichtlich erklärte Austritt 
von Eltern aus der Kirche das Ausscheiden ihrer Kinder aus 
der Kirchengemeinschaft, der sie durch die Taufe angehören, 
nicht nach sich ziehe und eine Erklärung des Vaters gleichzeitig 
bezüglich des noch nicht 14 Jahre alten Kindes rechtlich un- 
wirksam sel. 

Nach & 75 Th. II Tit. 2 des A. L.R. ist der Vater zur 
Sorge für den nöthigen Unterricht des Kindes auch in der Re- 
ligion unbedingt verpflichtet und ist event. (vgl. auch $ 266 cit.) 
das Erforderliche von Vormundschaftswegen zu veranlassen (vgl. 
auch 85 1631, 1793, 1801 des B. G.B. und betreffs des Ver- 
hältnisses während der Scheidung Anm. zu $ 3 oben). 

Anmerkung. a) Wegen der Dissidenten-Frage und 
-Kinder vgl. Kons. Akten Magdeburg XIX gen. 5, E.O. v. 
"11. Mai 1859 — 3114; Min. v. 12. Mai 1859 — 3280, Min.Bl. 
S. 111; v. 10. März und 19. April 1859, S. 113 daselbst; v. 
21. Februar 1860 S. 107 Min.Bl. und unten $ 14, wie wegen 
der Sekten E.O. v. 12. Oktober 1855, Aktenst. Heft 8 S. 126; 
v. 21. Februar 1860 cit. Heft 11 S. 57; v. 15. Dezember 1884, 
K.V.Bl. S. 1 de 1885; auch Aktenst. Heft 5 S. 27—29. 

b) Die Strafbestimmungen wegen öffentlicher Agitation für 
Kirchenaustritt sind noch in Kraft (K.Ger. II S. 242, V S. 286, 
X S. 267, XI S. 312 zu 8S 9—10 Pressges. v. 12. Mai 1851, 
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Ges.S. S. 273, 8 30 R.Ges. v. 7. Mai 1874, RG.Bl. S. 65, und 
Gew.O.; Kons. Magdeburg 20111 de 1892). 

c) Von dem Wiedereintritt eines Ausgeschiedenen ist durch 
den Geistlichen dem Amtsgericht Anzeige zu machen (E.O. v. 
12. Juli 1853, Heft 6 S. 96). 


Kapitel B. Schulreligionsunterricht. 


8 12. Allgemeines. 
Es bestimmt Th. II Tit. 12 des A. L.R.: 

& 10. Niemandem soll wegen Glaubensverschiedenheit der 
Zutritt in öffentliche Schulen versagt werden (vgl. Min. 
v. 12. September 1873, S. 11 de 1874 Min.Bl.). 

Anmerkung. Dieselben stehen nach $ 9 cit. und dem Ges. 
v. 11. März 1872 (Ges.S. 8. 183) unter der staatlichen Aufsichts- 
behörde und dessen Organen bei Mitwirkung ausser Anderen auch 
des Schulvorstandes und der städtischen Schuldeputation nach 
der Instruktion v. 26. Juni 1811 (von Kamptz’ Jahrbuch Bd. 17 
S. 659). In diesen Körperschaften sollen auch die Geistlichen 
vertreten sein. (Min. v. 26. Juni 1888, 8. 729 Oentr.Bl.; v. 
11. Oktober 1894, 8. 751; v. 3. Oktober 1896, S. 711; v. 3. März 
1897, S. 268 Oentr.Bl., und dazu Min. v. 9. März 1898 im Staats- 
anzeiger No. 40.) 

8 11. Kinder, die in einer anderen Religion, als welche 
in der öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen 
des Staats — vgl. oben Kapitel A — erzogen werden sollen, 
können dem Religionsunterrichte in derselben beizuwohnen’ nicht 
angehalten werden. 

Nach 8 75 Th. U Tit. 2 cit. muss aber der Vater für den 
nöthigen Unterricht des Kindes auch in der Religion sorgen. 

Nach 88 3sequ. und 88 7sequ. Th. II Tit. 12 eit. unter- 
liegt jeder Unterricht auch ausserhalb der öffentlichen Schulen 
ebenfalls der staatlichen Aufsicht (vgl. auch Ges. v. 11. März 
1872 oben und Kab.O. v. 10. Juni 1834, Ges.S. S. 135). 
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85 43, 46 Tit. 12 cit. besagen, 

dass Jeder, der den nöthigen Unterricht der Kinder nicht 
anderweit (in statthafter Weise, 88 3sequ.) besorgen kann oder 
will, die Kinder nach dem 5. Jahre zur Schule schicken muss, 
in welcher der Unterricht so lange fortzusetzen, bis das Kind 
nach dem Befunde des Schulaufsehers die einem jeden ver- 
nünftigen Menschen seines Standes nothwendigen Kenntnisse 
gefasst hat. 

Anmerkung. a) Wegen Befreiung der Dissidentenkinder, 
auch der getauften, vom Religionsunterricht der Schule auf Ver- 
langen der Eltern bei nachgewiesenem Ersatzunterricht vgl. die 
älteren Erlasse (E.O. v. 10. u. 14. Juni1851, Aktenst. Heft 2 S. 36, 
Heft 3 S. 52; Min. v. 19. April 1859, S. 113 Min.Bl., Aktenst. 
Heft 10 S. 318; Min. v. 6. April u. 26. Juli 1859, $. 193, 
497 Min.Bl.; Min. v. 12. Mai 1859, S. 112 Min.Bl., Aktenst. 
Heft 10 8. 315; Min. v. 31. Dezember 1859, S. 60 Centr.Bl. 
de 1860; E.O. v. 21. Februar 1860, S. 108 Min.Bl., Heft 11 S. 57; 
Min. v. 29. Februar 1872, S. 66 Min.Bl.). 

Ueber das Verhältniss zu den Irvingianern vgl. Min. v. 
23. Februar u. 3. Dezember 1849, 30. Mai 1850 in den Akten 
der Evang. Abth. des Min. de 1850, S. 94—97. 

b) Vgl. wegen des Zwanges Kab.O. v. 14. Mai 1825, Ges.S. 
S. 149 und O.Verw.Ger. Bd. 9 S. 435, Bd. 15 S. 433, Bd. 16 
S. 408, 412. — Entscheidung des K.Ger. v. 6. Februar 1890, 
Bd. 10 8. 256; Pol.Verordn. des Oberpräsidenten der Provinz 
Sachsen v. 24. März 1881 betr. Strafen der Schulversäumnisse, 
Amtsbl. Merseburg 8. 140; Min. v. 9. Juli 1872, 3. November 
1873, S. 40sequ., v. Bremen, Bd. 3 S. 40sequ. 

c) Obiger Befund über die Reife ($$ 43, 46 cit.) liegt jetzt 
zu Folge des Schulaufs.Ges. v. 11. März 1872 (Ges.S. S. 183) 
dem Lokalschulinspektor ob, und kann der Unterricht eventuell 
auch über das sonst übliche Schulentlassungsalter (Konfirmation) 
hinaus zwangsweise fortgesetzt werden (Min. v. 6. November 1873, 
S. 722; v. 5. Februar 1874, S. 359 Centr.Bl.; K.Ger. v. 21. Fe- 
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bruar 1884, Bd. 5 S. 351; v. 23. März 1885, S. 377 daselbst; 
v. 31. Mai 1888, Bd. 8 S. 226; v. 16. Juni 1892, Bd. 13 S. 377; 
v. 31. Dezember 1894, S. 470 Oentr.Bl.; v. 7. Februar, Pr.Verw. 
Bl. S. 417 de 1895). 

Doch sagt Min. v. 24. März 1897 (Schulbl. Erfurt No. 8), 
dass ein Dissidentenkind nicht lediglich wegen mangelnder 
Religionskenntnisse wider den Willen der Eltern über das gewöhn- 
liche Alter hinaus in der Schule zurückgehalten werden könne. 

d) Der Vater hat sich der behördlichen Schulordnung zu 
fügen und kann nicht das Kind vom Besuche einzelner Lehr- 
stunden, entgegen der behördlichen Schulordnung, zurückhalten 
(K.Ger. v. 29. April 1886, Bd. 6 S. 294, und v. 6. Dezember 
1888, Bd. 9 S. 282). 

e) Art. 21 der V.U. v. 31. Januar 1850 (Ges.S. S. 17) be- 
stimmt: 

Für die Bildung der Jugend soll durch öffentliche Schulen 
genügend gesorgt werden. Die Eltern und deren Vertreter 
dürfen ihre Kinder und Kuranden nicht ohne den Unterricht 
lassen, der für die öffentliche Volksschule vorgeschrie- 
ben ist. 

Anmerkung: Die Volksschule ertheilt nach ihrem Lehrplan 
nur den Unterricht in einer der beiden staatlich anerkannten (8 17 
Th. II Tit. 11 des A. L.R.) Konfessionen, das sind die evange- 
lische und die römisch-katholische inkl. der altkatholischen (vgl. 
Patent v. 30. März 1847, Ges.S. S. 121; Ges. v. 4. Juli 1875, 
S. 333 daselbst; Edikt v. 7. September 1788, Rabe I S. 726). 

f) Ungetaufte Kinder sind im Unterricht resp. in Betreff der 
Schulzuweisung nach dem Bekenntniss der Eltern zu behandeln 
(Min. v. 27. September 1880, Centr.Bl. S. 749). Jedoch bedingt 
die religiöse Erziehung der Kinder in einer bestimmten Konfession 
nicht deren gänzlichen Ausschluss aus Schulen anderer Kor- 
fession ($ 10 Th. H Tit. 12 des A. L.R.), sondern nur die Sorge 
der Eltern resp. des Vormundes für den gesetzlich massgeben- 
den Religionsunterricht (K.Ger. v. 16. März 1885, Bd. 5 S. 56). 
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8) Wegen der Zuständigkeit der Behörde zur Erzwingung 
der Einrichtung konfessioneller Schulen vgl. O.Verw.Ger. v. 
18. Juni 1895, Bd. 28 S. 169, Centr.Bl. S. 652: Religions- und 
konfessionslose Schule ist nicht zugelassen. Im Bereich des 
Allgemeinen Landrechts ist sowohl die konfessionelle, wie die 
paritätische Schule statthaft. Min. v. 10. Dezember 1897 (Oentr. 
Bl. S. 232) belässt es dabei, wo einmal früher eine Schule mit 
bestimmtem konfessionellen Charakter eingerichtet worden ist. 

h) Wegen Einrichtung besonderen Religionsunterrichts für 
konfessionelle Minderheiten für Juden und die Evangelischen resp. 
Katholiken (nicht für weniger als 12 Kinder) vgl. E.O. v. 30. Mai 
1858 und 12. Mai 1859 (Heft 10 S. 315, 318, Heft 11 S. 57 
Aktenst.), Min. v. 18. Mai 1886 (Oentr.Bl. S. 251 de 1887), 
1. Juli und 30. September 1890 (Centr.Bl. S. 668, 730). 

Art. 12 der V.U. v. 31. Januar 1850: 

Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses wird gewährleistet. 
Den bürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung dieser Frei- 
heit kein Abbruch geschehen. 

Bund.Ges. vom 3. Juli 1869 (Bund.Ges.Bl. S. 292): 

Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des reli- 
giösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der Rechte 
werden aufgehoben. 

Th. O Tit. 11 des A. L.R.: 

8 1. Die Begriffe von Gott und göttlichen Dingen, der 
Glaube etc. können kein Gegenstand von Zwangsgesetzen sein. 

8 2. Jedem muss eine vollkommene Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit gestattet werden. 

8 3. Niemand ist schuldig, über seine Privatmeinung in 
Religionssachen Vorschriften vom Staate anzunehmen. 

8 4. Niemand soll wegen seiner bezüglichen Meinung 
beunruhigt, zur Rechenschaft gezogen oder gar verfolgt werden. 

88 7—8. Zu seinen häuslichen Gottesdiensten kann er 
Mitglieder einer anderen Religionspartei nicht wider Willen 
anhalten. 
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8 13. Jede Kirchengesellschaft ist verpflichtet, ihren Mit- 
gliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit etc. einzuflössen. 

& 14. Religionsgrundsätze, die dem zuwider, sollen im 
Staate nicht gelehrt und ausgebreitet werden. 

& 15. Nur der Staat hat das Recht, dergleichen Grund- 
sätze nach Prüfung zu verwerfen und deren Ausbreitung zu 
untersagen. 

8 45. Keine Kirchengesellschaft ist befugt, ihren Mit- 
gliedern Glaubensgesetze wider ihre Ueberzeugung aufzudringen. 

Kirchengemeinde-OÖrdnung $& 16: Der Gemeinde- 
Kirchenrath hat die religiöse Erziehung der Jugend zu beachten 
und die Interessen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule 
zu vertreten. 

Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule steht ihm 
nicht zu. Missstände in der religiösen Unterweisung der 
Jugend etc. sind von ihm bei den gesetzlichen Organen der 
Schulverwaltung zur Anzeige zu bringen (vgl. auch Art. 24 der 
V.U. v. 31. Januar 1850 cit.). 

i) Wegen der Dissidentenfrage und Sekten vgl. $$ 11 und 
12 zu A Anm. a. 

k) Wegen des $ 16 der K.G.O. vgl. Allgem. Anweisung des 
Kons. v. 20. Mai 1897 — 13821 — betr. Beauftragung der 
Geistlichen, im Uebrigen wegen der Leitung durch den Beauf- 
tragten der Kirche das Min.Regulativ v. 15. Oktober 1872, 8. 273 
Min.Bl., S. 634 Centr.Bl.; v. 1. Oktober 1873, S. 90 u. 74 Min.Bl.; 
v. 18. Februar 1876, S. 121 Centr.Bl.; v. 22. Dezember 1879, 
S.230 Oentr.Bl. de 1880; v. 21. Januar 1880, S. 227 Centr.Bl.; 
v. 22. März 1880, S. 417 Centr.Bl., Kons. 22 302/96; v. 27. Juli 
1893, S. 653 Centr.Bl.; E.O. v. 28. Juni 1893 — 4164 —; v. 
6. Januar 1897 — 10557 —, Kons. 412; Instruktion für die 
Greneralsuperintendenten v. 14. Mai 1829, $ 6; E.O. v. 14. No- 
vember 1854, Heft 7 S. 39. 
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6 13. Stellung der Kirche. 

An sich ist der Religionsunterricht sowohl in höheren, wie 
in den Volksschulen eine den anderen Hauptfächern gleichstehende 
Disziplin; es kann sich kein Schüler der Theilnahme daran ent- 
ziehen; dieselbe ist daher für Volksschulen zu erzwingen, soweit 
das Gesetz gegen anderweiten Ersatz keine Ausnahme gestattet. 
In den anderen Schulen ist die Aufnahme durch jene Theilnahme 
bedingt, und erfolgt eventuell die Ausschliessung, soweit keine 
gesetzliche Ausnahme vorliegt. 

Der Natur der Sache nach hat die Kirche ein hohes Interesse 
daran, diese Ausnahme auf ihre Statthaftigkeit hin genau und 
streng geprüft zu sehen, da die Grundlage der religiösen Erziehung 
des Kindes durch den korrekten und orthodoxen Unterricht in der 
öffentlichen Schule gebildet wird, der der Kontrole und Leitung 
der Aufsichtsbehörde und der Kirche unterliegt. Die christlich-reli- 
giöse geht mit der sittlichen Erziehung und Förderung der Kinder 
Hand in Hand, und beide sind in der heutigen Zeit um so mehr 
durch die grosse Schaar namentlich der Sozialdemokraten gefähr- 
det, als diese bekanntlich die Religion als blosse „Privatsache“ be- 
zeichnen und behandelt wissen wollen. Dazu tritt noch die grosse 
Zahl der abtrünnigen Dissidenten und sog. freien Gemeinden, deren 
Dogmen nach evangelischer Auffassung keine Verheissung haben. 

Unsere Kirche muss nach ihrer Mission wünschen und er- 
streben, dass thunlichst, soweit es die bestehenden Vorschriften 
gestatten, auch gegen den Willen der Eltern die Kinder zur 
Theilnahme an dem Religionsunterricht herangezogen werden, 
zumal die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass diese Unter- 
weisung in der richtigen Glaubenslehre wenigstens an einem und 
anderen Kinde die gute Frucht bringt, es auch im Gegensatz 
zu den Eltern nach eigens gewonnener besserer Ueberzeugung 
unserer Kirche dauernd zuzuführen und zu erhalten. 

Leider sind nun schulaufsichtliche Praxis und Judikatur den 


Wünschen unserer Kirche nicht immer in gewünschtem Masse 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 2. 12 
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gerecht gewesen. Die Frage bezüglich der Ausnahmen ist noch 
heute eine viel umstrittene, namentlich — mit Ausschluss der 
für die religiöse Erziehungsart nach Kapitel A dieses Abschnitts 
massgebenden Vorschriften — in den Fällen, wo es sich um die 
Entscheidung handelt, ob der vom dissidentischen Vater — vgl. 
85 11 und 12 Anm. a — gewählte Ersatzunterricht als ein aus- 
reichender Religionsunterricht anzuerkennen. 


8 14. Dissidentenkinder. 

1. Ausser Frage steht für die Theilnahme am christlichen 
Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen der Nichtzwang 
jüdischer Kinder und derer, die zu einer organisirten resp. 
inkorporirten geduldeten christlichen Religionspartei (88 20 sequ. 
Th. II Tit. 11 des A. L.R.) gehören, wie die Altlutheraner, 
Herrenhuter, Mennoniten, Irvingianer etc. (vgl. desgleichen für 
höhere Schulen Min. v. 26. Januar 1875, S. 90 Centr.Bl.). Es 
bleiben auch die Fälle ausser Betracht, wo nach Kapitel A in Kon- 
sequenz gewisser gesetzlicher Vorschriften die Erziehung in der 
christlichen Religion bis zum 14. Lebensjahre begründet und ohne 
Weiteres zu erzwingen ist. 

Es handelt sich hier um die übrigen ferneren Fälle, wo die 
Gewalthaber der Kinder in Ausfluss ihres Erziehungsrechts und 
ihrer persönlichen Glaubens- und Gewissensfreiheit der Theilnahme 
der Kinder am christlichen Schulunterricht widerstreben und wider- 
sprechen. 

Anmerkung. Wegen der Befreiung — auf Verlangen — 
der Schüler höherer Anstalten für die Zeit der Theilnahme 
am Konfirmandenunterricht und der den Dispens verlangenden 
Dissidenten vgl. ausser anderen Min. v. 29. Februuar 1872, 
S. 138; vgl. dazu auch v. 26. Januar 1875, S. 90 und v. 14. Juni 
1877, 8. 329; v. 6. Januar 1893, 8. 233; v. 1. März 1890, 
S. 355; v. 13. Februar 1893, S. 306 (Mittelschulen) Centr.Bl. 

Der Minister hat sich gegenwärtig die Entscheidung von 
Fall zu Fall für solche Schulen vorbehalten. 
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2. Die heutige Stellung der Schulverwaltung und des Kammer- 
gerichts — welches als höchste Instanz auf Einsprüche gegen 
verhängte Schulversäumnissstrafen zuständig — zu obiger Haupt- 
frage ergiebt sich aus Min. v. 6. April 1859, Centr.Bl. S. 65; 
obigen de 1872, 1875, 1877; v. 16. Januar 1892, S. 435 das.; 
v. 6. Januar 1893, 8. 253 das.; K.Ger. v. 6. Februar 1890, 
Bd. 10 S. 256; v. 5. Dezember 1891, Bd. 12 S. 256; v. 17. April 
1893, 8. 665 das.; v. 13. Mai 1897, Preuss. Verw.Bl. S. 553 
No. 45. 

Vgl. ausserdem vorinstanzlich L.Ger. Halle v. 25. November 
1893 (in der Schrift des Rechtsanwalts Glatzel, Dissidenten- 
schüler, Berlin 1897, 8. 18), ferner L.Ger. Magdeburg v. 26. Ja- 
nuar 1895 (das. S. 19) und Magistrat Berlin v. 13. Oktober 1896 
(das. S. 69). 

a) Obiges Min. v. 6. April 1859 — wie Min. v. 10. März 
1859, S. 111 Min.Bl. — stellte das Kind eines aus der Kirche 
geschiedenen Vaters und Mitgliedes einer von einem eigenen 
Prediger bedienten freien Gemeinde vom christlichen Schul- 
religionsunterricht unter Vorbehalt des Nachweises frei, dass 
es von jenem Prediger einen Unterricht erhalte, der nicht gegen 
8 13 Th. II Tit. 11 des A. L.R. — vgl. oben $ 12 — verstosse. 
— Vgl. aber zu d Min. v. 14. Juni 1877. 

b) Min. v. 29. Februar 1872 cit. zu 2, ausdrücklich als 
Aenderung der bestehenden Vorschriften bezeichnet, betrifft den 
Dispens auf höheren Schulen ebenfalls gegen den Nachweis zu a, 
während 

c) Min. v. 26. Januar 1875 cit. zu 2, die in einer im Schul- 
lehrplan nicht angesetzten Konfession zu erziehenden Schüler 
jener Anstalten auf Antrag der Eltern ohne Weiteres dispensirt. 

d) Min. v. 14. Juni 1877 cit. zu 2. Der. Vorgang v. 
29. Februar 1872 soll sich nur auf Schüler beziehen, die — 
resp. deren Eltern — der auch dem schulplanmässigen Unter- 
richt gleichenden Konfession angehören, da Schüler anderer 
Konfession überhaupt keines Dispenses bedürften (vgl. zu c). 

12* 
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Die Freilassung von Kindern der wirksam aus der Kirche 
ausgetretenen Dissidenten kann nicht von besonderen Bedingungen 
abhängig gemacht werden, so dass insoweit das Min. v. 6. April 
1859 zu a (und doch auch zu b!) also ausser Kraft gesetzt ist. 

Anmerkung. Min. v. 19. April 1859 (S. 114 Min.Bl.) hat 
den freien Religionsvereinigungen (vgl. nach Uhlich) die Eigen- 
schaft von „Religionsgesellschaften“ zugesprochen. 

e) Min. v. 16. Januar 1892 cit. zu 2, sich anschliessen 
wollend an Min. v. 6. April 1859 zu a, wiederholt im Sinne des 
letzteren, dass ein der anerkannten christlichen Religion nicht an- 
gehörender Vater dennoch das Kind am Unterricht der öffentlichen 
Volksschule theilnehmen zu lassen hat, sofern er nicht einen nach 
behördlichem Ermessen ausreichenden anderweiten, von der Be- 
hörde zu beaufsichtigenden Unterricht nachweist, was auch bezüglich 
einer erziehenden Mutter, oder eines Vormundes und Pflegers gelte. 

Sofern jedoch derjenige Elterntheil, dessen Bekenntniss ge- 
setzlich (Kapitel A oben) für die Konfession des dem Kinde zu 
‘ ertheilenden Religionsunterrichts massgebend, in dem für diese 
Entscheidung massgebenden Zeitpunkte einer der staatlich an- 
erkannten christlichen Konfessionen — vgl. $ 12 — angehört 
hat, darf auch der Unterricht des Kindes in oder ausser der 
Volksschule resp. als Ersatzunterricht nur in jenem christlichen 
Bekenntniss stattfinden. Dieser Ansicht stehe Art. 12 der V.U. 
— vgl. oben — um so weniger entgegen, als er nach seinem 
Schlusse die freie Religionsübung nur insoweit zulasse, wie da- 
durch den bürgerlichen Pflichten kein Abbruch geschehe. Zu 
diesen Pflichten gehöre aber nach Art. 21 Abs. 2 cit. in Verbin- 
dung mit Art. 24 Abs. 1—2 ceit. und 8 75 Th. II Tit. 2 des 
A.L.R. auch die Sorge für den Religionsunterricht des un- 
mündigen Kindes. 

Anmerkung. Die Dissidenten und viele Andere sahen in 
dieser Auffassung einen Widerspruch namentlich mit Art. 12 der 
V.U. und 88 1sequ. Th. II Tit. 11 des A.L.R. und Einführung 


eines (GGewissenszwanges. 
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Man verlangte als Recht den bedingungslosen Dispens 
der Kinder auf Ansuchen dissidentischer Eltern im Sinne der 
Erlasse zu b, c, d oben. 

f) Min. v. 6. Januar 1893 cit. zu 2 lässt es auf eine Be- 
schwerde beim Bescheid v. 16. Januar 1892 bewenden und stellt 
Provokation auf richterliche Entscheidung anheim. 

Das Kammergericht, auf dessen Entscheidung das Kultus- 
ministerium auf die Gegenbeweise gegen den Erl. v. 16. Januar 
1892 und 6. Januar 1893 beharrlich verwiesen, hat nicht diese 
Verwaltungserlasse seiner Prüfung zu unterziehen beabsichtigt, 
sondern sich an die Frage nach der Strafbarkeit der Schul- 
versäumnisse gehalten. Vgl. Erk. v. 17. April 1893. 

aa) Erk. v. 6. Februar 1890 cit. zu 2, abgeändert durch 
Erk. unten zu cc, verweist auf & 11 Th. II Tit. 12 des A. L.R. 
— vgl. & 12 oben — und die Min. zu b und d oben und hat 
dafür erachtet, dass auch Dissidentenkinder bedingungslos auf 
Verlangen vom qu. Schulunterricht frei zu lassen. 

bb) Erk. v. 5. Dezember 1891 cit. zu 2 erörtert auch, von 
welchen im staatlichen Interesse nöthigen formalen Voraussetz- 
ungen die Freilassung vom qu. Volksschulunterricht abhängig zu 
machen sei. 

cc) Erk. v. 17. April 1893 cit. zu 2 hat es bei der Be- 
strafung eines Dissidenten, der ohne Erlaubniss und Entschuldi- 
gung sein Kind vom Religionsunterricht der Schule ferngehalten, 
belassen, indem die Verurtheilung nach der Polizeiverordnung 
gegen $ 11 Th. II Tit. 11 des A. L.R. und 85 1—4 daselbst, 
gegen die Verfassung etc. nicht verstosse. Es verweist vielmehr 
auf den 8 75 Th. II Tit. 2 cit., und unter Bezug auf Art. 21 
der V.U., wie auf & 11 Tit. 11 auf die Pflicht, eventuell den 
Nachweis zu führen, dass das Kind in einer anderen Religion 
nach den Gesetzen des Staats erzogen werden solle; es ver- 
wirft ferner die Anwendbarkeit des Ges. v. 14. Mai 1873 betr. 
den Austritt aus der Kirche auf den vorliegenden Fall, da der 
Vater den Austritt des nicht verfügungsfähigen Kindes nicht be- 
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wirken könne, mag dieses auch erst nach dem Austritt des 
Vaters geboren sein. Aus $$ 1—4 Tit. 11 cit. sei — gegenüber 
& 11 und anderen — nicht zu folgern, dass schulpflichtige Kinder 
ohne jeden Religionsunterricht erzogen werden dürften. — Art. 12 
der V.U. sei belanglos, da er der Frage nach der Erziehung der 
Kinder gar nicht gedenke, man bei schulpflichtigen Kindern von 
Willensfreiheit in religiösen Fragen gar nicht sprechen könne, 
der Vater selbst aber durch Religionsunterricht des Kindes an 
seiner Gewissensfreiheit gar nicht verkümmert werde. 

Es bestimmen zwar 8 78 Th. II Tit.2 des A.L.R. — vgl. 
Kapitel A —, dass bei Einigkeit der Eltern über den ihren 
Kindern zu ertheilenden Religionsunterricht kein Dritter einzu- 
sprechen habe, diese Bestimmung regele aber nur die gegen- 
seitigen Rechte der Eltern und beschränke nicht die Rechte 
des Staats. Auch sei darin (wie in den übrigen einschlägigen 
Vorschriften) die unbedingte Ertheilung doch irgend eines Reli- 
gionsunterrichts vorausgesetzt. 

Das Erk. des K.Ger. v. 6. Dezember 1888, Bd. 9 S. 282, 
habe zu dem Rechtsgrundsatz geführt: „Nur durch vorschrifts- 
mässige Entbindung eines Schülers der Volksschule von der 
Theilnahme an einem lehrplanmässigen Gegenstande kann der die 
Versäumniss verschuldende Vater von der Strafe befreit werden.“ 
(Wie Erk. v. 29. April 1886, Bd. 6 8. 291, und v. 16. Januar 
1893 — ungedruckt.). — Anders nur in aa oben, welche Ent- 
scheidung nicht aufrecht zu erhalten. 

Anmerkung. Diese Begründung ist in späteren Urtheilen 
beibehalten. 

dd) Erk. v. 13. Mai 1897 eit. zu 2: 

Die Dissidentenkinder sind zur Theilnahme am Schul- 
religionsunterricht verpflichtet, sofern nicht nachgewiesen, dass 
sie einen der religiösen Ueberzeugung der Eltern entsprechenden 

Unterricht in ausreichender Art anderweit erhalten. 

ee) Das Landgericht Halle — 25. November 1893 — stellt 

sich auf den Boden des durch Kammergericht zu cc aufgeho- 
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benen K.Ger. zu aa v. 6. Februar 1890 (und K.Ger. v. 
6. Dezember 1888, Bd. 9 S. 282), und erachtet den Min.Erl. v. 
16. Januar 1892 zu e oben für rechtsungültig im Hinblick auf 
Art. 12 der V.U., die Ges. v. 3. Juli 1869 und 14. Mai 1873, 
8 11 Th. II Tit. 12 SS 74 sequ. Th. II Tit. 2 des A. L.R. 
fi) Das sehr ausführliche Urtheil Magdeburg v. 26. Januar 
1895 cit. zu 2, ergangen in Ansehung des schulpflichtigen Kindes 
des Mitglieds einer — durch Min. v. 19. April 1859 (8. 114 
Min.Bl.) als Religionsgesellschaft anerkannten — „freien Reli- 
gionsvereinigung“ (Dissidenten) mit einem Prediger für einen als 
ausreichend anerkannten Religionsunterricht (Min. v. 10. März 
1859, S. 111 Min.Bl.), weist auf die Verschiedenheit der bis- 
herigen Ministerial-Erlasse hin und legt Gewicht darauf, dass das 
Allgemeine Landrecht und die spätere Gesetzgebung (Verfassung) 
nicht nur 
a) die Rechte des Staats, sondern auch 
b) die der Religions-Gesellschaften und 
c) der Eltern 
berücksichtigen (zu a & 75 Th. II Tit. 2, Tit. 12 8 1sequ. des 
A.L.R., Artt. 21, 23 der V.U., zu b Tit. 12 8 12sequ., Artt. 12, 24 
der V.U., zu c $ 78 Tit. 2, 8 11 Th. II Tit. 12 des A. Iu.R.). 
Danach sei der Rechtsgrundsatz, 
dass, weil der Staat die Religion mit im Schulplan habe, auch 
alle Schüler zur Theilnahme daran verpflichtet, nur mit der 
Einschränkung zutreffend, dass die Kinder auch jener Religion 
angehören, und im Hinblick auf die Eigen- und Verschieden- 
artigkeit der religiösen Bekenntnisse und $ 11 Tit. 12 nicht 
anzunehmen, dass die allgemeine Schulpflicht sich auch auf 
den nur auf den evangelischen und katholischen beschränkten 
Religionsschulunterricht mit zu erstrecken habe, da doch 
noch andere Religionsgesellschaften mit gewährleisteter freier 
Religionsübung — Art. 12 der V.U. — vorhanden sind, deren 
Rechte durch Zwang der Kinder zum spezifischen Religions- 
unterricht nicht verletzt werden dürfen. K.Ger. Bd. 10 S. 103. 
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Das Urtheil berührt dann auch den gewichtigen Zweifel be- 
treffs des Verständnisses des $& 11 Tit. 12 (Unterricht in einer 
anderen Religion nach den Gesetzen des Staats, als der 
schulmässigen).. Kann unter dem Begriff „Religion“ auch ab- 
soluter Unglaube, eine Negation jeder positiven Religion, passiren, 
und was heisst „nach den Gesetzen des Staats“? 

Es stellt aber, darüber hinweggehend, als allein wesentlich 
hin, dass nach dem Sinne des Gesetzes Kinder von Mitgliedern 
jeder anderen Religionsgesellschaft (der anerkannten evange- 
lischen und katholischen, & 17, wie der nur geduldeten, 8 20 
Th. II Tit. 11, incl. freigemeindlichen) nicht gegen den Willen 
der Eltern zum Religionsunterricht der öffentlichen Schule her- 
anziehbar sind, und dass nicht als Bedingung der Freilassung 
der Nachweis zu erfordern, dass sie anderweit einen gleich- 
werthigen Unterricht empfangen. 

Solche Massnahme lasse sich auch nicht aus $ 75 Th. II 
Tit. 2, wonach Religionsunterricht Seitens der Eltern vom 
Staat zu erzwingen, herleiten, der Zwang könne sich vielmehr 
nur auf Unterricht in ihrer Religion beziehen; in dieser 
Hinsicht fehle es aber an Vorschriften für die geduldeten 
($ 20 Th. II Tit. 11 des A. L.R.) Religions-Gesellschaften. 

gg) Magistrat Berlin hat am 13. Oktober 1896 cit. zu 2 
das Strafresolut der Schuldeputation (Schulversäumniss) auf- 
gehoben. Er stellt den Willen des Vaters etc. in den Vorder- 
grund bezüglich des Religionsunterrichts des Kindes in einer 
anderen Religion, und exemplifizirt auf den evangelischen Vater, 
der sein Kind nicht katholisch unterrichten zu lassen brauche, 
und ebensowenig brauche ein nicht evangelischer Vater sein 
Kind evangelisch unterrichten lassen. 

„Nicht evangelisch“ aber sei nicht bloss der Katholik 
und Jude, sondern auch der auf Grund des Gesetzes vom 
14. Mai 1873 aus der Kirche Ausgetretene. 

Pflicht sei nur nach $ 75 Th. II Tit. 2 Sorge für den 
nöthigen Unterricht in der Religion, resp. nach Art. 21 Abs. 2 
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der V.U. für Unterricht, wie er in der öffentlichen Schule vor- 
geschrieben. 

Mittelst event. zulässigen Zwanges könnte der Unterricht 
nur in der vom Vater bestimmten oder Mangels solcher Be- 
stimmung in der eigenen Religion des Vaters bewirkt werden. 
Falls er aber einer einen Unterricht nach ihrem Bekenntniss 
nicht ermöglichenden Religionsgesellschaft überhaupt nicht an- 
gehört, so dürfte er nach $ 75 cit. etc. höchstens dazu zu 
zwingen sein, die Religion zu bestimmen, worin das Kind zu 
unterrichten. 

& 15. Schlussergebniss. 

1. Unbeschadet der gesetzlich gewährleisteten Glaubens- und 
Gewissensfreiheit (88 2, 45 Th. II Tit. 11 des A. L.R., Art. 12 
der V.U.), ohne Rücksicht auf ihre etwaige Nichtzugehörigkeit 
zu irgend einer Religionsgemeinschaft, bleiben die Eltern ver- 
pflichtet, für den Unterricht des Kindes in der Religion zu 
sorgen (& 75 Th. II Tit. 2 des A. L.R.). 

Hierdurch ist im Allgemeinen gesichert, dass das Kind im 
Gottesglauben unterwiesen und erzogen wird, da ohne solchen 
der Begriff „Religion“ ein Nonsens ist (vgl. auch 8 13 Th. 11 
Tit. 11 cit.). 

2. Zu jener elterlichen Verpflichtung führen auch noch andere 
gesetzlichen Vorschriften. Nach Art. 21 Abs. 2 der V.U. dürfen 
die Kinder mindestens nicht ohne den Unterricht gelassen werden, 
der für die öffentlichen Volksschulen vorgeschrieben ist. Zu 
letzterem gehört aber lehrplanmässig und gleichwichtig wie die 
anderen Disziplinen auch der Religionsunterricht. 

Denselben muss also das Kind empfangen, sei es privatim 
(85 4, 7 cit.) unter Aufsicht und Kontrole des Staats, sei es in 
der öffentlichen Schule ($ 43) unter gleicher Aufsicht (8 9). 

Die öffentliche Schule kennt nur den staatlich anerkannten 
christlichen Religionsunterricht, also nach $ 12 oben nur den 
evangelischen oder römisch-katholischen. Dies hindert nicht die 
Kinder eines davon verschiedenen Bekenntnisses an dem Recht 
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auf Zulassung zu der evangelischen oder katholischen Volks- 
schule ihres Schulverbandes — & 10 Th. II Tit. 11 — vgl. dazu 
K.Ger. v. 16. März 1885, Bd. 5 8.56 —, 
es können aber, an dem lehrplanmässigen Religionsunterricht 
der öffentlichen Schule theilzunehmen, diejenigen Schüler 
nicht gezwungen werden, die in einem anderen Bekenntniss 
nach den Gesetzen des Staats erzogen werden sollen ($ 11). 

3. Wird nun zu Folge solcher Divergenz der Dispens des 
Kindes von dem in Rede stehenden integrirenden Theil des Un- 
terrichts der öffentlichen Schule — in der Regel vom Vater, dem 
nach & 74 Th. II Tit. 2 des A. L.R. hauptsächlich die Anord- 
nung der Erziehungsart zukommt — nachgesucht, so kann schul- 
behördlich der Dispens doch nur dann und so Jange ertheilt 
werden, wenn resp. wie der oben beregten Pflicht aus & 75 cit. etc. 
zur Sorge für anderweiten Religionsunterricht nachweislich 
genügt wird. 

4. Ob diese Voraussetzung vorliegt und der Nachweis für 
geführt zu erachten, ein Zwang des Kindes zur Theilnahme am 
Religionsunterricht der Schule sich also erledigt, kann allein die 
staatliche Schulaufsichtsinstanz als die zur Beaufsichtigung auch 
des ausserhalb der öffentlichen Schule stattfindenden Ersatz- 
unterrichts zu entscheiden zuständig sein. 

5. Wenn- der $ 11 Tit. 12 oben von der Erziehung in einem 
anderen Bekenntniss nach den Gesetzen des Staats spricht, 
so können unter diesen Gesetzen wohl hier nur die allgemeinen 
Vorschriften über die Art des dem betreffenden Kinde zu er- 
theilenden, an sich nach 8 75 eit. obligatorischen Religionsunter- 
richts verstanden werden — vgl. Kapitel A dieses Abschnitts —, 
nicht aber ist eine Einschränkung der Erziehung auf die spezifisch 
christlichen Bekenntnisse der damaligen Zeit in jenen Worten 
„nach den Gesetzen des Staats“ zu finden, denn es heisst nicht 
im & 11, wie es z. B. ausdrücklich im $ 754 Th. II Tit. 2 des 
A.L.R. für Pflegeeltern geschehen: „in einer der staatlich auf- 
genommenen Religionen“, das sind die römisch-katholische, die 
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evangelische und bei weitester Auslegung die Konfessionen der 
(als organisirte resp. inkorporirte Abarten) geduldeten Religions- 
gesellschaften. 

6. Immerhin ist nicht zu verkennen, dass (wie namentlich 
auch der eben citirte & 754 und der stete Gebrauch der Ausdrücke 
„Glaubensbekenntnisse“, „Religionsgesellschaften“ in 88 76 sequ. 
Th. II Tit. 2 und andere zeigt, auch die Materialien zum All- 
gemeinen Landrecht ergeben) der Gesetzgeber im Wesentlichen 
nur der christlichen Bekenntnisse als der Basis der religiösen 
Kindererziehung gedacht hat, wie dies ja den damaligen Zeit- 
verhältnissen und Vorgängen (vgl. auch Religionsedikt v. 9. Juli 
1788, Rabe I S. 726) entsprach. 

7. Danach ist denn auch zweifellos ein Kind in jedem Falle 
der staatlich anerkannten Religion zuzuweisen, wo es nach dem 
elterlichen Glaubensverhältniss oder beim Mangel einer gesetzlich 
wirksamen elterlichen Bestimmung an einer bestimmten Norm fehlt. 
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Die geschichtliche Entwickelung des Simultaneums in 
der Kirche zu Neckar-Steinach. 


Von 
Joh. Schneider, 


evangelischer Pfarrer in Neckar-Steinach. 


Schon bald! nach Luthers Auftreten ward die Reformation in 
Neckar-Steinach durch den Ritter Hans Landschad eingeführt, 
wie sein „Epitaphium“ in der Kirche sagt: 


Als Nemblich im achzehenden iar 
Des Luthers Lehr ward Offenbar 


! Am 14. Juli 1852 reichte der damalige evangelische Pfarrer Jung in 
Neckar-Steinach bei dem Ministerium des Innern eine Darstellung über den 
obengenannten Gegenstand ein. Diese Darstellung enthält ziemlich vollständig 
die gegen die evangelische Gemeinde geübten Bedrückungen. Aber sie ist 
nur aus den Pfarrakten geschöpft, die in diesem Stück mangelhaft sind. Die 
Darstellung der Verhandlungen bei dem Corpus Evangelicorum in Regensburg 
und bei dem Reichshofrat in Wien ist unvollständig. Dem Verf. dieses war 
es möglich, weitere Quellen zu benützen, nämlich 1. eine Aktensammlung des 
Generallandesarchivs in Karlsruhe, betitelt „Reichsritterschaft von Metternich, 
Neckar-Steinach, Darsperg, Grein“, von uns als K. A. citiert. Dazu kommt 
2. ein Manuskript des früheren hiesigen Amtsschreibers Joh. Wilh. Vankauf 
aus dem Jahre 1790: „Versuch einer Historisch Geographischen Beschreibung 
der Herrschaft Neckar-Steinach am Odenwald“ (kgl. bayer. allgem. Reichs- 
archiv in München, Habel’sches Archiv Litteralien No. 60). Diese Schrift 
ist deshalb nicht unwichtig, weil der Verf. noch das alte Archiv benützen 
konnte mit Akten, die jetzt, wie es scheint, teilweise verschwunden sind. Die 
beiden Sammelwerke der Religionsgravamina von v. Schauroth und B. G. 
Struve enthalten dagegen sehr wenig. Ob noch weitere Quellen sich finden 
lassen, wird vielleicht die Zukunft lehren. 
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Hat Er in Anno zwentzig zwey 

Wider der welt vnd Bapsts Geschrey 
Der Erst in diser Landsart Gleich 
Durch Gottes Geist Vnd Eifer Reich 
Sambt seiner Gmahln von Fleckenstein 
Solch Lehr vor Christlich vond vor Rein 
Erkant vnd also Bald Mitt Crafft 

alhie das bapstumb Abgeschafft 

Jacob ottern Ein Glerter Man 

zum prediger Genomen An 

Ohn Allen Scheuh vnd offentlich 

Die lehr Bekant Bestendigklich 

gantz Vngeacht den widerstand 

So CAROLVS Vnd FERDINAND 
Rhömischer Keiser vnd König 

auch der Churfurst pfaltzgraf Ludwig 
Durch schickung Schreiben vnd mandat 
bey schwerer straf vnd vngenad 
Ernstlich an Ihn Gewendet han 

Der lehr Gentzlich Abe zustan 

Doch wider all solch troend wordt 
auch Hellischen gewalt vnd pfordt 

hat dieser theüer Ritter Guet 

wenig Geacht Leib elır vnd Guet 
Sonder Durch Gottes hilf vnd Crafft 
bis In sein End verhart standhafft. 


Der in dieser Inschrift angeführte Jakob Otter kam 1525 
als evangelischer Prediger nach Neckar-Steinach und blieb daselbst 
bis 1527. Dass die Reformation damals in Neckar-Steinach wirk- 
lich eingeführt wurde, erhellt aber auch aus gleichzeitigen Schriften, 
nämlich aus Otters 1528 erschienenen Schriften: „Christlich Leben 
und Sterben“ und „das erste Buch Mose gepredigt“, besonders 
aber aus Hans Landschads „Bekenntnis“ von 1527 (abgedruckt 
im Archiv für hess. Gesch. Bd. 6 Heft 2 8. 339 ff.). 

Von dem ältesten Sohne des Ritters Hans Landschad, der 
den gleichen Namen hatte und 1571 starb, heisst es auf seinem 
Grabdenkmal in der Kirche zu Neckar-Steinach: 


Wie er nach seins liben Vatters Dott 
Zu steinach die Religion funden hat 
hat ers mit fleys helfen erhalten 
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Fürdern hand haben vnd verwalten 
Dieweil Ihm Gott gegünt das leben 
Vnd Ihm dar zu seiner gnaden geben. 
Ebenso heisst es von dessen Sohn Hans Ulrich Landschad, der 
um 1615 starb: 
Seiner Eltern Religion Durch Gotes Gnadt 
Hat gefürdert Bekent Bis In Sein Todt. 
Bernhard Landschad von Steinach T 1645 stiftete in seinem letzt- 
willigen Vermächtnis ein Kapital von 2015 Gulden „zu besserem 
Unterhalt und Fortpflanzung“ der evangelischen Kirche und 
Schule. 

Am 1. November 1653 starb Friedrich Landschad, der letzte 
männliche Spross seines Geschlechts (Archiv für hess. Gesch. 
Bd. 12 S. 425). Die Hochstifter Worms und Speier, von denen 
das Lehen herrührte, behielten nun bis 1657 die Herrschaft Neckar- 
Steinach unter unmittelbarer Verwaltung und liessen die evan- 
gelischen Einwohner in ihren politischen und religiösen Gerecht- 
samen ungekränkt. Es wird später wiederholt ausgesagt, dass 
die katholische Religion weder im Normaljahr 1624, noch vorher 
oder nachher bis auf v. Metternich sive publice sive privatim im 
mindesten in Uebung gewesen sei; ja in einem Schreiben vom 
24. April 1754 (Pfarrarchiv) heisst es sogar, dass noch 30 Jahre 
nach dem Normaljahr keine katholische Seele in Neckar-Steinach, 
Darsberg und Grein wohnhaft gewesen sei!. 

Im Jahre 1657 wurde Wolf Heinrich v. Metternich 
zu Burscheid, kurtrierischer und fürstlich speierischer Rat, Ober- 
amtmann zu Wittlich und Bruchsal, vermutlich ein Bruder des 
Bischofs Lothar Friedrich v. Metternich zu Speier und Worms, 
mit der Herrschaft Neckar-Steinach belehnt. In dem Pfarrarchiv 


! Auch Vankauf, der Katholik war, sagt: „In gedachter Kirche (wurde) 
Luthers Lehre gepredigt, welches 140 Jahre, sohin bis in anno 1662 ununter- 
brochen fort währte. Im Jahre 1662 führte Herr v. Metternich-Borscheid 
das Simultaneum zwischen denen Katholiken und Lutheranern daran ein, in 
welchem Besitz Stand beede Religionspartheien zu Neckar-Steinach sich bis 
auf diese Stunde erhalten haben* (S. 127, ähnlich S. 80). 
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befindet sich eine Abschrift des bei der Huldigung am 23. März 
1657 aufgenommenen Notariatsinstruments. In demselben heisst 
es: „Nachdeme nuhn die Neckar-Steinacher Unterthanen den In- 
halt der Commissionen sambt und sonders angehört und wohl 
verstanden und alle Handtreu gegeben hatten, brachte der Schult- 
heiss daselbst nahmens Reinhardt Kieffer kürtzlich vor, sie wolten 
zwar alss gehorsame Unterthanen Ihme, Herrn von Metternich, 
anzuloben und dass Jurament zu praestiren nit verweigern, ver- 
hoffen aber, es werde er, Herr, sie bei der evangelischen Religion, 
auch wohl hergebrachten Privilegien, Rechten und Gerechtigkeiten 
lassen und manuteniren, so in specie in zwehen Puncten, alss nehm- 
lich in der Religion und gemessenen Frohn, bestehe. Hat darauf 
er, Herr v. Metternich, sich resolviret, wie er es finde, werde 
er es auch erhalten. Ueber dass brachten etliche des Gerichts 
vor, sie hetten einen Briff, begehrten demselben gemäss sie zu 
lassen und manuteniren, und überreichten ein von Huberto Hann 
Notario zu Heidelberg den neünten Novembris sechshundert 
fünfzig drey S.V. wegen zwischen fürstlich Wormssischen und der 
Gemein zu Steinach vorgezeigten Wexel und verfertigtes Instru- 
ment, so ich Notarius auch abgelesen und in erst specificirten 
zwehen Puncten bestanden. Hat darauf wohl ermelder Herr 
v. Metternich bey voriger Resolution es bewenden lassen, dass 
er nehmlich, wie er es finde, auch observiren werde.“ 
Die Bürger und Bauern traten hierauf ab, berieten !/s Stunde 
und das Gericht übergab noch drei weitere Punkte über bürgerliche 
Angelegenheiten. Herr v. Metternich wiederholte seine vorige 
Erklärung auch bezüglich dieser Punkte. Darauf wurde der Eid 
vorgelesen und von sämtlichen Unterthanen geschworen. Wir 
wollen hier gleich bemerken, dass diese Versicherung auch von 
dem Nachfolger Wolf Heinrichs in einem Schreiben an den evan- 
gelisch-lutherischen Pfarrer am 2. Juli 1702, allerdings in ent- 
gegengesetztem Sinn, wiederholt wurde. „Ich werde sonsten in 
diesem als in allem andern, sowohl der Religion als 
sonsten anlangend, nichts ändern, sondern es lassen, 
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wie es gefunden, den grundgütigen Gott bittend, dass er die 
Herzen aller Unterthanen eröffnen und nach dem Weg seines 
Willens in den wahren, allein seligmachenden Glauben hinführen 
möge.“ Inzwischen war ja das Simultaneum eingeführt worden, 
und der allein seligmachende Glaube war in seinen Augen natür- 
lich der katholische. 

Zu Anfang des Jahres 1662 war der lutherische Pfarrer 
Kleinlogel gestorben. Am 12. Mai d. J. wandten sich sämt- 
liche Bürger und Unterthanen an den Bischof von Worms und 
beriefen sich auf jene Huldigung von 1657 und v. Metternichs 
Versprechungen. Sie hätten der Zuversicht gelebt, sie würden 
auf keine Weise hiewider beschwert. Sie seien aber ermahnt 
worden, von ihrem hergebrachten Exercitio in dem Städtlein ab- 
zustehen; einen lutherischen Schulmeister würden sie erhalten, 
aber das Exercitium hätten sie ausser der Stadt zu 
suchen, „und was der Kindtauf und Einsegnung der Eheleut 
wegen mehreres mitbeditten worden“. Sie hoffen, man werde 
die Zusage bei der Huldigung nicht anders limitieren noch gegen 
den westphälischen Frieden handeln. Dasselbe wurde dem Herrn 
v. Metternich erklärt: es sei ihm non nisi hac praemissa con- 
ditione, ihnen ihr hergebrachtes evangelisches exercitium ohn- 
bekränkt zu lassen, gehuldigt worden und er habe dies zugesagt. 
— Am 27. Mai 1662 stellten Schultheiss, Bürgermeister und 
Gericht des Städtleins Neckar-Steinach samt angehörigen Dorf- 
schaften drei Bürgern eine Vollmacht aus zur Verhandlung mit 
ihrem Herrn, Wolf Heinrich von Metternich, „unsertwegen völlig 
abzureden, zu schliessen und zu vergleichen, was vor der Hul- 
digung uns zugesagt worden, der Friedenschluss er- 
fordert und zu unserer und der lieben Posterität jetzo 
und inskünftig ohnturbirt erhaltenden exercitio reli- 
gionis et inde dependentium actuum dienen mag“. Was 
diese verhandeln, wollen sie genehmigen, „jedoch dass unser 
gut und in neuer Zusag bestätigte Gerechtigkeit einiger- 
masen nit notleiden“. Nach einem Protokoll d. d. Speier 
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14./4. Juni 1662 wurde den Abgesandten gesagt, dass ihnen 
allerehestens ein lutherischer Pfarrer gestellt, und darauf alle 
Pfarrgefälle zwischen dem katholischen und lutherischen 
Pfarrer verteilt werden sollten. Obwohl die Herrschaft gute 
Ursache gehabt habe, die Zehnten, weil dieselben in den 
Lehenbriefen dem Lehenmann zugeeignet werden, an sich zu 
ziehen, so sollen dieselben doch bis auf andere Verordnung 
zwischen dem katholischen und lutherischen Pfarrer in commu- 
nione bestehen, und das Haus, worin der lutherische Pfarrer 
gewohnt, und das der Herrschaft gehöre, dem künftigen luthe- 
rischen Pfarrer aus Gnaden für diesmal zur Wohnung gestattet 
werden. Die Deputierten hätten in alles dies wohlbedächtlich 
eingewilligt und seien damit zufrieden gewesen und hätten es 
unterschrieben. Darauf erfolgte am 9./19. Juni 1662 ein 
Schreiben seitens der Gemeinde an Herrn v. Metternich, es sei 
ihnen kraft des Protokolls vom 14./4. Juni referiert worden, was 
wegen der Neckar-Steinacher Pfarr und deren Besol- 
dung verglichen worden. Sie schlagen ihm nun den M. J.D. 
Fulda als Pfarrer vor und baten am 21./31. Juli den Bischof 
von Speier, nachdem er seine Zustimmung gegeben, den Herrn 
v. Metternich um Unterzeichnung zu ersuchen. Die Vergleichs- 
urkunde liegt uns nicht vor. Aber es wird berichtet, den Ab- 
gesandten der Gemeinde sei angesonnen worden, ein Papier 
zu unterschreiben, in welchem das Simultaneum für die Ka- 
tholiken versprochen war. "Nie liessen sich endlich bewegen, 
die verlangte Unterschrift zu geben, wogegen jedoch die hiesige 
evangelische Gemeinde umsomehr protestierte, als jene Männer 
zu diesem Schritt keinen Auftrag, also auch nicht das mindeste 
Recht hatten. Es ist auch wohl zu beachten, dass weder in dem 
Protokoll vom 14./4. Juni, noch im Schreiben der Gemeinde 
vom 9./19. Juni der Kirche irgendwie gedacht ist; es handelt 
sich da nur um die Besoldung und das Pfarrhaus. 

Trotz seines wiederholten Versprechens, trotz der Reichs- 


konstitution und des westphälischen Friedens nahm Herr 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VII. 2. 13 
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v. Metternich doch Aenderungen vor. Der erste Eingriff 
geschah im Jahre 1662 nach dem Tode des lutherischen Pfarrers 
Kleinlogel.e. Man erschwerte die Wiederbesetzung der luthe- 
rischen Pfarrei, so dass die evangelische Gemeinde monatelang 
ohne Seelsorger blieb. In dieser Zeit nahm sich der auf dem 
Schloss befindliche, zum Privatgottesdienst der herrschaftlichen 
Familie und ihrer Dienerschaft bestimmte katholische Geistliche 
heraus, in der privativ lutherischen Kirche actus parochiales zu 
verrichten, wodurch der Grund gelegt wurde zu dem Simulta- 
neum. Nach vielem „Rennen, Laufen und Sollieitiren® von 
seiten der evangelischen Gemeinde wurde die Pfarrstelle zwar 
endlich wieder besetzt, aber wie bereits angedeutet dem neuen 
Pfarrer die Hälfte der Gefälle und Zehnten entzogen zu 
gunsten des katholischen Geistlichen. (K. A. Dictat. 4. Jan. 
1752, S. 15.) — Es folgten noch weitere Eingriffe. Als 1670 
der evangelische Messner starb, wollten die Evangelischen 
dieses Amt mit dem Schuldienst verbinden, um die geringe 
Besoldung ihres Schulmeisters damit aufzubessern.. Aber man 
übertrug „höchst paradoxer Weise“ das lutherische Messneramt 
samt der dazu gehörigen Besoldung dem katholischen Schul- 
meister; dieser bezog die Accidenzien und erhielt auch sonstige 
evangelische Schulgüter, so dass der evangelische Schulmeister 
„sich auf eine höchst miserable Weise bei seiner stupenden und 
müheseligen Arbeit behelfen und leben musste“ (K.A.1. c. 8. 19). 
Während der französischen Kriegsunruhen ging man noch weiter; 
man errichtete 1673 in der Kirche zwei katholische Altäre, 
einen im Chor, den anderen vor dem Landschaden-Epitaphium, 
um dies zu verdecken. „In diesem lauffenden Jahr (1699) ist 
der Freiherr von Metternich im Julio selbst im Orth gewesen, 
hat sich zwar gegen seine Unterthanen sehr grädig erzeigt, aber 
nach seinem Abzug wider alles Vermuthen den Befehl hinter- 
lassen: den evangelisch-lutherischen Altar aus dem 
Chor zu thun, weilen er ihn gehindert hätte, dass er nicht 
communiciren können: Welchen dasiger Schultheiss dem zeit- 
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lichen Pfarrer publiciret, der aber den Befehl zu vollbringen von 
sich abgelehnet, weswegen man den Erfolg noch abwartet“ 
(B. G. Struve a. a. O. II. Teil, Additamente ad Num. XL). 
Aber im Mai 1723 liess Caspar Hugo v. Metternich den mitten 
in der Kirche stehenden mit einer Marmorplatte versehenen 
evangelischen Altar wegräumen und durch einen hölzernen 
Tisch ersetzen, der jedesmal nach dem evangelischen Gottes- 
dienst wieder weggestellt wurde. Es kam einmal vor, dass der 
Tisch, während der Pfarrer an demselben die Kollekte las, über 
den Haufen fiel, weil ihn der Messner absichtlich so gestellt 
hatte. Als Herr v. Metternich von höherer Stelle eine miss- 
liebige Verfügung erhielt, liess er zwei Kirchenvorsteher zu sich 
auf das Schloss kommen und stellte an sie die Frage, ob sie 
Religionsbeschwerden gegen ihn hätten. Die beiden Kirchen- 
vorsteher antworteten, teils aus Furcht, teils aus Respekt, auf 
diese Frage mit Nein. Darauf legte ihnen Herr v. Metternich 
ein weisses Blatt Papier zur Unterschrift vor, — und sie 
unterschrieben es. Als sie hinterher zur Besinnung kamen, gaben 
sie am 15. Oktober 1723 die schriftliche Erklärung ab, dass sie 
die besagte Unterschrift aus Furcht gegeben, aber bezüglich des 
Altars nichts eingeräumt oder versprochen hätten. Herr 
v. Metternich stellte eine schriftliche Versicherung aus, dass dies 
den Evangelischen an ihrer bisherigen Religionsfreiheit und her- 
gebrachtem Gottesdienst nicht hinderlich sein solle. Man 
hatte vorgegeben, die Gemeinde habe diese Aenderung selbst 
angeboten; der evangelische Pfarrer Gutheil protestierte aber 
dagegen, und erklärte, die Kirchenvorsteher hätten nicht die 
Befugnis, etwas von den Rechten der Kirche zu vergeben. Er 
wurde deshalb auf das Rathaus zitiert und ihm vorgeworfen, er 
stifte Rebellion. „Welches zwar das bekannte Metternichischer 
Seits je und allezeit angestimmte Furcht- und Schreckenlied ge- 
wesen, wenn sich Evangelici gegen dergleichen Reichsgesetz- 
widriges Verfahren auch in der tiefesten Submission nur etwelcher- 
massen gereget“, so dass sie zuletzt nicht mehr das Herz 
13* 
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gehabt hätten, sich nur zu „muchsen“ (K. A.a.a. O. 8.19, 20, 41). 
Dem katholischen Pfarrer wurde der Vorwurf gemacht, er habe 
1680 die von den Landschaden gestifteten schönen und kost- 
baren Kirchengeräte aus der Kirche entwendet; er erklärte 
eidlich, dass diese Beschuldigung falsch sei (Pfarrarchiv, Struve 
a. a. O.). — Im Jahre 1699 wurde den Evangelischen das seit 
1522 besessene Pfarrhaus entzogen unter dem Vorgeben, dass 
es ein herrschaftliches Haus sei, und dem katholischen Pfarrer 
eingeräumt. Der Amtmann berief etliche Männer aus der Ge- 
meinde zu sich und erklärte ihnen, es sei der Wille der Herr- 
schaft, dass das Haus geräumt werde. Als sich die Männer auf 
die Versprechungen von 1657 beriefen, verlangte der Amtmann 
eine Wohnung für den katholischen Pfarrer, später nahm er 
dann doch das evangelische Pfarrhaus weg. Als dem katho- 
lischen Pfarrer dieses Haus nicht gefiel, verkaufte man es um 
200 (nach anderen Nachrichten sogar um 100) Gulden, behielt 
aber katholischerseits dieses Geld zurück. Die arme Gemeinde 
musste ein anderes evangelisches Pfarrhaus kaufen, für den 
katholischen Pfarrer aber wurde eine „superbe* Wohnung ge- 
baut, wobei die Evangelischen mit der Hand und mit ihrem 
Vieh fast unerträgliche Frohnden leisten mussten. Dazu wurde 
dieses Haus auf einen der lutherischen Pfarrei gehörigen Garten 
gestellt und eine darauf befindliche Scheuer abgebrochen. Der 
lutherische Pfarrer sollte dafür jährlich 1 Gulden 30 Kr. als Ent- 
schädigung erhalten, erhielt sie aber nur zwei Jahre lang. Weiter 
entzog man dem lutherischen Pfarrer die von jeher zu seiner 
Besoldung gehörigen Wiesen und Gärten zur Hälfte, die 
Geldbesoldung ganz und überwies das Entzogene dem katho- 
lischen Pfarrer. Von den Landschaden waren verschiedene aus- 
drücklich für die Evangelischen bestimmte Legate vorhanden, 
ein Kapital von 815 Gulden und ein solches von 600 Gulden, 
das letztere mit der Bestimmung, dass von den jährlichen Zinsen 
sonntäglich nach der Predigt den Armen 30 Kreuzer gereicht 
werden sollten. Auch diese Legate wurden den Evangelischen 
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entzogen. Weder ihr Seelsorger noch die Armen erhielten da- 
von einen Pfennig, sondern sie wurden unter Approbation der 
Herrschaft von den Katholiken benützt. Ebenso zogen die 
letzteren die Verwaltung der Heiligen- und Almosen-Kapitalien 
an sich und schalteten damit nach Willkür (K. A.a.a. O. S. 16, 
17f., 36f., 43£.). Im Jahre 1712 wurde durch den Amtmann 
den Evangelischen ihr Schulhaus weggenommen und dem ka- 
tholischen Messner und Schulmeister eingeräumt, dabei wurden 
die evangelischen Gesangbücher durch den Stadtdiener auf die 
Strasse geworfen. Die Evangelischen hielten auf dem Rathause 
ihre Schule, später mussten sie sich mit einer „elenden Hütte“ 
begnügen. Auch entzog man dem lutherischen Schulmeister ein 
Grasstück, dagegen musste jeder evangelische Bürger dem katho- 
lischen Schulmeister jährlich drei Batzen bezahlen (K. A. a. a. 0. 
S. 39, 43). 

Zu diesen materiellen Beeinträchtigungen kam aber 
auch weiter noch Gewissenszwang. Die Evangelischen mussten 
die katholischen Feiertage mit Unterlassung der Arbeit mit- 
feiern, ja man zwang sie sogar, der Frohnleichnamsprozession bei- 
zuwohnen. 1731 wurde dem lutherischen Pfarrer und seiner Ge- 
meinde befohlen, bei einem Reichsthaler Strafe mit den Reformierten 
im Walde Maien zu holen und für das Frohnleichnamsfest vor 
ihre Thüren zu stecken. Später wurde bei zehn Reichsthaler Strafe 
den evangelischen Bürgern befohlen, bei der Frohnleichnamsprozes- 
sion mit Ober- und Untergewehr zu erscheinen und zu schiessen. 
Auf vielfaches Supplizieren wurde es zwar wieder abgestellt, da- 
gegen standen während des evangelischen Gottesdienstes die 
katholischen Kirchenfahnen gewöhnlich in der Kirche, und als 
sich die Evangelischen bei der Herrschaft darüber beschwerten, 
wurden sie zwar anfangs entfernt, aber später wieder in einer 
Reihe aufgestellt (K. A. a. a. O. S. 21, Pfarrarchiv.. In dem 
vorhin genannten Jahre 1731 theilte der lutherische Pfarrer der 
Gemeinde mit, dass er wegen seiner vielen auswärtigen Geschäfte 
am Sonntagnachmittag nur selten Gottesdienst halten könne; 
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er habe daher die Veranstaltung getroffen, dass der Schulmeister 
abends eine Kinderlehre halte, wozu sich die Eltern mit den 
Kindern einfinden möchten. Als diese Kinderlehre nun zum 
erstenmal gehalten werden sollte, erklärte der katholische Messner, 
er habe von der Herrschaft Befehl, dem evangelischen Schulmeister 
nicht zur Kirche zu läuten und auch die Bibel nicht aufzulegen. 
Die Evangelischen mussten unverrichteter Dinge mit Spott und 
Schimpf aus der Kirche wieder fortgehen. Auf eingelegte Be- 
schwerde erklärte die Herrschaft „hautement“, sie werde nicht 
dulden, dass dem evangelischen Schullehrer die Glocke gezogen 
und der Tisch gestellt werde; dies habe nur dem Pfarrer zu ge- 
schehen. Am 5. Sonntag nach Trinitatis liess nun der evangeli- 
sche Pfarrer dem katholischen Messner sagen, er solle nach- 
mittags um 1 Uhr das erste Zeichen zum evangelischen Gottes- 
dienst läuten, worauf dieser antwortete: „Es wäre nicht Manier, 
dass man den Lutherischen nachmittags ein dreimaliges Zeichen 
zu ihrem Gottesdienst gebe.“ Auf herrschaftlichen Befehl durfte 
geraume Zeit hindurch beim evangelischen Gottesdienst nicht das 
Vaterunser geläutet werden. Auch die Gottesdienstzeit war schon 
einmal Gegenstand eines Eingriffs. Man mutete dem lutherischen 
Pfarrer zu, vormittags präzis um 9 Uhr seinen Gottesdienst zu 
beendigen. War er nicht fertig um diese Zeit, so liess der 
katholische Pfarrer ohne weiteres zum katholischen Gottesdienst 
läuten. Der katholische Pfarrer Etherius, ein Karmeliter, setzte 
den Evangelischen auf alle Weise, sogar in den Wirtshäusern 
zu, katholisch zu werden und beschimpfte die evangelische Kon- 
fession in und ausser der Kirche. So sagte er z. B., die Evange- 
lischen hätten einen Glauben wie sein Hund, der wüsste auch so 
viel. Der katholische Schulmeister war sein würdiger Helfer; 
Luther sei ein meineidiger Mann gewesen, u.dgl. Anderer Krän- 
kungen wollen wir nicht gedenken. Eine aber ging an Rohheit 
über alles Mass des Denkbaren hinaus. Am 30. April 1758 be- 
gab sich der Provisor des Gerichtsschreibers Kauffmann unter 
dem zweiten Läuten auf den Turm gerade oberhalb des evange- 
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lischen Altars, um daselbst zu lauern, was der evangelische 
Pfarrer predige. Als er nun seine Bosheit nicht ausüben konnte, 
verunreinigte er von oben herab den evangelischen Altar auf eine 
Weise, welche näher zu bezeichnen die Schicklichkeit verbietet 
(Pfarrarchiv). Es wurde zwar eine Untersuchung eingeleitet, 
allein der Bursche entzog sich durch die Flucht aus seiner Haft 
der weiteren Strafe!. 

Man wird sich fragen: Wie kamen denn die Katholiken nach 
Neckar-Steinach? Die Kinder aus gemischten Ehen mussten 
katholisch getauft und erzogen werden, und deshalb wurden solche 
Ehen „summopere favorisiret“. Auswärtige Katholiken nahm man 
als Bürger auf, selbst wenn sie „keinen blutigen Heller“ hatten. Die 
Beamten, Schultheiss, Gerichtsschreiber und selbst die Gerichts- 
männer mit wenigen Ausnahmen wurden aus der Reihe der Katho- 
liken genommen. In Darsberg wurde sogar einmal ein minderjäh- 
riger Katholik als Schultheiss eingesetzt (K. A.a.a. O.S. 21, 46). 

Wir werfen hier einen Blick auf die politischen Aenderungen 
in der Herrschaft Neckar-Steinach. Mit Wolf Heinrich v. Metter- 
nich starb 1700 die Linie Burscheid aus und die Herrschaft 
Neckar-Steinach kam an Caspar Hugo v. Metternich-Müllenark, 
bei dessen Einzug der Fürstbischof Johann Hugo (von Orsbeck) 
von Speieram 29. Mai 1700 persönlich die Huldigung eingenommen 
haben soll. Er starb 1738. Die Gemeinde Neckar-Steinach 
hatte sich wegen ihrer Religionsbeschwerden schon 1720 an 
das Corpus Evangelicorum (B. G. Struve a. a. O.), sowie 
auch oftmals, aber ohne Erfolg, an die herrschaftlichen Beamten 
und die Herrschaft selbst gewendet. Nun wandte sie sich an den 
Ritterkanton Odenwald, zu dessen Bezirk die Herrschaft 
Neckar-Steinach gehörte. Dieser wies in einem Schreiben an 
Lothar Ferdinand v. Metternich am 27. September 1738 


ı F. Dieffenbach, „Das Grossherzogtum Hessen“, 2. Aufl., der S. 154 ff. 
eine kurze Darstellung der „Religionsbeschwerden“ giebt, erzählt S. 155 eine 
andere Roheit der katholischen Knaben am Karfreitag 1699, von der auch 
hiesige Akten wissen. 
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hin auf die vom Kaiser bestätigte fränkische Ritterordnung, welche 
die Unterthanen in ihren Rechten schütze, auf die Bestimmungen 
des westphälischen Friedens sowie auf die Zusagen von 1657, 
und ermabnte den Freiherrn, die eingeschlichenen gravamina in 
ecclesiasticis et politicis abzustellen und darüber bei der Huldigung 
Erklärung abzugeben (K. A.a.a. O.S. 44). In demselben Sinne 
schrieb die Ritterschaft an die Mutter des Freiherrn, Maria 
Theresia, damit man nicht genötigt sei, sich an den Kaiser zu 
wenden. Aber der von Heidelberg geschickte Kommissar soll 
sich so weit vergessen haben, den Evangelischen zu sagen, sie 
müssten froh sein, dass ihnen noch ein Pfarrer und die Kirche 
vergönnt sei und sie nicht gar hinweggejagt würden (K. A.a. a. O. 
S. 46). Die beiden ältesten Söhne des Verstorbenen, Hugo Franz 
Wolfgang und Damian Emmerich v. Metternich verpfändeten 
ohne Wissen ihrer Mutter die Herrschaft Neckar-Steinach um 
46000 Thaler an die Herrn von Hundheim. Da sie nun die 
Pfändung nicht einlösen konnten, sprach Kaiser Karl VII. durch 
ein Mandat vom 23. März 1744 denen von Hundheim die 
Herrschaft zu und beauftragte das Ritterschaftsdirektorium 
im Odenwald mit der Immission, die auch im Oktober 1744 
erfolgte. Die Unterthanen wurden ihrer Pflichten gegen die Herrn 
v. Metternich entbunden und an die Herrn von Hundheim ge- 
wiesen. Die Herrschaft soll die Unterthanen bei ihren Rechten 
und Gerechtigkeiten erhalten „und gegen die kundbare Reichs- 
Grund-Gesetze und Herkommen mit einigen Neuerungen in eccle- 
siasticis et politicis nie und zu keiner Zeit von ihrer Pfandherr- 
schaft oder den Ihrigen in einigerlei Weise praegraviret, und viel- 
mehr, so dergleichen bereits verhänget oder geschehen 
wären, solche sogleich nach Erfordernis obgedachter 
Grund-Gesetze ab- und die Unterthanen hergestellet 
werden sollen“ (Vankauf S. 81—86, K.A.a. a. O. 8. 48). 
Herr v. Hundheim! sagte bei der Immission „in denen 


. * Freiherr Franz Moriz v. Hundheim war 1743 kurpfälzischer Ober- 
amtmann in Germersheim. Widder, Beschreibung der Kurpfalz II S. 417. 
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allerdeutlichst- und nachdrucksamsten Terminis aufs 
verbindlichste“* Abstellungder Religionsbeschwerden zu, 
ebenso nachher auf verschiedene von der Subdelegation 
rekommandierte Eingaben (K. A. a.a. 0. S. 53). In einer 
solchen Eingabe vom 19. November 1744 bitten die evangelischen 
Untertbanen und Bürger: 1. dass alle actus in gemischten Ehen 
wie herkömmlich dem lutherischen Pfarrer reserviert bleiben; 
2. die Begehung der katholischen Feiertage durch die Evange- 
lischen — bei Uebertretungen wurden sie vom katholischen 
Pfarrer um 2—3 Pfund Wachs bestraft — aufzuheben; 3. den 
evangelischen Schulmeister wieder in das Messneramt und den 
Bezug des damit verbundenen Einkommens einzusetzen; 4. das 
Vaterunserläuten nach der Predigt, welches der Domherr v. Met- 
ternich gehindert hatte, wieder zu gestatten; 5. dem evangelischen 
Pfarrer seine Gras- und Gartenstücke zurückzugeben, da er sich 
wegen der Filiale ein Pferd halten müsse, ebenso das Holz, von 
dem man ihm die Hälfte genommen hatte; 6. den Altar zu 
restituieren und die Fahnen und Himmel zu entfernen. Wegen 
gänzlicher Abstellung des Simultaneum behalten sie sich 
ihre Rechte vor (K. A.a.a. O.S. 49). Der Bescheid, welcher 
übrigens erst im Mai 1745 gegeben wurde, lautete wesentlich 
abschlagend, nur wurde der evangelischen Gemeinde freigestellt, 
wieder einen unbeweglichen Altar herzustellen, insofern sie die 
neuerdings eingeführte Orgel hinausschaffe. Das Direktorium 
der Ritterschaft im Odenwald erinnerte zwar am 23. März 
1746 den Herrn von Hundheim an seine Versprechungen, forderte 
auch Abstellung aller Neuerungen seit der Immission inner- 
halb vier Wochen sowie der übrigen Religionsbeschwerden, aber 
„obne den mindesten Effekt“ (K.A. a. a. O.S. 25). Unterdessen 
war wieder eine politische Aenderung vor sich gegangen. Die 
Witwe Maria Theresia v. Metternich hatte sich an den Kaiser 
gewandt und erreichte, weil nicht ihre Söhne, sondern sie im 
Besitz der Herrschaft war zur Zeit der Immission des Herrn 
von Hundheim, dass das frühere Reskript aufgehoben und 
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sie wieder in den Besitz der Herrschaft eingesetzt wurde, 
18. Juni 1745. Aber die Ritterschaft zögerte mit der Aus- 
führung des kaiserlichen Reskripts und in Neckar-Steinach war 
grosse Verwirrung (Vankauf 8. 87—94). 

Die kirchlichen Bedrückungen wurden immer empfindlicher, 
rechtliche Hilfe war von der Herrschaft, sei es Metternich oder 
Hundheim, nicht zu erwarten. Da beschloss man, sich an den 
Kaiser nach Wien zu wenden. Im Anfang des Jahres 1747 
begaben sich der bevollmächtigte Gemeindekonsulent Lic. Möller 
und der Kirchenvorsteher Joh. Georg Heydenreich nach Wien. 
Dort reichte der Reichsagent Korneffer am 28. Februar beim 
Reichshofrat eine Supplik ein um ein Mandatum cassatorium, 
restitutorium de non amplius turbando vel molestando in libero 
Exercitio Religionis Evangelicae, juriumque Ecclesiasticorum ad 
normam pacis religiosae ut et Westphalicae, ibique expressi anni 
regulativi 1624 competentium, fruendisque reditibus ad Ecclesiam 
Evangel. et parochum illius, vi ejusdem Instrumenti Pacis, spec- 
tantibus, nec non tollendo Simultaneo Cathol., contra constit. 
 Imp. fundam. ut et ante praestitum homagium factam promis- 
sionem de facto introducto. Unterdessen wurden in Neckar- 
Steinach die beiden einzigen evangelischen Ratsmitglieder von 
den Beratungen ausgeschlossen und den beiden Deputierten wurde 
nach ihrer Rückkehr aus Wien mit Vertreibung gedroht. In 
Wien selbst suchte sich die Herrschaft mit Ausflüchten zu 
helfen; ihr Anwalt Bre& übergab am 25. September eine Anzeige 
über eine im Werk stehende Untersuchung und allenfallsige 
Abthuung der Beschwerden mit der Bitte „per breve tempus 
in causa supersedendo“, und als das keine Berücksichtigung 
fand, machte er den Vorschlag, die Evangelischen in Neckar- 
Steinach an ihre Herrschaft zu weisen „ad tollenda gravamina .. .“ 
Aber man hatte in Wien die Sache zu eingehend geprüft, um 
auf solche Vorschläge zu hören, und am 19. Oktober 1747 er- 
folgte ein Conclusum des Reichshofrats (K. A. a. a. O. 
S. 60): „rescribatur der Metternichischen Wittib, als eigentlicher 
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Inhaberin der Herrschaft Neckar-Steinach, samtliche ein- 
geklagte gravamina tam in politicis quam ecclesiasticis 
ihrem eigenen Erbieten gemäss, und wie es ohnedem 
ihre Schuldigkeit erfordert, sonder Anstand abzustellen, 
und wie solches geschehen, termino duorum mensium so gewisser 
allerunterthänigst anzuzeigen, damit bey dessen Entstehung Ihro 
Kayserl. Majestät in kraft Dero allerhöchsten oberst-richterlichen 
Amts, und als supremus executor instrumenti pacis Westph., 
nicht gemüssiget werden möchten, desfalls die Reichs-Constitutions- 
mässige Mittel ohnausbleiblich vorzukehren, wie sie denn ingleichen 
denen Impetranten, sonderheitlich denen beyden anhero abgeord- 
neten Deputirten den an Ihro Kayserl. Majestät gewonnenen 
Recurs keineswegs entgelten, sondern denen samtlichen Unter- 
thanen ohne Unterscheid der Religion gleichen Schutz und Justiz 
angedeyhen lassen solle.“ Demgemäss enthielt das kaiserliche 
Reskript an Frau v. Metternich folgenden Passus: „Wir be- 
fehlen Dir demnach gnädigst, samtliche eingeklagte 
gravamina tam in politicis quam ecclesiasticis, deinem 
eigenen Erbiethen gemäss, und wie es ohnedem deine 
eigene Schuldigkeit erfordert, sonder Anstand abzu- 
stellen® (K.A. a. a. O. 8. 62ff.). 

Frau v. Metternich starb um diese Zeit, es scheint, noch 
ehe ihr das Reskript zugestellt wurde. Von den beiden welt- 
lichen Söhnen war keiner gegenwärtig, man wusste auch ihren 
Aufenthalt nicht; es ging sogar das Gerücht, sie seien gestorben. 
So ergriff denn ihr geistlicher Sohn, Lothar Ferdinand v. Met- 
ternich, Domkapitular zu Mainz und Speier, Besitz von der 
Herrschaft (Vankauf S. 94). Bei der Huldigung erklärte der 
Amtmann Esleben, die Herrschaft werde sich nach dem 
Rechtsspruch gehorsamst regulieren, weigerte sich aber, 
eine dahin gehende Erklärung in das Protokoll aufzunehmen. 
Der neue Herr beklagte sich sogar in einem Schreiben vom 
3l. Januar 1748, dass die Unterthanen, statt ihre Beschwerden 
der Herrschaft vorzulegen (als ob sie das nicht unzähligemal ohne 
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Erfolg gethan hätten), den weiten kostspieligen Weg betreten 
hätten. Er werde „demnächst“ ihre Beschwerden vor die Hand 
nehmen, sie sollten dieselben bei ihm oder dem Amt übergeben. 
Die Evangelischen wiesen mit Recht darauf hin, dass nach dem 
kaiserlichen Reskript v. Metternich nicht autorisiert sei, die grava- 
mina erst noch zu untersuchen, sondern sie abzustellen habe. Sie 
baten, das Reskript auf die Brüder v. Metternich transskribieren 
zu lassen (K. A. a. a. O. S. 62ft.). 

Das „demnächst“ des Herrn v. Metternich dehnte sich sehr 
lang aus. Da er keine Anstalt machte, das kaiserliche Reskript 
auszuführen, so erfolgte am 12. September 1748 ein zweites 
Reichshofrats-Conclusum (K. A. a. a. O. S. 71), aus dem 
folgende Punkte hervorzuheben sind: 2. Die Huldigung der evan- 
gelischen Unterthanen verstehe sich ipso jure dahin, dass dadurch 
ihren Beschwerden und dem status anni normalis nicht präjudi- 
ziert werde. 3. Sie sollen die Abstellung ihrer gravamina in 
Geduld abwarten, sonst aber ihrer Herrschaft allen schuldigen 
Gehorsam beweisen. 4. Die Transskription des Reskripts vom 
19. Oktober 1747 auf Lothar Ferdinand v. Metternich geschieht: 
er habe die Aenderungen sofort abzustellen und es inner- 
halb zwei Monaten anzuzeigen, damit u.s. w. (wie bei dem vorigen 
Reskript S. 201). 

Auch dieses Reskript blieb ohne Erfolg. Nach Verlauf von 
zehn Monaten liessen die Kirchenvorsteher und Gemeindedepu- 
tierten durch einen Notar die beiden kaiserlichen Reskripte dem 
Amtmann Esleben am 29. Juli 1749 insinuieren, der versprach, 
alles dem Herrn v. Metternich übergeben zu wollen!! (K. A. 
a.a. O.S. 74). Wieder ohne Erfolg. Man schickte noch einmal 
den Lic. Möller, gräflich schönburgischen Hofrat, im Jahre 1751 
nach Wien, wo er aber mit Versprechungen hingehalten wurde 
(K.A. a. a. O0. 8S.77ff.). Da der Reichsagent in Wien keine 
Antwort mehr gab, reichte man am 18. Juli 1751 bei dem Cor- 
pus Evangelicorum in Regensburg eine Vorstellung und Bitte 
ein, in welcher alle Beschwerden enthalten sind, die wir bereits 
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haben kennen lernen (K.A. a. a. O. S. 9—30). Am 4. August 
1751 wurde die Angelegenheit durch den sächsischen Gesandten 
vorgetragen .(ibid. S. 1ff.) und am 1. Dezember 1751 ein Schrei- 
ben an den Kaiser gerichtet!. Trotz der kaiserlichen Reskripte 
seien die bisherigen Bedrückungen ungescheut fortgegangen, und 
der Frevel gegen die in ihrem Religionswesen so längst und 
empfindlich gekränkten, auch schon dermalen grösstenteils an den 
Bettelstab gebrachten evangelischen Unterthanen zu Neckar- 
Steinach sei so weit getrieben, dass es auf die gänzliche Aus- 
rottung derer evangelischen Unterthanen nicht minder als des 
evangelischen Gottesdienstes an diesem Ort abgesehen zu sein 
scheine. Schon drei Jahre lang schlage der gravierende Teil die 
kaiserlichen Befehle in den Wind, trotz des westphälischen Frie- 
dens, trotz der von ihm feierlichst eingegangenen pacta und 
mehrfacher Promissen. Die evangelischen Stände bitten daher, 
eine Exekutionskommmission in loco auf Kosten des Ge- 
nannten anzuordnen und die kaiserliche Verordnung vollziehen zu 
lassen ad statum anni normalis. Der Reichshofrat entsprach 
dieser Bitte durch ein drittes Conclusum vom 14. März 1752 
(K. A. Handschrift). Dem Freiherrn v. Metternich wird die 
äusserste Unzufriedenheit des Kaisers kundgegeben, dass er noch 
keine Anzeige de facta paritione gemacht habe. Wenn nicht inner- 
halb zwei Monaten Antwort erfolge, so sollen schärfere Mittel an- 
gewendet werden. Da sich die evangelische Gemeinde weigerte, 
dem Herrn v. Metternich ihre alten Kirchenbücher auszuhändigen, 
so sollen dieselben einer Deputation der odenwäldischen Ritter- 
schaft zum Auszug vorgelegt werden. Die Ritterschaft soll 
ein Gremium von beiderlei Religionsverwandten nieder- 
setzen; die Kirchenvorsteher sollen dann ihre alten Kirchenbücher 
mitbringen, damit Herr v. Metternich sich die Auszüge mache, 
hierauf sind sie den Kirchenvorstehern zurückzugeben. — 


ı K.A. Dietatum Regensburg 4. Januar 1752, 2 Bog. Fol. Abgedruckt 
in v. Schauroth, Vollständige Sammlung aller Conclusorum . . . Corporis 
Evangel. III. T. Regensb. 1752. S. 994 ff. 
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Herr v. Metternich, der vermutlich Wind hatte von dem 
beabsichtigten Reskript des Kaisers, suchte ihm zuvorzukommen 
(K. A. Dictatum Regensburg 29. Dezember 1752). In einem 
„Commissorium“ d.d. Speier, 13. März 1752 sagt er, da sich 
„einige“ seiner evangelischen Unterthanen in ihrem Religions- 
exerzitium und ihrer Gewissensfreiheit „gekränkt zu sein meinten“ 
und am 28. Juli 1749 eine Bitte eingereicht und darin ihre „ver- 
meintlichen“ gravamina angeführt und die zwei kaiserlichen Re- 
skripte vorgelegt hätten, so habe er, da er ernstlich entschlossen 
sei, die gravamina, „insoweit solche sich in Rechten begründet 
finden werden“, durch unparteiische Justiz abzustellen, dem 
Dr. jur. J. M. Kütscher Kommission und Vollmacht erteilt mit 
Zuziehung des Amtmanns Esleben und eines Aktuars die Unter- 
thanen vorladen zu lassen, die ihm 1749 überreichten grava- 
mina untersuchen zu lassen und nach rechtlichem Befinden abzu- 
thun (K. A.a.a. O. S. 16). Die evangelischen Kirchenvorsteher 
erschienen zwar vor dieser Kommission, bestritten aber die ihr 
übertragenen Befugnisse — und zwar mit Recht —; es stehe 
derselben keine Kognition, sondern Restitution zu. In- 
zwischen war das kaiserliche Reskript eingetroffen und wurde 
dem Amtmann Esleben am 28. April in Heidelberg insinuiert, 
wobei er erklärte, es solle beobachtet werden. Davon war jedoch 
nichts zu merken. Es war ersichtlich, dass man die Restitution 
verzögern oder womöglich ganz hindern wollte. Die Gemeinde 
richtete daher am 30. Mai 1752 abermals eine Petition an den 
Kaiser, er möge die Eingriffe in die kaiserliche Autorität und 
die Veranstaltung von Untersuchungskommissionen inhibieren und 
den Impetraten zu einer dem westphälischen Frieden und der 
kaiserlichen Verordnung gemässen Parition anweisen (K. A.a.a. O. 
S. 11ff.). Die v. Metternichsche Kommission trat nun zwar ab, 
aber die von der Ritterschaft gebildete Kommission verlangte 
Vorlegung der Kirchenbücher und einen Vorschuss von 
400 Gulden von der evangelischen Gemeinde für die Kosten. 
Die verarmte Gemeinde erklärte sich ausser Stande zu dieser 
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Vorlage, die vielmehr Herr v. Metternich zu machen habe!. Die 
Extsadierung der Kirchenbücher verweigerte sie aus Furcht, es 
möchte mit denselben gelien wie mit dem Lagerbuch, das ihnen 
auch zur Einsicht abgenommen, aber nicht mehr zurückgegeben 
worden sei, wodurch ihnen ja der Beweis der Possession im 
Normaljahr erschwert oder unmöglich gemacht würde (K. A. 
a. 2. O. S. 26ff., 49ff.). 

Abermals wurde ein neuer Schleichweg versucht. Der oben- 
genannte „rei evangelicae gehässige* Dr. Kütscher von Mainz 
hielt sich einige Wochen auf dem Schloss in Neckar-Steinach auf. 
Als der Rechtsbeistand der Gremeinde verreist war, liess er am 
6. Oktober 1752 die Kirchenvorsteher und Gemeindedeputierten 
spät abends durch einen simulierten Amtsbefehl für den anderen 
Morgen aufs Schloss laden. Als sie erschienen, hielt er eine 
Anrede an sie, rühmte die ausnehmende Gnade des Herrn v. Met- 
ternich, der gern zu Neckar-Steinach residieren wolle, aber die 
Verdriesslichkeiten zwischen Herrschaft und Unterthanen nicht 
länger gleichgültig ansehen könne. Er bot eine freundschaftliche 
Beilegung an und stellte die Frage, ob und was die evan- 
gelische Gemeinde, falls ihnen ihre Kirche wieder allein 
eingeräumt würde, zum Bau einer katholischen Kirche 
beitragen wolle. Die Deputierten erklärten, sich erst mit ihrem 
„Assistenten“ besprechen zu müssen. Man lud sie auf den Nach- 
mittag wieder ein; Kütscher wiederholte seinen Antrag und ver- 
sprach, das gegen das Normaljahr Geänderte solle abgestellt 


! Dr. K. Köhler in seinem Buch „Die Simultankirchen im Grossherzog- 
tum Hessen“ erzählt S. 156 auf grund der hiesigen Pfarrchronik, dass das 
Reichskammergericht zu gunsten der Protestanten entschieden und die Exe- 
kution dem Kurfürsten von der Pfalz übertragen habe, der aber eine Vor- 
lage von 6000 Gulden verlangte, welche die Gemeinde nicht aufzubringen 
vermochte. Ueber einen solchen Prozess finden sich weder hier, noch im 
Archiv des Reichskammergerichts zu Wetzlar, noch in den Karlsruher Akten 
Nachrichten. Die Erzählung beruht auf einer Mitteilung des Pfarrers Salzer, 
und wir vermuten, dass sie durch Missverstand aus dem oben Gesagten her- 
vorgegangen ist. 
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werden; aber darunter verstand man keineswegs das Simultaneum, 
„die Quelle alles bishero denen Evangelicis zugeflossenen Jammers 
und gebrannten Herzeleids“, sondern nur die anderen Beschwerden, 
z. B. Entfernung der Fahnen um die Kanzel, Rückgabe des 
Schulhauses, Aufhebung der Feier der katholischen Festtage, so- 
wie der ausschliesslichen Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen im katholischen Glauben, Auszahlung eines Heiligenkapitals 
von 106 Gulden, Läutung der Vaterunserglocke. Die evangelische 
(Gemeinde ging auf diese Vorschläge nicht ein. Der Anwalt der 
(Gemeinde berichtete über diese Vorgänge am 10. November 1752 
an den Kaiser und bat um ein „Reichs Grund-Gesetzmässiges 
Real Executions-Erkenntnis“. Die Exekution möge dem Ritterort 
Kraichgau übertragen werden, der am nächsten liege und sie mit 
weniger Kosten ins Werk setzen könne (K. A. a.a. O. S. 54ff.). 
Ebenso wandte man sich am 16. November 1752 an das Corpus 
Evangelicorum: Herr v. Metternich habe statt der Restitution 
die alten gravamina noch vermehrt. Mit einer Exekution sei ihm 
noch nie gedroht worden. Würden sie nicht bald gerettet, so 
müsse unter ihren pauvren Umständen tota res ecclesiastica zu- 
sammenstürzen und die durch die bisherige Religionsverfolgung 
bis zum Bettelstab verarmte evangelisch-lutherische Gemeinde das 
flebile beneficium emigrationis ergreifen (K. A. a.a. O. 8. 1—4). 
In Nebensachen liess Herr v. Metternich Aenderung eintreten, 
aber eine volle Restitution verweigerte er, äusserte vielmehr, 
er wage das Aeusserste und lasse es darauf ankommen. 
Die Klagen seitens der Gemeinde über Verarmung wiederholen 
sich; sie konnte verschiedene Kapitalien, die sie aufgenommen 
hatte, nicht zurückbezahlen, und einem Holzverkauf aus den Ge- 
meindewaldungen von 1200 Gulden widersetzten sich die Herrschaft 
und die gesetzwidrig aufgenommenen katholischen Bürger (K. A. 
Dietatum Regensburg 12. Mai 1753). 

Im Jahre 1753 starb der Domkapitular Lothar Ferdinand, 
und die Herrschaft Neckar-Steinach ging an seinen Bruder 
Hugo Franz Wolfgang v. Metternich, ÖOberamtmann zu 
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Düren, über. „Er ist nächtlicherweile durch das Schönauer Thal 
in Neckar-Steinach eingetroffen, und die ihn ankommen sahen, 
behaupteten, er sei ganz wild mit einem unrasierten Bart an- 
gekommen“ (Vankauf S. 96). Bei der Huldigung am 7. September 
wurde ihm eine Vorstellung der Kirchenvorsteher und Gemeinde- 
deputierten überreicht, in welcher sie mit Hinweis auf die kaiser- 
lichen Reskripte betreffis der Restitution sich in ecclesiasticis und 
politicis quaevis competentia juris reservierten. Herr v. Metter- 
nich antwortete, er sei nicht gesonnen, den evangelischen 
Unterthanen an ihren Gerechtsamen zu präjudizieren, 
doch wünsche er, dass sie die via amicabilis erwählten zu satt- 
samer Zufriedenheit beider Teile. Die Aufnahme der Reservation 
in das Huldigungsprotokoll verweigerte er, wie auch die Annahme 
der Schrift. Auf die Frage, ob die Gemeinde huldigen wolle, 
erklärte der von den Evangelischen beigezogene Notar: „Ja, 
unter obiger Reservation.“ Nach der Huldigung versicherte v. Met- 
ternich, er habe die Intention, alles so einzurichten, dass Gott 
und die Welt Freude daran habe. Kurze Zeit nach der Hul- 
digung richtete der Anwalt der Gemeinde eine Eingabe an den 
Kaiser und bat um Erlass einer Exekutionsverordnung gegen 
Herrn v. Metternich und um Genehmigung des Holzhiebs. Zu 
gleicher Zeit wurde auch eine neue Eingabe an das Oorpus 
Evangelicorum gemacht und die Hoffnung ausgesprochen, wenn 
der Kaiser eine Exekutionsverordnung erlasse, so werde der 
jetzige Herr teils wegen seiner billigkeitsvollen Gesinnung, teils 
auch aus Scheu vor den Kosten, sie nicht so verschleifen wie 
sein verstorbener Bruder mit seiner „höchst unverantwortlichen 
continuirten respektwidrigen Saumsal“ (K. A. Dictatum Regens- 
burg 27. Oktober 1753). 

Es zeigte sich bald, dass die Hoffnungen der Evangelischen 
auf die „billigkeitsvolle“ Gesinnung ihres Herrn eitel waren. Als 
ihm zwei Deputierte am 22. Dezember 1753 ein Memoriale über- 
reichen wollten, in welchem die Evangelischen anfragten, ob Herr 


v. Metternich sie restituieren wolle oder zu weiteren Klagen und 
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Zwwangsmitteln nötigen, gab er ihnen das Schreiben zurück mit 
dem Bescheid, wenn die Kirchenvorsteher etwas zu klagen hätten, 
möchten sie selbst kommen. Und als am 14. Januar 1754 aber- 
mals zwei andere Deputierte mit dem Memorial auf das Schloss 
gingen, zuerst zum neuen Jahr gratulierten und dann die Ge- 
meinde der landesväterlichen Huld empfahlen, rief ihnen der 
Landesvater, nachdem er das Schreiben überlesen hatte, zu: Ihr 
seid Rebellen. Auf die Entgegnung, das seien sie nicht, erwiderte 
er, er wolle nach Wien gehen und machen, dass sie die schwere 
Not kriegen sollten. Er hiess sie am 22. Januar wiederkommen, 
um ihnen Antwort zu geben, reiste aber vorher ab (K. A. Dic- 
tatum Regensburg ? Februar 1754). Darauf wieder am 5. Fe- 
bruar 1754 Eingabe an das Corpus Evangelicorum um Abstellung 
der Beschwerden, und am 24. April 1754 des letzteren an den 
Kaiser: nachdem die Paritionsfrist wohl 30 mal verstrichen sei, 
möge der Kaiser eine Exekutionskommission in loco anordnen 
sumptibus partis gravantis und derselben die Vollstreckung der 
kaiserlichen Verordnungen aufgeben, damit gravati ad statum anni 
normalis restituiert würden (K. A. Dictatum Regensburg 18. Juni 
1754). Eine Antwort auf diese Eingabe ist uns nicht bekannt. 

Im Herbst 1754 fiel es Herrn v. Metternich ein, auf einem 
von ihm erkauften sehr wilden Pferd einen Spazierritt zu wagen. 
Kaum war er aus seinem Schloss unter die Brücke, welche ober- 
halb in den Schlossgarten führt, gekommen, so fiel er vom Pferd, 
ward tötlich verwundet und starb folgenden Tages als der 
Letzte seines Geschlechts. Sofort ergriff Kurpfalz Besitz von 
der Herrschaft Neckar-Steinach. Es erschienen dagegen Prote- 
stationen von Seiten .der Hochstifter Speier und Worms, kaiser- 
liche Mandate u. s. w., aber Kurpfalz blieb neun Jahre lang im 
Besitz der Herrschaft von 1754—1763. In dieser Zeit ging der 
Kirchenstreit weiter. Im Jahr 1758 suchten die Lutheraner von 
Neckar-Steinach sogar, was sie mit Güte nicht erhalten konnten, 
sich mit Gewalt zu verschaffen, indem sie mit den Dars- 
berger und Greiner Bauern mit Gabeln, Hacken und Schaufeln 
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kamen, unter Führung des Bachschultheissen Joh. Hornbläser, das 
Kirchhofthor erbrachen, die Mauer vor dem Schulhaus nieder- 
rissen, den katholischen Schulmeister aus seiner Wohnung trieben, 
dessen Viktualien aus dem Keller warfen und in der Mitte der 
Kirche einen Altar errichteten, den sie mit eisernen Stangen in 
Stein gegossen befestigten. Der katholische Pfarrer hatte näm- 
lich auf dem Kirchhof vor den Fenstern des lutherischen Schul- 
hauses eine Mauer aufführen lassen und verschloss die Kirchhof- 
thore, da der Weg über den Kirchhof immer als ein gemeiner 
Gang angesehen worden war (Vankauf S. 99ff.). 

Bei der Wiedereinsetzung der beiden Hochstifter 
kam auch die kirchliche Angelegenheit sofort zur Sprache (K. A. 
Dictatum Regensburg 1. Februar 1765). Am 17. Januar 1763 
überreichte ein Notar im Namen der evangelischen Gemeinde der 
zur Huldigung ernannten gemeinschaftlichen Kommission eine 
Vorstellung nebst Promemoria über die Religionsbeschwerden 
(a. a. OÖ. S. 12—17). Er erhielt eine Stunde später die schrift- 
liche Resolution, den beiden Hochstiftern sei von den Religions- 
beschwerden nichts bekannt (!?), sie gehörten auch nicht mit 
zur Huldigung, die Supplikanten möchten sich also an die beiden 
fürstlichen Höfe wenden, wo ihnen Recht widerfahren würde. 
Man wandte sich am 30. Januar an die kaiserliche Subdelegations- 
kommission zur Wahrung der evangelischen Rechte. Der Kom- 
missar, Freiherr v. Kinsberg, verbot aber die Anbringung der 
Reservation bei der Huldigung, da dies ein actus turbativus 
sei, auch solle die Huldigung weder der Bürgerschaft wegen ihrer 
politischen noch der evangelisch-lutherischen Gemeinde wegen 
ihrer Religionsbeschwerden nachteilig sein. Als nun aber die 
evangelische (semeinde am 22. November 1763 bei den beiden 
Regierungen um Restitution nachsuchte, erfolgte am 13. Februar 
1764 eine abschlägige Antwort (K. A.a. a. O.S. 27ff.). Und 
die von v. Metternich etwas gemilderten Beschwerden sollten aufs 
neue vergrössert werden: Die Protestanten sollten auch die katho- 


lischen Feiertage halten, dem evangelischen Pfarrer wollte man 
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den bereits spoliierten Zehnten noch mehr schwächen, das Kol- 
lektieren bei auswärtigen Glaubensgenossen wurde verboten, wie 
die Gemeinde in ihrer Eingabe an das Oorpus Evangelicorum 
vom 20. Dezember 1764 klagte (K.A. a. a. O. S. 1ff.). Die 
beiden Regierungen schlugen den schon wiederholt betretenen 
Weg ein; sie erboten sich im folgenden Sommer, die Religions- 
gravamina, obwohl sie beim Reichshofrat anhängig seien, vor 
einer niederzusetzenden Kommission zu untersuchen, auch nach 
Billigkeit und Recht sofort gütlich abzuthun (K. A. Handschrift: 
Extract. Relat. Comit. vom 10. Juni 1765). Natürlich wird sich 
die Gemeinde gegen eine solche bischöfliche Kommission aus- 
gesprochen haben und so blieb die Sache weiter „hängen“. Es 
bleibt nur die Ausdauer der evangelischen Gemeinde zu bewundern, 
mit welcher sie ihre vergeblichen Versuche bei dem machtlosen 
Corpus Evangelicorum und dem für die Evangelischen nicht sehr 
eifrigen Reichshofrat wiederholte. Anwalt Fischer von Ehrenbach 
reichte am 19. August und 16. September 1768 bei jener Körper- 
schaft neue Petitionen ein um ein Paritions-Dekret und Ueber- 
tragung der Exekution an den Landgrafen von Hessen-Darmstadt. 
Diesen Eingaben folgten nach und nach noch acht weitere, 
die letzte am 14. Dezember 1770 pro acceleranda relatione sup- 
plicarum. Nach Köhler (a. a. O. S. 156) hätte das Corpus am 
11. April 1770 den Beschluss gefasst, dass alle noch obschwe- 
benden Religionsstreitigkeiten an die Reichsgerichte gebracht werden 
sollten. Diese Nachricht stimmt jedoch nicht überein mit den 
uns vorliegenden Akten, in denen weder ein solcher Beschluss 
erwähnt noch etwas von einem Prozess beim Reichskammergericht 
angedeutet ist. Am 18. März 1771 berichtete der Reichstags- 
gesandte v. Schwartzenau an den Markgrafen von Baden, nach- 
dem die Neckar-Steinacher Religionsbeschwerden 2!/s Jahre lang 
unerörtert gelegen hätten, fange der Reichshofrat an (!), Ver- 
fügungen ergehen zu lassen und der kaiserlichen Zusicherung 
einiges Genüge zu leisten. Am 1. März 1771 hatte nämlich der 
Reichshofrat beschlossen: „24°: Impetrantes in Verfolg des in 
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A° 1662 getroffenen Vergleichs mit ihrer Beschwerde puncto 
Simultanei, dann wegen derer weitern gravaminum intuitu der 
Zurückgabe des Pfarrhauses, derer Landschad. Legatorum und 
des obnbeweglichen Altars ab-, wegen der dem protestantischen 
Pfarrer angeblich entzogenen Gefälle und Besoldung auf das 
herrschaftliche diesfalls beschehene Anerbieten in Exhibito d. 
praes. 15. Mart. 1752 zu verweisen.“ Der Gesandte bemerkt, „es 
sei in Erwägung zu ziehen, ob gegen No. 2 dieses Erkenntnisses 
und den darin angezogenen Vergleich nicht etwas zu erinnern 
und bei Zeiten die erforderlichen Remedia einzuwenden sein 
dürften“. Wie es sich mit jenem Vergleich von 1662 verhält, 
haben wir oben (S. 191) gezeigt. Das Erkenntnis des Reichshofrats 
ist nach allem früheren höchst auffallend. Bei dem Vortrag in 
der Deputationskonferenz vom 20. März 1771 wurde hingewiesen 
auf das Dictatum vom 1. Februar 1765 (vgl. S. 209) S. 13: „Bei 
der A° 1662 beschehener Huldigung hat nicht nur er (v. Metter- 
nich) selbsten ... zu dem ... Simultaneo mittels allerhand an- 
masslichen Reformations-Neuerungen und Eingriffen, auch nach- 
gefolgter Vergewaltigung den gefährlichen Grund gelegt, auch 
nach in eodem anno erfolgten tödtlichen Hintritt des damahligen 
Geistlichen Kleinlogels“ u. s. w. Der Vergleich von 1662 
fand sich bei den Akten nicht, und es ist wohl zu denken, 
warum er sich nicht fand (K. A. Handschrift von 1771). Der 
Schriftwechsel zwischen den Anwälten der beiden Parteien dauerte 
noch eine Zeit lang fort, aber ein jenem Reichshofrats- 
Conclusum entsprechendes kaiserliches Reskript ist 
nicht bekannt. Es konnte ein solches nach den früheren 
kaiserlichen Reskripten auch nicht erlassen werden. Wäre es 
erlassen worden, so hätte man von katholischer Seite nicht ge- 
zögert, es bekannt zu machen. Was aber weiter erfolgte, ist 
uns nicht bekannt. Erst im Jahr 1785 erhalten wir wieder eine 
Nachricht, die letzte aus den Karlsruher Akten: „Auszug aus 
dem Haupt Bericht an ein Corpus Evangelicorum de 7. Februar 
1785 — hat die Gemeinde selbst in via transactionis zu be- 
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handeln gesucht, dahero dann nach dem Ausspruch eines Corporis 
Evangel. de ao. 1771 dieser Gemeinde bedeutet worden: Weilen 
sie, unter Anführung der mit ihrem Gegenteil vorwaltenden Ver- 
gleichs Handlung der Sache allhier Anstand zu geben selbst ver- 
lange, man sowohl in diesem Fall, als in allen andern dergleichen 
künftigen, die Partheien an ihren selbst einschlagenden Weeg 
keineswegs zu behindern gedenke etc.* Der Vergleich kam 
jedenfalls nicht zustande; wenigstens ist uns ein solcher nicht 
bekannt. Vankauf in seiner mehrfach zitierten Schrift sagt nur 
(S. 127f.), dass v. Metternich das Simultaneum eingeführt habe, 
„in welchem Besitz Stand beede Religions-Partheien sich bis auf 
diese Stunde (1790) erhalten haben“. Im Jahr 1777 verglichen 
sich die Katholiken und Lutheraner miteinander dahin, 
„dass sie aus gemein städtischen Mitteln eines-, andernteils auch 
aus Beiträgen von gutherzigen Christen gedachte Kirche um 
22 Schuh erweitern wollten, welches auch geschehen und da- 
durch dieselbe zu einer der schönsten Kirchen im Neckarthal 
umgestaltet worden“. Das war also auch kein Vergleich über das 
Simultaneum. Im Jahr 1852 kam es abermals zu Streitigkeiten, 
die beendigt wurden durch die Vereinbarung vom 15. Juli 
1854. In derselben heisst es unter Pos. I: „Der Rechtspunkt, 
also die Frage darüber, ob und welche allgemeine oder spezielle 
Befugnisse der evangelischen oder katholischen Konfessionsgemeinde 
an der Kirche selbst zustehen, bleibt völlig unberührt und wenn 
auch gegenseitige Zugeständnisse und Nachgaben gemacht werden, 
so soll dieses auf den Rechtspunkt nicht den entferntesten Ein- 
fluss haben, da es die Aufgabe der Kommission nur ist und sein 
kann, diese unangenehmen Differenzen auf dem Verwaltungs- 
wege so lange vorläufig zu ordnen, als nicht auf dem hiermit 
ausdrücklich vorbehalten bleibenden Rechtswege ein anderer 
Zustand herbeigeführt wird.“ Der evangelische Pfarrer Jung er- 
klärte, dass er eine bestimmte Urkunde über die der evangelischen 
Konfession an der Kirche zustehenden Rechte verlangen müsse. 
Nachdem ihm entgegengehalten worden war, dass darüber ledig- 
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lich der Richter entscheiden könne, dass aber vorstehende Ur- 
kunde ım Fall der Genehmigung ganz ebenso wie ein richter- 
liches Urteil die beiden Konfessionen binde, so beharrte er den- 
noch darauf, über den Rechtspunkt entschieden zu sehen. 

Eine solche Entscheidung ist nicht erfolgt; aber eine Aen- 
derung trat zehn Jahre später dadurch ein, dass die Kirche, ob 
mit oder ohne Zustimmung der beiden Confessionsgemeinden, ist 
uns nicht bekannt, im Grundbuch der Gemeinde Neckar-Steinach 
dieser als Eigentum zugeschrieben wurde. 
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II. Miscellen. 


D———e 


Zur Handhabung des Kirchenstuhlrechts. 


Von 
Pastor D. Th. Woltersdorf 


in Greifswald. 


Die St. Nikolaikirche in Greifswald wurde nach ihrer Er- 
neuerung im Jahre 1832 mit neuem, nichtverschliessbarem 
Gestühle versehen, und allen Denen, welche „das Eigenthums- 
recht“ an Plätzen in dem alten Gestühle nachwiesen, wurden 
statt deren solche in dem neuen überwiesen. Schon bei der 
nächstjährigen Revision der Kirchenrechnung wurde der Wunsch 
ausgesprochen, „dass das jetzt stattfindende, zum Nachtheil der 
Kirche sowohl als der einzelnen Eigenthümer gereichende will- 
kürliche und eigenmächtige Betreten der Kirchenstühle durch 
angemessene obrigkeitliche Verfügung abgestellt werden möge“. 
Dieser Anregung nachkommend erliessen Bürgermeister und 
Rath unterm 7. Oktober 1833 folgendes „Publicandum“: 

„Es wird hiedurch zur Nachricht und Nachachtung für 
alle diejenigen, die es angehen kann, in. Anerinnerung ge- 
bracht, dass das in der Kirche zu St. Nikolai eingerichtete 
Gestühl während des Gottesdienstes allein von denjenigen, die 
vermöge eines erworbenen Eigenthums dazu befugt sind, oder 
die von der Kirche ihren besonderen Platz gemiethet haben, 


Woltersdorf, Zur Handhabung des Kirchenstuhlrechts. 215 


betreten werden darf. Alle diejenigen, die eine solche Be- 
rechtigung nicht erworben haben, sind von der Benutzung 
des Kirchengestühls ausgeschlossen und müssen sich 
damit begnügen, dass sie in den Gängen oder auf der 
Diele stehen können. Bei der Feier des heiligen Abend- 
mahls können alle diejenigen, die daran Theil nehmen, aber 
auch nur sie allein, das hiezu eingerichtete Gestühl benutzen. 
Uebrigens haben diejenigen, die annoch einen gewöhnlichen 
Sitzplatz zu miethen wünschen, sich bei dem Provisor Präfke 
zu melden, und die Miethe für die Kirchenstände ist stets zu 
pränumeriren.“ 

Dieses Publicandum wurde an den Kirchenthüren angeschlagen 
und an sämmtliche Hausbesitzer vertheilt, auch wurde je eine An- 
zahl von Exemplaren an die Universität, das Oberappellations- 
gericht und das Hofgericht gesandt, mit der Bitte, den Inhalt 
durch die Mitglieder des betreffenden Kollegiums deren Dome- 
stiken zur Kenntniss bringen zu lassen. 

Die Ausschliessung aller nicht besonders Berechtigten auch 
von den leer gebliebenen Plätzen, deren es in der grossen 
Kirche an gewöhnlichen Sonntagen unzweifelhaft immer viele 
gab, war zu unnatürlich, als dass sie auf die Dauer respektirt 
werden konnte. Aber die Provisoren beharrten bei ihrer strengen 
Auffassung des Kirchenstuhlrechts. Noch zwanzig Jahre später 
versuchten sie auf’s Neue, ihr die widerstrebende, wie sie meinten 
der Kirchenkasse nachtheilige, Praxis zu beugen. Unterm 
3. Juni 1854 erliess „das Provisorat“, selbstverständlich nicht 
ohne erfolgte Zustimmung des Magistrats, im Greifswalder Tage- 
blatt eine „Bekanntmachung“, durch welche auf's Neue daran 
erinnert wurde, dass „die Gestühle während des Gottesdienstes 
nur ausschliesslich von Denjenigen betreten werden dürfen, welche 
vermöge eines erworbenen Eigenthums dazu berechtigt sind oder 
welche von der Kirche ihren besonderen Sitz gemiethet oder 
sonst ein Benutzungsrecht erworben haben“. Mit diesen letzten 
Worten ist wohl besonders auf die Fälle hingewiesen, in denen 
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die Kirchenstühle ihren „Eigenthümern“ abgemiethet waren. 
Die „Eigenthümer“ besassen nicht bloss das Vermiethungs-, 
sondern auch das unbeschränkte Verkaufs- und Testierrecht an 
den Kirchenstühlen, wie auch ihr Eigenthumsrecht daran durch 
das Verlassen der Parochie oder der Stadt nicht berührt wurde. 
Diese Gerechtsame sind auch seitdem nicht aufgehoben worden; 
doch sie haben aufgehört, ‘wie früher für das kirchliche Leben 
störend zu sein, nachdem eine grosse Anzahl von Kirchen- 
stühlen durch Heimfall, Schenkung oder Rückkauf in das freie 
Eigenthum der Kirche zurückgekommen und sämmtlichen 
Kirchenbesuchern zur freien Benutzung überwiesen ist. Jene 
frühere völlige Ausschliessung der nicht besonders Berechtigten 
von der Benutzung des Gestühls hat der Gemeindekirchenrath 
auf seine eigene Hand, ohne Widerspruch zu finden, auch für 
die noch vermietheten oder im Sondereigenthum befindlichen 
Kirchenstüble dahin gemildert, dass diese nur bis zum Beginn 
der Predigt für die besonders Berechtigten frei zu lassen sind. 
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III. Literaturübersicht‘. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


22. Mühlbrecht”, Uebersicht d. gesammt. staats- u. rechts- 
wissenschaftl. Literatur d. J. 1897. XXX. Jahrg. Berlin, Putt- 
kammer u. Mühlbrecht, 98. 6 Mk. 

Zum dreissigsten Male erscheinen die Monatshefte, einheitlich 
zusammengefasst und mit einem Register versehen, leider aber 
noch immer nicht mit einer systematischen Uebersicht. E. Fr. 

23. Landsberg”, Gesch. der deutsch. Rechtswissenschaft. 
III. Abth. 1. Halbb. Text, 1. Halbb. Noten. Fortsetzung zu der 
Gesch. d. deutsch. Rechtswissenschaft, I. u. I. Abth. v. R. Stintzing. 
(Gesch. d. Wissenschaften in Deutschl. Neuere Zeit. Bd. 18. 
Gesch. d. deutsch. Rechtswissenschaft.) München u. Leipzig, Ol- 
denburg, 98. 

Der gelehrte Verf., dem wir schon die Herausgabe der I. Ab- 
theilung des bekannten Werkes von Stintzing verdanken, setzt 
dieses jetzt selbständig fort und führt es bis in den Eingang un- 
seres Jahrhunderts. In Bezug auf die Methode war er an Stintzing’s 
Vorgang gebunden, und so ist es wohl zu erklären, dass sein Werk 
nur Literaturgeschichte ist und über den Studienbetrieb keine Mit- 
tbeilungen macht. Der Verf. wendet seine besondere Aufmerksam- 
keit auch der kirchenrechtlichen Disziplin zu und daher rechtfertigt 
sich die Erwähnung des Buches an dieser Stelle. Hat er auch für 
das Kirchenrecht selbständige Studien weder gemacht noch machen 
können und bringt er im Wesentlichen die Ergebnisse von Schulte, 
so geniesst doch seine Darstellung den Vorzug, dass die kirchen- 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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rechtliche literarische Entwickelung in den Rahmen der allgemeinen 
eingegliedert worden ist und damit erst die richtige Beleuchtung 
empfängt. Im Einzelnen haben wir für einige Punkte Ausstellungen 
zu erheben. Leider hat der Verf. nicht Rieker’s schönes Buch 
benutzt, welches ihm über die Zusammenhänge von Naturrecht, 
Territorial- und Kollegialsystem gute Aufschlüsse zu geben im 
Stande gewesen wäre. Für Febronius vermissen wir die Anführung 
und Benutzung von Kuntziger. Doch sollen solche Ausstellungen 
das Verdienst des Verf. nicht schmälern. Es ist eine immense Arbeit, 
welche in dem Notenbande steckt, und dieses gewaltige Material ist 
in dem Textbande elegant und übersichtlich verarbeitet worden. 
E. Fr. 

24. Czapla*, Gennadius als Literahistoriker. Eine quellen- 
kritische Untersuchung d. Schrift des Gennadius v. Marseille, de 
viris illustribus. Knöpfler, Schrörs, Sdralek, Kirchengeschicht!l. 
Studien Bd. 10, H. 1. Münster, Heinr. Schöningh, 98. Mk. 4.60. 
Subskriptionspreis M. 3.30. 

Der wissenschaftliche Werth dieser Schrift beruht nicht so 
in der Textausgabe wie in den eingehenden, von umfassender Ge- 
lehrsamkeit zeugenden Anmerkungen zu den einzelnen von Gennadius 
angeführten Autoren. Unter diesen ist keiner, der für das ka- 
nonische Recht in Betracht käme, mit Ausnahme vielleicht des 
Pachomius, über den wir aber von anderer Seite besser unter- 
richtet sind als gerade durch Gennadius. E. Fr. 

25. Funk*, Lehrbuch der Kirchengeschichte. Paderborn, 
Ferd. Schöningh, 98.? 6 Mk. 

Wir freuen uns, die dritte Auflage des verdienstvollen Werkes 
anzeigen zu können. In kurzen, prägnanten Zügen stellt es die 
kirchengeschichtliche Entwickelung dar, und orientirt auch zutreffend, 
wenn auch in beschränkter Weise über die Literatur. Das Re- 
gister könnte etwas ausführlicher sein. So vermissen wir in ihm 
beispielsweise Gratian. Auch wäre es zweckmässiger, die Interpre- 
tativbreven für Preussen und die Oberrheinische Kirchenprovinz 
nicht mit den Worten Dileci filii anzuführen, sondern wie üblich, 
Quod de fidelium und Re sacra. E. Fr. 

26. Funk, Kirchengeschichtl. Abhandlungen, Rezens.: Jü- 
licher in Gött. Gel. Anz. 160, 1. 

27. H.G.Voigt”, Adalbert v. Prag. Ein Beitrag z. Gesch, 
d. Kirche u. d. Mönchthums im X. Jahrh. Mn Akad. 
Buchhandl. (W. Faber & Co.), 98. 
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Das auf ernsten Studien beruhende, gelehrte und gut ge- 
schriebene Buch ist wesentlich von geschichtlicher Bedeutung und 
fällt somit aus dem Rahmen dieser Zeitschrift heraus. Auch für 
die Geschichte des Mönchthums enthält es nichts Besonderes, da 
es sich lediglich um die regelmässigen Benediktiner-Verhältnisse 
handelt. Interessant für uns sind die Partien, wo es sich um den 
Verzicht Adalbert’s um sein Bisthum handelt, der noch vor die Zeit 
fällt, in welcher Alexander III. die Genehmigung des päpstlichen 
Stuhles für erforderlich hingestellt hatte. Möglich, dass der Prä- 
cedenzfall Adalbert’s zur Fixirung des Verzichtsfalles geführt hat, 
den die Regel nachher mit den Worten ausdrückte: Quem mala 
plebs odit. Wenn übrigens der Verf. S. 34 Adalbert durch den 
König mit Ring und Stab beliehen werden lässt, so ist zwar die 
Beleihung mit dem Stabe damals schon üblich gewesen, aber die 
mit dem Ringe tritt uns nicht vor Heinrich II. entgegen. E. Fr. 

28. Robidou, Hist. du clerge pendant la revolut. franc. 
1. 2. Par. 98. 

29. Sell, D. Entwickelung d. kath. Kirche im XIX. Jahrh. 
Vorträge. Leipz. 98. 

30. Maurenbrecher, Thomas v. Aquino’s Stellg. z. Wirth- 
schaftsleben seiner Zeit. Leipz. 98. 


I. Lehr- und Handbücher. 


8. Duballet, Cours complet de droit canon. et de jurisprud. 
canico-civle. 2. 3. Par. 98. 

9. Sebastianelli, Praelect. iuris can. quas in schol. pont. 
sem. rom. tradebat. Vol. 1 de personis. Vol.2 de rebus. Romae 98. 

10. Wernz, Jus decretal. ad usum praelection. in scholis. 
Textus canonici sive juris decretalium. T. 1. Introductio in ius 
decretalium. Romae 98. 

ll. Soglia, Instit. iur. priv. eccl. ed. nova. Par. 97. 

— Additamenta ad Instit. iur. publ. et priv. eccl. 10. ed. 
Par. 97. 

12. De Luca, Praelect. iur. canon. liber de personis. 
Romae 98. . 

13. Lombardi, Jur. can. privati institutions, quas in scholis 
pont. sem. rom. tradidit t. 1. Romae 98. 

14. Seeberger, Handbuch d. Amtsführung f. die protestant. 
Geistlichen des Königr. Bayern diesseits des Rheins. (In 16 Lfgn.) 
1. u. 2. Lfg. München 98. 
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IH. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Decreta authentica Congr. S. Rituum ex actis eiusdem 
collect. eiusque auctoritate promulgata sub auspiciis SS. d. N. 
Leonis. XII vol. 1 aD a. 1588 ad a. 1705 (2162 Nummern). 
Romae 98. 

2. Martens, D. Formula Visitationis eccl. Erfurtensis a. d. 
J. 1557 u. ihre Bedeutg. f. d. Erfurter K.- u. Schulgesch. Progr. 
d. Realgymn. Erfurt 97. 

3. Livre synodal, contenant les articles resolus dans les 
synodes des Egl. wallones de Pays-Bas. 1. 1653—1685. La 
Haye 96. 

4. Bruna-Vos, De Reglementen en Besluiten v. d. Nederl. 
Herv. Kerk, m. aanteek. 97. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


19. Krüger*, Nachtr. z. Gesch. d. altchristl. Literatur in d. 
ersten drei Jahrhunderten. Freiburg, J. C. B. Mohr, 97. (Grundriss 
d. theol. Wissenschaften, II. Reihe, Bd. 3. 60 Pfg. 

Obgleich das inzwischen auch in’s Englische übersetzte Buch 
von Krüger erst im Jahre 1895 erschienen ist, so hat die For- 
schung doch seit der Zeit so bedeutsame Fortschritte gemacht, 
dass der Verf., zumal eine neue Auflage des Buches noch aus- 
geschlossen ist, sich zur Herausgabe von Nachträgen entschlossen 
hat. Wir haben auf die Bedeutung des Buches für Kanonisten 
schon früher aufmerksam gemacht. Das damals Gesagte gilt auch 
für diese Nachträge. E. Fr. 

20. Ambrosiano, Scritti varii pubblicati nel XV. centenario 
dalla morte di S. Ambrogio. Milano, 97. (Darin: De Broglie, 
Caractere particulier de l’Episcopat de S. Ambr.) Cipolla, Della 
Giurisdizione metropolica della sede Milanese Belle regione X. 
Venetia et Histria. 

21. Lurz*, Ueber die Heimath Pseudoisidor’s. München 98. 
(Heigel u. Grauert’s histor. Abhandlungen. H. XH.) 

Der Verf. setzt den Endpunkt, in welchem Pseudoisidor vor- 
gelegen haben muss, in Uebereinstimmung mit Langen für den No- 
vember 852 fest, den Anfangspunkt verlegt er nach dem Juni 846 
(Reichstag zu Epernai). Er weist dann mit stichhaltigen Gründen 
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die Hypothese von Wasserschleben zurück, dass die Dekretalen unter 
Erzbischof Otgar von Mainz entstanden seien und dass der Hand- 
schriftenklasse No. 2 die Priorität gebühre.. Dagegen acceptirt er 
Maassen’s bekannte Resultate. Die Vermuthung Langen’s, der in 
dem Abte Lupus von Ferrieres den Autor der Pseudoisidorischen 
Fälschung erblickt, wird weiter mit Recht bekämft. Der Haupttheil 
der Schrift beschäftigt sich mit der Hypothese Simson’s, von der 
Identität der Verf. der beiden Schriftwerke von Le Mans mit Pseu- 
doisidor, die bis jetzt mehr in der französischen als deutschen 
Literatur erörtert und auch, abgesehen von Döllinger, mehr Anklang 
gefunden hat bei unseren westlichen Nachbarn als bei uns. Was 
der Verf. hier in nüchterner Deduktion vorbringt, erscheint uns un- 
anfechtbar, und so stimmen wir denn auch mit seinem Endergebnisse 
überein — zu welchem wir uns übrigens stets bekannt haben — 
dass die Diözese Rheims den Entstehungsort für die Täuschung ab- 
gegeben habe. Allerdings erscheint uns der Einwurf Fournier’s, dass 
es schwer begreiflich sei, wie Hinkmar eine gegen ihn gerichtete 
Fälschung nicht als solche aufgedeckt, sondern sogar umgekehrt 
benutzt habe, auch Seitens des Verf. noch nicht genügend gewür- 
digt und widerlegt zu sein. | 

Die Schrift ist scharfsinnig und klar geschrieben und verdient 
die Aufmerksamkeit der interessirten Kreise. E. Fr. 

22. Fournier, Les collect. canon. attribuees a Yves de Char- 
tres (fin). Bibl. de l’Ecol. des chartes. 58, 5/6. 

23. Fournier*, Les collectiones canoniques attribuees & Yves 
de Chartres. Paris, 97. Picard et fils. (Extrait de la bibliothe- 
que de l’ecole des chartes 1896 et 1897.) 

Der Verf. hat seine wichtigen, auf umfassenden Studien be- 
ruhenden Abhandlungen in einen Band vereinigt und besonders 
erscheinen lassen. Sie nehmen die Aufmerksamkeit der Kanonisten 
in besonderem Maasse in Anspruch und wir freuen uns, die Er- 
gebnisse des Verf., denen wir voll zustimmen, kurz mittheilen zu 
können. F. hehandelt zunächst die Collectio trium partium, be- 
züglich deren er nachweist, dass in ihr zwei Sammlungen vorliegen, 
die zeitlich allerdings nur kurze Zeit auseinanderfallen und später 
vereinigt worden sind. Die erste umfasst Buch 1 und 2 der Samm- 
lung und besteht aus Decretales einer- und Canones andererseits. 
Die 670 Decretalenfragmente sind in grosser Zahl (305) der Pseudo- 
isidoriana entnommen, zum Theil (128) aber einer bis jetzt nicht 
nachweisbaren Sammlung, die mit der Britanica die grösste Ueber- 
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einstimmung gehabt haben muss. Auch von den 789 Fragmenten 
der Pars II entfallen 679 auf Pseudoisidor. Die Entstehung der 
Sammlung ist um das Jahr 1095 nach Frankreich zu verlegen. 
Ihr Verf. ist in Ivo oder seiner Umgebung zu suchen. 

Das dritte Buch ist dagegen ein Extrakt aus Ivo’s Decret. 

Das Decretum Ivonis — denn es ist kein Grund vorhanden, diese 
Sammlung ihm abzusprechen — entstanden um 1095; hat wesent- 
lich zunächst Burchard excerpirt — von 3760 Fragmenten finden 
sich bei diesem 1600 — weiter die beiden ersten Bücher der 
Coll. IH. partium (ca. 500), eine der Britanica analoge Sammlung, 
vermuthlich eine vermehrte Britanica (ca. 260), das dem Fulbert 
v. Chartres zugeschriebene Poenitential, römische Rechtsquellen 
(ca. 230). Die Panormia, aus d. J. 1095, stimmt im Plane mit dem 
Decretum überein und ist ein Auszug aus diesem. Sie enthält aber 
auch Material aus der von Fournier entdeckten Sammlung in vier 
Büchern, einer der Britanica analogen Sammlung und weniges aus 
den beiden ersten Büchern der Coll. III. partium. Ihr Autor ist 
sicher Ivo. F. behandelt dann einen Auszug aus der Coll. III par- 
tium, Auszüge aus dem Decretum! und der Panormia und geht dann 
zu den Sammlungen über, welche auf den Ivonischen beruhen. Hier 
kommt zunächst die Caesaraugustana in Betracht, die Sammlung 
von S.-Genevieve, des Cod. Vatic. 1361, die Coll. X partium (in 
Frankreich 1125—1130 entstanden), die Summa decretorum Hai- 
monis, die zwei Sammlungen von Chalons, die Briefe des Hilde- 
bert von Lavardin, die Sentenzen des Algerus von Lüttich, die 
Schriften des Hugo von St. Victor, das Sic et Non von Abälard, 
die Sentenzen des Msc. von Sidon. Schliesslich giebt ein Anhang 
noch Auszüge aus der Coll. III. partium. 

Es ist eine ungeheuere Arbeit, welche der Verf. vollendet hat, 
deren Schwierigkeiten nur derjenige voll würdigen kann, der ähn- 
liche Untersuchungen angestellt hat. Zahlreiche Handschriften hat 
er untersucht. Nichts ist ihm von der gedruckten Literatur ent- 
gangen. Stets urtheilt er vorsichtig und unter vollkommener Be- 


ı Mir will der Gedanke nicht aus dem Kopfe, ob nicht Ivos decret. 
vielleicht blos XVI Bücher gehabt habe und das XVII. erst später hinzu- 
gefügt worden sei. Abgesehen von dem Umstand, dass das XVII. Buch 
sich stofflich stark von den ersten sechzehn unterscheidet, kommt in Be- 
tracht, dass eine Anzahl Handschriften mit nur sechzehn Büchern existiren, 
und dass der Kompilator des III. Buches der Coll. Tr. P. auch nur die 
sechszehn Bücher benutzt hat, 
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herrschung des Stoffes. Kurz er hat sich um unsere Wissenschaft 
im höchsten Maasse verdient gemacht und wir sehen mit Begierde 
den weiteren quellengeschichtlichen Arbeiten entgegen, die er in 
diesem Buche verspricht. E. Fr. 

24. Fournier*, Yves de Chartres et le droit canonique. Par. 98. 

Die kleine Arbeit ist aus einem Vortrage hervorgegangen, 
welchen der Verf. auf dem internationalen Katholikenkongress zu 
Freiburg i. J. 1897 gehalten hat. Gewiss war Niemand kompetenter 
über Ivo zu schreiben als der Verf., obgleich die Quellen seiner 
Darstellung nicht so die kanonistischen Arbeiten Ivo’s bilden, als 
dessen Briefe, aus welchen ja auch schon Esmein Ivo’s Stellung 
zur Investiturfrage zu ergründen unternommen hat. Wir halten 
die Charakteristik Ivo’s für zutreffend, meinen aber, dass der Verf. 
doch bezüglich der Investiturfrage zu sehr unter dem Einflusse von 
Stutz steht, dessen Behauptungen über das königliche Eigenthum 
an Bisthümern uns noch der Begründung bedürftig erscheinen. 

E. Fr. 

25. Fournier, Deux controverses sur les origines du Decret 
de Gratien; I. Gratien et Pierre Lombard. Rev. d’hist. et de litter. 
relig. 3, 97. 

F. weist mit durchschlagenden Gründen nach, dass Gratian von 
Lombardus benutzt worden ist. E. Fr. 

26. Fournier, Deux controverses sur les origines du decret 
de Gratien; IV. le date du decret de Gratien. Revue d’hist. et 
de litterat. relig. 3, 253. 

Eine umsichtige und eingehende Arbeit, welche als Ent- 
stehungszeit des Decretum c. 1140 annimmt, oder jedenfalls ein 
Jahr näher nach 1140 als nach 1150 zu. Für das Letztere habe 
ich mich schon in der Zeitschr. f. Kirchenr. Bd. 17 S. 397 erklärt 
(1882) und ich freue mich der Uebereinstimmung mit dem bewährten 
französischen Forscher. E. Fr. 

27. Fournier”, Deux controv. sur les origines du decret de 
Gratien. Macon. 98. (Separatabdruck der beiden erwähnten Ab- 
handlungen aus der Revue d’hist. et de litterat. rel.) 

28. Maitland, Canon law in England. The Engl. Histor. 
Rev. 1896, 446, 641. 

29. Fr. d’Ovidio, La proprietä eccles. secondo Dante e un 
luogo del „De monarchia*. Atti dell. Acad. d. Napoli. 97. 

30. Sullivan, Marsiglio of Padua and William of Ockam II. 
Americ, hist. Rev. 2, 4. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIO. 2. 15 
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3l. Borri, Statuti ed ordinamenti dell’ antichissimo capitolo 
della insigne basilica di S. Vittore in Varese. Varese. 

32. Schlesinger, Joh. Rautenstrauch (1746—1801), Biogr. 
Beitr. z. Gesch. d. Aufklärg. in Oesterr. Wien 97. 

33. Archivium Londino-Batavae eccl. III. epp. et trac- 
tatus cum reformationis tum eccl. Londino-Batavae histor. illustr. 
ed. Hessels, Cambridge, 97. 

34. Mitchell and Christie, The Records of the Commissions 
of the general assemblies of the church of Scotl. holden in Edinb. 
1648—49, ed. from the original manuscr. Edinb. 96. 

35. Verhandlungen d. 10 ord. Gen.-Syn. d. ev. Landes- 
kirche Preussens v. 23. Nov. bis 16. Dez. 97. Berl. 98. 

36. Kirchenordnung d. ev. Brüder-Unität in Deutschl. 
v.J. 1897. Gnadau 97. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


25. Berendts, D. Verhältn. d. röm. K. zu d. kleinasiat. vor 
d. Nicaen. Konz. Stud. z. Gesch. d. Theol. u. K. 1, 3. 

26. F. S., De successione prior. Roman. pontific. Romae 97. 

27. Sägmüller*, D. Entwickelung des .Archipresbyterats u. 
Dekanats b. z. Ende d. Karolingerreichs. Tübingen 98 (Univ. Progr.). 

Eine sorgsame Abhandlung, die in zutreffender Weise die Frage 
nicht generell beantwortet, sondern für Westfranken, Italien, Deutsch- 
land abgesondert untersucht. Sie gelangt zu dem Resultate, dass 
im Westfrankenreich der Dekanat eine neue bischöfliche Anordnung 
war, die mit der Aufhebung des Chorepiskopates in Verbindung 
steht. Dagegen ist in Deutschland während der Karolingerzeit die 
Diözese weder in Achidiakonate noch in Dekanate eingetheilt ge- 


wesen. Und ebenso wenig haben sich hier — im Gegensatz zu 
Frankreich — die Archipresbyteratsbezirke mit dem politischen 
Gau gedeckt. E. Fr. 


28. Ketterer*, Karl d. Gr. u. die Kirche. München u. 
Leipzig, R. Oldenbourg, 97”. 5 M. 

Das Buch ist aus von einer der Münchener theologischen Fakultät 
gestellten Preisaufgabe hervorgewachsen. Es behandelt unter sorg- 
fältiger Benutzung der Literatur auf Grund eingehenden Quellen- 
studiums zunächst die Stellung Karl’s zum Papstthum und dann seine 
Stellung zur fränkischen Kirche: Alle einschlagenden Fragen em- 
pfangen ausreichende Erörterung, und im Ganzen wird das vom Verf. 
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entworfene Bild als zutreffend anzusehen sein, wenngleich er uns 
freilich der Stellung des Königs und den Verhältnissen einen kirch- 
licheren Charakter aufzudrücken scheint als es den Thatsachen ent- 
spricht. E. Fr. 

29. Stutz, Gesch. d. kirchl. Benefizialwesens 1, 1. Rez.: 
Thaner, Gött. Gel. Anz. 160, 291. 

30. Hampe, Z. Streit Hinkmar’s v. Rheims mit seinem Vor- 
gänger Ebo u. dessen Anhängern. N. Arch. f. ält. D. Gesch. 23, 180. 

31. Jos. Teige*, Beitr. z. Gesch. d. Audientia litterarum 
contradictarum. Bd. 1. Prag, P. Gruss (H. Dominicus), 97. 

Während die moderne Kanonistik an dem freilich veralteten 
Institut der Audientia litterarum contradictarum achtlos vorbei- 
gegangen ist, haben die modernen Diplomatiker sich eingehender 
mit ihm beschäftigt. Neuerdings hat Foerstemann die novae 
constitutiones audientiae contradictarum v. J. 1375 publizirt. Aber 
er äussert sich in der Einleitung nur über dieses Aktenstück selbst. 
Der Verf. dagegen will zwar „lediglich die in römischen Archiven und 
Bibliotheken neu aufgefundenen Nachrichten ... .. in einer losen 
Zusammenstellung dem Fachmanne zugänglich machen“, aber er 
giebt doch auch eine belehrende Darstellung über die Thätigkeit 
der Behörde, die auch dem Kanonisten das grösste Interesse ge- 
währt. Ich hebe nur beispielsweise die Erörterungen über die 
typischen nach ihrem Inhalte bestimmten Anfänge der Dekretalen 
hervor. Auf 92 Seiten Text folgen 90 Seiten Beilagen. Ein 
zweiter Band wird Text und Urkunden fortsetzen. Nach dessen 
hoffentlich baldigem Erscheinen wird ein eingehenderes Referat an- 
gezeigt erscheinen. E. Fr. 

32. Benoit, Du droit de succession des Ev&ques de Strassbourg 
sur les prötres de leur diocese. Ingold, Miscell. Alsat. 3, 32. 

33. Sauer, Z. Gesch. d. bischöfl. Erbrechtes i. d. Diöz. 
Strassburg. A. f. K. K.R. 78, 373. 

34. Brunner, Weahlkapitul. d. Bischöfe v. Konstanz. Mitth. d. 
Bad. hist. Kommiss. No. 20. (Beil. z. Z. f. d. Gesch. d. Ober- 
rheins, N. F. 13.) 

35. Stilling, D. Westf. Diözesansynode b. z. Mitte d. 
XIII. Jahrh. Ein Beitr. z. geistl. Verfassungsgesch. d. Bisth. 
Münster, Paderborn, Osnabrück u. Minden. Bingen 98. 

36. Schrader, D. Weihbischöfe, Offiziale u. Generalvikare v. 
Minden v. 14.—16. Jahrh. Z. f. vat. Gesch. etc. Westfalens 55, 
Abth. 4, S. 3 (der erste Weihbischof geweiht 1316). 
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37. Johann Anton Theiner* u. Augustin Theiner, Die 
Einführung d. erzwungenen Ehelosigkeit b. d. christl. Geistlichen 
u. ihre Folgen. Bevorwortet von Prof. Nippold. Bd. 3. s. & 
Hugo Klein. Mk. 5,50. 

Mit diesem dritten Bande liegt das Theiner’sche Werk in der 
neuen Ausgabe vollendet vor. Das Buch ist zu bekannt, als dass 
es noch einer Kritik bedürfte. Darum begnügen wir uns mit der 
Bemerkung, dass diese Ausgabe den Stoff bis auf den heutigen 
Tag fortführt. Die Stellung der Altkatholiken zum Cölibate, die 
Erzeugnisse der Literatur bis zur neuesten Zeit herab, haben Er- 
wähnung gefunden, so dass das Buch jedem, der sich für die 
Cölibatsfrage interessirt, das vollständige Material darbietet, welches 
dann aber doch noch der kritischen Sichtung bedürftig ist. 

E. Fr. 

38. Peluso, Le elezioni ecclesiastiche nelle due Sicilie dai 
Normanni al Concordato del 1818 con documenti inediti. Napoli. 

39. Joly, Le schisme de l’eglise de France pendant la revolut. 
2. Discussion generale du rapport du comite ecclesiastique. Revue 
d’hist. et de litterat. relig. 3, 144. 


VI. Staat und Kirche. 


9. Schoen*, Das Landeskirchenthum in Preussen. Berlin, Carl 
Heymann, 98. 2 Mk. (Sep.-Abdr. aus d. Verwaltungsarchiv. Bd. 6.) 

Der Verf. untersucht, in wie weit der in verschiedenen Ge- 
setzen vorkommenden Bezeichnung der Kirchen als „öffentlich- 
rechtliche Korporation“ eine rechtliche Bedeutung zukomme. Er 
erklärt sich für die Rosin’sche Definition des letzteren Begriffes 
und gelangt demnach zu dem Ergebnisse, dass er für die Kirchen 
der rechtlichen Bedeutung entbehre.. Wenn er dann aber weiter 
ausführt, dass dieser Begriff sich geschichtlich erklären lasse, so 
widerspricht er damit m. E. seinem eigenen Ergebnisse. Ich meine, 
dass es Sache der Jurisprudenz sei, das ius quod est zu erfassen. 
Die Gesetzgeber, welche die Kirchen für öffentlich-rechtliche Kor- 
porationen erklärt haben, haben damit unstreitig nicht ein blos poli- 
tisches Moment für ihre Behandlung der Kirchen hinstellen wollen. 
Möglich, dass die bisherigen Versuche, den Begriff der öffentlich- 
rechtlichen Korporation so zu fassen, dass auch die Kirchen ihm 
unterstellt werden können, juristisch nicht befriedigen. Dann muss 
aber gestrebt werden, einen passenden zu finden. Die blosse Ne- 
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gation erscheint mir jenen Gesetzgebungen gegenüber nicht gerecht- 
fertigt zu sein. Auch mit dem zweiten Theil der Abhandlung, 
welcher speziell für Preussen den Begriff der Landeskirche fest- 
zustellen unternimmt, kann ich mich nicht einverstanden erklären. 
M. E. passt dieser Begriff für die katholische Kirche überhaupt 
nicht; und für die evangelische bedeutet er, dass sie in dem Landes- 
herrn ihr kirchliches Oberhaupt erblickt. Darum giebt es eine 
preussische ev. Landeskirche für den heutigen Umfang des preussi- 
schen Staates überhaupt nicht, sondern nur für Altpreussen, Nassau 
u. s. w. Zu S. 35 gestatte ich mir zu bemerken, dass es einen 
Kalandenorden niemals gegeben hat, sondern nur Kaland genannte 
Konfraternitäten. E. Fr. 

10. Gregg, The Decian persecution. Lond. 97. 

11. Magliari, Del patriciato romano dal secolo IV. al secolo 
VIII. Studi e docum. di storia e diritto 17, 152. 

12. Baudrillart, Des idees qu’on se faisait au XIV* siecle 
sur le droit d’intervention du Souverain Pontif. en matiere politique 
1. art. Revue d’hist. et de litterat. rel. 3, 193. 

13. D. Einfluss d. deutsch. prot. Regierungen b. d. Bischofs- 
wahl (von einem Juristen). A. f. K. K.R. 78, 225. 

14. Centi, Dei rapporti fra Stato e chiesa in Italia, ovvero 
dei rapporti fra la scienza e la religione, fra la religione e la 
politica. Roma 97. 

15. Peluso, D diritto di placitazione nelle due Sicilie dai 
Normanni al concordato del 1818. Napoli. 

16. Peluso, Docum. inediti intorno alle relazioni fra lo Stato 
e la chiesa nelle due Sicilie dal 1734 al 1818. Vol. I. P.I. 
I. progetti di un nuovissimo concordato durante il Ministero 
Tanucci 1749. 1756. Vol. III. P. II. I. progetti del concordato 
del 1818. Napoli 97. 

17. Peluso, Il fondamento razionale del regio assenso. Studio 
di dir. eccl. Nap. 

18. Choisy, La theocratie & Geneve au temps de Calvin. 
Geneve 98. 


vIL. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


16. Baumgarten, Untersuchungen u. Urkk. üb. die camera 
collegii cardinal. f. d. Zeit v. 1255— 1437. Leipz. 98. 
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17. Hilarius a Sexten (Gatterer) Tractat. de censur. eccles. 
cum app. de irregularitate. Mainz 98. 

18. Boudinhon, Les nouvelles nei sur l’interdiction et la 
censure des livres. Le Can. cont. 21, 129. 

19. Parayre, Des u domestiques. Le Can. cont. 
21, 150. 

20. Fischer, D. Kirchen- u. Pfarrbaulast d. Stadt Berlin sowie 
d. märk. Städte. Berl. 98. 

21. Maltzer, D. Sacramente der orthodox-kath. Kirche d. 
Morgenlandes, deutsch u. slavisch, unter Berücksicht. d. griech. Ur- 
textes. Berl. 98. 

22. Holder, Kirchl. Vermögensrecht des Kant. Freiburg in 
s. histor. Entwickelg. u. heut. Geltung. Freib. Gesch. Bl. 4, 84. 

23. Buv6e, Le droit de propriete de l’Eglise (These). Lyon 97. 

24. Atzeri, Le chiese possono essere oggetto di proprietä? 
Appunti sulla teoria delle cose fuori commercio nel diritto romano, 
canonico e ital. moderno. Cagliari 96. 

25. Scaduto, Ricettizie devoluzione della rendita e deroghe 
al diritto comune. Bari 98. (Estr. dalla Rassegna Giuridica di 
Bari, Anno II, No. 4.) 

26. Caselli, Le congrue parrocchiali ed il supplemento dovuto 
dal fondo per il culto. Riv. di dir. eccl. VIII, 1, p. 1. 

27. Scaduto, Rappresentanza delle parrocchie vacanti e 
restauri delle ex-ricettizie. Riv. di dir. ecel. VII, 513. 


VIH. Ordenswesen. 


13. Schiewietz, Vorgesch. d. Mönchth. od. das Ascetenthum 
d. drei ersten christl. Jahrhunderte. A. f. K. K.R. 78, 305. 

14. Holl, Enthusiasmus u. Bussgewalt beim griech. Mönch- 
thum. Eine Studie zu Symon d. neuen Theologen. Leipz. 98. 

15. Woodhouse, Monasticism, ancient and modern. Lond. 96. 

16. Geigel, Relig. Genossenschaften (Sep.-Abdr. aus Eccle- 
siasticum Argentinense. Mainz 1898). Strassb. 1898. 

17. Avens, Z. Benedictus regula monachor. Neue Jahrb. f. 
Phil. u. Pädag. LXVII, 10. 
| 18. Traube, Textgeschichte d. Regula S. Benedicti. Münch.98. 
Abh. d. k. Bayer. Akad. III. Cl. XXI. Bd. III. Abth. 

19. Josa, .S. Francis of Assisi, and the Third Order in the 
Anglo-Catholic Church. Mowbrav 98. 
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20. Sabatier, Speculum perfectionis seu S. Franciseci Assisiensis 
legenda antiquissima auctore fratre Leone. Nunc primum edidit. 
Paris 98. 

21. Tachy, Les Tiers-Ordres. Pouilly 98. 

22. Monuments ordinis Praedicator. historica, vol. 1 
Fratris Gerardi de Procheto, OÖ. P, Vitae fratrum ord. Praed. 
necnon cronica ab ao. 1203—54 ed. Reichert. vol. 2 fasc. 1. 
Fratris Galuagni de le Flamma, cron. ord. Praed. ab ao. 1170— 1233 
rec. Reichert. Stuttg. 98. 

23. Monumenta historica Societatis Jesu nunc primum edita 
a patribus eiusdem societatis. Annus I—IV. 1894—1897. a 12 
fasc. Daraus einzeln: Polancus, Priest. Joa. Alph. de, S. J., Vita 
Ignatii Loiolae et rerum Societatis Jesu historia. Tom. I—V. 
Litterae quadrimestres ex universis praeter Indiam et Brasiliam 
locis, in quibus aliqui de Societate Jesu versabantur, Romam 
missae. Tom. I—IV. (1546—1556.) Borgia, Sanctus Franciscus, 
quartus Gandiae dux et Societatis Jesu praepositus generalis tertius. 
Tom. I. (842 S.) — Dasselbe. Annus V. 12 fasc. Ebd. 

24. Müller, Les origines de la compagnie de Jesus. Ignace 
et Lainez. Paris 98. Ä 

25. Canisii epistolae et acta. Colleg. et adnotationibus illustr. 
Braunsberger, vol. 2, 1556—60. Freib. 98. 

26. Gelzer, Pro monachis od. d. kulturgeschichtl. Bedeutg. 
d. Klosteraufhebung i. d. ersten Hälfte uns. Jahrh. m. bes. Berück- 
sichtig. d. Schweiz. Z. f. Kulturgesch. V, 3. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 
8. Baumann, Rechtsgesch. d. reform. Kirche v. Appenzell. 
A.Rh. Basel 98. (In.-Dis.) 
9. Bonnard, Thomas Erast (1424—831)et la discipl. ecclesiast. 
Lausanne 97. 


X, Sektenwesen. Religionsfreiheit. 

2. Cooper(Wm.M.), Flagellation and the Flagellants: A History 
of the Rod in all Countries. From the Earliest Period to the 
Present Time. With numerous Illustrations. New. ed., Revised 
and Corrected. Lond. 98. 

3. Aldovrandi, Acta f. Officii Bononise (1211—1309). Atti 
e Memorie della R. Deputaz. di storia patria per le prov. di 
Romagna S. III. vol. XIV. fasc. 4—6. 
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4. Tarrida del Marmol, Les Inquisiteurs d’Espagne. Par. 97. 

5. Molenes de, Torquemada et l’Inquisition; docum. ined: 
la jurisprudence du St. Office. Par. 97. 

6. Loserth, D. Reformat. u. Gegenreformat. i. d. innerösterr. 
Ländern i. XVI. Jahrh. Stuttg. 98. 


XI. Eherecht. 


23. Meynial, Le mariage apres les invasions (4. art.). Nouv. 
Rev. histor. 22, 165. 

24. Flügel, D. kanon. Ehehinderniss d. Irrthums bez. d. 
Unfreiheit d. Mitkontrahenten. (Bonn 97, In.-Diss.) 

25. Mariolle, Nichtigkeitserklärung u. Aufhebung d. Ehe im 
internat. Verkehr n. d. Beschl. d. Haager Kongresses über d. Ehe- 
scheidung. Z. f. internat. Privat- u. Strafrecht 8, 133. 

26. Engelmann, Eheliche Abstammung (B. G.B.). Seuffert’s 
Blätter 68, 41. 65, 85. 

27. Desminis, D. Eheschenkung n. röm. u. insbes. n. byzant. 
Recht. Athen 98. 

28. Diobouniotis, Eheschliessung zw. Inländern u. Aus- 
ländern n. griech. Recht. Z. f. internat. Pr.R. 8, 17. 

29. Cimbali, Il matrim. dello straniero 1. Torino 98. 

30. Inhülsen (Ueber das imped. erroris — Schwangerschaft 
der Ehefrau vor der Ehe durch einen Dritten nach engl. Recht). — 
Es wird für die Giltigkeit der Ehe entschieden. Z. f. internat. 
Privat- u. Strafrecht 8, 1. | 

31. Amram, Jewish law of divorce accord to Bible and Tal- 


mud. Lond. 97. 
XI. Schule, 

7. Bezold, D. ältest. deutsch. Universität. i. ihr. Verh. z. Staat. 
Hist. Z. 80, 436. 

8. Klewitz u. Ebel, Matrikel d. Univ. Giessen. 1608—1707. 
Sep.-Abdr. Giessen 98. 

9. Aldermann, Klerikales Schulregiment in Mainz. Ein 
Blick in d. Schulverhältn. e. deutsch. Stadt. Mainz 98. 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg, 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

12. Leo XIII. Motu proprio. 31. Octob. 1897. Ueber die Zu- 
ständigkeit der Congreg. Indulgent. 

Christiana reipublicae tam late fusa tamqtıe operosa admini- 
stratio omnino postulabat, ut Pontifici romano viri sapientes et 
graves perpetuo assiderent, quibuscum et consilia communicare et 
quotidianam negotiorum molem partiri opportune posset. Hinc ea 
sunt S. R. E. Cardinalium Consilia sapientissime constituta, quae 
Romanae Congregaliones nuncupantur; quorum est quibusdam in 
causis ius dicere, de iure respondere, aliaque complura decernere, 
transigere, quae transigi decernique eorum auctoritate lex et con- 
suetudo iubet. Iis tamen, quod ratio, quod naturalis rerum ordo 
requirebat, non promiscua universis, sed sua singulis potestas data, 
suumque negotiorum ad expediendum unicuique assignatum genus. 
Quod sane nisi decessorum Nostrorum providentia cavisset, magna 
erat permixtio iuris et confusio futura, simulque spes utilitatum 
maximarum, quas nomini christiano Congregationes Romanae pe- 
pererunt quotidieque pariunt, vel ab initio intercidisset. lamvero 
officii nostri est tueri in eis constitutionem temperationemque na- 
tivam, efficiendo ut singularum potestas suis contineatur finibus, 
ac si quid forte minus consentaneum invexerit diuturnitas, emen- 
dare. His de rebus et causis cum animum adiecissemus ad sacrum 
Consilium, cuius muneris est de Indulgentiis Sanctorumque Reliquiis 
cognoscere ac statuere, aliquod ei officium providentiae Nostrae 
impertiri vidimus oportere. 
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lud videlicet Clemens IX. decessor Noster instituit Motu 
proprio die VI. Julii an. MDCLXIX edito, diligenterque eius quae 
forent partes praescripsit his verbis: .... „cum facultate omnem 
difficultatem ac dubietatem in Sanctorum reliquiis, aut Indulgentiis 
emergentem, quae ad fidei dogma non pertineat, Nobis tamen et 
romano Pontifice pro tempore existente circa graviora difficilioraque 
consultis, expediendi. Ac si qui abusus in eis irrepserint, illos, 
iudicii forma plane postposita, corrigendi et emendandi. Falsas 
quoque, apocryphas indiscretasque Indulgentias typis imprimi ve- 
tandi, impressas recognoscendi et examinandi, ac ubi Nobis, seu ro- 
mano Pontifici pro tempore existenti retulerit, Nostra seu illius 
auctoritate reiiciendi . . . Reliquias de novo inventas recognoscendi 
quoque et examinandi ... omniaque pie, sancte, et incorrupte fieri 
eurandi.* Verum ad haec posteriorum concessa Pontificum alia ac- 
cessit facultas, nimirum ipsa sacrae indulgentiae munera dilargiendi, 
adiecta rescriptis clausula, praesenti valituro absque ulla Brevis 
erpeditione. 

Sed cum huius generis rescriptorum frequentia crevisset praeter 
modum, iisdemque de rebus rescribere eodem tempore consuesset 
Curia a diplomatibus pontificiis, abnormis quaedam ac praepostera 
agendarum rerum consecuta ratio est. Huic incommodo occurrendum 
tempestive censuit Pius IX. f. r. decessor Noster, datoque in id 
decreto! Congregationem Indulgentiis sacrisque Reliquiis cog- 
noscendis praepositam extra fines Constitutionis Clementinae ex- 
currere prohibuit, indulgentiarum tribuendarum adempta facultate. 
„Nos praesenti Motu proprio, et ex certa scientia ac matura de- 
liberatione decernimus, ut Congregatio eadem pergat quidem re- 
tinere quaestiones et disceptationes quae super Indulgentiis aut 
Reliquiis forte oboriantur, et peragere etiam atque expedire alia 
omnia quae suae dumtaxat institutionis munia respiciunt ad tramites 
Motus propriü, quem hac de re praelaudatus Antecessor Noster 
Clemens IX. dedit sub die VI. Iulii MDCLXIX; abstineat tamen 
omnino ab emittendis actis illis quae ad Indulgentiarum pertinent 
concessionem.*“ Verumtamen huius vis decreti sensim excidit, re- 
stituta scilicet ea ipsa, quae fuerat adempta, facultate: ita plane ut 
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non minore quam antea numero rescripta edi soleant cum ea clau- 
sula, quam supra diximus. Qua re quoniam perturbationem ordinis 
debiti ac vetera incommoda plane renovari, multorum testimonio Nobis 
consisterat, delectis quibusdam S. R. E. Cardinalibus mandavimus, 
ut causam mature perpenderent, et quo remedio opus esse videretur, 
aperte significarent. Igitur cognita eorum sententia, ut sua cuique 
munia serventur integra, Molu proprio et certa scientia decernimus: 
I. Ut Congregationi Indulgentiis sacrisque Reliquiis praepositae 
ea salva iure permaneant, quae Clemens auctor instituit: praetereaque 
eidem confirmamus, et, quatenus opus sit, de integro concedimus 
facultates omnes, quae in syllabo, his litteris adnexo, numerantur. 
ll. Volumus et statuimus, ceteras concessiones iterationesque 
indulgentiarum, privilegia altarium, facultates benedicendi et alia 
eiusmodi ad Nostram Secretariam Brevium exclusive pertinere. 

. UI. Simili ratione decernimus ut quae facultates Congregationi, 
de qua agimus, collatae sunt, eae ita sint eius propriae, ut nulli 
praeterea vel Congregationi vel Secretariae possint esse communes. 

Datum Romae apud S. Petrum, die XXXI. Octobris an. 
MDCCCLXXXXVII, Pontificatus Nostri Vigesimo. 


Leo P. P. XII. 
SYLLABUS 
Facultatum quas SSmus Dominus noster LEO PP. XII. S. Con- 
gregationi Indulgentiis et SS. Reliquiis praepositae confirmat 
el, qualtenus opus sit, de integro concedit iuzta N. I Sui 
Motus proprii sub die AAAI. Octobris anni MDCCCLXAAXX VII 
incip. Christianae reipublicae. 

1. Facultatem interpretandi Rescripta de Indulgentiis sa- 
crisque Reliquiis a etiam propria manu a Summo Pontifice 
signata. 

2. Dirimendi quaestiones et dubia minoris momenti, quae ita 
facile dilui possunt ut necesse non sit de eis in Eminentissimorum 
Patrum Congregatione disceptare. 

3. Approbandi Summaria Indulgentiarum. 

4. Sanandi defectus cuiuslibet generis qui irrepserint in erectione 
Confraternitatum, piarum Unionum, etc. vel etiam in earum aggre- 
gatione ad Archiconfraternitates, Primarias, Primo-primarias, etc. 
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5. Sanandi defectus quoscumque quibus affici contingat ad- 
scriptiones Christifidelium ad Tertios Ordines, ad Confraternitates, 
Congregationes, Pias Uniones, etc. Itemque defectus in benedicendis 
et imponendis scapularibus, in benedictionibus Rosariorum, corona 
rum, etc., in erectione Stationum Viae Crucis et Matris Dolorosae. 

6. Dispensandi super defectu distantiae requisitae ad erectio- 
nem Confraternitatum, ita tamen ut rescripti executio remittatur 
prudenti iudicio Ordinarii. Dispensandi etiam super conditione di- 
stantiae inter ecclesias, quae praefiniri solet in rescriptis concessionis 
quarundam Indulgentiarum. 

7. Transferendi Indulgentias favore Sanctimonialium, cum de 
uno ad aliud Monasterium, sive de una ad aliam domum migrant 
ob temporum adiuncta. 

8. Concedendi, quatenus opus sit, ut Indulgentiae quibus gau- 
debant ecclesiae Regularium, vigere pergant post ipsorum expulsio- 
nem seu violentam conventuum suppressionem. Quae facultas ex- 
tendatur ad casus tum praeteritarum tum futurarum conventuum 
suppressionum; extensive etiam ad ecclesias sive Sanctimonialium, 
sive cuiuslibet Congregationis et Instituti. 

9. Concedendi ut Regularium Ordinum, et etiam Congregatio- 
num sive Institutorum alumni utriusque sexus Indulgentiis et gratiis 
quibus gaudebant in propriis respective ecclesiis, frui possint et 
valeant dum vitam communem agunt in alia domo, in qua legitime 
habent oratorium vel publicum vel privatum. 

10. Transferendi a die vel diebus ad diem vel dies alios In- 
dulgentias iam concessas; exceptis /ndulgentia Portiunculae aliisque 
Indulgentiis plenariis concessis /oties quoties. 

11. Transferendi ad aliam ecclesiam vel ad aliud oratorium 
publicum Indulgentias iam concessas ecclesiae vel publico oratorio. 

12. Concedendi Dioecesibus intra et extra Italiam privilegium 
ut Indulgentias, pro quibus requiritur sacramentalis confessio, lucrari 
valeant Christifideles qui sacramentalem confessionem peragere solent 
infra duas hebdomadas. Quod tamen privilegium non concedatur 
nisi Ordinario Dioecesis expresse petente et ob penuriam confessario- 
rum tantum. 

13. Commutandi conditiones, seu pias exercitationes ad In- 
dulgentiarum acquisitionem praescriptas, in alia pia opera omnino 
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vel fere aequivalentia: exceptis semper Indulgentiis plenariis Zofies 
quoties, et exceptis etiam conditionibus sacramentalis confessionis 
et sacrae Communionis quotiescumque requiruntur. 

14. Renovandi seu prorogandi pro Sanctimonialibus, vere pau- 
peribus tantum, Indulgentias iam ipsis concessas, etiamsi forte dis- 
tulerint renovationem vel prorogationem implorare. 

13. Decr. Congreg. de Prop. 18./10. 97. Errichtung einer 
neuen praefectura ap. für das französische Guinea. Le Can. cont. 
21, 113. 

14. Für die Insel Rhodus. 14./8. 97. A. f. K.KR. 78, 345. 

15. Ernennung eines apost. Delegatus für die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. 18./8. 96. A. f. K. K.R. 78, 343. 

16. Decr. Congreg. de Prop. 12./9. 96. Aufhebung der 
apost. Präfektur in den oriental. Gebiet. A. f. K. K.R. 78, 341. 

17. Decr. Congreg. indulgent. 25./8. 97. Ueber Errichtung 
und Verbindung frommer Gesellschaften. 

Cum hisce temporibus paene innumerae exortae sint in Ec- 
clesia piae Uniones seu Societates, quae etsi quandoque Confrater- 
nitatum nomine decorentur, nihilominus inter veras et proprie 
dictas Confraternitates minime sint recensendae; merito dubitatum 
est, an leges, quae a Constitutione Clementis VIII, quae incipit: 
Quaecumqgue, pro Confraternitatibus et Congregationibus jussae 
sunt, novis istis piis Unionibus seu Societatibus forent applicandae. 
Quaestio insuper mota est pro nonnullis Confraternitatibus ad Re- 
gulares Ordines pertinentibus, quoad consensum Ordinariorum, cum 
illae in Ecclesiis eorumdem Regularium Ordinum eriguntur. Quare 
huic Sacrae Congregationi Indulgentiis Sacrisque Reliquiis prae- 
positae sequentia dubia dirimenda sunt exhibita: 

I. An Piae Uniones seu Societates, quae sub Confraternitatum 
et Congregationum nomine minime veniunt, comprehendantur sub 
sanctionibus Constitutionis Clementis VIII, quae incipit (uae- 
cumque? 

II. An ad erectionem Confraternitatum, puta Sanctissimae 
Trinitatis, Sanctissimi Rosarii, B. M. V. de Monte Carmelo, vel a 
Virgine Perdolente, aliarumve hujusmodi, quae a Religiosis Ordi- 
nibus in suis respectivis Ecclesiis eriguntur, necessarius sit Ordi- 
narii Consensus? 
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Et Emi Patres in Vaticanis aedıbus in generali Congregatione 
coadunati sub die 5 augusti 1897 ad proposita dubia responderunt: 

Ad I: Affirmalive, quoad erectionem seu institutionem, 
quoad approbaltionem statutorum, quoad aggregationem et quoad 
publicationem Indulgentiarum. 

Ad U: Si. agatur de Confraternilatibus proprie dictis, id 
est ad modum .organici corporis et cum sacco constitulis, 
Affirmative: si de Confralernitatibus late acceptis, satis provisum 
per consensum praestitum ab Ordinario pro ereclione Conventus 
Ordinis in Dioecesi. 

De quibus omnibus facto SSmo Dno Nostro Leoni PP. XIII 
relatione, in audientia habita ab infrascripto Cardinali Praefecto die 
25 augusti 1897, Sanctitas Sua resolutiones Emorum Patrum appro- 
bavit. 


Gerichtssprüche. 


4. E. d. R.G.R. VI. Civ.-Sen. 30./9. 97. Eine Klage aus einem 
Eheversprechen gegen die Erben des Selbstmörders ist zulässig. 
Durch das Personenstandsgesetz von 1875, 88 29, 39 werden die 
landesrechtlichen Vorschriften über die Einwilligung der Eltern zum 
Verlöbniss nicht berührt. Seuffert 53, No. 89, S. 157. 

5. E. d. O.L.G. Hamburg, III. Sen. 4./1l1. 96. Simulation 
bei der Eheschliessung gewährt seit Erlass des Personenstands- 
gesetzes keine wirksame Einrede mehr. Seuffert 53, No. 90, S. 162. 
(Merkwürdig, warum der Handlung des Standesbeamten mehr Wirk- 
' samkeit beiwohnen soll als der kirchlichen Trauung!) 

6. E. d. K.G.R. III. Civ.-Sen. 5./15. 10. 97. Bei Ehe- 
scheidung wegen böswilliger Verlassung kommt es auf den guten 
Glauben des verklagten Gatten nicht an. Seuffert, Arch. 53, No. 91, 
S. 163. | 

7. E. d. O.L.G. Dresden, V. Sen. 2./5. 96. Der Gerichtsstand 
des $ 568 Abs. 2 R.O.P.O. hat nicht ein rechtswidriges Verlassen 
der Ehefrau durch den Mann zur Voraussetzung. Ann. d. Sächs. 
O.L.G. 19, 280. Bu 

8. E. d. 0.L.G. Jena, II. Sen. 13./3. 97. Auf das Verfahren bei 
Rückkehrbefehlen in .Ehesachen finden die Normen der Civil- 
prozessordnung keine Anwendung. Seuffert 53, No. 92, S. 164. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche, 
sowie die Kath. und ev. Kirche gemeinsam. 

Das „Justizministerialblatt“ veröffentlicht folgende allgemeine 
Verfügung vom 9. Dezember 1897. — betreffend die Gebühren- 
freiheit der bischöflichen Stühle: Durch Runderlass vom 
14. August 1876 ist ausgesprochen worden, dass die bischöflichen 
Stühle als solche — im Gegensatze zu den unter ihrer Verwaltung 
oder Aufsicht stehenden kirchlichen Anstalten — nicht zu den 
kirchlichen Instituten zu rechnen sind, denen durch $ 4 No. 4 des 
Gesetzes vom 10. Mai 1851, jetzt $ 8 No. 4 des preussischen 
Gerichtskostengesetzes vom 25. Juni 1895, eine bedingte Gebühren- 
freiheit eingeräumt ist. Dagegen ist in einer in der Prozesssache 
des Erzbischöflichen Stuhles zu Köln gegen den Steuerfiskus er- 
gangenen Entscheidung des Reichsgerichts vom 5. Januar d. J. 
anerkannt, dass die den deutschen Kirchen im Tarif zum Erbschafts- 
steuergesetze vom 30. Mai 1873/19. Mai 1891 gewährte Befreiung 
von der Erbschaftssteuer auf alle Organe und Einrichtungen, welche 
nothwendige Bestandtheile der Kirchen und zugleich selbständige 
Träger rein kirchlichen, d. h. lediglich kirchlichen Zwecken ge- 
widmeten Vermögens sind, somit auch auf die bischöflichen Stühle 
sich erstrecke. Gegenüber dieser Entscheidung kann der Rund- 
erlass vom 14. August 1876 nicht aufrecht erhalten werden, weil 
für die Auslegung des Begriffs „Kirche“ in den angezogenen Be- 
stimmungen der Kostengesetze und in dem Erbschaftssteuergesetz 
im Wesentlichen dieselben Erwägungen maassgebend sind. Der 
Runderlass wird daher im Einverständnisse mit dem Herrn Finanz- 
minister hiermit aufgehoben. Der Justizminister Schönstedt. 

2. Ungarn, Erlass der Statthalterei vom 27./7. 97 betr. die 
Dispensation v. Eheaufgebot. A. f. K. K.R. 78, 363. 
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3. Kiel. Kons.-Bekanntm. 5./2. 98 betr. Vorschriften üb. d. 
kirchl. Kassen- u. Rechnungsführ. K.G.- u. V.Bl. 98, 7. 

4. Württemberg. K.G. 1./2. 97 betr. eine Abänderung des 
K.Ges. v. 23./11. 75 über Verkündung und Trauung der Ehen 
von Mitgliedern der ev. Kirche. A. K.Bl. 97, 527. 
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5. Baden. Bek. d. O.K.C. 21./3. 98, den Vollzug d. beiden 
Kirchensteuergesetze betr. G.- u. V.Bl. 98, Nr. 4, S. 31. 

6. Sachsen-Altenburg G. v. 14./8. 97 betr. die Erhebg. 
v. Umlagen zu Schulzwecken. A. K.Bl. 97, 524. 

7. Sachsen-Coburg-Gotha G. v. 6./8. 97 betr. Zuschüsse 
d. Staatskasse zu den Besoldungen, Wartegeldern u. Ruhegehältern 
der Pfarrer d. ev. Landeskirche. A. K.Bl. 97, 521. 

8. Reuss ä. L. G. v. 30./12. 1897 z. Abänderung einiger, 
die Pensionirung der in Ruhestand tretenden Geistl. u. K.-Diener 
betr. Bestimmungen d. G. v. 27./3. 1858 u. 3./2. 1892 betr. A. 
K.Bl. 98 S. 127. 
| 9. Waldeck. V. 19./3. 98, betr. einige Abänderungen d.V. 
v. 10./1. 54, die Verhältnisse d. Candidaten d. Theol. betr., G.- u. 
V.Samml. 98, Nr. 4. 

10. Verhandlungen der XVII. Landeskirchenversammlung 1897, 
her. v. Landeskonsistorium der ev. Landeskirche A.B. in den 
siebenbürg. Landesteilen Ungarns. Hermannstadt 1897. 
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I. Abhandlungen. 


Die Entwickelung des Patronats der freiköllmischen 
Hofbesitzer im Marienburger Werder. 


Von 


Konsistorial-Assessor Dr. Niedner 


in Berlin. 


Die nachfolgenden Mittheilungen über die kirchenrechtlichen 
Verhältnisse im Marienburger Werder haben vielleicht desshalb 
ein allgemeineres historisches Interesse, weil sie ein Beispiel dafür 
geben, wie sich unter dem Namen des Patronats alte Verfassungs- 
formen erhalten, die ursprünglich gar nichts mit einem Patronat 
im Rechtssinne zu thun haben. 

Als in den 1860er Jahren in der Provinz Preussen kirch- 
liche Gemeindeordnungen eingeführt werden sollten, wurde dieser 
Massregel in den zahlreichen evangelischen Kirchspielen des 
Marienburger Kreises Seitens der dortigen Hofbesitzer entschie- 
dener Widerstand entgegengesetzt. Die Hofbesitzer hatten dort 
nämlich von Alters her unter Ausschluss der übrigen Kirchspiels- 
eingessenen alleın 

1. das Pfarrwahlrecht ausgeübt, 

2. die kirchliche Baulast getragen und 

3. die Vermögensverwaltung geführt bezw. beaufsichtigt. 
Letztere Sonderrechte konnten nach den Grundsätzen der neuen 


(femeindeordnung nur aufrecht erhalten bleiben, wenn sie auf 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 8. 16 
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einem speziellen Rechtstitel beruhten. Das wurde damals von 
den Interessenten behauptet. Man erinnerte daran, dass die 
Kirchen im Marienburger Werder seiner Zeit von den Hof- 
besitzern allein gegründet seien und nahm die gedachten Rechte 
als Patronatsrechte in Anspruch. Gegen diese Auffassung sprach 
zwar der Umstand, dass das Rechtsverhältniss in vielen Punkten 
nicht mit den gesetzlichen Bestimmungen über die Patronats- 
rechte und -Pflichten in Einklang. zu bringen war. Das Wahl- 
recht wurde nur von den evangelischen, nicht von andersgläubigen 
Hofbesitzern ausgeübt, und hinsichtlich der Unterhaltungspflicht 
fand sich eine bedeutsame Abweichung von den gesetzlichen Be- 
stimmungen des Allgemeinen Landrechts insofern, als die Hof- 
besitzer unbestritten die gesammte Baulast zu tragen hatten, und 
zwar unter sich nach dem Verhältniss der von ihnen besessenen 
Hufen. Endlich war man darüber einig, dass ihnen die sog. 
Ehrenrechte (Kirchengebet, Geläute u. s. w.) einschliesslich des 
beneficium competentiae nicht zustanden. 

Die obersten Verwaltungsbehörden kamen damals jedoch zu 
dem Resultat, dass das Rechtsverhältniss als Patronat anzusehen 
sei, und diese Ansicht ist dann auch bald darauf in einer Abhand- 
lung des damaligen Kreislandraths Parey! vertreten, dessen Ausfüh- 
rungen seitdem als grundlegend für die Beurtheilung der ein- 
schlägigen Verhältnisse gegolten haben. Parey stützt seine Ansicht 
vornehmlich, wenn nicht ausschliesslich auf die Thatsache, dass 
nur die Hofbesitzer der einst vom Deutschen Orden zu kulmischem 
Recht besiedelten Dörfer zur Ausübung der oben bezeichneten 
Befugnisse berechtigt seien. Er sagt: das bei weitem wichtigste 
Kennzeichen des Patronats sei die freiköllmische Qualität selbst, 
und begründet diese Ansicht, wenn ich ihn recht verstehe, 
folgendermassen: das freiköllmische Recht, womit der Orden die 
deutschen Ansiedler im Marienburger Werder beliehen, habe eine 
Fülle von Freiheiten und Gerechtigkeiten enthalten, wie sie in 


1 Das freiköllmische Patronat über seine evangelischen Kirchen im 
Marienburger Kreise. Altpreuss. Monatsschrift N. F. Bd. VI S. 238. 
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anderen Provinzen nur adlige Gutsherren gehabt hätten, so die 
Ausübung der Polizei- und Patrimonialgerichtsbarkeit. Da nun 
zur Zeit der Entstehung der evangelischen Kirchen im 16. Jahr- 
hundert die Vereinigung des Patronatsrechts mit der Guts- 
herrlichkeit etwas ganz Gewöhnliches gewesen sei, so sei nicht 
daran zu zweifeln, dass man einem so bevorzugten Stande ein so 
wichtiges Recht, als das Patronatsrecht olıne Bedenken über- 
tragen oder dessen freie Ausübung durch denselben ohne Wider- 
spruch Seitens der Landesregierung geduldet habe. 

Nun erweist sich aber, abgesehen von der Thatsache, dass 
unter den als patronatsberechtigt geltenden Dörfern immerhin 
eine Reihe solcher sind, die ursprünglich nicht nach kulmischem 
Recht mit freien Bauern besetzt, sondern Vorwerke oder emphy- 
teutische Dörfer waren, gerade das Hauptargument Parey’s als 
nicht stichhaltig, vielmehr ergibt sich bei näherem Zusehen, 
dass bei Verleihungen zu kulmischem Recht das Patronatsrecht 
grundsätzlich ausgenommen wurde. Für die Regelung der öffent- 
lich-rechtlichen Verhältnisse der Ansiedelungen des Ordens in 
Preussen wurden die Bestimmungen des der Stadt Kulm gegebenen 
Privilegs, als des ersten grösseren derartigen Grundgesetzes 
typisch. In der Kulmer Handfeste wird aber ausdrücklich. das 
Patronatsrecht über die vorhandenen wie noch zu errichtenden 
Kirchen des Ansiedelungsgebiets dem Orden als der Landes- 
herrschaft vorbehalten !, wobei der Gedanke zu Grunde lag, dass 
das Patronat über alle Kirchen grundsätzlich dem Orden zu- 
stehe, so dass es ohne Verleihung Seitens des Ordens überhaupt 


! Parochiam in Culmine dotavimus quattuor mansis juxta civitatem et 
-aliis quadraginta, . . . Parochiam vero Thorunensem dotavimus quattuor 
mansis ... Et in eisdem Ecclesiis ius Patronatus nostrae domui retinemus, 
eis in Plebanis idoneis provisuri. Ceterum si aliquae Parochiae in villis su- 
pradictorum civium fabricatae fuerint, si tum villarum singulae earundem 
80 mansos vel amplius habuerint, promisimus Parochiarum quamlibet prae- 
dictarum quattuor mansis de nostra speciali parte dotare; Et ius Patronatus 
habebimus perpetuo in dotatis, eis etiam in idoneis Sacerdotibus provisuri. 
Dusburg, Chronicon 1679, I S. 4ö3ff., vgl. Jacobson, Quellen des Kirchen- 
rechts I S. 129. 

16* 
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nicht erworben werden könne. Nach dem Muster der Kulmer 
Handfeste ist grundsätzlich in der Folge verfahren!. Wo etwa 
das Patronat den Grundbesitzern verliehen wird, zeigen schon die 
Worte, dass es sich um eine Ausnahme von der Regel handelt?. 
Und dass diese Regel speziell auch bei der im 14. Jahrhundert 
erfolgten Besiedelung des Weichseldeltas beobachet ist, ergeben 
die Handfesten der Werderdörfer?. Ueberall handelt es sich um 
Verleihungen zu kulmischem Recht, zum Theil mit ausgedehnten 
Befugnissen wie selbständiger Gerichtsbarkeit, in keinem F'alle 
aber wird das Patronatsrecht mitverliehen. Hierbei ist es be- 
merkenswerth, dass auch kein Unterschied zwischen zinsfreien 
und zinspflichtigen Vergebungen zu kulmischem Recht gemacht 
wurde. In den Handfesten solcher Ortschaften, in denen Frei- 
hufen vergeben werden, ist sogar meist ausdrücklich angeordnet, 
dass sowohl die freien als die zinspflichtigen Hufen zu den Pfarr- 
unterhaltungskosten gleichmässig beizutragen haben“, woraus 
hervorgeht, dass die Besitzer der freien Hufen in Bezug auf die 
Kirchenverfasung keinerlei Vorrechte hatten. So wurde denn 


! Voigt, Geschichte Preussens Bd. VI S. 740, 741. Hartknoch, Preussi- 
sche Kirchenhistorie 1686, S. 75. 

. 2 Z.B. in einer Urkunde betr. das Dorf Hohendorf von 1244: Talem 
autem et tam specialem eis graciam elargimur, quod si parochialem 
ibi eccelesiam construxerint, eligant plebanum quem voluerint et praesentent 
eum nobis, vgl. Voigt a. a. O. Bd. III S. 465, Bd. VI S. 741 Anm. 3. 

® Die des Marienburger Werders sind abgedruckt bei Dormann, Ge- 
schichte des Kreises Marienburg, Danzig 1862; eine Sammlung der Hand- 
festen des Danziger Werders ist u. A. enthalten in der Handschrift No. 660 
des Katalogs der Danziger Stadtbibliothek. 

* Vgl. z. B. die Urkunden für Schadwalde und Neumünsterberg bei 
Dormann S8. 36, 60, sowie für das Danziger Werder die Urkunden für Scharfen- 
berg und Zugdam (a. a. O.). 

5 Für die Gegenwart wäre übrigens, worauf im Hinblick auf den Auf- 
satz von Parey hinzuweisen ist, der damalige Unterschied zwischen Besitzern 
zinsfreier und zinspflichtiger Hufen bedeutungslos, denn die jetzt sogenannten 
freiköllmischen Besitzer sind nicht etwa nur die Rechtsnachfolger der Be- 
sitzer von Freihufen, sondern die Besitzer aller früher zu eigenem Recht 
besessenen Grundstücke, die in der Regel zu Erbzins verliehen waren und 
nur im Laufe der Zeit frei wurden, vgl. v. Brünneck, Zur Geschichte des 
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auch zur Zeit der Entstehung der evangelischen Kirchengemein- 
den im 16. Jahrhundert das Patronat auch über die damals in 
den zu kulmischem Recht verliehenen Dörfern bereits vorhandenen 
Kirchen von den polnischen Königen als Rechtsnachfolgern des 
Ordens in Anspruch genommen. 

Der Umstand, dass die als Ausfluss des Patronats geltenden 
Rechte und Pflichten in den evangelischen Kirchengemeinden des 
Marienburger Werders nur den sog. freiköllmischen Hofbesitzern 
zustehen, würde hiernach durchaus keine Vermuthung dafür be- 
gründen, sondern eher dagegen sprechen, dass es sich um ein 
eigentliches Patronatsverhältniss handelt. Man wird daher, um die 
Richtigkeit jener Annahme zu prüfen, auf den Ursprung der be- 
zeichneten Rechte und Pflichten zurückgehen müssen. — 

Von den als Kriterien des Patronats angesehenen Rechten 
der Hofbesitzer im Marienburger Werder ist das bedeutsamste 
das Pfarrwahlrecht. Ueber die Entstehung desselben giebt die 
oben citirte Hartwich’sche Chronik von 1722, deren Verfasser 
seit 1698 selbst Geistlicher im Marienburger Werder war, an- 
scheinend zuverlässige Auskunft. Die evangelischen Kirchen- 
systeme im Marienburger Werder sind in stetem Kampf mit 
der weltlichen und geistlichen Obrigkeit entstanden. Die zur 
Zeit der Reformation vorhandenen Pfarrkirchen verblieben mit 
ganz wenigen Ausnahmen in den Händen der Katholiken!. Die 
Ausbreitung des evangelischen Glaubens fand überall in der Weise 
statt, dass die Gemeinden auf eigene Faust evangelische Prediger 
anstellten, die in den Höfen, Lauben und Scheunen predigten. 
Die Errichtung selbständiger kirchlicher Gebäude wurde lange 
von der katholischen Geistlichkeit verhindert. Hierzu kam es 
erst, nachdem schon Jahrzehnte lang regelmässige Gottesdienste 
sei es heimlich sei es öffentlich durch evangelische Geistliche 


Grundeigenthums in Ost- und West-Preussen, Berlin 1891, I S. 72; Voigt 
a. a. OÖ. Bd. III S. 446ff.; Hartwich, Landesbeschreibung derer dreyen im 
Pohlnischen Preussen liegenden Werdern, Königsberg 1722, 8. 55. 

! Hartwich S. 70ff. 
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abgehalten waren!. Hieraus geht hervor, dass das Recht zur 
Annahme von Predigern ursprünglich jedenfalls nicht aus der 
Gründung der Kirchen hergeleitet ist. Dafür aber, dass feste 
Pfründen im Sinne selbständiger kirchlicher Institute geschaffen 
und auf deren Begründung als auf einen Spezialtitel das Pfarr- 
wahlrecht gestützt wurde, fehlt jeder Anhalt. Der Gang der 
Entwickelung ist vielmehr offenbar der gewesen, dass die an- 
sässigen Bauern, zunächst ohne an eine selbständige kirchliche 
Organisation zu denken, neben dem (katholischen) Pfarrer einen 
protestantischen Prediger beriefen und denselben durch freiwillige 
Beiträge recht und schlecht unterhielten, wobei man anscheinend 
so verfuhr, dass man ihm an Dezem, Kalende und Gebühren ein- 
fach dasselbe gab, was der katholische Pfarrer erhielt?®. Es kann 
sich hiernach meines Erachtens nur fragen, ob das schon vor der 
Kirchengründung ausgeübte Wahlrecht den Hofbesitzern etwa in 
der Folge als Patronatsrecht besonders verliehen oder von ihnen 
als solches ausgeübt und anerkannt ist. Darin war nämlich durch 
den Uebergang der Landesherrschaft von dem Deutschen Orden 
auf den König von Polen nichts geändert, dass das Patronats- 
recht über alle Kirchen grundsätzlich als Hoheitsrecht der Landes- 
herrschaft gebühre?. Eine solche landesherrliche Verleihung oder 
Anerkennung ist aber nirgends zu finden, vielmehr zeigen die dem 
Marienburger Werder gegebenen landesherrlichen Privilegien meines 
Erachtens, dass das Wahlrecht nicht als Patronatsrecht angesehen 
wurde. 


1 So ist es bezeugt für Gr.-Lesewitz, wo seit 1565 evangelische Prediger 
waren, aber erst 1606 eine Scheune für Gottesdienste, erst 1652 eine Kirche 
gebaut wurde, für Tannsee, wo seit 1577 gepredigt, aber erst 1603 eine 
Kirche gebaut wurde, für Gr.-Lichtenau, Kuntzendorf, Barendt, Palschau, 
wo seit 1602 bzw. 1603, 1616 und 1600 protestantische Prediger fungierten, 
während besondere Andachtstätten erst in Gr.-Lichtenau 1695, in Kuntzen- 
dorf 1647, in Barendt 1717 und in Palschau 1712 eingerichtet werden konnten 
vgl. Hartwich c. VII SS 8ff. mit c.X. 

® Hartwich 8. 155. 

® Vgl. u. A. Lemann, Provinzialrecht der Provinz West-Preussen Bd.I 
S. 297. 


’ 
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Zunächst kommt das Privileg des Königs Sigismund August 
vom 17. April 1569 in Betracht, in welchem es nach Hartwich’s 
Uebersetzung! heisst: 

„Wir Sigismundus Augustus... thun kund ... dass 
wir... denen Teichgräfen Aeltesten und Geschwornen und 
der gäntzlichen Oekonomie bei dem Marienburgischen Werder 
erlaubet, .. . ihre Schulen mit tüchtigen Schulmeistern zu ver- 
sehen, und das Evangelium, nach Christi und der Apostel 
Lehre, in ihren gewöhnlichen Kirchen, welche sie jetzt haben 
und künftig haben werden, zu predigen und die hochwürdige 
Sacramenta .. . nach Form und Weyse der Augsburgischen 
Confession . . . darinnen zu administriren . . . Ueberdass er- 
lauben wir den obgedachten Aeltesten Geschworenen, tüchtige 
gelahrte Gottesfürchtige Augspurgische Confessionsverwandte 
reine Prediger, so ohne alle Ketzerei sind, zu beruffen; ... .“ 

Nach Auffassung dieses Privilegs liegt offenbar kein Patronats- 
verhältniss vor, die Hofbesitzer werden gar nicht erwähnt, viel- 
mehr den Teichgräfen, auf deren Stellung ich noch zurückkommen 
werde, den Aeltesten und Geschworenen, also den Vertretern der 
ganzen Gemeinde das Berufungsrecht zugesprochen. Auf dieses 
Privileg ist nun freilich aus manchen hier nicht weiter zu erör- 
ternden Gründen kein grosses Gewicht zu legen, dagegen hat als 
massgebend für die Kirchenverhältnisse stets das gerade in der 
Zeit der Gründung der evangelischen Kirchen erlassene Privi- 
legium libere exercendae religionis des Königs Wladislaus IV. 
vom 24. Febr. 1633? gegolten, welches in seinem hier interessi- 
renden Theile lautet: 

„Wir Wladislaus IV... derohalben, da an Uns durch unsere 
gewisse Rähte im Nahmen und von wegen der Teichgräfen und 


!2.2 0.8. 70. 

® Hartwich a. a. 0.S.83. Das Privileg ist bestätigt durch Konfirmation 
Johannes’ III. vom 30. Jan. 1677, August’s II. vom 4. Febr. 1698 und 
Stanislaus’ vom 2. März 1707, Hartwich S. 89, 109, 129. Der Originaltext 
ist mir leider nicht zugänglich. 
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Aeltesten Geschwornen wie auch der gantzen Gemeine des grossen 
und kleinen zu unserer Marienburgischen Oekonomie gehörigen 
Werders supplicieret worden, dass Wir aus Unserer Königlichen 
(Gnade und Clemenz Ihnen verleihen und nachgeben möchten, 
auch das Evangelium nach Christi und der Apostel Lehre in 
ihren Kirchen ... zu predigen... Derowegen Wir auf unsere 
vorberührten Rähte Persuasion und Vorbitte, wie auch der 
Teichgräfen Geschwornen und gantzen (Gemeine beyder Werder 
Supplication, gnädige Verordnung thun, und ihnen aus Unserer 
Königlichen Gnade völlige Macht geben und gönnen, dass sie 
bei ihren Schulen tüchtige Lehrmeister annehmen, wie auch 
solche Prediger und Diener des Evangelii erwehlen und be- 
stellen mögen, welche .... das Evangelium nach Christi und 
der Apostel Lehre in ihren Kirchen, so bereits schon erbauet 
oder inskünfftige möchten erbauet werden, predigen .. . Sol- 
ches dass allen und jeden .. . zu wissen gethan werde, be- 
fehlen Wir ernstlich, und dass sie vorbesagte Teichgräfen, 
Aeltesten und gantze Gemeine obbemeldter Werdere bey 
diesem Privilegio Schulmeister und Prediger zu bestellen . 
erhalten.“ 

Hier ist also das Berufungsrecht an den bereits errichteten 
wie künftig zu errichtenden Kirchen ohne Rücksicht auf etwaige 
besondere Fundation ausdrücklich wieder den Teichgräfen und 
Geschworenen zugesprochen und mit dem Zusatz „und der 
gantzen Gemeine“ deutlich ausgedrückt, dass die Teichgräfen 
und Geschworenen bei der Berufung als Vertreter der ganzen 
Gemeinde angesehen werden. Mit keinem Wort ist erwähnt, 
dass den Hofbesitzern etwa als Besitzern individuell bestimmter 
Grundstücke oder auf Grund speziellen Titels das Wahlrecht 
zukomme. 

Von entscheidender Bedeutung für die Beurtheilung der 
rechtlichen Natur des Pfarrbesetzungsrechts ist aber ein Decisum 
August’s II. vom 22. März 1710, welches, aus Anlass eines 
Spezialfalls ergangen, das Verfahren bei der Wahl der evan- 
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gelischen Prediger im Marienburger Werder für die Zukunft all- 
gemein gesetzlich regelt. In dem Decisum heisst es!: 

„Wir Augustus 1]I.... Thun kund, .... dass uns vor- 
gestellet sey, welchergestalt einige Privat-Leute in beiden 
gedachten Werdern gefunden werden, die . . . wieder die 
ausdrückliche Verordnung des Privilegii unseres Vorfahren 
Wladislai IV. gegeben in Krakau den 24. Februar Anno 1633 

. neulich die Wahl eines Predigers der Augsburgischen 
Konfession ... . ohne Zuziehung der Teichgräffen und Teich- 
geschwornen, deren Billigung doch laut vorgedachter König- 
lichen Verordnung als ein Wesentliches Stück der Wahl und 
des Beruffs ausdrücklich gesetzet wird ... vorgenommen ... 
Als verordnen Wir hiermit, drücken aus, setzen und befehlen, 
dass gegenwärtige allgemeine Ordination und Disposition in 
Kraft eines ewigen Gesetzes gehalten... Dass in dem ersten... 
(folgen Vorschriften über Zusammenkünfte der Gemeinde über- 
haupt). In dem andern erklären Wir den Inhalt des obgemel- 
deten Privilegii mit Gegenwärtigen aus unserer Macht, Gesetze 
zu stiften und zu erklären, und befehlen, dass zu allen und 
jeden Wahlen und Berufungen, so im selben Privilegio be- 
‚schrieben sind, die Teichgräfe und Geschworne in beyden 
Werdern von den Kirchenvätern, woselbst solch Prediger- Amt 
offen ist, und ihren Mit-Nachbarn erfordert, an den bestimmten 
Ort sich verfügen sollen, die Wahl sull vorgenommen werden 
nach der Werderischen Gewohnheit ungehindert eines und des 
Andern Abwesenheit, wenn nur zweeen von denen kollegen 
der Teich-Geschwornen zugegen sind, die Stimmen sollen sie 
fordern nur allein von denen, welche ihre Huben in der 
Prediger-Vacantz besitzen, und diese sollen zugleich der Frei- 
heit zu wählen und zu berufen geniessen, nicht aber von denen 
sollen sie Stimmen sammeln, welche anderswo solcher Sorge 
unterworfen sind, und aus der Stimmen Mehrheit, welche nicht 


— 


! Hartwich 8. 136 ff. 


248 Abhandlungen. 


nach der Grösse und Beschaffenheit der schuldigen Unter- 
haltung und der unterworffenen Huben, weil diese dennoch 
ungehindert muss geleistet werden (wie sie denn beides den 
Catholischen Kirchen und Predigern, als auch denen Luthe- 
rischen, Kraft des obbemeldeten Privilegii, solche leisten sollen 
und müssen), sondern nach der Zahl der Höfe gerechnet, sollen 
sie die Wahl, wie es gebräuchlich und gewönhnlich ist, be- 
schliessen, die Vocation schreiben, mit eigner Hand unter- 
schreiben und von denen Vorstehern selbiger Kirchen, denen 
Schultzen und Mit-Nachbarn, obgleich nicht von allen, dennoch 
von einigen zu solcher Kirche gehörigen unterschreiben, ge- 
bührend einhändigen lassen, und also alle und jede obbemel- 
detem Privilegio ein Genügen thun .. .* 

Das Verfahren, welches hier gesetzlich festgelegt wird, ist 
also folgendes: Von der eingetretenen Erledigung einer Pfarr- 
stelle wird den Teichgrafen und Teichgeschworenen Anzeige ge- 
macht!. Das Teichkollegium beruft alsdann alle zur Pfarr- 
vakanz d. h. dem Pfarrbezirk gehörigen Mitnachbarn, d. s. die 
in Gremeindeangelegenheiten allein stimmberechtigten Grund- 
besitzer, zur Pfarrwahl zusammen. Die Wahl wird vorgenommen 
ohne Rücksicht darauf, ob alle erschienen sind. Hinsichtlich der 
Stimmenzählung wird angeordnet, dass die Stimmen nach der Zahl 
der Höfe zu rechnen sind, und hierbei ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, dass die Stimmberechtigung sich nicht nach dem Umfang 
der Verpflichtung zur Unterhaltung des Kirchensystems richtet. Die 
Vokation wird alsdann von den Teichgrafen und den Geschworenen 
ausgefertigt und unterschrieben und den Kirchenvorstehern und 
Schultzen sowie einigen Nachbarn zur Mitunterschrift vorgelegt. 


! Das Teichgrafenkollegium, ursprünglich nur für Deichsachen kompe- 
tent, hatte sich in der polnischen Zeit zu einer Art Selbstverwaltungsorgan 
für gemeinsame Angelegenheiten aller Werderdörfer entwickelt, dem auf den 
verschiedensten Gebieten obrigkeitliche Befugnisse zugestanden wurden und 
welches insbesondere Instanz für Kirchensachen war. Vgl. Parey, Darstellung 
der jetzigen Kommunalverhältnisse im Marienburger Kreise, Altpreuss. Monats- 
schrift Bd. VI S. 611 ff., Hartwich S. 319, 321, 339, 53, 100. 
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Aus diesem Verfahren ergibt sich meines Erachtens un- 
zweifelhaft, dass die Predigerwahl damals als reine Gemeindewahl 
angesehen wurde, und es ist zwar nicht beweisend, aber charak- 
teristisch, dass der Verfasser der mehrerwähnten Chronik, dem als 
Geistlichen der Begriff des Patronats gewiss bekannt war, noch 
im Jahre 1722 nie eines Patronatsrechts der Hofbesitzer über 
die evangelischen Kirchen im Marienburger Werder Erwähnung 
thut!. Der Chronist spricht sich zusammenfassend dahin aus?: „Im 
grossen und kleinen Marienburger Werder berufen die Gemeinen 
in Assistenz der Teichgräfen und Geschwornen Aeltesten ihre 
Prediger absolute“, und er bezeugt, dass es mit den Vokationen 
„allenthalben so angestellet werde, dass die von den Beicht- 
vätern oder andern Predigern vorgeschlagene Subjecta von der 
Gremeine ordentlich gehöret und nach Gutbefinden mit einer ge- 
schriebenen Bestallung berufen werden“. In dem von ihm ge- 
gebenen typischen Beispiel? für die damaligen Vokationen heisst 
es: „. . . Als wollen wir Teichgräfe und Geschworne mit Un- 
serem Consens und auf Begehren der sämmtlichen Kirchenväter 
und Schultzen wie auch der Gemeine den Herrn... hiermit... 
in die erledigte Stelle des . .. . vocieret und berufen haben... .“ 
Der Hofbesitzer oder gar eines ihnen zustehenden Patronats- 
rechts wird mit keinem Worte Erwähnung gethan. Die bezeichnete 
Form der Vokation ist bis in dies Jahrhundert hinein festgehalten. 


1 Er referiert über die Predigerwahlen in folgender Weise: „Die Less- 
witzer beriefen“ (S. 225), „die Livdenauer nehmen sich einen eigenen Pre- 
diger an“ (S. 232, 246, 252). Von Gr.-Lichtenau heisst es: „die daselbst 
eingepfarrte nahmen zu ihrem evangelischen Prediger den pp. an“ (S. 228), 
von Schönhorst und Neukirch: „jedes Dorf hat seinen eigenen Prediger ge- 
halten“ (S. 247), ebenso haben „die Dörfer Königsdorf, Schönwiese, Katz- 
nase und Jonasdorf den pp. zu ihrem Prediger berufen“ (S. 259). Von Baren- 
hoff und Neumünsterberg heisst es: „die Gemeine gab Herrn pp. eine 
Voksation“ (S. 255), auch in Altfelde „hat die Gemeine Herrn pp. zu 
ihrem Prediger berufen“ (S. 262), der Geistliche in Fürstenwerder „hat die 
Vokation von der Gemeine erhalten“ (S. 257), der in Liessau wurde von 
der Gemeine erwählet“ (S. 244). 

2 S. 150. 

3 Abgedruckt auch bei Parey a..a. O.S. 242. 
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Im Grunde genommen war es auch viel natürlicher, dass 
das Wahlrecht damals von den Hofbesitzern nicht als auf spe- 
ziellem Rechtstitel beruhend, sondern als einfaches Gemeinde- 
recht angesehen und ausgeübt wurde. Denn diese Auffassung 
entsprach der Ansicht der Reformatoren!, und dass deren Lehre 
bereits damals auch in Preussen Boden gefunden hatte, zeigt 
der um die Wende des 17. Jahrhunderts das benachbarte Danzig 
jahrelang aufregende Streit über das Recht der Besetzung der 
dortigen Pfarrstellen, in welchem die Bürgerschaft den Stand- 
punkt vertrat, dass das Wahlrecht der ganzen Gemeinde als 
solcher zustehe, und ist auch daraus zu folgern, dass sich damals 
gerade in dem benachbarten herzoglichen Preussen der von dem 
kanonischen Recht abweichende Grundsatz entwickelte, dass im 
Falle der Säumigkeit des Lehnsherrn das Wahlrecht iure devo- 
Jutionis auf die Gemeinde übergehe?. 

Mit dem Ergebniss, dass das Pfarrwahlrecht der Hofbesitzer 
im Marienburger Werder seinem Ursprung nach ein Gemeindewahl- 
recht ist, steht die Thatsache, dass nur die sog. Hofbesitzer 
unter Ausschluss anderer Kirchspielseingesessener wahlberechtigt 
waren, nicht im Widerspruch. Dass nur die Grundbesitzer, nicht 
andere Mitglieder der Kirchengemeinde wahlberechtigt waren, 
und dass das Wahlrecht durch eine gewisse Grösse des Grund- 
besitzes bedingt war, ist eine häufige Erscheinung; war doch für 
den zweiten Entwurf des Allgemeinen Landrechts sogar der Vor- 
schlag gemacht, in ländlichen Gemeinden gesetzlich nur den an- 
gesessenen Besitzern das Stimmrecht beizulegen®.. Parey erklärt 
dies für das Marienburger Werder ganz richtig daraus, dass nur 


! Vgl. den Anhang zu den Schmalkaldischen Artikeln: Von der Bischöfe 
Gewalt und Jurisdictio. Jacobson, Das evgl. K.-R.8 87. Die Reformatoren 
konnten sich hierbei auch auf die in Niedersachsen und Friesland, übrigens 
der Heimath der Kolonisten des Marienburger Werders, schon im Mittelalter 
geübte Praxis berufen. Vgl. diese Zeitschrift Bd. II S. 421, 463. 

2 Siehe den Vergleich des Herzogs Albrecht mit der Landschaft vom 
4. Oktober 1566, Hartknoch a. a. O. S. 418, 435. | 

8 Jacobson a. a. 0. $ 90. 
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die bezeichneten Hofbesitzer auch in den übrigen Gemeinde- 
angelegenheiten Stimmrecht hatten. Ebenso ist es nicht auffällig, 
dass an dem Pfarrwahlrecht im Marienburger Werder die Grund- 
besitzer in denjenigen Ortschaften nicht theilnahmen, in denen 
nicht selbständige Bauern angesiedelt waren, sondern welche 
— übrigens auch meist nach kulmischem Recht — an einzelne 
(rutsbesitzer, gewöhnlich Adlige, verliehen waren, die nur Unter- 
thanen hatten oder emphyteutische Besitzer ansiedelten. Diese 
Hintersassen konnten nicht die Initiative zur Einrichtung selb- 
ständiger Kirchensysteme ergreifen, sondern sich, wenn ihr Guts- 
herr katholisch war, höchstens für ihre Person gastweise zu einer 
benachbarten Kirche halten, wo sie dann, da das Pfarrwahl- 
recht Gemeindeangelegenheit war, naturgemäss nicht zur Theil- 
nahme an demselben zugelassen wurden. Wo in solchen Dörfern 
eine Kirche war, wie z. B. in Barenhoff, früher einem Gutsvor- 
werk, und Lichtfelde, noch jetzt Gutsbezirk, nahm der Gutsherr 
das Berufungsrecht in Anspruch!. Uebrigens haben manche der 
mit Hintersassen besetzten Dörfer im Laufe der Zeit, als ihre 
Einwohner selbständiger wurden, auch hinsichtlich des Pfarrwahl- 
rechts gleiche Rechte mit den zum Kirchspiel gehörigen sog. frei- 
köllmischen Bauerndörfern erhalten, so dass ihre Hofbesitzer jetzt 
gleichfalls als patronatsberechtigte Besitzer gelten. Der Umstand, 
dass in den Kirchengemeinden des Marienburger Werders das 
Pfarrbesetzungsrecht von einer bestimmten Klasse von Grund- 
besitzern ausgeübt wird, giebt hiernaclı keinen Grund für die An- 
nahme eines Patronatsverhältnisses. 

(ranz ebenso steht es aber mit den beiden anderen als Kri- 
terien des Patronats angesehenen Rechtsbeziehungen, der Baulast 
und den Vermögensaufsichtsbefugnissen der Hofbesitzer. 

Die Baulast ruht, wie Eingangs erwähnt, herkömmlich auf 
dem Grundbesitz in der Weise, dass sämmtliche Unterhaltungs- 
kosten für die kirchlichen Gebäude von den Hofbesitzern ohne 


! Hartwich 8. 25, 255, 267. 
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Rücksicht auf ihre Konfession und zwar nach dem Hufenmassstab 
aufgebracht werden. Schon der Vertheilungsfuss spricht dafür, 
dass die Baulast seinen Ursprung nicht auf den speziellen Rechts- 
titel des Gutspatronats zurückführt, sondern eine aus dem 
Parochialverband folgende Gemeindelast war. Denn fast alle 
öffentlich - rechtlichen Gemeindelasten wurden im Marienburger 
Werder ursprünglich nach Hufen vertheilt!, insbesondere lässt 
sich verfolgen, dass nicht nur die Baulast, sondern auch die 
anderen sächlichen Kosten der Unterhaltung des Kirchensystems 
(Unterhaltung der Kirchhöfe, Kultusbedürfnisse) sowie Pfarr- 
abgaben (Dezem, Kalende) nach Hufen aufgebracht wurden. Diese 
Gewohnheit hat sich so lange erhalten, dass noch in neuester 
Zeit manchen Gemeinden im Marienburger Werder der Nachweis 
einer Observanz gelungen ist, dass die Pflicht zur Deckung aller 
Kosten der Unterhaltung des Kirchensystems auf dem Grund- 
besitz ruht. Gegen die Annahme, dass die Hofbesitzer die Bau- 
last ursprünglich als Parochiallast getragen haben, könnte nur 
zweierlei angeführt werden, einmal, dass herkömmlich nicht alle 
zur Parochie gehörigen Grundbesitzer die Last tragen, sondern 
in der Regel nur die Hofbesitzer in den früher freiköllmischen 
Dörfern und sodann, dass in diesen Dörfern alle, auch die anders- 
gläubigen Hofbesitzer beitragen müssen. Ersteres ist durch den 
schon erwähnten Umstand bedingt, dass die evangelischen Kirchen- 
systeme in der Regel nur von den freien Bauerngemeinden be- 
gründet wurden, während sich die umliegenden Hintersassen nur 
gastweise zu deren Kirchen hielten und nicht als Eingepfarrte 
angesehen wurden. Letzteres aber erklärt sich aus der geschicht- 
lichen Entwickelung der kirchlichen Lasten in Preussen überhaupt. 
Die Anschauung nämlich, dass sich die evangelische und katho- 
lische Kirche als zwei getrennte Korporationen gegenüberstehen, 
ist der kirchlichen Praxis im polnischen Preussen noch bis weit 
in das vorige Jahrhundert hinein ganz fremd gewesen. Ver- 


! Beispiele bei Hartwich a. a. O. S. 325, 356. Vgl. Voigt Bd. VI S. 672, 
652, 742. 
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schiedene Vorgänge und behördliche Entscheidungen aus der 
polnischen Zeit zeigen deutlich, dass noch ein Jahrhundert nach 
der Reformation ganz daran festgehalten wurde, dass die Prote- 
stanten Glieder des katholischen Pfarrsprengels seien, denen nur 
nachgelassen war, sich einen besonderen Prediger zu halten und 
besondere Gebäude zu errichten!. Die Kehrseite davon war, 
dass schon frühzeitig von den Evangelischen, wo dieselben in der 
Ueberhand waren, der Versuch gemacht wurde, ihrerseits die 
katholisch gebliebenen Gemeindegenossen zu den Abgaben für 
die evangelische Kirche .heranzuziehen?. Es lag hierbei die An- 
schauung zu Grunde, dass die Unterhaltung der kirchlichen Ein- 
richtungen, katholischer wie evangelischer, Sache der politischen 
Gemeinden sei. Hierdurch ist die in vielen Theilen Preussens 
beobachtete Entwickelung begünstigt, dass auch solche nach Mass- 
gabe des Grundbesitzes erhobenen Abgaben, die unzweifelhaft 
auf dem Pfarrverbande beruhten, allmählich den Charakter von 
Reallasten annahmen, die unabhängig von dem Bekenntniss des 
Besitzers zu leisten sind®. Dass die Thatsache, dass die Baulast 
von den Grundbesitzern nach dem Hufenmassstab getragen wird 
und auch nichtevangelische Besitzer trifft, nicht auf ein Patronat 


! Sie mussten nach wie vor Pfarrabgaben und Baulast für die katholi- 
sche Kirche tragen, auch bei Amtshandlungen ein Dimissoriale des katholi- 
schen Geistlichen als ihres eigentlichen Pfarrherrn haben. Siehe hierüber 
den sog. Malachowskischen Vergleich vom 11. Jan. 1677 (abgedruckt auch bei 
Dormann, Urk. S. 104) und die Deklaration des Königs Johann III. vom 
20. Febr. 1695. Vgl. auch die Gravamina der katholischen Geistlichkeit 
vom Mai 1713. Hartwich S. 91 ff., 99ff., 141. 

? Dies geht aus einem Dekret des Bischofs Theodor Potocki vom 16. März 
1700 hervor. Hartwich S. 112. 

® Dies ist für das Marienburger Werder speziell ausgeführt in den 
Motiven zu der Verordnung betr. die an die evangelischen Geistlichen und 
Kirchendiener in dem grossen und kleinen Marienburger Werder zu ent- 
richtenden Abgaben und Leistungen vom 30. Jan. 1846 (G.S.S. 87) ab- 
gedruckt im Beilageheft zu dem Allerh. Landtagsabschied für die zum 
9. Provinzial-Landtag versammelt gewesenen Preuss. Provinzial-Stände vom 
27. Dez. 1845, No. 11, Königsberg 1846. Vgl. $S 61 des Westpreuss. 
Provinzialrechts und Entsch. des Obertrib. Bd. LXXI, S. 175. 
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hinweist, ergibt sich auch deutlich daraus, dass ganz dieselben 
Rechtsverhältnisse hinsichtlich der kirchlichen Abgaben und der 
kirchlichen Baulast in dem benachbarten Danziger und Elbinger 
Werder vorlagen, obwohl hier das Patronat nachweislich nie 
bei den Dorfgemeinden gewesen ist. 

Ebenso wenig wie die Baulast können aber die Aufsichts- 
befugnisse der Hofbesitzer als Kennzeichen des Patronats an- 
gesehen werden. Die Vermögensverwaltung wurde vor Einführung 
der kirchlichen Gemeindeordnung im Marienburger Werder von 
den Kirchenvorstehern oder Kirchenvätern geführt, die ausschliess- 
lich von den Hofbesitzern gewählt wurden, und in wichtigen An- 
gelegenheiten, wie in Bausachen oder auch wohl zur Rechnungs- 
legung, traten in manchen Gemeinden die Hofbesitzer selbst 
zusammen. Berücksichtigt man, dass in patronatsfreien Gemeinden 
die Wahl der Kirchenvorsteher der (remeinde zusteht und dass 
die Hofbesitzer in Gemeindeangelegenheiten allein stimmberechtigt 
waren, so entfällt auch hier die Nothwendigkeit, auf das Vor- 
handensein eines Patronatsverhältnisses zu schliessen, umsomehr, 
wenn man sieht, dass auch im Danziger Werder die Hofbesitzer, 
die dort, wie schon erwähnt, nie Patronatsrechte in Anspruch 
nehmen konnten, bis heute in kirchlichen Angelegenheiten als die 
allein stimmberechtigten Gemeindeglieder angesehen werden!. 

Ergibt sich hieraus, dass man aus der Entstehung der den 
Hofbesitzern im Marienburger Werder in kirchlicher Beziehung 
zukommenden Rechte und Pflichten nicht auf ein Patronats- 
verhältniss schliessen konnte, so fragt sich weiter, wie man dazu 
kam, jene Besitzer als Patrone zu bezeichnen. Es ist schon 


! Im Danziger wie im Marienburger Werder ist diese Gewöhnung aus 
früherer Zeit so mächtig, dass nur selten die übrigen Eingepfarrten bewogen 
werden können, sich in die kirchlichen Wählerlisten eintragen zu lassen. 
Die meisten Wählerlisten führen auch jetzt noch nur die Namen der im 
Kirchspiel vorhandenen zum Theil ganz wenigen Hofbesitzer, die es als einen 
Eingriff in ihre Rechte ansehen, wenn ein nicht angesessenes Gemeindemit- 
glied die ihm nach der Kirchengemeinde- und Synodalordnung zustehende 
Theilnahme an der kirchlichen Verwaltung beansprucht. 
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darauf hingewiesen, dass man bis Anfang des vorigen Jahrhun- 
derts in den Interessentenkreisen das Verhältniss jedenfalls nicht 
als Patronatsverhältniss angesehen hat, und auch noch ein am 
24. Nov. 1745 für die Kirchengemeinde Neuteich ergangener 
sehr ausführlicher Schiedsspruch, der alle Rechtsverhältnisse dieser 
aus einem städtischen Theil und einem mehrere sog. freiköll- 
mische Dörfer umfassenden ländlichen Theil bestehenden Kirchen- 
gemeinde einzeln behandelt, weiss nichts von einem Patronat!. 
Er spricht davon, dass „ohne Bewilligung der Gemeine, 
beide in und ausser der Stadt und der sieben Dorfschaften 
kein Prediger angenommen werden soll“, der Rath solle 3—4 
Kandidaten vorschlagen, von denen auf Vorschlag der Dorf- 
gemeine zwei bezeichnet werden, „welche zu der wirklichen 
Wahl der Gemeine gelangen müssen“. Die Vokation soll 
„im Namen der ganzen Gemeine abgefasset“ werden. Rech- 
nung haben die Kirchenväter den Schultzen der Dorfschaften 
zu legen. 

Die Bezeichnung des Verhältnisses als Patronat taucht, so- 
viel ich habe feststellen können, erst in der letzten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts auf, in manchen Gemeinden ist sie über- 
haupt erst in der Mitte dieses Jahrhunderts üblich geworden, seit- 
dem die Fortdauer der Befugnisse der Hofbesitzer in Zweifel 
gezogen wurde. Jedenfalls beruht diese Bezeichnung aber nicht 
auf einem im vorigen oder in diesem Jahrhundert entstandenen 
besonderen Erwerbsgrund, sondern sie ist nur der Ausdruck 
davon, wie das Verhältniss landläufig angesehen wurde. Um die 
rechtliche Bedeutung dieses Umstandes richtig zu würdigen, muss 
man sich vergegenwärtigen, dass man von jeher mit dem Worte 
„Patronat“ sehr verschiedene Dinge bezeichnet hat. Es ist be- 
kannt, dass viele gemeinrechtliche Schriftsteller den Inhalt des 


ı Es ist das auch für die Beurtheilung der bei Dormann a. a. O. 
S.4 mitgetheilten Urkunde von 1476, in der wenn auch nur für den städti- 
schen Theil allerdings einmal das Wort Patronat gebraucht ist, von Be- 
deutung. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 8. . 17 
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Patronatsrechts nur im Präsentationsrecht sehen!, und diese Auf- 
fassung hat in der Praxis vielfach dazu geführt, Präsentations- 
oder auch Besetzungsrecht einfach mit dem Patronat zu identi- 
fiziren, den Besetzungsberechtigten als Patron zu bezeichnen. So 
hat man ferner von einem landesherrlichen Patronat gesprochen, 
wo ein aus der Staatshoheit hergeleitetes Besetzungsrecht in 
Frage stand, so bezeichnet man noch heute die Gutsherren, denen 
das Lehrerbesetzungsrecht zusteht, als Schulpatrone, obwohl ein 
Patronatsverhältniss im rechtlichen Sinne hier nicht vorliegt?, so 
sprach man in der Praxis früher in Fällen, wo eine Kirche keinen 
Patron hatte und daher der Gemeinde das Pfarrwahlrecht zu- 
stand, davon, dass das Patronatsrecht bei der Gemeinde sei?. 
Demgegenüber wird daran festzuhalten sein, dass ein Privat- 
patronat im rechtlichen Sinne, auf welches im Gebiete des All- 
gemeinen Landrechts dessen Abschn. 8 Tit. 11 Th. II Anwendung 
findet, und dessen Rechte in der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung allein aufrechterhalten sind (vgl. z. B. deren $ 32 Ziff. 1), 
immer nur dort vorliegt, wo die als Patronat bezeichneten Rechte 
und Pflichten nicht auf einem allgemeinen, etwa aus dem Paro- 
chialnexus oder der Kirchenverfassung herrührenden, sondern auf 
einem speziellen in der Fundation oder einer gleichwertigen 
Liberalität liegenden Rechtstitel beruhen. Nicht immer kann 
man also im rechtlichen Sinne ein Patronat dort anerkennen, wo 
man ein Rechtsverhältniss zumal in früheren Zeiten als Patronat 
bezeichnet findet, es wird vielmehr immer darauf ankommen, in 
welchem Sinne die Bezeichnung gebraucht ist. 

Wohl die erste amtliche Urkunde, in welcher von einem 
Patronat im Marienburger Werder die Rede ist, ist das Reglement 
wegen der Justizverwaltung im grossen Marienburger Werder vom 


! Vgl. J. H. Böhmer, Jus ecel. Prot. h. t. $$ 4, 5, 55; Hinschius, System 
des kath. K.R. Bd. III $ 136 Anm. 1. 

® Vgl. Entsch. des O.V.Ger. Bd. XII S. 204. 

8 In Erectionsurkunden aus der Mitte dieses Jahrhunderts findet sich 
vielfach die Bestimmung: „Patron ist die Gemeinde.“ 
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29. Mai 1773. Dasselbe begründet die Kompetenz des Oberhof- 
und Landesgerichts (der späteren Regierung) ın Marienwerder in 
Personalsachen der Prediger und Schulbedienten und bestimmt: 

n. . . und sollen mithin auch diejenigen Dorfschaften, 
welchen bisher in den Kirchen, zu welchen selbige gewidmet 
worden, das Jus Patronatus zugestanden, auch ferner dabey 
geschützet werden; doch bey sich ereignenden Vakanzen jeder- 
zeit verbunden sein, die zu Predigt- oder Schulämtern gewählten 
Kandidaten gedachtem Oberhof- und Landesgericht zur Prüfung 
zu sistiren.“ 

Weiter heisst es dann: 

„Wohingegen die wegen der Gerechtsame der Kirchen, 
wegen vorzunehmenden Kirchen-, Schul- und Pfarrbauten, An- 
weisung der Kirchenbänke, Abnahme der Kirchenrechnungen 
sowie alle die Personen geistlichen Standes angehende Sachen, 
insoweit solche nicht ihr geistliches officium betreffen, der 
Cognition des . . . Vogteygerichts mit der Massgabe unter- 
worfen, dass, wenn in Sachen, welche das Aeusserliche des 
Kirchenwesens betreffen, von dem Vogteygerichte mit Zu- 
ziehung der Kirchenältesten Veranstaltungen getroffen werden, 
solche dem ÖOberhof- und Landesgericht zur Confirmation so- 
wie auch die abgenommenen jährlichen Kirchenrechnungen zur 
Revision eingeschickt werden müssen.“ 

Hier wird also allerdings von einem Patronat gesprochen, 
aber nur insoweit als es sich um das Wahlrecht handelt und in 
demselben Sinne, wie von dem Schulpatronat. Irgend einer 
patronatlichen Befugniss bei der kirchlichen Vermögensverwaltung 
wird nicht gedacht. Zudem wird das Patronat hier auch noch nicht 
den Besitzern individuell bestimmter Grundstücke, sondern den 
„Dorfschaften“ zugesprochen, was gleichfalls die obigen Ausfüh- 
rungen bestätigt, dass es sich um ein Gemeindewahlrecht handelt?. 


! Mylius, N. C.C.Ba.V Tbl.2 S. 141 ft. 
?2 Vgl. auch die in der folgenden Anmerkung mitgetheilte Vokation für 
XKatznase. 


17* 
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War aber einmal das Rechtsverhältniss amtlich als Patronat 
bezeichnet, so trug freilich die Fassung des Allgemeinen Land- 
rechts dazu bei, den wahren Sachverhalt weiter zu verdunkeln. 
Das Allgemeine Landrecht bringt, obwohl es unter Patronat auch 
wohl nur das oben gekennzeichnete Rechtsverhältniss verstanden 
wissen will, das wesentliche Merkmal des Begriffs, die Begrün- 
dung auf einen speziellen Rechtstitel, gerade in seiner Legal- 
definition nicht zum Ausdruck. Nach ihm wird derjenige, „wel- 
chem die unmittelbare Aufsicht über eine Kirche nebst der Sorge 
für deren Erhaltung und Vertheidigung obliegt, der Kirchen- 
patron genannt“ ($ 568 II 11). Das passt auch auf die Ge- 
meinde, und es gewinnt vollends nach dem Wortlaut des 8 569 
(„wer eine Kirche bauet oder hinlänglich dotirt, erlangt dadurch 
ein Recht zum Patronat“) den Anschein, als ob auch die Ge- 
meinde, die sich eine Kirche baut, dadurch Patron werde, wäh- 
rend das Gesetz nur solche Gründungen im Auge hat, die aus 
besonderer Liberalität, nicht in Erfüllung einer durch die Stel- 
lung der Beitragenden im kirchlichen Organismus bedingten Ver- 
pflichtung vorgenommen werden. Da ferner alle praktisch be- 
deutsamen Patronatsrechte und -pflichten (das Pfarrwahlrecht 
& 587, das Recht, die Verwalter des Kirchenvermögens zu er- 
nennen und Rechnungslegung zu fordern $ 585, die Pflicht, 
in Ermangelung hinlänglichen Kirchenvermögens zur Erhaltung 
der Kirche aus eigenen Mitteln beizutragen $ 584) solche sind, 
die mangels Vorhandenseins eines Patrons der Gemeinde zustehen 
(Pfarrwahlrecht & 353, Ernennung der Kirchenvorsteher und 
Rechnungslegung $5 552, 693, Baupflicht 88 177, 720ff.), so 
hatte es keine Bedenken, das Verhältniss, in dem die Hotbesitzer 
im Marienburger Werder zur Kirche standen, landläufig als 
Patronat zu bezeichnen. Dass man dabei durchaus nicht etwa 
mit Bewusstsein das Vorhandensein eines Patronats im Sinne des 
Gesetzes behaupten wollte, geht deutlich aus den Vokationen 
aus dem Einde des vorigen und Anfange dieses Jahrhunderts 
hervor. Gewählt wurde überall gleichmässig durch die Hof- 
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besitzer (Einsassen); in einigen Vokationen wird nun diese Wahl 
einfach noch als Gemeindewahl bezeichnet, ohne dass eines Pa- 
tronats Erwähnung geschieht!, in anderen ist schon von einem 
Patronat die Rede, es wird aber ausdrücklich als Patron die 
Gremeinde bezeichnet? oder die Teichgrafen und Aeltesten be- 
rufen den Geistlichen kraft des ihnen für die Gemeinde zustehen- 
den Repräsentationsrechts und sprechen sich desshalb das Patro- 
natsrecht zu?. Wieder in anderen Vokationen treten dann die 
stimmberechtigten Hofbesitzer (Einsassen) neben den Repräsen- 
tanten selbst auf, wobei sie manchmal als „wahlfähige Gemeine- 
glieder“ bezeichnet werden‘. 

Erst allmählich kommt dann die jetzt fast allgemein übliche 
Form auf, dass die Einsassen allein „kraft des ihnen zustehenden 


! So in einer Vokation für die Kirchengemeinde Katznase aus dem 
Jahre 1812: „Nachdem ... . die Stelle vakant geworden, will uns sämmt- 
lichen Kirchspiels-Eingepfarrten dieser christlichen Gemeine 
obliegen das vermöge des von Ihro Kgl. Majestät von Preussen in Gnaden 
verliehenen und bestätigten Privilegium die Wahl eines Pastoris ... . vor- 
zunehmen, welche denn auch von uns geschehen und... zu dieser Func- 
tion... vor der ganzen Gemeine des Herrn... . Person beliebet und 
einhellig erwählet ..... als vocieren wir sämmtliche Kirchenvorsteher, Kgl. 
Schulzen, als auch alle eingewidmete des Kirchspiels ... und ganze 
christliche evangelische Gemeine den... .“ Aehnlich in Vokationen 
für Barenhoff von 1785, Thiensdorf von 1809, Tannsee von 1842 und in 
Neuteicher Vokationen. 

2 2. B. in einer Vokation für Altfelde von 1848: „. . .. hat die evan- 
gelische Kirchengemeinde zu A. bestehend aus den freicöllmischen Ort- 
schaften ... . kraft des ihr zustehenden Patronatsrechts den . . . erwählt, und 
da der Herr zu acceptieren bereit ist, so verlautbart die unterzeichnete 
Kirchengemeinde hierdurch die nachstehende Vokation.“ 

® In einer Vokation für Barendt und Palschau von 1779: „Wir zum 
Teichgrafen-Gericht verordnete Teichgräf und geschworne Aelteste urkunden 
und bekennen kraft gegenwärtiger Vokatıon, dass wir, nachdem die luthe- 
rische Gemeine zu B.u.P. Herrn... erwället hat, dieser einstimmigen 
Wahl beigetreten sind; daher wird denn kraft des uns zustehenden durch 
das Allerh. Justizreglement vom 29. May 1773 bestätigten Patronatsrechts ... 
durch diese Vokation ... Herrn. . . hierdurch berufen.“ Aehnlich in einer 
Vokation für Tannsee von 1810. 

* So in Vokationen für Altfelde von 1810, Barenhoff von 1818, 1823, 1848. 
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Patronatsrechts“ die Vokation selbst ausstellen. Die praktischen 
Konsequenzen in dem Sinne, dass auf das Pfarrwahlrecht der 
Hofbesitzer nun auch wirklich die Vorschriften des (Gesetzes 
über das Patronatswahlrecht angewandt wären, sind jedoch aus 
dieser Bezeichnung bis in die neueste Zeit nicht gezogen. Es 
ist schon gesagt, dass die einer anderen christlichen Gemeinschaft 
angehörigen Besitzer entgegen den Bestimmungen der 88 582, 
340 a.a. OÖ. zum Pfarrwahlrecht nicht zugelassen werden. 

Einen grösseren Einfluss auf die Praxis hatte schon die Be- 
zeichnung der Baulast als Patronatslast. Noch im Jahre 1796 
sieht ein Gutachten der Gesetzeskommission! die Baulast offen- 
bar nicht als Patronatslast an, wenn es berichtet, dass in West- 
preussen ein vom Allgemeinen Landrecht abweichendes Gewohn- 
heitsrecht bezüglich der Betheiligung der Patrone an der Baulast 
nicht bestehe; denn andernfalls hätte es den Umstand, dass in 
einem so bedeutenden Theil der Provinz der Patron nicht nur 
zwei Drittel, sondern alle Baukosten zu tragen hat, gewiss nicht 
unerwähnt gelassen. Dagegen finden wir in $2 der schon oben 
erwähnten Verordnung vom 30. Jan. 1846 (G.S. S. 87) allerdings 
die Bestimmung: 

„In Ansehung der Lasten, welche auf dem mit dem Be- 
sitz freiköllmischer Grundstücke verbundenen Patronat über 
evangelische Kirchen ruhen, wird durch die gegenwärtige Ver- 
ordnung nichts geändert.“ 

Hier ist also in der That an massgebender Stelle angenom- 
men, dass die Baulast eine Patronatslast sei. Diese Annahme 
gründet sich aber, wie die Motive der Verordnung ergeben, nicht 
auf eine selbständige Untersuchung. Bei Erlass der Verordnung 
handelte es sich lediglich um die streitig gewordene Frage, ob 
die Verpflichtung zur Unterhaltung der Kirchenbeanmten den 
Hofbesitzern ohne Rücksicht auf ihr Bekenntniss obliegee Man 
stand vor der Thatsache, dass diese Last bisher ebenso wie die 


! Leman, Provinzialrecht der Prov. Westpreussen Bd. II S. 385. 
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Baulast als dingliche Last von allen Hofbesitzern getragen war, 
und es galt, einen rechtlichen Grund für diese Erscheinung zu 
finden. Für die Baulast schien das nicht schwierig, der Minister 
nahm ohne Weiteres an, dass diese Last eine Patronatslast sei, 
und erforderte, auf dieser Annahme fussend, ein Gutachten des 
Obertribunals lediglich darüber, ob nicht auch die Pflicht zur 
Unterhaltung der Kirchenbeamten als Ausfluss des Patronats an- 
gesehen werden könne. Das Obertribunal sprach sich dahin aus, 
dass dies nach dem Gesetz nicht möglich sei, und schlug, da die 
fragliche Verpflichtung denselben historischen Ursprung wie die 
Baulast habe, vor, sie zwar nicht als Patronatslast zu bezeichnen, 
ihr jedoch gleichfalls dinglichen Charakter im Wege der Gesetz- 
gebung zu verleihen!. Die — freilich naheliegende — Frage, 
ob denn die Baulast wirklich als Patronatslast anzusehen sei, 
wurde, weil es hierauf, nachdem der Weg des Gesetzes gewählt 
war, nicht ankam, auch nicht weiter geprüft. Nur weil die 
Frage der Pfarrabgaben mit der Patronatsfrage einmal in Ver- 
bindung gebracht war, wurde „zur Vermeidung von Missverständ- 
nissen* in 8 3 erwälnt, dass in den Rechten und Pflichten des 
Patronats nichts geändert werde. Man wird daher dieser ge- 
legentlichen gesetzlichen Aeusserung umsoweniger entscheidende 
Bedeutung beimessen dürfen, als aus ihr zunächst gar keine 


! Es heisst zur Begründung dieses Vorschlags (S. 11 der Motive): „Es 
dürfte einleuchten, dass die evangelischen Besitzer der in dem Marienburg- 
schen Werder belegenen köllmischen Grundstücke, indem sie den Bau der 
Kirche übernahmen und ausführten, dadurch lediglich das eigene Bedürfniss 
für sich und ihre Nachfolger hinsichtlich des evangelischen Gottesdienstes 
befriedigen wollten. Dem Bedürfnisse des Gottesdienstes ist aber durch den 
Bau der Kirchengebäude für sich allein nicht abgeholfen; es ist nicht minder 
wesentlich, dass für die Haltung des Gottesdienstes, insbesondere also auch 
Sorge getragen würde für die Mittel, um den bei der Kirche angestellten 
Beamten den Unterhalt zu sichern. Unter den obwaltenden Verhältnissen 
war daher diese letztere Sorge unzertrennlich von dem Bau der Kirche 
selbst; jenes und dieses ging aus derselben Quelle hervor, hatte ein und 
denselben Zweck und kann eben desshalb nach gleichen Regeln beurtheilt 
werden.“ 
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praktischen Konsequenzen gezogen sind. Die örtlichen Instanzen 
haben vielmehr die Baulast auch in der Folge bis in die neueste 
Zeit nicht als Patronatslast angesehen. Dies geht aus dem Ver- 
fahren bei Einpfarrungen hervor. Als in den 1860er Jahren die 
nicht sog. freiköllmischen Dörfer, die sich, wie oben erwähnt, bis 
dahin nur gastweise zu den in den freien Bauerndörfern errich- 
teten Kirchen gehalten hatten, definitiv eingepfarrt wurden, wurde 
in den Einpfarrungsurkunden ein Patronat vielfach überhaupt 
nicht erwähnt, sondern einfach bestimmt, dass die Besitzer in 
den neueingepfarrten Dörfern dieselben Rechte und Pflichten über- 
kommen sollten, wie sie die Besitzer der bis dahin allein ein- 
gepfarrten sog. köllmischen Dörfer hatten!, aber auch wo das 
Pfarrwahlrecht als Patronatsrecht bezeichnet wird, wird die Bau- 
last — vielfach ausdrücklich — als Parochiallast behandelt?, und 


! Vgl. die Urkunde über die Einpfarrung von Kl. Montan (Reg.- 
Amtsbl. für Danzig 1858, S. 273) $ 3: „Die Eingepfarrten ... . haben zur bau- 
lichen Unterhaltung der Kirchen- und Pfarrgebäude gleich den übrigen 
Mitgliedern der evangelischen Kirchengemeinde Wernersdorf bei- 
zutragen, wogegen ihnen auch die denselben zustehenden Rechte eingeräumt 
werden.* Urkunde betr. die Gastgemeinden von Stalle (Reg.-Amtsbl. 1864, 
S. 151) $ 3: „Die evangelischen Bewohner der Ortschaften . .... haben die 
Dezem und Kalende Abgaben an den Pfarrer und den Organisten zu ent- 
richten, auch zur baulichen Unterhaltung der Kirchen-, Pfarr- und Organisten- 
gebäude gleich den übrigen Mitgliedern der evangelischen 
Kirchengemeinde Stalle beizutragen, wogegen ihnen auch die denselben 
zustehenden Rechte eingeräumt werden.“ Urkunde über die Einpfarrung des 
Pelpliner Aussendeichs in die Kirchengemeinde Barent (Reg.-Amtsbl. 1861, 
S. 231) 8 2: Die umgepfarrten ... „sind verpflichtet, diejenigen Abgaben 
zu entrichten, welche die Eingepfarrten ihrer Kategorie zu leisten gehalten 
sind. Zu diesen gehören namentlich die auf dem Parochialnexus be- 
ruhenden Leistungen und Beiträge zu den Kirchen- und Pfarrbauten“. 

?2 Einpfarrungsurkunde für Fischau (Reg.-Amtsbl. 1867, S. 300) 8 3: 
„zur Unterhaltung der Kirchen-, Pfarr- und Organisten-Gebäude tragen die- 
selben gleich den übrigen Eingepfarrten bei. Dagegen sollen ihnen 
auch dieselben Rechte wie den ursprünglich Eingepfarrten, namentlich die 
Patronatsrechte insofern zustehen, als sie von mindestens 15 kulm. Morgen 
zur Unterhaltung des Kirchensystems Beiträge leisten und ihr Grundstück 
mit Wohn- und Wirthschaftsgebäuden bebaut ist.“ Einpfarrungsurkunde für 
Herrenhagen (Reg.-Amtsbl. 1870, S. 210): in $ 3 werden die Abgaben an 


Niedner, Die Entwickelung des Patronats im Marienburger Werder. 263 


dass man, wenn man den neueingepfarrten Hofbesitzern Patro- 
natsrechte übertrug, hierbei nicht an ein eigentliches Patronat im 
Sinne des Gesetzes dachte, geht daraus deutlich hervor, dass 
nirgends landesherrliche Genehmigung hierzu nachgesucht, viel- 
mehr die Bestimmung lediglich im Parochialregulirungsverfahren 
getroffen ist. Diese Aeusserungen der Praxis sind umso bedeut- 
samer, als sie in eine Zeit fallen, wo bereits die rechtliche Natur 
jenes sog. Patronatsverhältnisses erörtert wurde. — 
Thatsächlich hat sich — und das ist das historisch Inter- 
essante — ein dem Patronat ähnliches Sonderverhältniss erst in 
Folge und seit Einführung von kirchlichen Gemeindeordnungen 
im Marienburger Werder entwickelt. Bei den Versuchen des 
Kirchenregiments, Gemeindeordnungen nach Massgabe der mit 
dem Allerh. Erlass vom 29. Juni 1850! veröffentlichten Grundzüge 
einzuführen, tauchte angesichts des $5 der Grundzüge zuerst 
die Frage auf, ob nicht künftig das Stimmrecht bei der Bildung 
der (femeindeorgane allen selbständigen Hausvätern zustehen 
sollte. Da aber die Bestimmung der gedachten Grundzüge nicht 
obligatorisch und die Einführung einer Gemeindeordnung über- 
haupt in die freie Wahl der Gemeinden gestellt war, wurde in 
den Gemeinden, in denen man überhaupt die neue Ordnung auf- 
nahm, meist die bisherige ausschliessliche Stimmberechtigung der 
sog. freiköllmischen Hofbesitzer (bezw. der gleichberechtigten neu 
Eingepfarrten) in Gemeindeangelegenheiten wie beim Pfarrwahl- 
recht noch beibehalten. Als dann aber durch die Allerh. Erlasse 


Pfarrer und Organisten festgesetzt, in $ 4 ist bestimmt: „bei Bauten haben 
die evang. Bewohner von H. die nach den gesetzlichen Bestimmungen den 
Mitgliedern der eigentlichen Pfarrgemeinde zur Last fallenden 
Beiträge zu entrichten. $ 5: für die vorstehend in $$ 3 und 4 erwähnten 
Verpflichtungen werden den neu Eingepfarrten folgende Rechte eingeräumt: 
1. das Patronatsrecht, insbesondere das Stimmrecht bei den Berath- 
ungen der Kirchengemeinde und das Recht der Theilnahme an der Wahl 
des Pfarrers und Organisten. Diese Rechte stehen den neu Eingepfarrten 
in demselben Maasse wie den Mitgliedern der Stammgemeinde d.h. 
allen Besitzern von mindestens einer halben kulmischen Hufe zu.“ 
1 Aktst. des Ev. Ober-Kirchenraths Heft 1 (Bd.D S.1ff. 
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vom 2. Aug. 1858 und 27. Febr. 1860! die Bildung von Gemeinde- 
kirchenräthen nach Massgabe der revidirten Grundsätze der Ge- 
meindeordnung obligatorisch wurde, musste das ausschliessliche 
Stimmrecht der Hofbesitzer und damit ihre ausschliessliche Be- 
theiligung an der Vermögensverwaltung aufhören. Jetzt erst 
wurde, um von den bisherigen Befugnissen zu retten, was mög- 
lich war, von den Interessenten mit aller Energie die Ansicht 
vertreten, dass den Hofbesitzern ein durch Fundation erworbenes 
wirkliches Patronat zustehe. Da sie, wie Eingangs erwähnt, mit 
dieser Ansicht durchdrangen, blieben ihnen wenigstens die zahl- 
reichen Vermögensaufsichtsrechte, welche nach dem Gesetz den 
lastenpflichtigen Patronen zustehen, erhalten. 

Bei Ausübung dieser Rechte hat sich nun noch die ursprüng- 
liche Verfassung vollständig bewahrt, so dass gegenwärtig eine 
Art Doppelvertretung der Gemeinden besteht. Ergibt sich z. B. 
die Nothwendigkeit eines Baues, so treten wie früher zunächst 
die sog. patronatsberechtigten Hofbesitzer unter Leitung eines 
Gemeindevorstehers, des Pfarrers oder des Landraths zu einer 
Beschlusssitzung zusammen und machen sich über die Ausführung 
des Baues und die Bereitstellung der Mittel schlüssig und diese 
Beschlüsse sind in den Augen der Leute die für die Kirchen- 
gemeinde eigentlich massgebenden. Die ordentlichen kirchlichen 
Gemeindeorgane, deren. Mitglieder, wie schon oben erwähnt, 
meist auch nur Hofbesitzer sind, beschränken sich dann gewöhn- 
lich darauf, diesen Beschlüssen einfach beizutreten, bezw. den 
Inhalt derselben formell aufzunehmen, um die von der Staats- 
und Kirchenbehörde geforderte gesetzliche Unterlage zu schaffen. 

So entstehen aus dieser eigenthümlichen Doppelvertretung 
der (Gemeinden gegenwärtig noch verhältnissmässig wenig prak- 
tische Schwierigkeiten. Es wird interessant zu beobachten sein, 
wie sich die Verhältnisse gestalten werden, wenn einerseits der 
(redanke der neueren Kirchenverfassung, dass alle selbständigen 


ı Aktst. Heft 11 (Bd. V) S. 1f. 
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Mitglieder der Kirchengemeinde gleiche Rechte haben, mehr in 
die Gemeinden eindringt und dadurch eine andere Zusammen- 
setzung der ordentlichen Gemeindeorgane herbeigeführt wird und 
andererseits durch die in Fluss befindliche Rentengutsbildung 
eine Zerstückelung des Grundbesitzes eintritt, dadurch das Standes- 
bewusstsein der Grundbesitzer als einer von Alters her besonders 
bevorrechtigten Klasse mehr und mehr schwindet, und die An- 
wendung der Grundsätze des Patronatsrechts auf ihr Verhältniss 
zur Kirchengemeinde praktisch undurchführbar wird. 
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Pfründenniessbrauch zufolge des Bürgerlichen 
Gresetzbuchs. 


Vom 
kais. Regierungrath a. D. Geigel 


zu Strassburg i. E. 


8 I. Pfründen im Sinne des Art. 80 des Einf.G. z. B.G. 
sind Güter, deren Ertrag dem Inhaber eines Amtes zusteht! 


! Abkürzungen: Allögre, Code civ. & l’usage de clerge 88 (2. f.C. 19 
S. 182, Arch. 62 S. 382); Ann. = Annalen d. bad. Gerichte; Arch. = Arch. f. 
Kirchenr. Bl. f. administr. Praxis; Bl. R.A.— Blätter f. Rechtsanwend. (Erg. 
— Ergänzungsband) ; B. jud.= Belgique judiciaire; B.=Bolze, Praxis d. Reichs- 
gerichts in Civils.; B. G. = Bürg. G.B. f. d.D.R.; B.G.A. = reichsländ. 
Ausf.G. Entw. 26. IV. 98; Buob, Code eccl. Strassb. 55. C.c. = Code civil; | 
C.Bl.R. = CentralBl. f. Rechtswiss.; C.E. = Entsch. d. Reichsgerichts in | 
Civils.; C. g. = Consultore giuridico (Arch. 75 8. 327); ©.H.R. = Cunitz, 
Heydenreich und Reuss, Consistorien 47. D. III = Dernburg, Privatr. 
Preussens Bd. III 89; D.9 = franz. Dekret 6. XI. 1813 A. 9; D.10 p.70 = 
Dalloz, Rep. meth. XIV 5. v. „Cultes“ No.10 p. 70; D. 701 10, Dalloz, Rep. 
periodique 1870 Ip. 10; D.Z.K. = Deutsche Zeitschr. f. Kirchenr.; dag. 
— dagegen. E. 80 = Art. 80 des Einf.G. z. B. G.; Eccius, Pr. Privatr. 
7. Aufl.; Eyschen, Staatsr. d. Grossh. Luxemb., Mohr, Freib.; En. = Ende- 
mann, Einf. i. B.G.B., C. Heymann, Berlin. F. = Fischer und Henle, 
B. G. 1170 S. 1. Aufl. (inzwischen erschien 2. Aufl. M. 6.50, ©. H. Beck, 
München) mit gediegenen Rand- und Titelerl.; Fr. = Prof. Geh. Rat Friedberg, 
K.R. 3. Aufl.; Fr. V. = Verfassungsr. d. ev. Landesk. @°. = Gesetz; G.= 
Geigel, Franz. St.K.R.; Gg. = Geigel, Reichs- u. reichsl. Kirchen- u. 
Stiftungsr. bei Le Roux, Strassb., I. Lieferung, 128 S., Mk. 5, v. Deutsche 
Juristenztg. 98, S. 246; Reger, Entscheidungen d. Gerichts- u. Verw.-Behörden 
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(K. P. 8905). Eigenthümer ist, wie betreffs der bischöflichen 
Tafeln und der kath. Pfarreien!*, das Amt selbst oder, wie zu- 


XVIII S. 408; j. Z. Nov. 1898; Ztsch. f. bad. Verw. 98, 8. 182, Z. fr. C. 29, 
S. 5öaf. 

Der Mülhauser „Express“ schrieb dessfalls: „Hierin sind nicht nur alle 
Abänderungen durch Synodalbeschlüsse, Gemeinde-, Steuer- und Stempel- 
gesetz, sondern namentlich für Schenkungen, Stiftungen, Testamente, Auf- 
lagen, Bildung und Zuständigkeit des Vorstandes, eingehend auch das Bür- 
gerliche Gesetzbuch (selbst das Ausführungsgesetz S. 42, 75, 82, 106, 112, 
120, 124, 128) mitberücksichtigt, S. 46—50 die Militärpfarreien, S. 11, 17, 
20, 25—31 Bestrafung kirchlicher Unordnung, Lärm und Gottesdienststörung 
und S. 13, 61—82 alle Vereine (nicht nur religiöse, sondern auch wirth- 
schaftliche, selbst politische), ebenso alle staatlich zu genehmigenden Rechts- 
geschäfte der bürgerlichen Gemeinden, Krankenhäuser, Schulstiftungen etc. 
Die 1. Lieferung enthält zufolge Kommentirung der SS 83, 84, 2072, 2075, 
2078 etc. des Bürgerlichen Gesetzbuches auf Grund der deutschen, französischen, 
belgischen und rheinisch-badischen Rechtsprechung sowie der Kommissions- 
protokolle der Reichstagskommission, überhaupt viel mehr Bürgerliches, 
als reines Kirchenrecht. Dasselbe gilt von der gratis nachzuliefernden 
2. Lieferung (unter der Presse), worin die Haftung der kirchlichen und 
bürgerlichen Gemeinden wie des Staates mitentwickelt ist; da aber hierüber 
die Berathung des Landesausschusses abzuwarten bleibt, so erscheint zunächst 
(Nov., 160 S., Mk. 5) das protestantisch-israelitische Kirchenrecht mit den 
jüngsten Verhandlungen des Oberkonsistoriums (S. 133), der reform. Synode 
(S. 60), auch Gesetzentwurf für Synagogen (S. 128), sodann im Sommer der 
kath. Theil (Mk. 5)“, unten S. 292. 

G. It. = Ital. St.K.R.5 M.; G. Holl. = holl., belg. u. lux. St.K.R.191, 
1 M., beide b. Le Roux & Co., Strassb.; Ga. = Galante benef. (Arch. 75 S. 327); 
Gr. = Gross, Recht an d. Pfründ. 87; Gd.= Gaudry, Legisl. d. cultes 56; 
Gk. = Gierke, D. Privatr. I. Hd. = Haidlen, B.G., Kohlhammer, Stutt- 
gart; H.IV 10 = Hinschius, K. Kirchenr. Bd. IV S. 10. J.F. = Journ. 
d. Cons. d. Fabrique; b. = belge; j. W. = jurist. Wochenschr. d. D. Anw.V.; 
j. Z. = jur. Ztschr. f. Els.-L. K. 101 = Krick, K. Pfründe in Bay. 91 S. 101; 
K. Par. = Kassationshof Paris; K.B. = Kommissions-Berichte z. Entw. d. 
B. G. (96, Reichstagsdrucks. 440); K.P. = metallogr. Prot. d. II. Reichs- 
tagskomm. 91; Kö. = Köhler, Ev. K.R. d. Grossh. Hessen. L. = Lenz, 
Dons et legs (C.Bl. R. VII470); L. M. = Leoni (Mandel), Oeff. R. d. Reichsl. 
M. 1 = Motive z. I. Entw. B.G., amtl. Ausg. Bd. I; M. 80 = Statuta dioc. 
Metensis 69 p. 80; Ma. —=.Magni, dir. ecel. (C.Bl. R. VI 338); meckl. = 
mecklenb. Zeitschr. f. Rechtspfl.; Mr. = Meurer, hl. Sachen. 0. = Samml. 
d. Akte d. Ob.Kons. A. K. Strassb.; old. = Z. f. Verw. u. Rechtspfl. in 
Oldenb. P. = Pasicrisie belge; Pn. — Pasinomie belge; Pl.= Planck, B. G.B 
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meist? bei prot. Pfarreien, die dem Amtssprengel entsprechende 
Kirchengemeinde bezw.?* die Wohlthätigkeitsstiftung, für 
deren Angehörige die Seelsorge errichtet ist, die (kath.) Pfarr- 
pfründe regelmässig auch betreffs der zugehörigen? Sakristan- oder 
selbst Vikars-(Kaplanei-)stiftung, in Belgien und Luxemburg an 
Stelle der kirchlichen Anstalt der* Staat, rechts des Rheins, in 


(Guttentag, Berlin. R. = Ruffini-Friedb., dir. eccl.; Ruf. = Ruffini, Rap- 
presentanza delle parrocchie 96, Un. tipogr. ed. Turin, 5 L., 225 p.; rh. A. = 
(rhein.) Arch. f. Civ.- u. Cr.R.d. pr. Rheinp. 8. = de Syo, Dekr.6 XI 13; 
S. I = Kirchenfabrikdekret 1809, Köln 64; sächs. = Ann. d. k. sächs. 
Oberlandesg.; Sc. = Scaduto, dir. eccl. 2. Aufl. ; Sch. = Schiappoli, dir. eccl. 
franc.; S. 80 I 10 = Sirey, Rec. gen. d. lois et arrets, Jahrg. 1880 Bd. I 
p. 10; Sn. = Silbernagel, Religionsgesellsch. in Bayern 70; St. D.Bl. = 
Strassburger Diözesanbl. Thür. = Bl. f. Rechtspfl. in Thüringen (alte F.) 
Vg. = Vering, K.R. 3. Aufl. Z. = Zachariae-Crome, fr. Civ.R. (8. Aufl.); 
7.fr.C. = Zeitschr. f. franz. Civ.R. 

i2 rh, A. 701 34 u II B. 3, Z. fr. C.18 S.57, G.130, Gg. II 35, 138. 

? (ebenso in Holland, Gg IIlxın) C. H.R. 104, Geigel, K. Gewohnh.R. 316, 
Mr. II 345 u. 371, Oberk.ö S:195 und 40 S. 219, 2. fr. C.13 S.309 u. 316, dag. 
Gk. 639, meckl. 9 S. 58, sächs. 12 S. 72 u. thür. 33 S. 269, v. old. 12 S. 99, 
j. W. 92 S. 433 u. 94 S. 588. Um Alterszulagen gleichmässig zu gewähren, 
sind die Pfründenerträgnisse landeskirchlich zusammengelegt, old. 12 S. 247 
u. 893, auch in Baden etc., Fr. 253, unten A. 50. 

22 Spitalpfarreien, G. 249 u. 441, Gg. 1 43, 79, 82, 105 f., sächs. 9 
S. 262, Geigel, prot.-israel. K.R. 30, 79 u. 98. 

® Arch. 73 8. 413, G. 131, 317 u. 398, H. III 321, Ma. 248 u. 359, 
meckl. 9 S. 57, old. 12 8. 99 u. 110, 15 S. 35, rh. A. 60 I 184, Sn. 16. 
Pfründen für ihre Mitglieder besitzen die ev. Stifte Brandenb., Merseb., 
Zeitz, Strassb. (St. Thomas, G. 35 u. 450, Gg. I 95, II 87f., unten A. 23), 
Kollegiatstift Aachen (S. I 264, S. 206 f.), auch wenige Domkapitel (G. 272, 
S. 206, 2. fr. C. 12 S. 620, dag. L. I 304 u. 330, unter A. 4). 

* Eyschen 200, Mem. d. Grand. Luxemb. 87 p. 695, G. It.71u. 149, Gg. IIxv, 
P. 80 II 339 u. Pn. 81 p. 200. Staatsgehälter werden auch während einer 
Pfründenerledigung fortgezahlt (unten R.c. u. A. 22, Hirschel, Staatseink. d. 
Geistl. 68 S. 187, R. 768 u. S. 209, dag. G. 138, 2. fr. C.14 S. 425). Feste 
Jahresbezüge erhalten Beamte der Oberkirchenbehörden (Fr. 148 u. 410, 
G. 267 u. 438, Gg. II 77), auch Seminarprofessoren (D.6 XI 13 A. 69) aus 
Stiftungs-, Tafel- oder landeskirchlichen Mitteln. Aehnliche Jahresleistungen 
sind Präbenden ev. Fräuleinstiftungen (in Bayern, Meckl. Preussen, Württ.), 
oder Stipendien bis zum Eintritt eines bestimmten Ereignisses (B. G. 507 u. 
1940, G. 277 u. 454, Gg. 186 [A.11]u.97), auch Siechenhauspfründen (auf 
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Oesterreich, Holland und Italien mitunter die Patronats- oder 
Grutsherrschaft **. 

Nur nach Massgabe der aus der Eigenart des Amtes sich 
ergebenden Beschränkungen übt der Pfründenbesitzer die Rechte 
des® Niessbrauchers, links des Rheins blos vorbehaltlich der 
Aenderungen, welche gegenüber dem Code civil durch Artikel 6f. 
und 27f. des franz. Dekrets vom 6. Nov. 1813 getroffen wurden. 
An Stelle derjenigen Sätze des C. c., des preuss. Landrechts, des 
Codex Maximilianeus etc., welche den Niessbrauch betrefien, gleich- 
viel ob auf solche ausdrücklich oder stillschweigend verwiesen ist, 
treten vom 1. Jan. 1900 ab (E.! 3, 4 u. 218) die entsprechenden 
Paragraphen des Bürgerlichen (Gesetzbuches, soweit nicht etwa 
die Einzelstaaten durch ihre! Ausführgesetze°® hiervon abwei- 
chende Bestimmungen treffen sollten. 

& II. Gegenüber dem bisherigen Rechte sind dem Pfründen- 
besitzer a) vorteilhafter die Bestimmungen des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs betreffs Ersatzes der Verwendungen (untenM.,S.277), Aus- 
schlusses (unten 8.) der dinglichen Wirkung der Niessbrauchs- 
beschlagnahme, Vorempfangs (U.) der Pachtzinse und Freiheit von 
jeder Sicherheitsleistung, dagegen b) ungünstiger höchstens Ab- 
kürzung der Verjährungsfrist (B.G.1057) und (V., S.285) Pachtkün- 
digung. (Unter Pacht wird hier stets Mietlie mitverstanden.) Die 
sonst eintretenden Aenderungen beschränken sich zumeist auf 
bessere Abfassung des Gesetzestextes; gleichwohl könnten hieraus 
Verwickelungen entstehen, namentlich wegen Umfanges einerseits 


Lebensdauer br. 9 S. 29, B. jud. XII 951 u. XIII 211, G. holl.9, Gg.I 97 
u. 105, II 51, 95 u. 123, unter Anm. 21, j. Z. 23 S. 344). 

“44 Bl. R.A. Erg. 5 S. 175, D. I 107 u. 469, Gk. 666 u. 698, G. It. 150, 
Ma. 209, v. App. Lüttich 13 I 90 u. Rennes 7 VIII 45, J. F.b. IV 27, 
Gg. 175 (A 1P), 79 u. 97 A. 8, G. II Einl. xın Anm. 25. 

sB. 14 S. 379, C.E. 1 8. 209, 2 S. 331 u. 35 $. 190, j. W. 92 
S. 443 u. 96 S. 678, Arch. 20 S. 82, 61 $.288 u. 329, 76 8. 273, 77 8. 391, 
Eccius III 367, Ga. 166, 175 u. 186, Gr. 3, 19 u. 303, K. 171, Ma. 267, 
old. 12 S. 195, R. 767, Z. fr. C. 13 S. 814, K. Rom. 8 VII 82, Plocque 
Condition jurid. du pretre 87 Paris p. 26, Gg. II 35, 50, 57, 75. 
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der Unterhaltungslast und anderseits der Ersatzpflicht für Ver- 
wendungen. | 

Stets müsste dem Anspruch des Nachfolgers die Haftung 
des Vorgängers entsprechen, damit nicht der (oben $& I) Eigen- 
thümer der Pfründe den Ueberschuss erhält oder anderseits das 
zur Ausgleichung Erforderliche zuzuschiessen braucht; also darf 
die Abrechnung zwischen ihnen, wenn die Erledigung von 1900 
ab eintritt, nicht auf Seiten des Vorgängers nach bisherigem, 
dagegen auf Seiten des Nachfolgers nach neuerem Rechte er- 
folgen. Anschliessend an E. 180, 181, 184 Abs. II und 191 
empfehlen sich daher für die Ausführgesetze zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche etwa folgende Bestimmungen: 

a) „Auf einen zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bestehenden Niessbrauch an Pfründen finden von 
dieser Zeit ab °®* unbeschadet der das Pfründenwesen be- 
treffenden landesgesetzlichen Vorschriften, die Bestimmungen 
des Bürgerlichen Gesetzbuches Anwendung. 

ß) Vom Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches ab 
werden B. G. 1027, 1028 und 1093 auf alle Dienstwohnungen 
sammt Zubehör angewendet°®. 

x) Mit Genehmigung der durch’s Staatsoberhaupt °® jeweils 
als zuständig bezeichneten Behörde kann das Kirchenregiment ®« 
die Selbstverwaltung und °®° Selbstbewirthschaftung des Pfrün- 
denbesitzers aufheben oder beschränken. 


5» Unten $ IV; zufolge E. 180 f. gilt wenigstens B. G. 1065 schon vom 
1. I. 1900 ab auch für einen rein bürgerlich-rechtlichen Niessbrauch, ohne 
dass erst die Grundbuchanlage abgewartet zu werden braucht. B.G. A. 102 
bringt allgemein „im Interesse der Rechtseinheit auf die von jedem Nutz- 
niesser nach dem 31. XII. 1899 abgeschlossenen oder erneuerten Pacht- 
verträge B. G. 1056 in Anwendung, wenngleich die Nutzniessung vor 1900 
schon entstanden ist“. 

5b Unten $ IIT Ku.S. B.G.A. 92 bringt allgemein den Besitzschutz 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf jede „beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
in Anwendung, mit welcher der Besitz des Grundstückes oder eines Teiles 
verbunden ist“; der Landesausschuss nahm 4. XI. 98 den Ges.-Entw. an. 

5e „durch allgemeine Verordnung oder im Einzelfalle“, unten 8 IIIO,S,Y. 
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ö) Nichtig ist jede Verfügung, wodurch ohne dem orts- 
üblichen Pacht- oder Miethzinse ($ III X.) entsprechende Vergü- 
tung, wenn auch nur vorübergehend oder theilweise, selbst die 
blosse Ausübung des Pfründenniessbrauchs oder eine hierin 
enthaltene Befugniss übertragen wird. Einen nicht von der 
gemäss y zuständigen °® Behörde genehmigten Pacht- oder Mieth- 
vertrag kann unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist 
der Nachfolger, wie der Eigenthümer, kündigen, selbst wenn 
die Erledigung nur in Folge eines Verzichtes°? eintrat. 

e) Ferner für die Gebietstheile links des Rheins: Vom In- 
krafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches ab sind Art. 9 Abs. III 
und Art. 10 des franz. Dekrets vom 6. Nov. 1813 (unten $ III 
V., W. und Z.) aufgehoben.“ 

& III. Auch ohne einzelstaatliche Neuregelung findet das 
Bürgerliche Gesetzbuch auf, nach dem 31. Dez. 1899 über- 
tragene Pfründen Anwendung, selbst wenn vorher schon ®* die 
betreffenden Güter verpachtet waren: 

A. Durch erforderlichen Falls®* staatlich bestätigte Erlasse 
der höheren Kirchen- oder? Schulbehörde wird der Pfründen- 
niessbrauch begründet, geändert (O., S. 280) oder (P.) auf- 
gehoben; ein Eintrag in’s Grundbuch findet ebenso wenig als 
bisher statt. Auch darin tritt keine Aenderung ein, dass 
der Niessbraucher nur die laufenden Einnahmen (C.) und Lasten 
(H.) hat, während die Rechte des Eigenthümers bezw. der Nach- 
folger von der vorgesetzten Behörde® wahrgenommen werden. 


$d Unten $ III Ra. Zwar entsprechen y, 5 u.e dem Gewohnheits- 
rechte (A. 32); doch könnte der Versuch gemacht werden, die Befugniss 
namentlich des Kirchenregiments zu bestreiten, von formellen Vorschriften 
staatlicher (unten $ III S. 285 V) oder kirchlicher (Y) Gesetze abzu- 
weichen. Desshalb erscheint es vielleicht angezeigt, y, ö©u.e rückwirkende 
Kraft oder der diesbezüglichen Uebung bezw. Verordnung auch für die Ver- 
gangenheit gesetzliche Sanktion zu gewähren. 
5° G. 17, Gr. 280 u. 306, Gg. 70, Gg. II 72. 
5? Eccius III 340 u. 867, E. 128, B.G. 873, obige A. ö*. 
® unten C mit F,H, I, M,N,0O,S, T, Yu. Z, Arch. 73 S. 421, Ga. 
176, Gr. 239, 247 u. 249, j. W. 94 S. 558, S. 38, 42 u. 95. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 83. 18 
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B. Nach Massgabe des B. G. 1034, 1035 und 1048 
werden, wie?” bisher, bei jeder Erledigung die dem Niess- 
brauche unterliegenden Vermögensstücke verzeichnet, und ihr 
Zustand bezw. Werth, nöthigenfalls unter Mitwirkung von 
Schätzern’» festgestellt: betreffs bischöflicher Tafel vom Gerichte 
bezw. Notare’‘, sonst vom Schaffner der örtlichen Verwal- 
tung (Kirchen- oder Schul?vorstand). Die Unterschriften 
des Schaffners, des Schätzers, des Pfründenbesitzers und der Erben 
beglaubigt, wie bisher als hierfür „zuständig“ ®’, der Vorsitzende 
der Ortsverwaltung bezw. dessen Vertreter. In selbst vor- 
behaltloser Entgegennahme oder gar Mitunterzeichnung des?” 
Inventars liegt noch nicht das Versprechen, den Schätzungswerth 
zurückzugewähren; insoweit schon durch ordnungsgemässe Be- 
wirthschaftung die ganze Sache allmählich ° aufgebraucht wird, 
braucht der Niessbraucher für Werthsminderung keinen?’ Er- 
satz zu leisten. 

C. Gemäss B. G. 1036 Abs. I, 1065 und 1074'° kann, wie 
bisher, bei Feststellung oder Einziehung von Stammforderungen 
(T.), Besitz-, Eigenthums- und sonstigen dinglichen!! Klagen 


” C.c. 600, Ma. 271, 292 u. 297, Z. fr. C. 12 S. 543 u. 15 S. 371. 

”b unten X; K. 155, Gg. 118. 

?e Das Ministerium bezeichnet den Notar, G. 259 u. S. 186; das „Tafel- 
gut“ unterliegt jedoch nur ausnahmsweise dem Niessbrauche, ist vielmehr 
regelmässig sachlichen Diözesanausgaben gewidmet, Gg. 116. 

8 Fr. 333, G. 76 u. 132, K. 191, 254 u. 272, Kö. 256, Ruf. 230, S.I 113 
u. Sn. 360, unten N u. O; herkömmliche Grundabgaben zur Pfarrei in Bayern 
r. Rh., br. 6 S.59, thür. 35 S. 341. 

sb B,G. 129, 1035 u. 1960, E. 140 u. 147, K.P. 4076, 6751 u. 7353. 
Die Beglaubigung bezieht sich fernerhin (Ma. 272) nicht mehr auf den 
Inhalt; vielmehr können, wie bei einem rein bürgerlichrechtlichen Niess- 
brauche (K.P. 4077), Auslassungen, wie Irrthümer auch später noch gerügt 
werden. 

® B. G. 92, 1037, 1067 u. 2130, M. III 502 u. 510, K.P. 4088, Ma. 301, 
C.c. 587f., Gr. 243., rh. A. 90 I 54, S. 27, 2 1 622 u. 627, unten A. 27. 

1 B.G. 868 u. 872, C.c. 583 u. 613, E. 180. 

11 Arch. 57 S. 130 u. 61 S. 312, Civ.E. 10 S. 210, G. 136, Ga. 165, Gr. 
230, 242, 252 u. 269, K. 317, Kö. 462, Ma. 289, Ruf. 68, 228 u. 231, rh. 
A.58 I 37, S. 92, 220 u. 258, Sn. 363 u. 382. 
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der Niessbraucher nur mit Genehmigung der Oberbehörde (A.) 
die Pfründe vertreten; dagegen klagt er in eigener!? Zuständig- 
keit Zinsen, Pachtgelder und Schadensersatz betreffs Früchte oder 
laufender Unterhaltung ein. 

D. Aenderungen (B. G. 1036 D. 1813 Art. 8) „in der 
wirthschaftlichen Bestimmung des Grundstücks“ nimmt ein 
Pfründenniessbraucher ebenso wenig, als ein Pächter (B. G. 583) 
vor; er darf die Sache weder wesentlich verändern, noch „um- 
gestalten“, also selbst bei Verzicht auf Ersatz der (H., S. 275) 
Verwendungen ohne behördliche!? Genehmigung aus dem Acker 
weder einen Weinberg 't, noch einen Garten, Park, Wald oder eine 
Wiese machen, noch umgekehrt. Dagegen liegt eine wesentliche 
Aenderung weder in?® Baumpflanzungen auf Wiesen oder Aeckern, 
noch in Obstspalier-Anlagen statt eines Baumgartens, noch (J. F. 
84 p 3) in der Umwandlung eines Ackers in Kleefeld oder um- 
gekehrt. — Ausser auf einer bisher ertraglosen Oedfläche darf 
er nur mit behördlicher!° Genehmigung Granitbrüche, Por- 
zellanerdgruben oder sonstige neue „Anlagen“!?® einrichten. 

E. B.G. 1038 unterstellt, ohne für noch so unbedeutende 
Mittel- oder Niederwälder!® Ausnahmen zuzulassen, Waldungen, 


ı2 K. Paris 17. XII. 84, App. Rouen 16. II. 83 u. Toulouse 24. XII. 85, 
J. F. 86 p. 77 u. 180; 89 p. 102; wegen B. G. 554 v. Civ.E. 35 S. 190. 

ı8 K.P. 4088 u. 8570, C. c. 598, G. 133, Ma. 286, S. 30, 41 u. 84, oben A. 

14 Eccius III 369, dag. Arch. 6 S. 268 u. 302, Fr. 474, K. 191. 

15 Eccius III 364; wegen Torfs br. 12 8. 228. Derjenige Pfründen- 
besitzer, welcher die „neue Anlage“ traf, wird in der Regel von der Behörde 
angehalten, vom Mehrertrage, welchen er über das bisherige Maass hinaus 
erzielt, alle Kosten der neuen Anlage zu decken und selbst von dem Reste 
einen Theil noch zu kapitalisiren; den vollen Jahresertrag erhält er oder der 
Nachfolger erst von einem behördlich zum Voraus bestimmten Zeitpunkt ab, 
Arch. 20 8.79 u. 61 8.296, Ma. 282, S. 83, Vg. 79. 

5b B.G. 1037 II, K.P. 8570. 

18 K.P. 4072, C. c. 592, Arch. 61 S. 297, Ann. 60 S. 113, G. 112 u. 133, 
K. 172 u. 176f., Ma. 282f., rh. A. 60 I 184, S. 27,41 u. 69, 2. fr. C. 24 S. 445. 
Die Kosten des Planes vertheilt die Behörde auf den Zeitraum bis zur Auf- 
stellung eines neuen Planes (H). Fällt nur in jedem dritten Jahre ein Holz- 
‚schlag an und hat der Pfründenbesitzer sofort auch in seinem I. Genussjahr 


18* 
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Brüche, Bergwerke!‘ etc. einem Betriebs- oder Wirthschafts- 
plane. Ein rein bürgerlichrechtlicher Niessbraucher erhält, 
ohne Ersatz leisten zu müssen, bei einer durch die Forstkultur'!* 
gebotenen Herabsetzung der Umtriebszzeit auch den mehr 
herangewachsenen, bezw. den früher nicht geschlagenen Be- 
stand. Der Pfründenbesitzer muss jedoch, wie bisher, diesen 
Mehrertrag!®, Windfall und Schneebruch!® ebenso das Eir- 
gebniss einer durch Biwack oder Bahnvorarbeiten (Arch. 20 S. 84) 
nöthig gewordenen Lichtung nach Bestimmung der Oberbehörde 
(oben A.) zur Vermehrung des Stammvermögens (T., S. 284) 
oder vorweg für aussergewöhnliche Ausgaben (H.u.M.) verwenden, 
Für vorzeitig!” geerntete Früchte muss schon der rein bürger- 
lich-rechtliche Niessbraucher Ersatz leisten, wenn ihm zur Zeit 
ordnungsmässiger Ernte der Niessbrauch nicht mehr zustand. 

F. Abweichend vomrein bürgerlich-rechtlichen Niessbrauche !% 
hat von der Hälfte des Schatzes, falls solcher nicht für ausser- 
gewöhnliche Ausgaben (E.) von der Oberbehörde bestimmt 
wird, der Pfründenbesitzer auch fernerhin den Niessbrauch, weil 
er auch aus dem Eigenthume alle Nutzungen bezieht!®*, 

G. Zur „gewöhnlichen Unterhaltung“ (B.G. 1041, 536) 
gehören ausser den, etwa auf Orts- oder!? Landesgebrauch be- 


einen solchen Schlag bezogen, so muss er von dem im letzten Jahre erhal- 
tenen Schlage ?/s dem Nachfolger vergüten, Ma. 275, K. 316, unten R. 

8b Arch. 61 S. 296, Z. fr. C. 22 S. 19. 

'. 16e Arch. 63 S. 445, S. 84, K.P. 4068. 

id B.G. 1039, K.P. 6821. 

ıTB.G. 1039, 99, 581 u. 954, K.P. 4065, unten A. 52 u. 57, Ru. Z. 
dag. Ma. 293. 

ı#© B.G. 1040 — C.c. 598, K.P. 4071, Z. I 630. 

18b Arch. 61 S. 299, Acta S. Sedis IV 169 u. Syo 31. 

ı# Als Gesetzesrecht sind C. c. 606 u. 1754 (G. 88, K. 232, 252, 273 
v. 256, M. 289, S. 82 u. 116) nicht mehr maassgebend; sie können jedoch 
durch Orts- oder Landesgebrauch (Gg. 70, E. 2) beibehalten werden, wie 
links des Rheins der Fall sein dürfte, wenn nicht ausdrücklich entgegen- 
gesetzte Einzelvorschriften getroffen werden. In Franken (Ann. 56 S. 17) 
muss der Pfarrer jährlich die herkömmliche Summe für den Unterhalt ver- 
wenden oder hiefür seinem Nachfolger aushändigen. 
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ruhenden kleineren Erneuerungen nur Verputz der Mauern 
bezw. Einfriedigungen und sonstige, „nach regelmässigem Verlaufe 
der Dinge in kürzeren Zeiträumen wiederkehrende“ Verbesse- 
rungen; doch kann (F. 219) die Nothwendigkeit derselben auch 
durch Zufall (wie Sturm oder Hagelschlag) oder Beschädigung 
(seitens Vorübergehender) herbeigeführt sein, wenn solche von 
Zeit zu Zeit vorzukommen pflegen. Nicht massgebend ist das 
Verhältniss der Kosten zum Ertrage der Sache !%, 

H. Neue Dämme und Deiche, Gewölbe, Balkenlager, 
Platten, Schornsteine, Dächer, Stütz-, Grund-, Einfassungs- oder 
Zwischenmauern, aussergewöhnliche Bachräumungen, Pflaste- 
rungen und sonstige?? Hauptverbesserungen (M., W.u. Y.) oder 
Erneuerungen kommen auch den Nachfolgern zu gut und werden 
deshalb — mit Genehmigung oder, wenn der Pfründenbesitzer die 
Arbeiten nicht selbst anregt, auf Anordnung?! der Behörde — 
aus aussergewöhnlichen Einnahmen (oben E. u. F., unten 
S. 282, R. c.) oder in Ermangelung derselben aus eingezogenen 
Kapitalien (T., Gg. 1123) und dem Erlöse verkaufter Sachen (B. G. 
1043, Gg.1118) äusserstenfalls aus Darlehen bestritten. Die Behörde 
bestimmt Zahl und Betrag der Jahresfristen?? zur Verzinsung und 


5b M. II 373 u. III 510. 

2° Civ.E. 2 S. 329, j. W. 96 S. 678, Arch. 61 S. 329 u. 77 S. 417, B. 14 
S. 379, K. 192, old. 12 S. 110, unten I: auch die Kosten mit behördlicher 
Genehmigung geführter Rechtstreite (oben C; K. 318). 

#1 Oben A, Ann. 52 S.193 u. 53 8. 381, Arch. 57 S.130, G. 133, Ma. 
288 u. 301, S. 15, 79, 89, 96 u. 113, 2. fr. C. 14 S. 1. u. 15 8. 585, C. c. 607, 
Marx Kirchenv. 205, Ldg. Trier 2 III 94. Auf Zimmerinstandsetzung kann 
selbst der Spitalpfründner gerichtlich klagen, nachdem er fruchtlos sich 
bei der Aufsichtsbehörde beschwert hat, G. 94, br. 9 S. 28, obige A. 4. 

3? K. 198, preuss. Min.Bl. f. innere Verw. 60 8.85, Sn. 360 u. 383. 
Der. Pfründenertrag wird (Ga. 185, K. 83, 155 u. 229, S. I 11 v. 9, obige 
A.4, dag. 4.288 u. 3872 btr. d. kath. Geistl. in Frankr. u. Els.L.) auf den 
Staats- oder landeskirchlichen Mindestgehalt angerechnet (unten A. 40). 
‚Vom Rechnungsjahre (Q) ab, in welchem die Behörde die „Amortisation oder 
Refundirung“ . beginnen lässt, wird nun statt des vollen fassionsmässigen 
Pfründenertrags nur noch der um die Jahresfrist gekürzte Ertrag abgezogen 
oder der Ergänzungszuschuss aus öffentlichen Mitteln um den Betrag der 
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Tilgung des Darlehens oder Wiederansammlung des abgeschwen- 
deten Grund- oder Kapitalvermögens. 

I. Ein rein bürgerlichrechtlicher Niessbraucher (B. G. 1044, 
K. P. 4096) kann nicht, wie ein Miether (B. G. 535) den Eigen- 
thümer zu Ausbesserungen anhalten; der Pfründenniess- 
braucher erlangt aber, nöthigenfalls im Beschwerdewege bei der 
Oberbehörde?!, selbst die Vornahme von Erneuerungen auf? 
Kosten? des? Eigenthümers‘* bezw. auch der Nachfolger (H.). 

K. An der Amtswohnung sammt Nebengebäuden und Zubehör 
haben, wie andere Beante ((ig. II 88) auch Bischöfe, Domherren °®?, 
Pfarrer, Lokalkapläne? (ständige Vikare) und Küster eine nur 
beschränkte persönliche?* Dienstbarkeit; Versicherungs- und 
sonstige Lasten obliegen also in Ermangelung eines entgegen- 
gesetzten 1? Herkommens dem Staat?, wenn ihm die Gebäude 
gehören, sonst der Gotteshausstiftung oder bei Unzulänglichkeit 
ihrer Mittel der (bürgerlichen bezw. kirchlichen) Gemeinde. — 
Nicht zum Dienstgebäude gehörende Pächter wohnungen, Ställe, 
Scheuern, Keltern u. s. w. (unten R.) muss dagegen der Pfründen- 
besitzer unbedingt gegen Brand”, auch die Dächer gegen 
Sturm und die Fensterscheiben gegen Hagel dann versichern, 
wenn in fraglicher Gemeinde derartige Unfälle öfters vorkommen. 
Die bestimmungsgemässe Verwendung der Entschädigung wird von 
der Oberbehörde überwacht ?®®. 


Jahresfrist erhöht. Wenn die Erneuerung alle 3 Jahre nöthig zu werden 
pflegt, so hat der Pfründenbesitzer für jedes Jahr '/s der Kosten sich an- 
rechnen zu lassen. Wenn ohne die Erneuerung ein beträchtlicher Theil des 
Pfründengutsertrags wegfiel, so kann die Jahres- oder Absitzfrist auch mehr 
als !/s des Reinertrags des Pfründenguts ausmachen, die entgegengesetzte, 
rein willkürliche Vorschrift des fr. D. 1813 A. 13 (G. 134 u. S. 87) kam 
längst ausser Uebung, dag. Marx Kirchenvermögensr. (97 Trier) 8. 207. 

23 rh. A. 79 I 106, Verwaltungsord. d. Thomasstifts Strssb. 94 S. 47, 
obige A. 3, ebenso Volksschullehrer ($ I oben). 

#3 B. G. 1093, C. ce. 632, oben $ IIß, unten N u. S, G. 146 u. 261, 
C.H.R. 108, K. 191, 252f. u. 256, Ma. 269 u. 283, 2. fr. C.15 S. 895, Z I 646. 

»: B. G. 1045, K.P. 4081, K. 31, 122 u. 292, Ma. 64. 

255 B. G. 1046, K.P. 8572, oben A, Z. fr. C. 15 S. 395. 
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L. Nicht auf dem Stammwerthe?, sondern auf dem 
Jahresertrage ruhen ausser den ordentlichen Abgaben auch 
für einen gewissen Zeitraum jährlich wiederkehrende ausser- 
gewöhnliche Landes-, Provinzial- etc. und Gemeindezuschläge. 

M. 1. Gemäss?® B. G. 1049 und 258 kann, wie jeder andere 
Niessbraucher, auch der ausscheidende Pfründenbesitzer nicht nur‘ 
vorübergehend oder zum eigenen Gebrauche angebrachte Ver- 
schönerungen °®°, sondern auch solche Einrichtungen weg- 
nehmen, welche er in Vermehrung desGebrauchswerthes dauernd 
mit Niessbrauchsachen verbunden hat, wie Spiegel, Schlösser, 
Lampen, Gas- und Wasserleitung, Bad, elektrische Klingel und 
Winterfenster, es sei denn, dass er die Anschaffungen nur zum 
Ersatze abgängig gewordener Einrichtungen kraft ihm obliegen- 
der ?’Unterhaltungslast oder, wenn auch ohne Verpflichtung, 
nur gegen behördlich festgestellte Absitz- oder?? Jahresfristen?® 
gemacht hat. 

2. Ersatz durch, den Nachfolgern (oben H., S. 275) auferlegte 
Jahresfristen erhält der Pfründenbesitzer, ohne dass es auf eine, den 
Nachfolgern wenigstens theilweise noch zugehende Bereicherung 
(B. G. 818) ankäme, für unverschiebliche „Vorkehrungen zum 
Schutze gegen nicht vorhergesehene Gefahr“ (B. G. 1042) un- 
bedingt und für solche „dem wirthschaftlichen Interesse (B. G. 
683) auch der Nachfolger entsprechende Verwendungen, deren 
Nutzen die Behörde®® festgestellt hat, also selbst für mehr- 
malige Wiederherstellung nicht nur einer zum Schutze gegen Ab- 
rutsch oder Einsturz nöthigen Stützmauer, sondern auch einer als 
blos zweckmässig festgestellten Einfriedigung oder Wasserleitung 


» B.G. 1047, M. III 516, K.P. 6799 u. 6803, oben H, K. 156, Ma. 99, 
276 u. 287, O. Mayer, D. Verw. II 284. 

32b K,P. 8560 u. F. 419. 

26° Ma. 299, Oberk. 22 S. 144 u. 34 S. 228. 

37 Oben G u. A. 9, J. F. 8 p. 264, 10 p. 366 u. 1884 p. 5, C. c. 598, 
F. 419, Ma. 298, Sirey 1825 II 414. Zubehör: Z. fr. C. 21 S. 408, Z. I 643 
B. G. 946 u. 93f. 

38 (4. 134, K. 192 u. 228, Ma. 288, Sn. 359, 361 u. 879, oben A, unten O. 
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(H. u. M. 1), vorausgesetzt, dass sie ohne sein Verschulden ein- 
stürzte (K. P. 6804). Der den Nutzen feststellende oder die 
Verwendung zuvor (B. G. 684) genehmigende „Geschäftsherr“ ist 
die Oberbehörde (oben A.). 

3. Für Arbeiten und Anschaffungen, welche der Pfründen- 
besitzer auf eigene Faust vornimmt, haften ihm die Nachfolger 
unter keinen Umständen über den Belauf des ihnen verbliebenen 
wirthschaftlichen Vortheils?®, 

Durch eigenmächtige sofortige Vornahme zwar nicht dringen- 
der, immerhin aber nützlicher Verwendungen verzichtet übrigens 
der Pfründenbesitzer keineswegs?® auf spätere Beantragung von 
Jahres- oder Absitzfristen, wenn er früher (B. G. 812), als er 
nach dem regelmässigen Verlauf der Dinge erwarten durfte, 
ausscheidet, ohne also durch länger fortgesetzten Niessbrauch ?* 
die aufgewendeten Kosten selbst voll abverdient oder hiefür sich 
schadlos gehalten zu haben. 

4. Dass der Nutzniesser (B. G. 685) „nicht die Absicht hatte, 
Ersatz zu verlangen“, kann nur bei Verschönerungen (oben M. 1) 
und blos seiner Laune entsprungenen Einrichtungen vorausgesetzt 
werden, wie bei Pflanzung keinen Fruchtertrag, sondern höchstens 


22b B. G. 818, Z. fr. C. 13 S. 266, 18 S. 584, 26 S. 668 v. 19 S. 314 u. 
24 8. 278. 

2° Arch. 61 S. 305, Fr. 474, Ga. 176, Gr. 247, 254 u. 315, Vg. 794. 
Weit in’s vorige Jahrhundert zurückreichende Kanzleiregeln (Str. D.Bl. 83 
p. 279) gewähren für in den 3 letzten Jahren vor dem Ausscheiden ge- 
setzte Hopfenstangen (Gerüste), Weinpfähle, Reben und Fruchtbäume dem 
Pfründenbesitzer unbedingten Ersatzanspruch, ausser wenn er die Bäume 
an Stelle alter pflanzte, deren Holz er behielt (G. 133). Dasselbe gilt nicht 
nur von Be- und Entwässerungen, sondern auch von allen sonstigen ausser- 
gewöhnlichen, dem Nachfolger nützlichen Verwendungen (oben H). Diese 
elsässer Uebung schliesst übrigens keineswegs für Verwendungen vor 8 Jahren 
jeden Ersatz geradezu aus, als ob dies eine Verjährungsfrist wäre; nur min- 
dert sich der Ersatz alsdann um die entsprechend grössere Zahl von Jahres- 
fristen, welche der Vorgänger für jedes Genussjahr selbst zu entrichten ge- 
habt hätte. Von Reben und Fruchtbäumen ist allerdings in den ersten 
3 Jahren kein Ertrag wahrscheinlich. 

#b Gr. 256 u. K.P. 6803. 


« 
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Reissig oder Holz liefernder Zierbäume oder -Sträucher (Str. 
D. Bl. 83 p. 279). Verwendungen dagegen, wodurch der Genuss- 
werth bleibend oder wenigstens für Jahrzehnte erhöht wird, 
macht er zwar, wie der Pfandgläubiger (B. G. 1216) oder Vor- 
erbe ?°° zum Theile, aber nicht ausschliesslich im eigenen 
Interesse; denn für den Fall frühzeitigen Ausscheidens behält 
er sich den Ersatz des nicht selbst geernteten Kostenrestes vor. 
Allerdings ist der Nutzniesser hierin weder dem Miether (B. G. 
547), noch dem zur Herausgabe verurtheilten Besitzer ®° gleich- 
gestellt, anderseits aber auch in seiner Allgemeinheit der Satz 
unhaltbar, „er mache Aufwendungen nicht für einen Dritten“, 
nur für sich. Letzteres könnte eher vom Vorerben gelten; denn 
diesem ist die Sache allerdings keine „fremde“. 

5. Mit B. G. 1049 stimmt überein die Uebung in Belgien 
und besonders links des Rheins, welche sich gegenüber dem, an 
und für sich jeden Ersatz für noch so nützliche Verwendungen 
des Niessbrauchers ausschliessende C. c. 550 Abs. II erhalten hat: 
„wenn schon ein gutgläubiger Besitzer ohne Rechtstitel ®°» 
Ersatz für Bauten und Pflanzungen erhält, so darf Ersatz umso- 
weniger demjenigen vorenthalten werden, welcher auf Grund des 
Niessbrauchs besitzt“. Wie reichsgesetzlich °? jetzt auch rück- 
wirkend anerkannt ist, kann selbst kodifizirtes Gesetzesrecht durch 
entgegengesetztes Gewohnheitsrecht gebrochen werden; also 
genügte die ununterbrochen entgegengesetzte Rechtsübung links 


3%c K.P. 6771 u. 6804, v. Civ.E. 17 S. 233, 2. fr. ©. 19 8. 228 u. 314, 
v. 148.1. 

s° B. G. 994f., K.P. 4096 u. 6804, M. III 523. 

sb Q, c. 555 Abs. III, 2. fr. C. 15 S. 351, 18 8.6 u. 584, 24 S. 549. 

si Allegre I 586, v. 553, K. 171, 192 u. 194, Str. D.Bl. 83 p. 279 (obige 
A. 29), 2. fr. C. 16 S. 24, 17 S. 584, 18 S. 367 u. 19 S. 57 (dag. 14 S.1, 18 
S. 185, j. Z. 92 S. 586, 2. I 635, 644). Diese Uebung beliess es bei dem vor 
Einführung des Code civile bestandenen (obige A. 29) gemeinen bezw. Billig- 
keitsrechte und versagte einfach dem formellen Buchstaben des ©. c. 599 die 
Geltung. Buob 92, G. 137, J. F. 8 p. 365, 10 p. 366 u. 1884 p.5, M. 21 u. 
S. 81 gaben sich nicht die Mühe, die Frage des Gewohnbeitsrechtes zu 
prüfen und hielten nur desshalb am Gesetzesbuchstaben (G. 30 Vent. XII) fest. 
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des Rheins, um wenigstens hierin ©. c. 599 Abs. II aufzuheben. 
Was gegenüber dem C. c. 599 .nur auf Gewohnheit 3? beruhte, 
wird durch B. G. 1049 erfreulicher Weise wieder zum Gesetzes- 
recht erhoben. 

N. Ebensowenig, als betreffs der Verwendungen (M.) 
schliesst das linksrheinische Recht den Rechtsweg °’® betrefis 
der Haftung aus, welche sich zu Lasten des Pfründenbesitzers 
und seiner Erben gegenüber dem ? Eigenthümer * des Pfründen- 
guts oder den Nachfolgern aus der Verwaltung oder Nutzniessung 
der Pfründe, auch betreffs der baulichen Unterhaltung des Amts- 
gebäudes (K.) ergibt, wie wegen Minderwerthes des Inventars (B.), 
Verschlechterungen °?° oder wegen unterlassener Instandhaltung 
(G.), Versicherung (K.), Ackerbestellung (R.)oder Lastenentrichtung 
(L.).. Klagen kann sowohl der Nachfolger, als die örtliche (D. 
1813 Art. 1 und 21) wie die?* höhere Behörde. 

OÖ. In den Fällen des B. G. 1051-1054 °4+ überträgt für 
Rechnung des Niessbrauchers an Stelle des Gerichtes die Ober- 
behörde °® die Ausübung des Niessbrauchs einem ® Zwangs- 
verwalter. Auch wegen trotz Warnungen fortgesetzter Miss- 
bräuche in der Pfründenverwaltung (P., Ra. u. T., S. 284) könnte 
die Pfründe gänzlich °® entzogen werden. 


®2 E.2, K.P. 8773, Gg. 70, v. bayer. B.G. A. 1 [Becker’s „Materialien 
zu den, das Bürgerliche Gesetzbuch betreffenden bayer. Gesetzen“ (Abs. IV 
S. 1 u. 39), bei J. Schweitzer, München, bis Juli 5 Lieferungen, 6.80 Mk.). 

3? In Bayern entscheidet die Regierung vorbehaltlich der Beschwerde 
zum Verwaltungsgerichtshofe, K. 175, 192, 230 u. 272, unten R. 

sb B. G. 1036f., 1050, 1053f. 

% D.1813 A. 23 u. 34, Arch. 57 8.130 = Civ.E. 10 S. 210, j. W.92 S. 433, 
G. 92, 131 u. 259 A. 3, Gr. 235, Ma. 297, S. 15, 96, 113, 134 u. 175, oben A. 

sb v, 0. c. 618, Z. fr. C. 21 S. 391. 

s5 D. 1813 A. 23 u. 28, G. 373, Ga. 182, Gr. 247, K. 231, Ma. 487, 
S. 31, oben A, unten S. 

88 Baden, Bayern, Elsass-Lothringen, Frankreich, Hessen; B. 19 S. 116 
u. 142, j. W.89 S. 442, Ma. 291, G. 15, 23, 30 u. 143, Gg. I 29, II 31. Da- 
durch, dass die Regierung die Pfründe einer anderen Religionsgesellschaft 
widmet oder zuweist (Gg. I 116), verliert der Pfründenbesitzer sein Recht 
nicht, Ann. 54 S.100, C. g. 96 p. 269. 
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P. In allen®® Staaten, in welchen die Verwaltungs- 
behörde mit Ausschluss der Gerichte über Rechtmässigkeit und 
Wirkung der Pfründenübertragung (A., S. 271) oder Entziehung °*® 
entscheidet, bestimmt sie in selbständiger Vollziehung ihrer eigenen 
Erlasse auch den Zeitpunkt und die Art der Räumung bezw. 
Besitzeinweisung. Die Nachfolger oder die kirchlichen Behörden 
brauchen sich daher, um die Vorgänger, Erben oder Familien- 
angehörigen (B. G. 1055 und 1969) zur Räumung anzuhalten, 
nicht erst an die Gerichte zu wenden. 

Q. Sobald die Zeit zur Bewirthschaftung heranrückt, muss 
auch ein versetzter oder abberufener Pfründenbesitzer die land- 
wirthschaftlichen Grundstücke noch gehörig bestellen; doch 
werden ihm °® Saat und Dünger — abweichend vom B. G. 102, 
593 und 1055, selbst wenn wegen Hagelschadens (K.), Ueber- 
schwemmung ®° oder sonstiger Unfälle #3 keine Früchte ge- 
erntet wurden —, ferner die, soweit zur Fortbewirthschaftung 
bis zur nächsten Ernte nöthig, mit dem’ Landgute°°? zu über- 
gebenden Früchte mitangerechnet (R.). Mit dem Wirthschafts- 
jahr 5° fällt zwar regelmässig die Verpachtung °°, aber nur 
ausnahmsweise der Beginn des Niessbrauchs zusammen; zwischen 
dem Vorgänger und dem Nachfolger wird weder nach dem 
Wirthschafts-, noch dem Kalender-, noch dem (kirchlichen) 


9 B. G. 1055 Abs. II u. 591, K.P. 4086, K. 190 u. 314, Sn. 867, 
unten R. 

8° Andre, Dict. d. droit ecel. IV 58, G. 137, Gd. III 948, M. 213, Str. 
D.Bl. 83 S. 279. Erfolgt für 8 Jahre zum Voraus die Düngung, so trifft auf 
jedes Jahr !/s. 

3° Arch. 5 S. 31, Gd. II 273, III 447 u. 449, K. 193, Kö. 234, S. 141, ' 
v. Sn. 367, unten R. Pfründen sind juristische Personen des öffentlichen 
Rechtes, Gg. I 63, obige A.5 u. 33; auch abgesehen von Staats-, Stiftungs- 
oder gemeindlichen Leistungen wird daher die Pfründenabrechnung einer 
Gotteshausrechnung gleichgestellt. Statt von Martini ab, verpachten öffent- 
liche Behörden zumeist vom 1. Januar zum 1. Januar, aber regelmässig schon 
im September, so dass gleichwohl schon vor eigentlichem Beginne der Ver- 
pachtung die Pächter mit der Bewirthschaftung beginnen können, unten A. 55. 

®b K,P. 2086 u. 4087. 
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Interkalar-Jahre, sondern regelmässig nur nach dem staatlichen 
Etatsjahre abgerechnet °®, Ä 
R. Beim Stellenwechsel werden nicht nur von verpachteten, 
sondern auch von?’ selbstbewirthschafteten Pfründengütern die 
abzüglich der Ausgaben ®® G. bis L. verbleibenden Reineinnahmen !° 
‘für jedes der staatlichen (Q.) Rechnungsjahre ??, in welche die Er- 
ledigung fällt, nach der Zahl der Tage vertheilt, und zwar 
zwischen 
a) dem bisherigen Niessbraucher, nämlich bis (einschliess- 
lich) dem Tage der Zustellung 1. der rechtskräftigen Ab- 
berufung (P.) oder 2. der Annahme (K. 81) seiner Amts- 
niederlegung, falls nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt 
ist, bezw. 3. des Todes (c.) oder 4. der Besitzeinweisung 
(b) in eine andere Pfründe; 
b) dem neuen Niessbraucher, wenn er schon eine Pfründe 
hatte, vom Tage der Einweisung! in die neue Pfründe, 


* Arch. 61 S. 303 u. 314, Ma. 268, 273, 275 u. 295, v. J. F. 8 p. 365, 
Sn. 368 u. 387, 2. fr. C. 24 8.124, v. 14 8.343. Die Naturalbezüge der 
Beamten bilden (obige A. 22) einen Bestandtheil des sonst monatlich oder 
vierteljährig fälligen Gehaltes, können also nicht zum vollen Jahresertrage 
gerade demjenigen Niessbraucher belassen werden, dessen Besitz erst un- 
mittelbar vor der Ernte oder Fälligkeit begann oder kurz darnach schon 
endete. Dies gilt auch, wenn der Pfründenertrag über dem Mindestgehalt 
hinaus gewährt wird, wiewohl ein vor 1. April ausscheidender kath. Pfarrer 
(Str. D.Bl. 83 S. 278) sich zumeist mit dem Ersatze für Felderbestellung be- 
gnügt. B. G. 101 u. 954 (= C. c. 585f.) können nicht zur Anwendung 
kommen; denn zufolge A. 24 des D. 1813 (C.H.R. 105, G. 137, K. 315, M. 213, 
R. eccl. d. Metz I 308, S. 29 u. 138) gebühren bis zur (R a) Stellenerledigung 
dem Niessbraucher „alle Früchte“, gleichviel ob bürgerliche oder natürliche. 
Er erhält also auch Antheil an den Seitens des Schaffners (obige A. 8) 
oder des Nachfolgers geernteten Früchten, deren Geldwerth sich aus meist- 
bietendem Verkaufe oder Abschätzung ergibt, für die Tage vom Beginne des 
Rechnungsjahres bis zu seinem Ausscheiden. Denselben Anspruch auf „alle 
Früchte“ hat aber auch der Nachfolger im Pfründenniessbrauche; daher 
muss ihm — und inzwischen der Pfründe R c — der Vorgänger den Antheil 
für die Tage vergüten von der „ouverture de la vacance“ bis zum Schlusse 
des Rechnungsjahres, für welches er die ganze Ernte bezog. 
#1 G. 138, Gr. 141, 264 u. 288, H. III 288, 317 u. 321, Oberk. 30 S. 89 
u. 95, 49 8. 8. 
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sonst vom Tage der“? Ernennung ab, falls letztere 
nicht einen anderen Beginn bestimmt, endlich 

c) der Pfründe selbst für die Zwischenzeit; letztere be- 
streitet hieraus den Sterbemonat und das Gnaden- 
Vierteljahr *°, die Antheile ** der Verweser, der Emeriten- 
bezw. Pensionsstiftung bezw. -Kasse und (oben H. und M.) 
aussergewöhnliche Kosten. 

2. Ebenso*° werden die in’s betreffende Rechnungsjahr fallen- 
den Renten, Darlehenszinsen, Geld-, Getreide-, Holz-, Wein- 
zulagen der Gemeinde, Kirche, Gutsherrschaft ** etc. ver- 
theilt. 

3. Gegen betreffs dieser Auseinandersetzung getroffenen Vor- 
entscheidungen der Regierung * oder des Kirchenregiments ? 
findet nur der Verwaltungsrechtsweg statt. 

S. Mit dinglicher Wirksamkeit lässt B. G. 1059 7° den 
Niessbrauch nicht mehr übertragen. 


“2 D. 1813 A. 24, bayer. Verw.G.Hof II 697, Gr. 265 u. 312, K. 69, 
83 u. 800, Kö. 234, Ma. 271 u. 282, S. 138 u. Sn. 385; das Staatsgehalt 
in Eisass-Lothringen erst vom Tage der Installation ab, Dalloz r. m. Suppl. 
p. 607 u. 691, v. p. 561 u. 430. 

48 Arch. 5 S. 60, 39 S. 274 u. 61 S. 301, G. 375, Gr. 238, K. 301 u. 
316, Sn. 887. 

* Arch. ö S. 32, K. 33, Kö. 259, R. 776 n. 785, Ruf. 101 u. S. 366, 
old. 3 S. 207. Regelmässig (br. 2 S. 97, Fr. 256, dag. G. 290 u. 380) zahlt 
der Geistliche auch die Bezüge des wegen eingetretener Dienstunfähigkeit 
ihm beigegebenen Gehülfen oder Vertreters, Gg. II 39. 

+ K. 100, 109, 136 u. 155, Kö. 214, 227 u. 232, Sn. 359 u. 368; Holz- 
schläge: obige A. 16. Dagegen verbleiben demjenigen Amtsinhaber, welcher 
sie gerade bezog, alle Einnahmen, die nicht aus dem Pfründenvermögen 
fliessen, sondern aus der Gemeindemitgliedschaft (Bürgerholz, Str. D.Bl. 83 
S. 278, v. Arch. 61 S. 292, J. F. 85 p. 79, 86 p. 180) oder aus dem Amte 
(Sammlungen, Konfirmationsgeschenke, SWlzchlhzen, K. 102, 156, v. 316, 
pr. Ges. 3 VI 43 8 4, Gg. II 35). 

“6 Krais, Verw.G.Hof S. 136, 138 u. 204, K. 317, Oberapp. München 
30. XII. 61 u. 19. IX. 65, Sn. 360, 369 u. 388, oben N, Gg. II 144. 

+ D. 1813 A. 24, G. 137, S. 151, Oberk. 1 S. 183, 2 S. 164, 3 8. 109 
18 S. 50, 128 u. 130, Str. D.Bl. 83 S. 279. 

47b Abweichend von C. ce. 595, v. 618 u. 622, br. 9 S. 183, Eccius IT 
361, Ihering Jahrb. 24 S. 240, K. 239. 
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Hängende bezw. auf dem Halme stehende Früchte, aus dem 
Pfründenniessbrauche gezogene oder noch zu ziehende Früchte, 
Zinsen, Pachtgelder etc. unterliegen der Pfändung oder (B. G. 411) 
Uebertragung nur mit !/s des Mehrbetrags über jährlich 1500 M.*. 
— Unter keinen Umständen kann ohne Genehmigung des Eigen- 
thümers (A.) der Pfründenbesitzer an der Amtswohnung oder 
einem Zubehör?’ — auch mit nur obligatorischer Wirkung, gleich- 
viel ob gegen oder ohne Entgeld — die Ausübung des Niess- 
brauchs übertragen. Mitunter verbietet die Oberbehörde — all- 
gemein oder (oben O.) im Einzelfalle — dem Pfründenbesitzer, 
die Ausübung des Niessbrauchs auch an sonstigen Pfründen- 
sachen zu übertragen, oder an landwirthschaftlichen Grundstücken 
den Niessbrauch in eigener Person®® auszuüben. 

T. Nur mit Genehmigung der Oberbehörde kann der Pfründen- 
besitzer Darlehen (oben C., S. 272) einklagen oder°! Grundbuchs- 
einträge löschen lassen. 


#8 0.P.O. 715° u. 749°, K.P. 4100, v. 6791, Allegre I? 574, Ma. 269 
u. 291, Zwangsversteigerungs-G. 24. III. 97 88 10*, 37* u. ®, 57, 92, 150 u. 155. 

# B. G. 1093, D. 69 II 191 u. 83 II 169, G. 146, J. F. 85 p. 71, 86 
p. 176 u. 189, 88 p. 41 u. 315, 90 p. 58, P. 84 II 379, S. 27 u. 38, oben 
8$IHIBusSITIK. 

5° Oberkons. A. B. Strassb. 22. X. 1855 (Obk. 13 8. 73, G. 373, unten Z). 
Links des Rheins soll der Pfarrer, um sich nicht durch „Selbstbewirth- 
schaftung“ seinem Berufe zu entfremden, regelmässig nur Gärten und Wein- 
berge selbst bebauen dürfen, Aecker und Wiesen dagegen verpachten lassen. 
Diese Verpachtung erfolgt meistbietend (Gg. 1125, II 34) und zumeist durch 
die Vertretung der Kirchengemeinde, wo letztere (obige A.2) Eigenthümerin 
des Kirchengutes ist, ebenso in denjenigen Staaten, welche die Pfründen- 
erträgnisse einheitlich verwalten lassen, um hieraus Alterszulagen zu gewähren. 

53 D. 1813 A. 11, G. 81 = Gg.1 123, K. 203 u. 395, Sn. 361 u. 383, 
dag. 285. Ein rein bürgerlichrechtlicher Niessbraucher hatte bisher Sicher- 
heit zu bestellen und konnte desshalb ohne Mitwirkung des Eigenthümers 
Forderungen einziehen, Ann. 53 S. 265, br. 34 S. 61, 2. fr. C.16 S. 347 u. 
20 S. 624, dag. B. G. 369 u. 1068f. Den hypothekarisch versicherten Dar- 
lehen stehen gleich (B. G. 1198 u. 1199, K. 195—201) Grund- und Renten- 
schulden, Ablösung für Reallasten (B. G. 1105), sonstige Stammentschädigungen 
und ertragbringende Rechte. Quittungen hierüber ertheilt der Pfründenniess- 
braucher links des Rheines (G. 81 u. 132, S. 60, 68, 237 u. 256, dag. K. 209) 
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U. Auch noch für's folgende°? Vierteljahr kann der Pächter, 
solange er vom Erlöschen des Niessbrauchs keine Kenntniss hat, 
mit dinglicher Wirksamkeit dem Pfründenniessbraucher (oder 
dem Verwalter, oben O. und S., bezw. auf Anweisung desselben) 
baar oder durch Hingabe an Zahlungsstatt zum Voraus zahlen, 
aufrechnen oder den Zins sich schenken lassen; sobald er aber 
erfährt, dass der Niessbrauch erloschen ist, darf er ihm — ausser 
wenn mit behördlicher Genehmigung (A.) Vorauszahlung be- 
dungen war, — höchstens bis zum Tage des Erlöschens (Ra.) 
verfallene Beträge zahlen. 

V. Nach dem Wortlaute der Artikel 8 und 10 des Dekrets 
v. 1813 (oben 8 Ile) kommt formell dem Pfründennachfolger 
ein Recht der Kündigung der Pachtverträge zu; dies Recht 
ist im Reichslande wenigstens durch entgegengesetztes Ge- 
wohnheitsrecht°? beseitigt bzw. berichtigt worden; jedenfalls 
würde es durch B. G. 1056 durchgreifend geändert. Das 
Pfründenrecht (E. 80) beschränkt sich nicht geradezu auf Vor- 
gänger, Nachfolger und Pfründeneigenthümer, sondern könnte (wie 
oben A.,C. u.O.)auch nach Aussen hin gegenüber den Pächtern 
dinglich wirken; also wäre es keineswegs der Landesgesetz- 
gebung verwehrt, für die Verpachtung der Pfründensachen 
vom Bürgerlichen Gesetzbuche abweichende Vorschriften beizu- 
behalten oder selbst einzuführen. Besagte Artikel 8 und 10 würden 
daher, falls sie nicht gewohnheitsrechtlich auch in Birkenfeld, 
Rheinhessen, -Bayern und -Preussen berichtigt sind, von Rechts- 
wegen ohne entgegengesetzte Bestimmung des Ausführungs- 
gesetzes nicht nur für alle vor 1900 geschlossenen Verträge (auf 
ihre volle Dauer trotz E. 171 und 172), sondern selbst für alle 


unter Mitzeichnung der die Kasse mitverschliessenden 2 Mitglieder der 
Kirchenverwaltung, rechts des Rheines dagegen regelmässig unter Genehmi- 
gung der vorgesetzten Behörde, Gg. II 123, franz. Staatsrath 28. VII. 85. 

53 B.G. 1056, 365, 574, 575 u. 581, j. 2.10 8. 227, Z. fr. C. 15 S. 459 
u. 23 S.513, Z2.I 621, dag. Ma. 62 u. 64, obige A. 17. Auch die Kapitalien 
der protestantischen Pfründen links des Rheins verwaltet regelmässig der 
Schaffner der Kirchengemeinde, Gg. II 34 u. 135. 
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späteren Verpachtungen massgebend bleiben, sei es, dass man 
diese Artikel als (wenigstens dem bisherigen Pächter und den 
Rechtsverständigen) bekannt vorausgesetzt oder besser sie mit 
dem Wortlaute der C. c. 1429 und 1430 (unten W.) und einer 
umständlichen Auseinandersetzung der Abweichungen vom 
Bürgerlichen Gesetzbuch als besondere Abmachung jedem Ver- 
trage beischreiben lässt. Nur auf letzterem Wege liesse sich dem 
sonst schwer°?* abzuweisenden Einwande des Pächters begegnen, 
er habe so verwickelte und widerspruchsvolle Bestimmungen 
weder genauer geprüft, noch gekannt. 

W. Art. 9 Abs. III des Dekrets v. 1813 gestattet unter 
denselben Voraussetzungen, unter welchen die Ehefrau oder ihre 
Rechtsnachfolger nach dem Erlöschen des°?® Verwaltungsrechtes 
des Mannes kündigen können, auch dem Pfründennachfolger die 
Kündigung, verweist übrigens nur auf ©. c. 1429. Napoleon ver- 
gass in der Eile der Kriegsläufte, während welcher er seine Ge- 
setzgebung besser hätte ruhen lassen, auch Art. 1430 mit 
anzuführen (Syo 46); gleichwohl muss auch letzterer schon zu- 
folge Art. 6 des Dekrets von 1813 als mitgemeint gelten, so 
dass Napoleon eigentlich für den Pfründenniessbrauch nichts 
Absonderliches bestimmte, es vielmehr bei der allgemeinen 
Vorschrift des®®C. c. 611 bewenden liess. — Hiernach ist während 

8.7, fr. 0. 26 S. 596, Gg. I 71 A. 5. 

52b Anklänge an die sinngemässe Anwendung des Niessbrauchs des 
Ehemanns auf den des Pfründenbesitzers finden sich schon im kanonischen 
Recht (Ga. 167, Gr. 196 u. 313, Ruf. 70). 

53 7. fr. C. 14 S. 198 u. 18 S. 590, Ann. 53 S. 39. Lex imperfecta 
blieb die weitere Vorschrift, wornach (©. c. 1430) der Niessbraucher ebenso- 
wenig, als der Ehemann, ländliche Grundstücke früher als 3 Jahre, Häuser 
aber früher als 2 Jahre vor Ablauf des Vertrags weiter überlassen, noch 
den bestehenden Vertrag erneuern soll; denn alles kommt darauf an, dass 
unter keinen Umständen der Eigenthümer oder Nachfolger einen für länger 
als 9 Jahre abgeschlossenen Vertrag über diese Zeit hinaus anerkennen 
muss; im übrigen hängt die Entscheidung nur davon ab, ob in dem Augen- 
blicke, in welchem der Eigenthümer bezw. Nachfolger ein Recht auf die 


Sache erlangte, die Zeit schon begonnen hatte, für welche der Pachtvertrag 
vereinbart war. Lief der alte Vertrag gerade noch bis zu diesem Tage (ein- 
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der Dauer des Niessbrauchs der Niessbraucher nicht gehindert, 
selbst auf mehr als 9 Jahre zu verpachten; hört aber während 
der Pachtzeit der Niessbrauch auf, so ist der Nachfolger nur 
an die, von den laufenden? höchstens 9 Jahren noch übrige Zeit 
gebunden, und selbst das nur für den Fall, dass schon vor seiner 
Ernennung bzw. Pfründeneinweisung (oben S. 282, Rb.) die Ver- 
längerung oder der neue Pachtvertrag in Wirksamkeit getreten 
war®®, Nie würde der Pächter eines dem Niessbrauche unter- 
liegenden landwirthschaftlichen Grundstückes für Verbesserungen 
(H.) sich bereit finden lassen, wenn er befürchten müsste, dass 
der Nachfolger nur gegen Erhöhung des Pachtgeldes die vom 
Vorgänger zugesagte Verlängerung gelten lässt. Im Interesse 
des materiellen Rechtes undselbst der Pfründennachfolger lag daher 
das Gewohnbheitsrecht, welchem zufolge die Pachtverträge der 
Genehmigung’® der Oberbehörde bedürfen; der Pächter konnte 
daher mit Sicherheit darauf rechnen, dass kein Nachfolger die be- 
hördlich genehmigten Verträge mehr kündigen darf. 

X. Das Dekret v. 1813 beruht nicht auf einer eingehenden 
Berathung mit den kirchlichen Oberbehörden und enthält schon 
desshalb unbrauchbare Vorschriften. Während leider das ge- 
schriebene fr. Recht die dingliche Wirksamkeit der Verpachtung 
eines Niessbrauchgrundstücks für den Fall, dass der Anfang der 


schlüssig), so ist der neue Vertrag für keinen Augenblick in Geltung getreten 
und daher nichtig kraft des Gesetzes. Der neue Pächter müsste nach 
dem starren französischen Gesetzesbuchstaben demnach mitten im Wirth- 
schaftsjahr (dag. B. G. 1056 u. 595) sofort räumen, ohne die Ernte ab- 
warten zu dürfen und hätte (Z. fr. C. 18 S. 590) niemandem gegenüber einen 
Anspruch auf Schadloshaltung, auch wenn er nur im Vertrauen auf die Zu- 
sicherung des Verpächters, der Eigenthümer oder Nachfolger genehmige den 
Vertrag oder wisse es, zur Verbesserung des Grundstückes Stoffe schon 
angefahren, bereitgestellt oder durch Bestellung sich gebunden hatte. 

5% Als innerlich schwer zu rechtfertigende Sonderbestimmungen unter- 
liegen C. c. 1429 u. 1430 der engsten Auslegung, Z. fr. C.20 S. 286, Ma. 60, 
v. 63 u. 270, G. 134, D. 1813 A. 9; jedenfalls kann hiernach nur der Nach- 
folger oder Eigenthümer die Verpachtung anfechten, 2. fr. C. 17 S. 197 
u. 18 S. 590. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 8. 19 
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Verpachtung beim Erlöschen des Niessbrauchs noch nicht ge- 
kommen war, geradezu (W.) verneint, gewährt dasselbe ander- 
seits für weit längere Zeit, als jede andere Gesetzgebung, dem 
Niessbraucher dasRecht der Verpachtung, ohne auch nur 5° öffent- 
liche Versteigerung (Y.) zu verlangen. 

Auf nämlich volle 9 Jahre soll der Niessbraucher verpachten 
dürfen, ohne auch nur an eine Schätzung? der Ortsbehörde 
gebunden zu sein. Von Rechtswegen wäre also selbst Angesichts 
ihm drohender Entlassung oder Versetzung (oben 8. 282, Ra.) der 
Pfründenniessbraucher nicht gehindert, den gerade abgelaufenen 
Pachtvertrag auf 9 Jahre zu verlängern oder ebensolange einem 
Günstlinge das Grundstück billig zu überlassen. Nur darf er 
jedenfalls nicht lange zaudern, sondern er muss, damit dem 
Nachfolger nicht mehr res integra vorliegt, ebenso rasch als 
rücksichtslos vorgehen, auf dass die ihm beliebte Neuverpachtung 
eher°® in Wirksamkeit tritt, als der Niessbrauch des Nachfolgers. 
Doch könnte der Nachfolger einen Vertrag, wodurch der Vor- 
gänger ihn absichtlich schädigte, schon wegen Arglist be- 
kämpfen ** oder auch wegen blos fahrlässiger Benachtheiligung, 
wenn der Pachtzins nicht wenigstens annähernd den ortsüblichen 
Preis beträgt°*. Der Pächter, welcher wusste, dass der Ver- 
pächter nur Nutzniesser ist, kann sich kaum darüber beklagen, 
dass der Nachfolger das zu niedrige Pachtgeld nicht gutheisst. 
All dass ergiebt sich schon aus den, auch für jeden rein 
bürgerlich-rechtlichen Niessbrauch geltenden allgemeinen 
Rechtsbestimmungen; umso mehr muss dies für den Pfründen- 
niessbrauch gelten; denn zufolge Art. 8 des Dekrets von 1813 
„ist jede den Pfründengutsertrag mindernde Handlung des 
Pfründenvorgängers nichtig“. Hier wird nicht zwischen bleiben- 
der oder nur vorübergehender Minderung unterschieden; also 


542 7. fr. C. 17 S. 198, B. G. 134 u. 138. 

sıb 2. fr. C. 20 S. 285; auf die Absicht der Benachtheiligung kommt 
es nicht an, indem auch ein nur durch Unachtsamkeit verursachter Schaden 
zur Anfechtung genügt. 


Geigel, Pfründenniessbrauch zufolge des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 289 


darf sich der Pächter, welcher bei einem Mitbewerbe anderer 
Pachtliebhaber nie so günstige Bedingungen erzielt hätte, nicht 
wundern, wenn sich der Nachfolger selbst nur für das noch 
einzige rückständige Pachtjahr diese Ertragsverminderung nicht 
bieten lässt (dag. Syo 41). Der blosse Rückgriff auf den inzwischen 
vielleicht mittellos verstorbenen Vorgänger würde weder dem 
Nachfolger, noch der Pfründe (R c.) Schadloshaltung gewähren; 
mit Recht versagten daher die Gerichte jedem, den Nachfolger 
irgendwie benachtheiligenden Pachtvertrage, der nicht oberkirch- 
lich genehmigt war, die Anerkennung, trotzdem zufolge des Ge- 
setzesbuchstabens°? der Vorgänger auf volle 9 Jahre auch 
ohne Schätzung freihändig zu verpachten befugt gewesen wäre. 

Y. Gemäss dem Tridentiner Kirchenrathe®®: würde der 
Pachtvertrag (wenn nicht vom Bischofe genehmigt) nur bis zum 
Tage des Ausscheidens des Niessbrauchers gelten; da jedoch 
das laufende Wirthschaftsjahr nicht leicht durchbrochen werden 
kann, so liess man den vom Niessbraucher, wenn auch ohne be- 
hördliche (A.) Genehmigung abgeschlossenen Pachtvertrag regel- 
mässig noch für das ganze, bei seinem Ausscheiden laufende 
Wirthschaftsjahr’®’ gelten. Auf die volle Dauer muss da- 
gegen, wie bisher, der Nachfolger den Pachtvertrag des Vor- 
gängers aushalten, wenn solcher vom Eigenthümer°°® oder der 
Behörde genehmigt worden war. In der höchstens durch die 
Sturm- und Drangperiode entschuldigten Uebereilung wollte 
Art. 9 des Dekrets von 1813 den Niessbraucher ermächtigen, 
freihändig und ohne oberkirchliche Kontrole auf selbst volle 
9 Jahre zu verpachten. Diesem Diktaturartikel versagten die Reli- 
gionsgesellschaften (Gg. 170 A. 1,1135, 52f) unter stillschweigender 
Duldung des Staates übereinstimmend und grundsätzlich vom 
Anfange an und fortwährend ®? die Anerkennung, indem sie zu 


55b Fr. 474, Gr. 247, Kö. 218 u. 234, Ruf. 71 u. 213, Sn. 382, v. 360, 
K. 173, 175, 191 u. 315, obige A. 39. 

55e 8, 25 c. 11 de reform, Ma. 64. 

554 7, fr. C. 12 S. 176, v. jedoch 18 S. 590. 


19* 


290 Abhandlungen. 


jeder Verpachtung behördliche Genehmigung verlangten, als- 
dann aber auch den Nachfolger zwangen, den Vertrag auszu- 
halten, selbst wenn letzterer (z. B. wegen Verbesserungen, oben 
H.) 9 Jahre°® überschritt. Als Regel gilt meistbietende°° Ver- 
pachtung; freihändige Verpachtung genehmigten die Behörden 
höchstens, wenn das angebotene Pachtgeld die Schätzung? erreichte. 

Z. Dadurch allein schon, dass®® gewohnheitsrechtlich 
jede Verpachtung einer Pfründensache als von behördlicher Ge- 
nehmigung abhängig erklärt ward, ergab sich ohne Weiteres die 
Gegenstandslosigkeit des Art. 10 des Dekrets von 1813, wornach 
„Jede Pfründenverpachtung mit Draufgabe nichtig sein soll und 
der Nachfolger schon desshalb, weil der Vorgänger ein pot de vin er- 
hielt, den Vertrag sofort vor Beginn seines Niessbrauchs (oben 
S. 282, Rb.) — nicht erst vom nächsten °®: Wirthschaftsjahre ab — 
auflösen kann °’“. Entbehrlich war diese Vorschrift, weil der 
Schädigung der Nachfolger die Behörde ausreichend bereits da- 
durch vorbeugt, dass sie einem Vertrage mit Draufgabe’” von 
vornherein ihre Gutheissung versagt. 


5e „Publicite et concurrence*, G. 76 u. 84, Gg. I70 A.1 u. 125, Oberk. 
13 S. 73, Ma. 64, S. 49. 

2. fr. ©. 12 S. 176 (v. übrigens 18 S. 590), Arch. 5 S. 20, v. 61 
S. 306 u. Sn. 360 A. 3°. Pachtverträge über 9 Jahre (bezw. 18 Jahre, 
Dalloz, Rep. meth. Suppl. s. v. „Cultes* p. 562 u. 431, G. 83 u. 134, Gg. I 
124, Kö. 229, 256 u. 460) genehmigt das Kirchenregiment auch im Ein- 
vernehmen mit der Staatsregierung. B. G. 567 u. 581 lässt den Aus- 
schluss der Kündigung nur für 30 Jahre oder auf Lebenszeit des Verpäch- 
ters oder Pächters zu, abgesehen von Erbpacht, welche jeder Bundesstaat fort- 
bestehen lassen kann. E. 63. Im franz. Rechtsgebiete konnte eine Emphy- 
teusis aber seit Einführung des C.c. nicht mehr begründet werden, j. Z. 
14 S.223 u. Raeder Grundb. 27; v. Landesaussch. f. Els. L. 4 XI 98, Drucks, 
100 S. 26, G. 83, Brixhe 114, 605. 

5” Um die Pfründe gegen Verlust des Pachtzinses bei einem Wegzuge 
des Pächters zu schützen, könnte übrigens auch eine Draufgabe (B. G. 337) 
nöthig werden. Eine zum Voraus für die ganze Dauer des Vertrags er- 
haltene Leistung muss der Vorgänger nach der Zahl der Jahre und Tage 
mit seinen Nachfolgern (obige A.17) theilen; denn er darf sich weder auf 
ihre Kosten bereichern, noch den ihnen zukommenden Ertrag (oben X) 
selbst nur vorübergehend mindern, 
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8 IV. Ein Bedürfniss für eine besondere, vom Bürger- 
lichen Gesetzbuch abweichende landesgesetzliche Regelung der 
Verpachtung von Pfründensachen besteht kaum, wenn auch der 
Vorausempfang von Pachtzinsen®? nicht erleichtert zu werden 
brauchte. An Stelle der landesrechtlichen allgemeinen Vor- 
schriften treten’ vom 1. Januar 1900 ab auch für Pfründen 
die entsprechenden Paragraphen des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 
selbst wenn die bezüglichen Vorschriften der Artikel 8 und 10 
des Dekrets von 1813 (oben 8. 274, G. und Z.) nicht längst schon 
durch Gewohnheitsrecht beseitigt wären, so erscheint doch die 
bezügliche Auflösung des Pachtvertrags sofort vom Beginne des 
Niessbrauchs des Nachfolgers ab fernerhin schon durch E. 172 
ausgeschlossen; war also am 1. Jan. 1900 eine Pfründensache 
vermiethet oder verpachtet und wird solche nachher mit dem 
Niessbrauche des Nachfolgers „belastet“, so hat der Miether 
oder Pächter letzterem, wie der!* Eigenthümerin** gegenüber 
jedenfalls Anspruch auf Einhaltung der gesetzlichen Kün- 
digungsfrist (B. G. 1056). 

-B.@. 1056 berechtigt zur Kündigung nicht schon den 
nachfolgenden Niessbraucher, sondern nur die Eigen- 
thümerin!* oder ÖOberhörde**; erfolgen muss diese Kündigung 
vor Schluss des®®® Pachtjahres (B. G. 595, oben $ III Q.), bei 
einer Vermiethung aber vor Schluss des Kalender-Vierteljahres; 
den Schaden (B. G. 571), welchen Pächter oder Miether durch 
Abkürzung der ihnen, wenn auch ohne behördliche Genehmigung, 
zugesicherten längeren? Vertragsdauer erleiden, muss der Pfrün- 


8 7. fr. C. 18 S.57. Jährlich kündbar ist (B. G. 565, 566, 581 u. 
595, En. I 767 u. 770, Hd. 1631 u. 656, II 274, Pl. II 333) ein mündlicher 
Pachtvertrag selbst dann, wenn hierin auf Grund schriftlicher Ermäch- 
tigung der Oberbehörde der Niessbraucher längere Dauer zugesagt hatte. 
Gegen vorzeitige Kündigung gesichert erscheint auch der Pächter von 
Pfründensachen nur, wenn der Vertrag schriftlich abgeschlossen und von 
der zuständigen Behörde (oben S. 270, 8IIöu. 8 III A; B.G. 182, Gg. 170 
u. 124, Arch. 48 S. 336, 57 S. 129, 75 S. 353, Civ.E. 35 S. 190, j. W. 86 S. 241 
u. 95 S. 211, preuss. G’. 20 VI 75 $ 21) genehmigt ist. 
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denvorgänger ersetzen, soweit nicht der Pachtvertrag diese Haf- 
tung ausdrücklich beseitigt. — Ausgeschlossen bleibt dagegen 
jede Kündigung, wenn Verpachtung oder Vermiethung von der!* 
Eigenthümerin oder der landesgesetzlich (oben $ II) zuständigen 
Behörde des Staates bezw. des Kirchenregiments genehmigt °® 
worden ist, gleichviel ob der Vertrag bei Beginn des°® Niessbrauchs 
in Wirksamkeit getreten war oder nicht. 

8 V. Vorstehende Folgerungen könnten, da entgegengesetzte 
sich kaum mit der Eigenart des Pfründenniessbrauchs ver- 
trügen, schliesslich ohne Weiteres°?’ von der Rechtsprechung 
aus der sinngemässen Auslegung des neuen Reichs- und des 
derzeitigen Landesrechts abgeleitet werden. Um jedoch den Be- 
theiligten den beträchtlichen Zeit- und Kostenaufwand zu er- 


5 Desshalb trafen das reichsländische (D. Juristenztg. 1898 S. 246), das 
badische und das bayerische Ausführungsgesetz keinerlei Bestimmung; in den 
4 linksrheinischen Departements besitzt übrigens auch die katholische Geist- 
lichkeit mehr Pfründengüter, während letztere im ehemaligen Frankreich 
eingezogen wurden. — Zu oben, S. 267, schreibt „Mülh. Express“, 18. No- 
vember 1898: „Geigel’s Kirchenrecht für Protestanten und Israeliten, 5 M. 
bei Le Roux, Strassburg (160 S. einschl. 12 S. Inhalts-, Personen- und Orts- 
verzeichniss) enthält ausser 13 S. Vergleichung mit Frankreich, Belgien, Holland, 
Luxemburg, Schweiz und Baden nur die im Reichslande geltenden Staats- 
und Kirchengesetze; mit ihnen stimmt jedoch (abgesehen von S. 131 und 135f.) 
die franz. Gesetzgebung noch durchaus überein. Der nach jeder Richtung 
hin unabhängige Verfasser vertheidigt die kirchliche Selbständigkeit gegen- 
über der Regierung betr. Wahlbezirke S. 45. Verordnungsrecht 8. 73, „frei- 
willige“ Leistungen des Thomasstiftes S. 88; gegen das Sitzungsprotokoll 
könne nur in der Sitzung, worin es verlesen wird, Einsprache (S. 67) er- 
folgen. Auch über die Wahl der Mitglieder des Oberkonsistoriums (S. 69, 
77 und 144) entscheide der Kaiserliche Rath. Falle (in einer Generation?) 
der Gegensatz zur ref. Synode (S. 95), so verschwinde die Bezeichnung 
des Oberkonsistoriums und Direktoriums nach dem „Augsb. Bek.“ In- 
zwischen dürften wohl auch die 8 Bezirkskonsistorien (S. 128) zu einer 
israel. Synode nach dem bewährten Vorbilde des badischen Oberraths fried- 
lich sich verschmelzen. Beigefügt sind auch Verweisungen aufs Straf- und 
Bürgerliche Gesetzbuch; von den 127 Seiten der ersten Auflage sind kaum 
7 beibehalten worden, weil sich fast überall durchgreifendste Aenderungen 
ergaben.“ 
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sparen, welcher mit Austragung der ebenso zahlreichen, als ver- 
wickelten Rechtsfragen immerhin verbunden wäre, erscheint viel- 
leicht im Interesse grösserer Rechtssicherheit und -Einheit an- 
gezeigt, dass, soweit das Landesrecht mehreren Staaten ge- 
meinsam ist, letztere gemeinsame Stellung nehmen gegenüber 
den Berichtigungen, welchen (oben $ II, S. 270) etwa das Landes- 
recht in Folge des Bürgerlichen Gesetzbuchs namentlich wegen 
des Pfründenniessbrauchs zu unterziehen wäre. 


Nachtrag zu Anm. 1, 4f: 
br = Zitschr. f. Rechtspfl. in Braunschweig. 
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Die Rechtsverhältnisse der Kirchenstühle 


nach katholischem und protestantischem, insbesondere bayerischem 
Kirchenrechte. 


Von 
Dr. jur. Friedrich Uibeleisen 


in Bamberg. 


Einleitung‘. 
S 1. Begriff und Wesen der Kirchenstühle. 


1. Als Kirchenstühle bezeichnet man die für die Besucher 
einer Kirche bestimmten Stühle, Sitze oder Stände. 


tl]. Monographien. Hellbach, Joh. Chr.: Grundsätze von den 
Rechten der Kirchenstellen und Kirchstühle, Erfurt 1804. — Horn, Caspar 
Heinr.: Observationes juris ecclesiastici circa jura patronatus, subselliorum in 
templis et sepulturae, Viteb. 1714. — Köhler: Abhandlung von Kirchen- 
stühlen und deren Rechten in kursächsischen Landen, Dresden 1790, und 
neue, vielfach veränderte Auflage von Schilling, Leipzig 1830 (Köhler, 
Köhler-Schilling).. — Kretzschmar: Kirchenstuhlrecht, Lübben 1809. — 
Philippi: Dissertatio de subselliis templorum, autore Seyffert, Halae 1711. — 
Spalteholz, Joannes Gotthold, Autor, Chr. G. Hommelio Praeside: Dispu- 
tatio iuris ecclesiastici de subselliorum ecclesiasticorum commercio, Vitem- 
bergae 1769. — Meidinger, Dr. Karl: Ueber die Rechte an Kirchenstühlen 
nach katholischem und protestantischem Kirchenrechte. Göttinger Inaugural- 
Dissertation 1891. (Dieser ausführlichen Behandlung des Gegenstandes gegen- 
über legte Verf. den Schwerpunkt auf die Darlegung des bayerischen Rechts, 
und der öffentlich-rechtlichen Verhältnisse, welche Meidinger nicht erörterte.) 

II. Lehrbücher des Kirchenrechts. Friedberg: Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 4. Aufl., Leipzig 1895. — 
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Andere Benennungen sind: Kirchensitze, -Bänke, Empor- 
sitze (auf den Emporien befindliche Kirchenstühle), bei älteren 
Schriftstellern auch Kirchstellen und Priechen (sedes, sedilia, sub- 


Hinschius: Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten, Bd. III und 
IV, Berlin 1885/8. — Mejer: Lehrbuch des deutschen Kirchenrechts, 3. Aufl., 
Göttingen 1869. — Richter-Dove: Lehrbuch des kath. und ev. Kirchenrechts 
8. Aufl., Leipzig 1886. 

III. Sonstige Werke. Becher, Dr. Heinrich: Das rechtsrheinisch- 
bayerische Landescivilrecht und Landescivilprozessrecht, München 1896. — 
Burkard: Zur Lehre von der kirchlichen Baupflicht, Erlangen 1884. — 
Hommel: Epitome juris sacri, Lipsiae 1797. — Krais: Handbuch der inneren 
Verwaltung im Königreich Bayern, 3. Aufl., München 1892. — Krick: Hand- 
buch der Verwaltung des Kirchenvermögens im Königreiche Bayern diesseits 
des Rheines, Passau 1896. — Derselbe: Kirchl. Baupflicht und kirchl. Bau- 
wesen nach den im Königreich Bayern geltenden Gesetzen und Verordnungen. 
Passau 1893. — Derselbe: Aufsatz über Kirchenstühle im bayrischen Jahrbuch 
(Kalender), München 1898. — Meurer, Dr. Chr.: Begriff und Eigenthümer der 
heiligen Sachen, Düsseldorf 1885. — v. Pechmann-Brettreich: Wirkungskreis 
der Distriktsverwaltungsbehörden im Königreich Bayern diesseits des Rheines, 
Bamberg 1892. — Roth, Paul von: Bayerisches Civilrecht. 2. Aufl. des II. Theils 
von Dr. G. Becher, Tübingen 1898. — v. Seydel: Bayerisches Staatsrecht, 
2. Aufl., Freiburg i. B. und Leipzig 1896, Silbernagl: Verfassung und Ver- 
waltung sämmtlicher Religionsgenossenschaften in Bayern, 2. Aufl., Regens- 
burg 1883. — Stingl: Bestimmungen des Bayerischen Staates über die Ver- 
waltung des katholischen Pfarramts dies des Rheines, München 1879. — 
Wappäus: Zur Lehre von den dem Rechtsverkehr entzogenen Sachen, Göt- 
tingen 1867. 

IV.Sammelwerke. Albrecht: Entscheidungen merkwürdiger Rechts- 
fälle, Bd. 2 u. 3, Hannover 1800 u. 1801. — Amtshandbuch für die protestan- 
tischen Geistlichen des Königreichs Bayern diesseits des Rheines, heraus- 
gegeben von Günther, München 1883. — Archiv für praktische Rechtswissen- 
schaft, 1. Bd., 1. Heft, Regensburg 1852. — von Berg, G. H.: Juristische 
Beobachtungen und Rechtsfälle, 4. Theil, Hannover 1810. — Blätter für 
administrative Praxis, herausgegeben von Luthardt, Nördlingen, nunmehr 
von M. v. Seydel und H. Krazeisen, München. — Blätter für Rechtsanwendung 
(Seuffert’s) zunächst in Bayern, München, jetzt Erlangen. — Corpus Constitu- 
tionum Brandenburgico-Culmbachensium. Bayreuth 1746. — Entscheidungen 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts in Gegenständen des Civilrechts und 
Civilprozesses. München. — Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen, 
Leipzig. — Entscheidungen des K. Bayr. Verwaltungsgerichtshofes. Mün- 
chen. — Seuffert’s Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte, München, 
— Schröter: Vermischte juristische Abhandlungen, 2. Bd. Halle 1786. — 
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sellia, scamna ecclesiastica sive templorum, scabellae, sedeculae, 
bancha). | 

Diese sämmtlichen Bezeichnungen werden gleichwerthig ge- 
braucht; Unterschiede, die von älteren Schriftstellern in ganz 
seltenen Fällen in der Weise gemacht werden, dass sie mit der 
einen oder anderen (lateinischen) Bezeichnung bestimmte Arten 
von Kirchenstühlen benennen wollen, haben keine Bedeutung 
mehr und sind auch belanglos, da die Rechte, die an jeder Art 
von Kirchenstühlen erworben werden können, die nämlichen sind. 
Zu erwähnen ist noch, dass der Ausdruck „Kirchenstuhl“ auch 
für mehrere einzelne Sitzplätze bei älteren Schriftstellern ge- 
braucht wird. 

2. Bei der Betrachtung der Kirchenstühle als körperlicher 
Sachen und demgemäss als Objekten von Rechtsverhältnissen 
sind zwei grosse Kategorien zu unterscheiden, je nachdem 
die Kirchenstühle dauernd, oder nur vorübergehend und im 
Wechsel mit anderweitiger Benutzung ihrem kirchlichen Zwecke 
dienen. | 
Es kann den Besuchern einer Kirche von der zuständigen 
kirchlichen Obrigkeit das Benutzen eigener, nicht dauernd in der 
Kirche befindlicher, Stühle gestattet werden, welche von den 
Kirchenbesuchern zu ein- oder mehrmaliger Benutzung in die 
Kirche verbracht und aus derselben auch wieder entfernt werden. 
Diese Stühle verbleiben nicht nur im Eigenthum, sondern auch 
im völlig freien Verfügungsrechte ihres Eigenthümers; er kann sie 
aus der Kirche wieder entfernen, selbst wenn er sie in dieselbe hat 
einbauen lassen, vorausgesetzt, dass er die Erlaubniss der kirch- 
lichen Behörden erhalten hat, einen eigenen Stuhl in das nicht 


von Stengel: Wörterbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, Freiburg 1892. — 
Weber: Neue Gesetz- und Verordnungen-Sammlung für das Königreich 
Bayern. Passau 1896. 

Die einzelnen Werke sind nur mit dem Namen. der Verfasser, der Band 
mit römischen, die Seitenzahl mit arabischen Ziffern bezeichnet, z. B. Hin- 
schius IV, 347. Weitere Literaturangaben finden sich in den vorstehend 
aufgeführten Werken und bei Meidinger, S. 73—76. 
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ihm gehörige Kirchengebäude einbauen zu lassen!; nur ist er, 
so lange er dieselben in der Kirche benützt, an die allgemeinen 
kirchenpolizeilichen Grundsätze für die Benützung von Kirchen- 
stühlen gebunden. 

Bei dieser Art von Kirchenstühlen handelt es sich aber nur 
um eine seltene Ausnahme. Regelmässig sind die Kirchenstühle 
zu dauerndem Verbleib ın der Kirche und zu dauernder Benutz- 
ung zu denjenigen Zwecken bestimmt, denen das Kirchen- 
gebäude dient. | 

Nur diese letztere Art von Kirchenstühlen kommt für unser 
Thema in Betracht, während die erstgenannte Kategorie ganz 
auszuscheiden hat; denn nur an Kirchenstühlen, welche nicht im 
Eigenthum Privater und in deren unbeschränkter Verfügungs- 
gewalt stehen, ist die Begründung besonderer Rechte möglich. 

Selbstverständlich scheiden auch die Kirchenstühle in Privat- 
oratorien von unserer Betrachtung aus, die, wie diese selbst, im 
vollen Eigenthum der Besitzer stehen und auch nicht res sacrae 
sind. Von den verschiedenen Arten der Privat-Kirchenstühle 
wird unten in $ 8 die Rede sein. 

3. Soweit die Kirchenstühle sich dauernd in der Kirche 
befinden zu dauernder Benutzung zu kirchlichen Zwecken, sind 
sie nach gemeinem Recht, wie auch nach bayerischem Landrecht, 
Zubehörungen, Pertinenzen oder, wie Kreitmayr in der Anm. 6 
zu Th. IIc. 182 zum bayerischen Landrecht sagt, accessorium 
des Kirchengebäudes ?. 


! Dies war früher sehr häufig und kommt auch heute noch vor. Die 
Bayreuther Kirchenstuhlordnung bestimmt z. B. in Kap. V: „Von adeligen 
Stühlen“ $ 4: „Welche von Adel Stühle oder Emporkirchen auf ihre eigenen 
Kosten bauen lassen wollen, haben solches nicht Macht vor sich zu thun, 
sondern die Erlaubniss erst bei dem Superintendenten oder allenfalls nach 
Beschaffenheit von dem Consistorio selbst auszuwürken, und vor den Platz 
dem Gotteshause einen namhaften Abtrag zu thun.* Derartige Kirchen- 
stühle unterliegen, abgesehen von den kirchenpolizeilichen Vorschriften, den 
Bestimmungen der Kirchenstuhlordnungen nicht (a. a. O0. $ 3). Die Bau- 
und Unterhaltungspflicht hat selbstverständlich der Eigenthümer. 

2 Becher: Bayer. Landescivilr., I, 445; Entsch. d. Obst. L.G. V, 892. 
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Diese Pertinenzqualität besteht auch dann, wenn die Kirchen- 
stühle mit dem Kirchengebäude nicht fest verbunden sind, ja 
selbst bei Stühlen, die Private auf eigene Kosten gebaut haben’; 
die Pertinenzqualität kann immer präsumirt werden, während 
dagegen bei jedem in einem Kirchengebäude befindlichen Stuhl 
bewiesen werden muss, dass er nicht auch zu diesem Gebäude 
gehört. 

4. Als Zubehörungen des Kirchengebäudes werden die Kirchen- 
stühle als res immobiles angesehen, und zwar übereinstimmend 
von sämmtlichen älteren Schriftstellern ?. 

Doch wollen hier einige? nur die mit der Kirche festver- 
bundenen, insbesondere eingebauten Kirchenstühle zu den un- 
beweglichen Sachen rechnen, die der Kirche gehörigen transpor- 
tablen Stühle dagegen nicht; letztere seien wohl Theile des 
Kirchenvermögens, aber res mobiles. Dieser Anschauung muss 
auch beigepflichtet werden, da es nur dann einen Sinn hat, von 
den Kirchenstühlen als Immobilien zu sprechen, wenn man den 
regelmässigen Fall der fest mit dem Gebäude verbundenen Kirchen- 
stühle, prägnanter Kirchenstände, im Auge hat. 

5. Als Pertinenzen der Kirchengebäude sind wie diese selbst 
auch die Kirchenstühle res sacrae, speziell res consecratae und 
nicht res ecclesiasticae im engeren Sinne. Es ist dies eine alte 
Streitfrage*, die jedoch ohne praktischen Werth ist. Denn für 


1 Es ist wohl denkbar, wird aber nicht leicht vorkommen, dass Jemand, 
der einen Stuhl in die Kirche einbauen lässt, sich daran das freie Verfügungs- 
recht vorbehalten will; überdies wäre zum Einbauen eines Stuhles, an welchem 
das Eigentum vorbehalten werden soll, die Erlaubniss der Kirchenobrigkeit 
nöthig. 

2 So sagt z. B. Köhler (Vorerinnerung $ 1): „Kirchenstühle sind Kircher- 
güter so zu den unbeweglichen Gütern der Kirche gerechnet werden“, und 
v. Berg S. 168 8 2. „Die Art, auf welche die Kirchenstühle gewöhnlich mit 
dem Kirchengebäude verbunden sind, berechtigt, sie als Theil desselben zu 
betrachten, und insoferne auch sie zu den unbeweglichen Sachen zu rechnen.“ 

8 v. Berg 1. c.; Wiese: Handb. d. K.R. 

4 Köhler, Schilling, Einl. $ 2 u. a. m.; von Neueren Wappäus 8. 69 
und Friedberg. 
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die sogleich zu untersuchende Frage, ob und inwieweit die Kirchen- 
stühle res extra commercium sind, ist sie irrelevant, wie im Nach- 
stehenden gezeigt werden soll. 

6. Die neueren Rechtslehrer unterscheiden treffend zwischen 
absolut und relativ verkehrsunfähigen Sachen!, wobei unter letzteren 
solche Sachen verstanden werden, welche vom Verkehre nicht 
ihrer Natur nach, „sondern nur wegen einer gewissen Zweck- 
bestimmung, insolange diese dauert und insoweit sie entgegensteht, 
vom Verkehre ausgeschlossen sind?“. Zu den relativ verkehrs- 
unfähigen Sachen gehören die res sacrae, mithin auch die 
Kirchenstühle®. 

Die res sacrae stehen im Verkehr, soweit es ihre Bestim- 
mung als dem (sottesdienste, direkt oder indirekt, dienende Sachen 
bedingt; es ist nur profaner und der gottesdienstlichen Bestim- 
mung zuwiderlaufender Gebrauch derselben verboten. 

Es können daher auch res sacrae im Eigenthum eines 
Einzelnen oder einer Korporation stehen und der Kirchen- 
genossenschaft nur zum Gebrauch überlassen sein; das Eigen- 
thum ist nur so lange beschränkt als die Sazertät dauert, 
und der Eigenthümer ist nach bürgerlichem Recht nicht daran 
gehindert, die Sache jederzeit wieder zu profaniren und auch 
nach kirchlichem Rechte muss hiezu der kirchliche Obere 
die erforderliche kirchliche Erlaubniss jederzeit ertheilen, da 
er kein Recht hat, das Privateigenthum irgendwie zu be- 
schränken. 

Selbst wenn man aber die Kirchenstühle nur als res ecclesia- 
sticae betrachtet, so ändert dies nichts an ihrer Extrakommerzial- 
qualität. Denn nach heutigem gemeinen Recht sowohl wie nach 
den bedeutendsten deutschen Partikularrechten sind die zum 
öffentlichen Gottesdienste gebrauchten Sachen wegen ihrer Zweck- | 


1 S, Becher 8 60 und dortselbst in Anm. 3 Citirte. 

2 Becher a.2.0. 

3 Das Nähere über die Wirkungen von Weihungen und Segnungen nach 
heutiger Rechtsanschauung s. bei Hinschius IV, 163f. und 167 ff. 
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bestimmung, nicht aber wegen ihrer Konsekration oder Benediktion 
relativ verkehrsunfähig!. 

Dieser Satz gilt sowohl für das katholische als auch für das 
protestantische Kirchenrecht, welch’ letzteres ja überhaupt keine 
Konsekration oder Benediktion im Sinne des katholischen Kirchen- 
rechtes kennt, aber eine besondere Feierlichkeit, durch welche 
Kirchen ihrem Gebrauche übergeben werden?; auch diese Gebäude 
sind nebst allen zum Gottesdienste dienlichen Gegenständen relativ 
verkehrungsunfähig. 

Es würde im Rahmen dieser Abhandlung zu weit führen, 
des Näheren auf die Streitfragen einzugehen, ob die Extra- 
kommerzialqualität der res sacrae durch die Benediktion bezw. 
Konsekration entsteht oder schon durch die blosse Ingebrauch- 
nahme, wie weit sich diese Extrakommerzialqualität im Einzelnen 
erstreckt, wie weit hier noch kanonisches Recht gilt und wie weit 
die staatliche Gesetzgebung dasselbe modifizirt hat?. 

In Bezug auf die Kirchenstühle bedeutet die relative Ver- 
kehrsunfähigkeit, dass sie von den Kirchenbesuchern in und mit 
dem Kirchengebäude zu allen Zwecken benutzt werden dürfen, 
zu welchen dieses selbst erlaubter Weise benutzt wird, nicht aber 
zu profanen Zwecken‘. 

Insoweit die Zweckbestimmung der Kirchenstühle nicht ent- 
gegenstelit, stehen dieselben im Rechtsverkehre; es ist daher an 


1 S, hierüber die Ausführungen bei Hinschius IV, 173#f. 

®2 S. hierüber Herrmann in Zeitschr. für K.R. V, 237ff., ferner Köhler- 
Schilling $ 1 und die dortselbst citierten älteren Autoren. 

® Das Nähere hierüber s. bei Hinschius IV, 163ff. und 408f. und in 
der dort aufgeführten Literatur, insbesondere bei Meurer und Wappäus; 
vgl. auch Bayr. L.R. Th. II Kap. I und Anm. II hiezu. 

* Unrichtig ist es, wenn in einer in Seuffert's Archiv XI, 272 abgedruck- 
ten Entscheidung das Obergericht Darmstadt sagt: Kirchenstühle seien zwar im 
Eigenthum der Kirche, aber keine res sacrae; dies wird in sog. Kirchenstuhl- 
ordnungen anerkannt, und es konnten daher auch Privaten daran ausschliess- 
liche Nutzungsrechte zustehen. Dass Nutzungsrechte an den Kirchenstühlen 
erworben werden können, schliesst ihre Eigenschaft als res sacrae nicht aus; 
denn solche sind eben nur relativ extra commercium. 


r 
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ihnen weder das Eigenthunisrecht (s. hierüber unten $ 7) noch 
das Bestehen von auf privatrechtlichen Erwerbstiteln beruhenden 
Gebrauchsrechten, die entgeltlich oder unentgeltlich erworben 
und übertragen werden können, ausgeschlossen, und andererseits 
können sie auch Gegenstand rechtlich fixirter Verpflichtungen sein; 
auch liegt hierin nicht etwa eine Profanation!. 

Die Extrakommerzial-Qualität der Kirchenstühle geht ver- 
loren durch Profanation der Kirchengebäude, deren Accessorien 
sie sind, und auch dann, wenn die Pertinenzqualität derselben 
rechtsgiltig aufgehoben wird, in welchem Falle es keiner be- 
sonderen Beseitigung der Sazertät durch die kirchlichen Oberen 
bedarf, wie bei anderen res sacrae. 

7. Nach $ 97 des Bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche 
Reich vom 24. Aug. 1896, welche Bestimmung am 1. Jan. 1900 
in Kraft treten wird, sind Zubehör „bewegliche Sachen, die, 
ohne Bestandtheile der Hauptsache zu sein, dem wirthschaft- 
lichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu 
ihr in einem dieser Bestimmung entprechenden räumlichen Ver- 
hältnisse stehen“. Können demnach in Zukunft unbewegliche 
Sachen nicht mehr, wie es nach bisherigem gemeinem Rechte 
möglich war, Zubehör sein, so ist durch diese Bestimmung doch 
nicht ausgeschlossen, dass bewegliche Sachen, die Zubehör von 
unbeweglichen Sachen sind, dadurch selbst in rechtlicher Be- 
ziehung wie bisher als unbewegliche Sachen zu betrachten seien. 
Es bleibt daher die Stellung der Kirchenstühle als Rechtsobjekte 
auch nach künftigem Rechte die in diesem Paragraphen dargelegte, 
besonders da der zweite Abschnitt des ersten Buchs des Bürger- 
lichen Gesetzbuches nur für solche Sachen gilt, welche Gegen- 
stand von Privatrechten sein können, dagegen darüber, welche 
Sachen privatrechts- und verkehrsfähig sind, keine Bestimmung 
enthält. 

Auch hinsichtlich der Aufhebung der Sazertät der Kirchen- 


ı Vgl. Hinschius IV, 168 lit. b. Schon Hommel sagt $ 314: sub- 
sellia . . . non plane sunt extra commercium. 
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stühle bestimmt das Bürgerliche Gesetzbuch nichts, so dass es 
bei den oben dargelegten Grundsätzen sein Bewenden hat. 


& 2. Historisches über die Kirchenstühle. 


1. Nach katholischem Kirchenrecht hat nur die Geistlichkeit 
von altersher das Recht, dem Gottesdienste sitzend beizuwohnen, 
während für die Laien die Erlaubniss des zuständigen Kirchen- 
oberen nöthig ist. Auch durch Duldung der Errichtung von 
Kirchenstühlen kann die Erlaubniss stillschweigend ertheilt wer- 
den, und in dieser Weise wird heute noch durchweg vorgegangen, 
wo nicht besondere Gründe gegen die Ausstattung einer Kirche 
mit Sitzen sprechen. 

Die erste Erwähnung von Kirchenstühlen geschieht im 
13. Jahrhundert (Synodus Exoniensis, 1287)?. 

Von weit grösserer Bedeutung wie in der katholischen ist 
aber die Einrichtung der Kirchenstühle in der protestantischen 
Kirche, schon wegen der Einrichtung des Kirchenstuhlgeldes, 
welches in der katholischen Kirche selten, dagegen in manchen 
protestantischen Gegenden eine Haupteinnahmequelle für das 
Kirchenvermögen ist®. Während man noch vielfach katholische 
Kirchen ohne alle Sitze oder nur mit solchen für die Geistlich- 
keit und bevorzugte Laien trifft, dürfte dies bei protestantischen 
Kirchen überhaupt nicht oder doch nur als sehr seltener Aus- 
nahmefall vorkommen. | 

Damit hängt auch zusammen, dass die Literatur über 
Kirchenstühle fast ausschliesslich von Protestanten herrührt; für 
das katholische Kirchenrecht ist nur eine eingehende Darstellung 
vorhanden, nänilich diejenige von Hinschius in seinem System des 
katholischen Kirchenrechts Bd. IV S. 341—-351. 

2. Nach protestantischem Kirchenrecht sind die Bestim- 
mungen über die Rechte an Kirchenstühlen in den sog. Kirchen- 


! Hinschius IV, 341f. 
2 Hinschius IV, 342 Anm. 2. 
® S. unten $ 6. 
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stuhlordnungen enthalten. Für die bayerische protestantische 
Kirche speziell ist eine Art Kirchenstuhlordnung enthalten in der 
Verordnung vom 13. Okt. 1813, die rücksichtlich der Kirchen- 
stühle in den protestantischen Kirchen zu beobachtenden Ver- 
ordnungen betreffend !, die wie es im Eingang heisst, aus Veran- 
lassung verschiedener Anfragen, über die Verleihung, Bezahlung, 
Bau, Unterhaltung etc. der Kirchenstühle in den protestantischen 
Kirchen ergangen ist. Diese Entschliessung enthält aber nur 
wenige Sätze, denen für das ganze Königreich allgemeine Giltig- 
keit ertlieilt wird, und lässt die lokalen Kirchenstuhlordnungen 
in Geltung, soweit sie von diesen Sätzen nicht abweichen. Am 
Schluss erhalten die kgl. Generaldekanate (an deren Stelle jetzt 
die Konsistorien getreten sind) den Auftrag, die in ihren Be- 
zirken bestehenden Kirchenstuhlordnungen einzufordern und nach 
den hierin bestehenden Vorschriften begutachtende Vorschläge zu 
den allgemeinen Bestimmungen zu machen, die hierüber in der 
protestantischen Kirchenordnung des Königreichs Bayern anzu- 
wenden sein werden; eine derartige allgemeine, für das ganze 
Königreich geltende Kirchenstuhlordnung wurde aber nie erlassen. 

Von den noch giltigen lokalen Kirchenstuhlordnungen sind 
besonders die Bayreuther Kircheunstuhlordnung von 1732, ab- 
gedruckt Corpus Constitutionum Brandenburgico-Culmbacensium 
(Bayreuth 1746) und die Ansbacher Kirchenstuhlordnung von 
1736 von Wichtigkeit?; denn in den ehemaligen Markgrafschaften 

ı Weber I, 443f. 

2 Die sog. Ansbacher Kirchenstuhlordnung ist nur ein Konsistorial- 
Befehl, welcher nicht gedruckt ist und daher hier zum Abdruck gebracht 


werden soll. 


Hochfürstlicher Consistorial-Befehl und Verordnung wegen Verkauf und 
Einlösung der Kirchenstühle. 


d. d. Ouolzbach, d. 9. Februar 1736. 

Wie bei einigen Pfarrgemeinden ein vermeintliches Recht oder eigent- 
licher zu reden, ein ohnbegründet und deren hohen Brandenburg. Kirchen- 
gerechtsamen präjudicirlicher Irrthum und Missbrauch eingeschlichen, ob 
wären die Kirchenstühle erblich in die Häusser und stände in des Possessoris 
freien Willkühr, beregten Kirchenstuhl mit seinem Hof oder Gut zu abalieniren 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 3. 20 
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Ansbach und Bayreuth, d.h. in den Hauptbestandtheilen des 
heutigen protestantischen Bayern, gelten sie theils unmittelbar 
noch!, theils sind sie für später entstandene Kirchenstuhlord- 
nungen vorbildlich gewesen. Es wird daher im Nachstehenden die 
Bayreuther Kirchenstuhlordnung besonders berücksichtigt werden. 

3. Die Gebrauchsrechte an den Kirchenstühlen entwickelten 
sich auf Grund früheren Eigenthums nicht nur an den Kirchen- 
sitzen, sondern an den Kirchengebäuden selbst. 

In älterer Zeit fanden sich neben den Kirchen in den 
grösseren Städten, welche regelmässig konsekrirt wurden, vielfach 


und an einen andern zu cediren und abzutreten, solchennach haben gesammte 
Capitulares ein wachsames Auge zu tragen, damit bei Absterben oder sonsti- 
gen Abkommen ein Unterthan und Begebung des von ihm besessenen Kirchen- 
standes zwar auf des Hausbesitzers erwachsenen Sohn oder Tochtermann dafern 
selbiger auf dem Haus als ein Unterthan bliebe, ingleichen bei denen Weiber- 
stühlen auf eine allbereit verheirathete in loco wohnende Tochter Reflexion 
gemacht, jedoch zu keiner Consequenz oder Erbrecht, sondern 
als ein Eigenthum u. Patrimonialgut der Kirche auf einen zeit- 
lichen und so lange der neue Rediment in der Pfarrei bleibet und von 
selbigen zum Besten des Gotteshauses aufs Neue gelöset ausserdem aber 
einem andern Unterthanen, der etwa schon eine Zeit lang auf die Erledigung 
eines Kirchenstuhls gewartet, vor das gewöhnliche Lösegeld überlassen, und 
bei der vordersten Ständen auf die Gerichtspersonen, wie auch Beschaffen- 
heit der Höfe und Güter die Absicht genommen werden möge, gleichwohlen 
aber die Einlösung zu keinem Recht auf ihre posterität oder einige Schuldig- 
keit vorstanden auch Keinen, der einen Stand oder Stuhl auf seine Kosten 
bauen wollte, solchen erblich zu machen verstattet, mithin alles diess einem 
jeden voraus bedeutet werden wolle. 

Datum Ouolzbach, d. 9. Februar A. 1736. 

Ex Consistorio vid. Circular Schreiben in quart pag. 189. 

Hochfürstl. Hofraths-Befehl. 
gedruckt Ouolzbach, d. 17. April 1737 
in folio 2 Bogen num. XI. 

Gleichen Inhalts sind ein Synodal-Ausschreiben von 1748 und ein Hof- 
raths-Ausschreiben von 1755 auszugsweise abgedruckt in Heuber’s Realcodex 
der Hochfürstl. Brandenb.-Ouolzb. Landeskonstitutionen. Eine grosse Anzahl 
von Kirchenstuhlordnungen aus allen Gebieten Deutschlands sind systematisch 
bearbeitet in Schröter, S. 322ff. 

ı S, Entschl. des Min. d. Inn. vom 31. Dez. 1831, Weber II, 601, und 
vom 9. März 1832, Amtshandb. IV, 415. 
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auch solche auf dem Lande vor, namentlich auf Rittergütern 
und grossen Höfen, welche, obwohl nicht konsekrirt und im Privat- 
eigenthum stehend, dennoch von den Bewohnern der Umgegend 
zum Gottesdienst benützt wurden. Solchen Kirchen ging nach und 
nach ihr ursprünglicher Charakter als Privatoratorien verloren; die 
Kirche konsekrirte sie und sprach der Konsekration die Wirkung 
zu, dass sie jedes Eigenthum eines Laien, nicht aber das der 
Kirche an den konsekrirten Gegenständen aufhebe, — ein Satz, 
den nicht nur das gemeine Recht nie anerkannt hat, sondern der 
auch im heutigen Kirchenrechte längst nicht mehr aufrecht er- 
halten wird!, mit dem aber die Kirche damals vielfach durch- 
gedrungen ist. Der vormalige Eigenthümer und seine Rechts- 
nachfolger behielten aber meist besondere Rechte, deren aus- 
gedehntestes das Patronatsrecht ist, mit welchem verbunden, aber 
auch getrennt von ihm, Vorzugsrechte. an den Kirchenstühlen 
sich erhielten und in der Folgezeit auf andere Berechtigte aus- 
gedehnt wurden. 


Die Rechte an den Kirchenstühlen. 
A. Das öffentliche Recht. 


8 3. Scheidung zwischen Öffentlichen und privaten 
Rechtsverhältnissen. 
Bezüglich der Rechtsverhältnisse an Kirchenstühlen sind zu 
unterscheiden: 

1. Diejenigen Rechtsverhältnisse, welche sich aus dem 
Aufsichtsrecht der kirchlichen Organe über den Gottesdienst 
ergeben; also: die kirchenpolizeilichen Rechte der Kirchen- 
behörden bezüglich der Kirchenstühle; 

2. Diejenigen Rechtsverhältnisse, welche sich auf die Her- 
stellung und Erhaltung der Kirchenstühle beziehen, also: die 
Baulast an den Kirchenstühlen; 


! Vgl. Hinschius IV, 164. 
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3. Das Eigenthum an den Kirchenstühlen und die Ge- 
brauchsrechte der Privatpersonen an denselben. 

1. Wer Gottesdienst abhalten soll und wie derselbe abzu- 
halten sei, bestimmt das Kirchenrecht. Es setzt daher auch die 
Normen für die Benützung der Kirchengebäude und deren Zu- 
behör fest, und zwar gehört diese Lehre, und demnach auch 
diejenige vom Aufsichtsrecht der kirchlichen Organe, zum kirch- 
lichen Verwaltungsrecht, speziell nach katholischem Kirchenrecht 
zur Lehre von der potestas ordinis. Unter dem Kapitel, „Die 
Verwaltung des ordo“ hat denn auch Hinschius die Darstellung 
der Gebrauchsrechte an den Kirchenstühlen seinem System des 
katholischen Kirchenrechts eingereiht. Hinschius betrachtet hie- 
bei auch die Gebrauchsrechte an den Kirchenstühlen nur als 
Ausfluss kirchlicher Ordnung und Disziplin und als öffentliche 
Rechte, während es sich vielmehr um Privatrechte handelt, wie 
sub Ziff. 2 näher erörtert werden soll; da die vermögensrecht- 
liche Seite die wichtigste ist, wäre es wohl richtiger, das Kirchen- 
stuhlrecht in einem System des Kirchenrechts bei der Lehre vom 
‚kirchlichen Vermögen zu behandeln. 

Die Kirchenbehörden, denen dieses Aufsichtsrecht zusteht, 
und dessen Inhalt werden im folgenden Paragraphen, die Bau- 
last an den Kirchenstühlen wird in 8 5 behandelt werden. 

2. Die eben erwähnten Rechtsverhältnisse sind öffentlich- 
rechtliche, da sie sich auf das Verhältniss des Einzelnen zur 
grösseren Rechtsgemeinschaft seiner Kirche beziehen. | 

Hinschius! bezeichnet aber auch das Gebrauchsrecht an 
Kirchenstühlen als Öffentliches Recht und zwar nach Vorgang 
von Wach? als „publizistisches Vermögensrecht* nach Analogie 
der Regalien und der Rechte an den dem öffentlichen Gebrauch 
gewidmeten Sachen®. Als Kriterium für die öffentlich-rechtliche 
oder privatrechtliche Natur eines Rechtes giebt Wach a. a. 0. 


! Hinschius IV, 341ff., insbesondere 344 Anm. 2—4, 345 Anm. 1. 
?2 Wach, Handb. des deutschen Civilpr. I, 90£f. 
® Wach a.a.O. 
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S. 93 den Inhalt des Rechtsverhältnisses an; im Anschluss hieran 
führt Hinschius aus, der Inhalt des Gebrauchsrechtes an Kirchen- 
stühlen gehe nicht auf eine privat- und vermögensrechtlichen 
Zwecken dienende Benützung, vielmehr auf eine solche, welche 
theils in Ausübung der öffentlich-rechtlichen Befugniss des 
Kirchengliedes, theils in Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Pflicht 
desselben, dem Gottesdienste anzuwohnen, erfolge. 

Dieser Ansicht von Hinschius kann aber nicht zugestimmt 
werden. 

Wach, der den Begriff der „publizistischen Vermögensrechte“ 
aufgestellt hat, bezeichnet sie als den Rechten an Regalien und 
den Rechten an den dem öffentlichen Gebrauch gewidmeten Sachen 
analoge Rechte. Die Rechte an Regalien! sind Rechte des 
Staates’ oder des Staatsoberhauptes als solchen, die sich mit dem 
Rechte von Privatpersonen, selbst wenn ihnen solche Rechte nur 
als Mitgliedern von Gemeinschaften des öffentlichen Rechts zu- 
stehen, nicht vergleichen lassen; und was die Rechte an den dem 
öffentlichen Gebrauche gewidmeten Sachen betrifft, so handelt es 
sich dort um Rechte eines Jeden, während doch das Gebrauchs- 
recht des Einen an einem Kirchenstuhle gerade ein gleichwerthiges 
Recht eines Anderen an demselben Kirchenstuhle ausschliesst ?. 

Nach Hinschius’ Ansicht kann das Gebrauchsrecht an einem 
Kirchenstuhle nur erworben werden von demjenigen, der das 
Recht und die Pflicht hat, den Gottesdienst der betreffenden 
Kirchengemeinschaft zu besuchen, also von einem Mitglied der- 
selben. Nun kommt es aber bei mit Grundstücken verbundenen 
Stühlen nicht selten vor, dass das Grundstück in das Eigenthum 
eines Besitzers anderer Konfession übergeht. Der Anders- 
gläubige hat aber kein Recht zum Kirchenbesuch®, und kann 
daher sein Gebrauchsrecht nicht ausüben; doch ist es unbestritten, 


! Es ist natürlich nur von den sog. regalia minora die Rede; auch 
Wach kann nur diese gemeint haben. 

2 Meurer II, 34; Meidinger 8. 28. 

® 8. Hinschius IV, 340 Ziff. 3. 
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dass trotzdem das Recht nicht untergeht, sondern nur ruht, so- 
lange das Grundstück einem Andersgläubigen gehört!. Ebenso 
kann auch ein Andersgläubiger ein Gebrauchsrecht an einem 
Kirchensitze nicht nach Patronatsrecht haben. | 

. Dies ist ein deutlicher Beweis dafür, dass es sich um ein 
Privatrecht handelt; denn wäre das Recht ein öffentliches, so 
könnte der Eigenthümer des berechtigten Grundstücks doch nur 
dann Berechtigter sein, wenn zu diesem Eigenthum noch seine 
Zugehörigkeit zur betreffenden Religionsgesellschaft hinzukäme, 
und das Gebrauchsrecht müsste beim Uebergang des Grundstücks, 
ebenso wie bei Uebergang des Patronats, mit deren Innehabung 
es verbunden ist, an einen Andersgläubigen nicht ruhen, sondern 
erlöschen. 

Ferner ist, wie Meurer? sagt, „die von Hinschius ver- 
theidigte Zuständigkeit der Civilgerichte auch der unumstöss- 
liche Beweis dafür, dass das Kirchenstuhlrecht ein Privatrecht 
ist und zur bequemeren Ausübung der Mitgliedschaft ein civil- 
rechtliches Gebrauchsrecht verleiht. Wird doch auch Entgelt 
geleistet! Auch das letztere, sowie die Zulässigkeit petitorischer 
und possessorischer Prozesse erklärt sich nur aus der privatrecht- 
lichen Natur“®, Dies ist auch die übereinstimmende Ansicht von 
Theorie und Praxis®. 

3. Freilich giebt es auch ON Gebrauchsrechte an 
Kirchenstühlen, die nicht privatrechtlicher Natur sind; denn jeder 
Gesetzgeber kann anordnen, dass die Verleihung durch die 
Kirchenbehörde nur vom Standpunkt der inneren Kirchenpolizei 
aus zu betrachten sei. So bestimmt für die bayerische prote- 


I S. unten $ 12, 

? In v. Stengel’s Wörterb. des deutschen Verw.R. I, 737f. 

® Weitere Ausführungen gegen Hinschius s. b. Meidinger $ 9, und bei 
Meurer a. a. O., und Derselbe, Begriff und Kigenthümer der heiligen 
Sachen II, 34. 

* Unter anderen s. noch Gierke, Die Genossenschaftstheorie und die 
deutsche Rechtsprechung, S. 197; Wappäus S. 70; R.G.VII, 137; XVI, 139; 
XXIV, 174; Seuffert VI, 240; XIII, 73; XIV, 48; XXXVIL, 138 u.a. m. 
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stantische Kirche die Kirchenstuhlordnung vom 9. Okt. 1813, dass 
die Verleihung der Kirchenstühle den Hauptzweck habe, „jedem 
Gemeindemitglied, soweit es die Umstände gestatten, seinen be- 
stimmten Sitz anzuweisen, damit die dem protestantischen Gottes- 
dienste wesentlich nothwendige Ruhe und Stille in der Kirche 
leichter und sicherer erhalten werden könne“. 

Diese Verleihung begründet daher auch kein privates Ge- 
brauchsrecht an den Kirchensitzen, wie auch die höchsten baye- 
rischen Gerichtshöfe schon mehrmals ausgesprochen haben!. 

Für diesen Fall, in welchem die Begründung eines Privat- 
rechts ausdrücklich ausgeschlossen ist, kann man, wie Hinschius 
thut, das Recht als publizistisches Vermögensrecht bezeichnen ®. 

Dennoch sind aber auch in der bayerischen protestantischen 
Kirche private Gebrauchsrechte an den Kirchenstühlen möglich, 
und zwar einmal solche, deren Erwerbstitel auf die Zeit vor Er- 
lass der Verordnung vom 9. Okt. 1813 zurückgeht, da diese Ver- 
ordnung selbstverständlich wohl erworbene Rechte nicht zu be- 
seitigen vermag. Andererseits ist aber durch die mehrerwähnte 
Verordnung selbstverständlich auch nur ausgesprochen, dass die 
Verleihung durch die Kirchenbehörde kein privates Recht 
verleiht; damit ist aber keinesfalls der Erwerb eines solchen kraft 
privatrechtlichen Titels, z. B. der Erwerb eines schon bestehenden 
. Privatrechts eines Anderen ausgeschlossen. 


! Verw.Ger.H. XI, 478; Entsch. des Obst. Ger.H. in einer Komp.- 
Konfi.-S. Reg.Bl. 1871, S. 274. 

2 Das Recht ist, entgegen der Ansicht von Hinschius, ein vermögens- 
werthes, da es im Verkehr nach Geld geschätzt und für Geld zu erwerben 
ist; vgl. Seuffert XIII, 73. Aeltere Schriftsteller sprechen von der Subhasta- 
tion des Rechts. Eine solche ist aber nach bayr. Rechte nicht möglich, da 
hier nur an denjenigen Rechten Zwangsvollstreckung (i. w. S.) möglich ist, 
welche Gegenstand einer Hypothekbestellung sein können; Ges. v.23.Febr. 1879 
Art. 2 Ziff. 2. Eine Verpfändung des Rechts ist überhaupt nicht gut denkbar; 
jedenfalls aber könnte eine solche, auch die Begründung eines Pfändungs- 
pfandrechtes, ohne Genehmigung der kirchlichen Oberen nicht erfolgen; 
s. unten $ 13 Ziff. 1. 
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84. Die kirchenpolizeilichen Rechte der Kirchen- 
behörden bezüglich der Kirchenstühle. 


1. Zu allen Anordnungen in Bezug auf den Gottesdienst 
ist nach katholischem Kirchenrechte der Ordinarius zuständig 
und zwar kraft seiner öffentlich-rechtlichen Stellung als rector 
ecclesiae. Was die Kirchenstühle betrifft, so hat er zunächst 
zu bestimmen, ob solche überhaupt aufgestellt werden dürfen; 
doch wird diese Bestimmung, ebenso wie die weitere über die 
Form der Stühle, über den Raum, in welchem sie aufgestellt 
werden sollen, sowie über die Art der Anbringung von ihm ge- 
wöhnlich dem Pfarrer der betreffenden Kirche überlassen und 
die Genehmigung zur Aufstellung vielfach auch stillschweigend 
durch Duldung ertheilt!. 

Ebenso obliegt dem Bischof die nähere Bestimmung über 
die Art der zu gestattenden Benützung, ferner über die Entgelt- 
lichkeit oder Unentgeltlichkeit und die Höhe eines etwaigen 
Kirchenstuhlgeldes. Dass überhaupt ausschliessende Rechte an 
Kirchenstüblen verliehen werden, hat sich gewohnheitsrechtlich 
in der grossen Mehrzahl der deutschen Diözesen ergeben, . im 
Gegensatz allerdings zu zwei Erklärungen der Konzilskongrega- 
tion?, die aber nicht als Verbotsgesetze zu erachten sind. Alle 
Verträge über Kirchenstühle, welche den Anordnungen des, 
Bischofs als rector ecclesiae entgegenstehen, sind nichtig; ebenso 
kann entgegen solchen Anordnungen auch kein Recht ersessen 
werden?. | 

Nach protestantischem Kirchenrechte stehen sämmtliche er- 
wähnten Rechte nach Massgabe der einzelnen Kirchenstuhlord- 
nungen, welche auch sonst betreffs der Aufsicht über die Kirchen- 

! Hinschius IV, 342, S. 347 sagt H., dass das Recht kirchenpolizei- 
lichen Beschränkungen unterliege, weil es kein Privatrecht sei; dies ist aber 
durchaus keine nothwendige Schlussfolgerung, da es sehr viele Privatrechte 
gibt, die öffentlich-rechtlichen Beschränkungen unterworfen sind. 


?2 Vgl. bei Hinschius IV, 342, Anm. 10. 
® Hinschius IV, 342f. 
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stühle das Nähere bestimmen, entweder dem Pfarrer oder dem 
Kirchenvorstande zu!. 

Für die bayerische protestantische Kirche bestimmt die 
Verordnung vom 9. Okt. 1813, lit. A Ziff. 1, wie auch $ 2 Ziff. 2 
der Verordnung vom 7. Okt. 1850, dass „die Verleihung der 
Kirchenstühle und die Ablieferung der Einnahmen hieraus an 
die zum Empfang Berechtigten“ zum Wirkungskreis der Kirchen- 
vorstände gehöre; dem Ortspfarrer, welcher deren erstes Mitglied 
sei, obliege auch vorzugsweise die Erhaltung der Ordnung in 
der Kirche; ferner ist ausdrücklich bestimmt, dass dieser An- 
ordnung durchgängige Giltigkeit für die protestantischen Kirchen 
des Königreichs ertheilt werde, so dass daher in diesem Punkte 
sämmtliche abweichende Bestimmungen partikulärer Kirchenord- 
nungen aufgehoben erscheinen ?. 

Des weiteren bestimmen sämmtliche Kirchenstuhlordnungen, 
dass über die Kirchenstühle ein Register zu führen sei?°. 


! Die Bayreuther Kirchenstuhlordnung sagt z. B. in Kap. I$ 1: „Die Auf- 
sicht über die Kirchenstühle hat eines jeden Orts Superintendent oder Pfarrer 
der Gestalt, dass ohne dessen Vorbewusst und Einwilligung kein Gotteshaus- 
vorsteher, Kirchner, Mesner oder Schulmeister befugt seyn solle, einen 
Kirchenstuhl oder Bank zu verkaufen noch einzuweisen, massen auch die- 
jenigen welche einen Kirchenstand verlangen, sich zuerst bei dem Superinten- 
denten oder Pfarrer des Orts zu melden haben“, und in Kap. II $S 2: „Was 
nun die Erbauung neuer Stühle betrift, soll ohne eines jeden Orts Super- 
intendentens oder Pfarrers Vorbewusst und Erlaubniss keiner aufgebauet, 
auch im Bauen es also gehalten werden, damit solche nicht in gemeinen 
Gängen, wo die Leute im Hin- und Wiedergehen, oder auch am Gehöre des 
Göttlichen Wortes verhindert würden oder sonst sich darüber zu beschweren 
Ursache hätten, aufgerichtet werden“, ferner in $ 3: „Insonderheit hat man 
bey Erbauung neuer Kirchenstände dahin zu sehen, damit nicht an die 
fördern Kirchenstühle Gitter aufgerichtet, und dadurch den Hinterstühlen 
der Prospect benommen werde. Wo aber dergleichen Gitter schon vorhanden, 
die den Prospect offenbar benehmen, sollen solche hinweggethan werden. 
S. auch die im Amtshandb. IV, 403ff. und IV, 413ff. abgedruckten Verord- 
nungen bezw. Ministerial-Entschliessungen. 

2 7. B. auch der vorstehend citirte $ 1 der Bayreuther K.St.O., 
während die Giltigkeit der übrigen citirten Bestimmungen durch die Ver- 
ordnung von 1812 unberührt geblieben ist. 

8 Schröter, S. 330. 
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Nach der Bayreuther Kirchenstuhlordnung sind es sogar 
zwei Register!', das des Pfarrers und das des „Gotteshaus- 
vorstehers“; dieses letztere ist nunmehr weggefallen. 

Trotz der eingehenden Vorschriften der Kirchenstuhlord- 
nungen über die Nothwendigkeit des rechtzeitigen Eintrags 
sämmtlicher Veränderungsfälle bezüglich der Kirchenstühle hat 
diese Eintragung doch nur deklaratorische, nicht konstitutive 
. Wirkung. 

3. Das Aufsichtsrecht und das Gebrauchsrecht betreffs der 
Kirchenstühle und die Handhabung der Kirchenstuhlordnungen 
gehören zu den Gegenständen der inneren Kirchenpolizei, welche 
nach der bayerischen Verfassungsurkunde, Beil. II $ 38 lit. e, 
und Anh. II (Protestantenedikt) $ 11 zu derselben, der geist- 
lichen Behörde zusteht; es haben daher Streitigkeiten hier- 
über nur die kirchlichen, nicht die weltlichen Behörden zu ent- 
scheiden ?. | 

Ist dagegen das Recht auf einen bestimmten Kirchenplatz 
strittig, so sind die Civilgerichte zuständig beim Vorliegen eines 
privatrechtlichen Titels, andernfalls die Verwaltungsbehörden. 
Die Kirchenstuhlordnungen unterliegen der Staatskuratel; in 
erster Instanz sind die Kreisregierungen in ihren Kammern des 
Innern, in zweiter und letzter Instanz ist das Ministerium des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten zuständig; der 
Verwaltungsrechtsweg ist ausgeschlossen‘. 

Sämmtliche für protestantische Kirchen erlassene Verord- 
nungen, welche unter Hinweis auf die zweite Verfassungs-Beilage 
ergangen sind, können eben deshalb auch auf die katholische 


ı A.a.0.Kap.IS 2. 

2 Silbernag], S. 442; es kann zunächst die Vermittlung des Konsistoriums 
nachgesucht und dann Beschwerde zum Ober-Konsistorium als letzte Instanz 
erhoben werden. 

® Formations-Verordnung vom 17. Dez. 1825 $ 34 Abs. 3: Zum Wirkungs- 
kreis der K. Regierung, Kammer des Innern, gehören „Handhabung der ge- 
sammten Religions- und Kirchenpolizei in allen Beziehungen“; Verordnung 
v. 9. Okt. 1813. 
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Kirche in Bayern angewendet werden, was auch thatsächlich all- 
gemein geschieht!. 


85. Die Baulast an Kirchenstühlen nach bayerischem 
Recht. 


Die Baupflicht an den Kirchenstühlen ist partikularrechtlich 
sehr verschieden geregelt; allgemeine Geltung wird wohl nur der 
Satz beanspruchen können, dass da, wo Kirchenstuhlgeld erhoben 
wird, der Empfänger desselben auch für Herstellung und Ünter- 
halt, der Kirchenstühle aufzukommen hat. 

1. Nach gemeinem katholischen Kirchenrecht gehören die 
Kirchenstühle nicht zu den wesentlichen Pertinenzen der Kirchen- 
gebäude; daher haben auch die auf den Bestimmungen des tri- 
dentinischen Konzils? beruhenden Vorschriften über kirchliche 
Baupflicht auf sie keinen Bezug. Auch diejenigen Vorschriften 
über kirchliche Baupflicht, die für das damalige Bayern im kur- 
fürstlichen Generalmandate vom 4. Okt. 17703, abweichend 
von den tridentinischen Bestimmungen, enthalten sind, und die- 
jenigen, welche die Partikularrechte der fränkischen Diözesen 
enthalten, kommen für die Kirchenstühle nicht ın Betracht. Denn 
die Baulast bezieht sich nur auf das Kirchengebäude einschliess- 
lich des notwendigen Zugehörs, zu welchen auch nach parti- 
kulärem bayerischem katholischem Kirchenrecht die Kirchenstühle 
nicht gehören*°. Bezüglich der Baulast bestimmt die kurfürst- 
liche geistliche Rathsinstruktion vom 25. April 1783°810,7 N. 1: 


! Min.E.v.31. Dez. 1831 (W.II,60Lf.); Min.E. v. 28. Juni 1836 (W.III,65) 
v. Pechmann-Boettreich I, 324. 

2 Sess. XXI de Reformatione, cap. 7. 

® Weber I, 10f. 

* Auch bei Stifts-, Kloster- und Klosterpfarrkirchen, welche gar kein 
oder nur wenig Vermögen besitzen und bei welchen der Staat die Baupflicht 
hat, bezieht sie sich nicht auf den Unterbalt der Kirchenstühle; Krick: Kirchl. 
Baupflicht etc. S. 81. 

5 S. Erk. des Obst. Ger.H. v. 11. Mai 1867 (F.Min.Bl. 1867 S. 141) 
und v. 17. Dez. 1867 (F.Min.Bl, 1868, S. 11). 

® Weber I, 33. 
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„Die Kirchenstühle haben die Gemeinden herzustellen, ausser es 
würde ein jährliches Stift- oder Stuhlgeld gereichet, welchenfalls die 
Unkosten aus denen Kirchenmitteln zu bestreiten sind.“ Unter 
den Gemeinden sind hier die Kirchengemeinden, nicht die poli- 
tischen zu verstehen. Bei Erhebung eines Kirchenstuhlgeldes 
fällt dieses in das Kirchenstiftungsvermögen, welches dann primär 
auch die Anschaffungs- und Unterhaltungskosten zu tragen hat; 
bei Insuffizienz der Kirchenstiftung tritt dann, wie bereits er- 
wähnt, nicht der subsidiär Baukonkurrenzpflichtige ein!, sondern 
die Kirchengemeinde hat die Kosten selbst zu tragen, falls yicht 
in einem solchen Falle überhaupt auf die Anbringung von Kirchen- 
stühlen verzichtet wird. Wie bezüglich jeder Kirchenbaupflicht 
ist aber auch bezüglich derjenigen an Kirchenstühlen in erster 
Linie zu untersuchen, ob nicht durch privatrechtlichen Titel, Ver- 
trag, Verjährung, Anerkenntniss, partikuläres Gewohnheitsrecht 
u. s. w. eine Baupflicht entstanden ist — ein Fall, der häufig 
vorkommt. | | Ä 

Als Zubehörungen der Kirche müssen die mit dem Kirchen- 
gebäude fest verbundenen Kirchenstühle entweder mit dem 
Kirchengebäude in der staatlichen Immobiliarbrandversicherungs- 
anstalt oder in einer in Bayern zum Betrieb zugelassenen privaten 
Mobiliarfeuerversicherungsanstalt auf Kosten der Unterhalts- 
pflichtigen gegen Feuersgefahr versichert werden?. 

2. In der protestantischen Kirche Bayerns gelten die Kirchen- 
stühle dagegen als wesentliche Bestandtheile der Kircheneinrichtung. 
Die vorstehend erwähnten Sätze über die Baulast gelten hier 
nicht. Baupflichtig? ist hier allgemein, auch bezüglich der Kirchen- 
stühle, primär die Kirchenkasse, sekundär die Kirchengemeinde. 


! Min.E. v. 18. Jan. 1839, Weber III, 278. 

2 Gesetz über die Brandversicherungsanstalt vom 3. April 1875 Art. 3 
Ziff. 3 u.4, Art.4 Abs. 2 u. Art.5. 

8 Silbernagl, S. 414; Stingl, S. 928; Burkhard Ziff. XXXd; Bl.f.R.A.IV, 
103; Bl. f. adm. Pr. XI, 172; XXV, 40. Diese Grundsätze sind auch aus- 
gesprochen in einer Entschl. d. Min. d. I. f. Kirche und Schul-Ang. vom 
25. März 1866, abgedruckt Amtshandb. III, 680, wo es insbesondere heisst: 
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3. Neuanschaffungen von Kirchenstühlen oder Abänderungen 
von solchen müssen von der Kreisregierung, Kammer des Innern, 
als Kuratelbehörde genehmigt werden; gegen deren Bescheide ist 
Ober - Aufsichtsbeschwerde an das Ministerium des Innern für 
Kirchen- und Schul-Angelegenheiten zulässig. 

4. Nach Art. 132 des Einf.-G. zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche wird diese Materie durch das genannte Gesetz nicht be- 
rührt!. 


"86. Das Kirchenstuhlgeld. 


Die Bezahlung eines Kirchenstuhlgeldes ist eine, und zumeist 
die wichtigste von den Voraussetzungen für den Erwerb eines aus- 
schliesslichen Rechtes an einem Kirchenstuhl. Wenn und inso- 
weit die Rechte Privatrechte sind, ist auch das Kirchenstuhlgeld 
nach privatrechtlichen Grundsätzen zu beurtheilen; nach bayeri- 
schem Rechte aber ist es öffentlich-rechtlicher Natur. 

1. Nach gemeinem katholischen Kirchenrecht fällt auch die 
Bestimmung, ob die Ueberlassung von Kirchenstühlen unentgelt- 
lich oder gegen Entgelt zu geschehen und wie hoch dieses Ent- 
gelt zu sein hat, dem Bischof zu; nach partikulärem, meist auf 
Herkommen beruhendem Rechte tritt an seine Stelle auch hier 
vielfach der Ortspfarrer. Die Extrakommerzialqualität der Kirchen- 
stühle steht der Erwerbung ausschliessender Rechte gegen Ent- 
gelt nicht entgegen, da sie sich ja nur auf die Verhinderung 
des Gebrauchs zu profanen Zwecken erstreckt?. 


„Der Aufwand für Jdie innere Kircheneinrichtung muss daher in der Regel, 
sofern nicht durch Observanz oder Herkommen etwas Anderes statuirt ist 
oder privatrechtliche Verbindlichkeiten in Mitte liegen, aus den Renten der 
Kirche und bei Insuffizienz des Kircbenvermögens nach den Bestimmungen 
des Gemeindeedikts und des Umlagengesetzes durch Gemeindeumlagen be- 
stritten werden.“ .... „Die Kirchenstühle sind in der protestantischen Kirche 
als durchaus nothwendige Requisite der inneren Einrichtung zu erachten.“ 

! Art. 132 a.a. O. lautet: „Unberührt bleiben die landesgesetzlichen 
Vorschriften über die Kirchenbaulast und die Schulbaulast.“ Dabei hat es, 
wie auch im Justizausschusse der K. d. Abg. bemerkt wurde, sein Bewenden. 

®? S. oben $ 1. 
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Prinzipiell kann die Erhebung eines Entgelts auch nicht als 
Simonie erachtet werden, da ja keineswegs nur diejenigen zum 
Besuche des Gottesdienstes zugelassen werden, welche eigene 
Stühle erwerben; vielmehr ist in jeder Kirche genügend Raum 
zum allgemeinen Besuch des Gottesdienstes freizuhalten und auch 
eine genügende Anzahl von Sitzen, die allgemein zugänglich sind, 
sofern nicht etwa eine kleine Anzahl von Sitzen kraft wohlerwor- 
benen Rechts einigen wenigen Berechtigten zusteht, im Uebrigen 
aber die Kirche überhaupt nicht mit Stühlen versehen ist. Für 
die Theilnahme am Gottesdienst ist nach katholischem Rechte 
das Vorhandensein von Sitzplätzen überhaupt nicht wesentlich; 
demnach ist auch das Kirchenstuhlgeld als Gegenleistung für 
eine blosse Bevorzugung und nicht als Entgelt für die Ueber- 
lassung eines geistlichen Guts zu betrachten; es fliesst in das 
Kirchenvermögen und ist in erster Linie zur Anschaffung und 
Erhaltung der Kirchenstühle zu benutzen !. 

Nach protestantischem Kirchenrechte ist die Erhebung eines 
Kirchenstuhlgeldes in den meisten Gegenden Deutschlands üblich. 
Auch hier kann, und zwar aus den nämlichen Gründen wie bei 
der katholischen Kirche, von Simonie nicht die Rede sein; daher 
ist auch Versteigerung an den Meistbietenden zulässig’. Das 
Kirchenstuhlgeld fliesst allgemein in die Kirchenfabrik? als Bei- 
trag zur Ausschmückung der Kirche mit Kirchenstühlen. Im 
(segensatz zur katholischen Kirche werden in der protestanti- 
schen Kirche die Kirchenstühle allgemein als wesentliche Bestand- 
teile der Kirche angesehen; es muss auch stets eine genügende 
Anzahl derselben zur unentgeltlichen und allgemeinen Benutzung 
vorhanden sein, und die meisten Kirchenstuhlordnungen schreiben 
auch vor, dass das Kirchenstuhlgeld nicht zu hoch sein dürfe. 

2. Nach bayerischem Recht wird auch in den katholischen 
Kirchen ein Kirchenstuhlgeid erhoben; es fliesst in die Kirchen- 


! Vgl. Hinschius IV, 343 Abs. I und Anm.3. 
®2 Köhler-Schilling 88 37, 38. 
® Nach älteren Kirchenstuhlordnungen manchmal auch die Armenkasse. 
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kasse und die Erhebung geschieht durch den Pfarrer. Sonstige 
besondere Vorschriften sind nicht zu erwähnen; es sind auch hier 
die für die protestantische Kirche gegebenen analog anzuwenden. 

Für diese letztere sind massgebend die beiden Verordnungen 
vom 9. Okt. 1813 und 26. Jan. 1896!. Während die erstere 
den Grundsatz aufstellte, dass es zur Erhaltung der dem Gottes- 
dienst nöthigen Ruhe und Ordnung wünschenswerth sei, dass 
jedermann seinen eigenen Stulıl habe, und demgemäss bestimmte, 
es sei bisher observanzmässig eingeführtes Kirchenstuhlgeld weiter 
zu erheben, und da, wo das lokale Kirchenvermögen nicht aus- 
reiche, solches zu erhöhen, resp. neu einzuführen, hat die letzt- 
erwähnte Verordnung neue Prinzipien aufgestellt und die ein- 
schlägigen Bestimmungen derjenigen von 1813 aufgehoben. 

Die Verordnung von 1896 bestimmt in & 1: „Wo die Ver- 
miethung von Kirchenstühlen und die Erhebung von Kirchen- 
stuhlgeld eingeführt ist, kann unbeschadet wohlerworbener Rechte 
die fernere Vermietlung durch Beschluss des Kirchenvorstandes 
und der Kirchenverwaltung mit Genehmigung der kirchlichen 
Oberbehörde und „soweit das Interesse der Kirchenstiftung be- 
gründet wird, mit Zustimmung der Kuratelstelle aufgehoben 
werden.“ Von dieser Befugniss ist noch wenig Gebrauch gemacht 
worden, da die Kirchenstuhlgelder in vielen Pfarreien eine Haupt- 
einnahme des Kirchenvermögens bilden, und die Erhebung von 
kirchlichen Umlagen überflüssig macht. 

8 2 ermöglicht auf dem gleichen Wege die bisher verbotene 
Ermässigung der bestehenden Gebühren, & 3 bestimmt, dass 
gegen diejenigen Kirchengemeinden, in welchen eine Vermiethung 
von Kirchenstühlen und eine Erhebung von Kirchenstuhlgeld 
nicht bestehe, ein Zwang zur Einführung dieser Einrichtung nicht 
mehr einzutreten habe. 

& 4 ordnet an, dass genügende Sitzplätze für die nicht im 
Besitze eines Stuhls befindlichen Gemeindeglieder freizulassen 


! Min.Bl. für Kirche u. Schule 1896, S. 45 ff. 
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sind, $ 5, dass eine Absperrung der vermietheten Stühle, un- 
beschadet wohlerworbener Rechte, nicht gestattet ist, und endlich 
$ 6, dass in neugegründeten Kirchen, sowie in Kirchen, in welchen 
Vermiethung von Kirchenstühlen bis jetzt nicht stattgefunden 
hat, die Vermiethung von Kirchenstühlen und die Erhebung von 
Kirchenstuhlgeld nur ausnahmsweise unter ganz besonderen Ver- 
hältnissen und nur mit Genehmigung der kirchlichen Oberbehörde 
eingeführt werden kann. | 

Die Erhebung des Kirchenstuhlgeldes erfolgt durch den 
Pfarrer, welcher aber über das finanzielle Interesse dem Kirchen- 
vorstand Vortrag zu erstatten hat. Ueber die Höhe des Kirchen- 
stublgeldes ist nichts vorgeschrieben!; die Vermiethung erfolgt 
gegen eine jährliche Abgabe meist auf Lebenszeit. 

3. Bei privaten Gebrauchsrechten an Kirchenstühlen ist das 
Kirchenstuhlgeld Gegenleistung für das Recht; seine rechtliche 
Natur hängt davon ab, welches Privatrecht man annimmt. | 

Nach bayerischem Rechte dagegen ist das Kirchenstuhlrecht 
eine Gebühr, d.h. eine Abgabe, welche von den kirchlichen Be- 
hörden aus Anlass einer öffentlich-rechtlichen Thätigkeit — das 
Zuweisen des Stuhls — erhoben wird; denn bei öffentlichen 
Rechten gibt es keine Abgaben, als Gegenleistung für das ver- 
liehene Recht, sondern nur solche als Entgelt für die veranlasste 
T'hätigkeit der Behörden. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens der öffentlichen 
Glaubensgesellschaften, also auch die Bestimmungen über die 
Höhe des Kirchenstuhlgeldes, stehen der Kirchenverwaltung zu 
nach den 88 59 und 94 des revidirten Gemeindeedikts in der 
Fassung vom 1. Juli 1834; diese Paragraphen sind ausdrücklich 
aufrecht erhalten durch Art. 206 der diesrheinischen (semeinde- 
ordnung vom 29. April 1869. 

Gegen die Beschlüsse der Kirchenverwaltung ist Beschwerde 
zur Kuratelbehörde erster Instanz,- d. h. zur Distriktsverwaltungs- 


I Sie wechselt je nach der Grösse der Gemeinden und nach der Lage 
der Plätze von 80 Pf. bis 3 Mk. und mehr. 
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behörde, und in zweiter und letzter Instanz zur Kreisregierung, 
Kammer des Innern, zulässig; in den Fällen des Art. 10 Ziff. 3 
V.-Ger.-G. vom 8. August 1878 kommt als dritte, bezw. erste 
und letzte verwaltungsrechtliche Instanz der Verwaltungsgerichts- 
hof hinzu; dagegen fallen Streitigkeiten über Kirchenstuhlgelder 
nicht unter Art. 10 Ziff. 13 1. c.!2. 


B. Die Privatrechte an den Kirchenstühlen. 
87. Ueber den Begriff des Eigenthums an den 
Kirchenstühlen. 


1. Eigenthümer der Kirchenstühle ist der Eigenthümer des 
Kirchengebäudes; dies folgt aus der Eigenschaft der Kirchen- 
stühle als Pertinenzen des Kirchengebäudes. In Bayern gehört 
nun die Ortskirche, abgeselien von den im Eigenthum des Aerars 
oder Privater stehenden Kirchen, entweder zum Kirchengemeinde- 
vermögen oder sie ist Eigenthum der Kirchenstiftung, die selb- 
ständige juristische Person ist?; in deren Eigenthum stehen dem- 
nach auch die Kirchenstühle. 

Es ist übrigens für das Gebrauchsrecht an einem Kirchen- 
stuhl einerlei, in wessen Eigenthum er steht. Denn auch an 
solchen Stühlen, welche Private in die Kirche gestellt oder sogar 
auf eigene Kosten eingebaut haben, haben sie zwar Eigenthum 
und volle Verfügungsgewalt; solange aber diese Stühle sich im 
Kirchengebäude befinden, kann sie auch der Eigenthümer in 
keiner anderen Weise benutzen, als die im Eigenthum der Kirche 
stehenden Sitze. Denn für die Benützung eines jeden in der 
Kirche befindlichen Stuhles, in wessen Eigenthum er auch stehen 
mag, gelten die nämlichen Vorschriften. Die Möglichkeit ist 
nicht ausgeschlossen, dass ein Privater, der einen eigenen Kirchen- 
stuhl in die Kirche einbaut, das Eigenthum daran quoad corpus 


i Die Kuratel beruht auf Beil. II 8 75 V.U. 
2 v. Seydel III, 558 Anm. 71. 
8 S. Becher, Bayr. Landescivilr. I, 422 Ziff. 4, und v. Seydel, Bayr. 
Staatsr. III, 502 unten u. 503. 
Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. VIII. 3. 21 
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behält, noch auch, dass ein solches Eigenthum quoad corpus seitens 
des Eigenthümers übertragen werden kann — im Gegensatz zur 
Begründung und Uebertragung der Gebrauchsrechte an Kirchen- 
stühlen, welche nicht den Kirchenstuhl quoad corpus, sondern 
nur das Recht an demselben zum Gegenstand haben. Ein solches 
Eigenthum ist aber nie Eigenthum desjenigen Platzes der Kirche, 
auf welchem der Kirchenstuhl steht, da ein Eigenthum an einer 
Kirche pro partibus (divisis) der Natur der Sache nach aus- 
geschlossen ist. 

2. Vom „Eigenthum“ an den Kirchenstühlen sprechen aber 
ältere Schriftsteller in einem anderen Sinne, indem sie damit das 
ausschliessliche Recht auf Benützung derselben verstehen!. 

Diese Bezeichnung ist durchaus unjuristisch, da man mit 
„Eigenthum“ nur das Recht voller Herrschaft über eine körper- 
liche Sache bezeichnen darf, wenn es auch im Volksmunde üblich 
ist, vom Eigenthum nicht nur an einem Kirchensitze, sondern 
sogar an Theater- oder Konzertplätzen u. dgl. zu sprechen. Die 
erwähnten Juristen haben eben diese Ausdrucksweise aus der 
Volkssprache übernommen; bei einigen derselben hängt sie auch 
mit ihrer Konstruktion eines ÖObereigenthums der Kirche und 
eines Untereigenthums des Berechtigten am Kirchensitze zusammen; 
das Nähere hierüber siehe unten 8 9 2.1. 


88. Die Arten der Kirchenstühle und deren Erblichkeit. 


An sich ist jeder Kirchenstuhl jedem Besucher des Gottes- 
dienstes in gleicher Weise zugänglich; andererseits bestehen auch 
unter denjenigen Kirchenstühlen, welche Gegenstand besonderer 
Rechte sind, hinsichtlich der Personen, welchen diese Rechte zu- 
stehen, und hinsichtlich der Art, wie sie ihnen zustehen, mannig- 
fache Unterschiede, auf welchen die von den älteren Schrifstellern 
vorgenommenen verschiedenen Eintheilungen der Kirchenstühle 


ı Hommel, Epitome sacri iuris, p. 314: „Si tamen ... iure dominii 
subsellia quis possiderit“; Köhler, Class. II $ 2: „Diejenigen Stühle geben 
ihrem Besitzer ein gewisses Eigenthum“ u. a. m. 
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in bestimmte Arten oder Klassen beruhen. Diese Schrift- 
steller sind sämmtlich Protestanten; doch lassen sich die Ein- 
theilungen analog auch auf die katholischen Verhältnisse über- 
tragen. 

Die Haupteintheilung ist die in öffentliche und private Kirchen- 
stühle!; die öffentlichen (subsellia publica) zerfallen wiederum in 
die von den älteren Schriftstellern sog. gemeinen, d. h. die Jedem 
zur Benützung freistehenden Kirchenstühle, und in die Ehren- 
und Amts- oder Offizialstühle; die Ehrenstühle sind adeligen 
Familien von alter Zeit her, die Amtsstühle den Trägern gewisser 
Aemter vorbehalten. Hiebei ist aber zu berücksichtigen, dass 
hier unter Amtsstühlen nur solche Stühle zu verstehen sind, 
welche die Kirchenbehörde aus kirchenpolizeilichen Gründen den 
Inhabern gewisser Aemter oder den Mitgliedern bestimmter 
Korporationen zuweist, wie sie überhaupt von diesem Stand- 
punkte aus den Gebrauch der Kirchenstühle in bestimmter Weise 
regeln, und z. B. wie es heute noch vielfach geschieht, die 
Trennung der Geschlechter anordnen kann, wonach dann die 
Kirchenstühle weiterhin in Männer- und Weiberstühle getheilt 
werden. Die Berechtigten werden durch die Zutheilung dieser 
Sitze zwar geehrt, erwerben aber kein Privatrecht, überhaupt 
kein gegen die Kirche verfolgbares Recht. Neuere? rechnen 
die Offizialstühle zu den Privatkirchenstühlen. Was sie aber mit 
diesem Ausdruck meinen, sind solche Stühle, die den Inhabern 
um ihrer Mitgliedschaft zu gewissen um die Kirche, insbesondere 
um die Durchführung der Reformation, verdienten Korporationen 
willen gewährt wurden in der Weise, dass sie dann auch ein 
privates der Kirche gegenüber verfolgbares Recht hatten. Diese 
beiden Arten von sog. Amtsstühlen werden manchmal allerdings 
nicht leicht zu unterscheiden sein; doch werden die Berechtigten, 
wenn sie ein Privatrecht haben, regelmässig eine Abgabe als 
Entgelt entrichten; haben sie kein Privatrecht, so haben sie meist 

1 Schröter II, 312, u. a. m. 

? Meyer 8.415 Anm. 11; Richter-Dove S. 1345 Anm. 6. 

21* 
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kein Kirchenstuhlgeld zu bezahlen; wohl aber haben die betreffen- 
den Korporationen öfters die Unterhaltspflicht!. 

Die Privatkirchenstühle sind solche, an welchen privat- 
rechtliche Gebrauchsrechte Einzelner bestehen. Sie werden in 
erbliche (subsellia hereditaria) und nichterbliche (subsellia non 
hereditaria) eingetheiltl. Nichterbliche Kirchenstühle sind die- 
jenigen, an welchen das Gebrauchsrecht auf bestimmte Zeit, 
höchstens auf Lebenszeit, dem Berechtigten eingeräumt wird. 
Diese Art ist die Regel; eine ganze Anzahl von Kirchenstuhl- 
ordnungen gestattet die Bestellung eines Gebrauchsrechts nur 
unvererblich und auf Lebenszeit ?. | 

Als erbliche Kirchenstühle kann man in juristisch korrekter 
Weise nur diejenigen bezeichnen, bei welchen das Gebrauchs- 
recht ab intestato oder durch Verfügung von Todeswegen, be- 
züglich deren der Erblasser nicht beschränkt ist, auf jeden Erben 
übergehen kann, unbeschadet der Verpflichtungen der Kirche 
gegenüber. Die Erblichkeit der Stühle in diesem Sinne ist aber 
nach den meisten Kirchenstuhlordnungen ausgeschlossen. Wohl 
aber gibt es zwei andere Arten von Kirchenstühlen, bei welchen 
das Gebrauchsrecht mit dem Tode des Berechtigten nicht erlischt, 
und welche desshalb von den älteren Schriftstellern auch als erb- 
liche Kirchenstühle bezeichnet werden®. Die eine Art sind die 
sog. Familienstühle, welche sich nur in der Familie des ersten 
Erwerbers forterben; die andere Art sind die Realstühle (sub- 
sellia realia oder praedialia), die mit dem Besitz eines bestimmten 


1 Z. B. Bayreuther K.St.O. Kap. 6. | 

2 Bayreuther K.St.O. Kap. III $ 1. Für die bayerische katholische 
und protestantische Kirche erklärt ein oberstrichterliches Erkenntniss vom 
25. Okt. 1858 die Bestellung eines Rechtes auf ewige Zeiten aus dem Grunde 
für unstatthaft, weil die Pfarrer nicht befugt seien, sich des Rechts zu be- 
geben, je nach Bedürfniss andere Einrichtungen in der Kirche zu treffen. 
Das Verbot gilt jedoch nur unbeschadet wohlerworbener Rechte; auch in 
der Pfalz existirt ein Verbot; s. Silbernagl S. 442f. 

® S. z. B. v. Berg, 8. 168ff.: Beitrag zum Recht der Kirchenstühle, 
86 und $ 12. 
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Grundstücks verbunden sind und mit diesem in Erbgang kommen. 
Richtiger theilen andere Schriftsteller die Privatkirchenstühle nur 
in die beiden Arten subsellia personalia und realia. Für die 
nichterblichen Kirchenstühle finden sich die Bezeichnungen Per- 
sonalstühle, subsellia communia, gemeine oder ordinäre Kirchen- 
stühle (in anderem Sinne als die oben erwähnten öffentlichen ge- 
meinen Kirchenstände!). 


8 9. Natur der Rechtsverhältnisse und Umfang der 
Berechtigung. 


Wie bereits erwähnt, steht das Eigenthum an den Kirchen- 
stühlen der Kirche zu. Es ist daher auch unrichtig, wenn die 
älteren Schriftsteller vom Kauf eines Kirchenstuhls reden; denn 
Gegenstandaller privatrechtlichen Rechtsgeschäfte über die Kirchen- 
stühle bildet nur das Gebrauchsrecht, nicht aber der Kirchen- 
stuhl quoad corpus — im Gegensatz zur Ööffentlich-rechtlichen 
Frage der Baupflicht an denselben?. Wenn das preussische All- 
gemeine Landrecht von den Berechtigten als Eigenthümern der 
Kirchenstühle spricht?, so meint es damit die Eigenthümer des 
Rechtes an denselben, da es ja auch ein Eigenthum an Rechten 
kennt‘, 

Die Frage ist nun, ob dieses Gebrauchsrecht ein obligatori- 
sches oder dingliches ist, und zu welcher Art von obligatorischen 
oder dinglichen Rechten es gehört. Diese Streitfragen beschäf- 
tigen schon die Schriftsteller des 17. Jahrhunderts. 

1. Die älteren Schriftsteller konstruiren das Recht zum Theil 
in der Weise, dass der Kirche das Obereigenthum, dem Berech- 
tigten das Untereigenthum an dem Kirchenstuhle zustehe®°. 


ı S. die bei Meidinger S. 23f. Citirten. 

2 Wappäus 8.70. 

®A.L.R.D, 11 8 681ff. 

* S. hierüber Meidinger S. 33. 

5 Dies ist schon desshalb unzulässig, weil eine analoge Ausdehnung des 
Lehnrechts, welches einige ältere Schriftsteller beiziehen wollen, völlig aus- 
geschlossen ist; v. Berg, $$ 10, 12 spricht z. B. von „Kirchenlehen.* 
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Römischrechtlich ist diese Unterscheidung nicht, da ja das römische 
Recht nur eine Art von Eigenthum kennt. Mit diesen termini tech- 
nici wurden von der mittelalterlichen Rechtswissenschaft Rechts- 
verhältnisse bezeichnet, die sich nach römischem Rechte nur als 
iura in re aliena darstellen, als zwar sehr weitgehende Gebrauchs- 
rechte, aber doch nicht als Eigenthum. Zudem ist auch das 
Kirchenstuhlrecht gar nicht ein so weitgehendes Gebrauchsrecht, 
wie ein solches der Vasall hat. Wenn man also für das Recht 
des Letzteren die Bezeichnungen Ober- und Unterrecht gelten 
lassen will, so kann man dies doch nicht analog auf das Kirchen- 
stuhlrecht ausdehnen. Demnach ergibt sich die Unrichtigkeit 
des Ausdrucks „Kauf eines Kirchenstuhls“ ! von selbst; denn ein 
Kauf begründet Eigenthum, das hier zu Grunde liegende Rechts- 
geschäft begründet aber nur ein Gebrauchsrecht. 

2. Was die erste Frage anlangt, ob obligatorisches oder 
dingliches Recht, so entscheidet sich Meurer? für ein dingliches, 
Wappäus dagegen (bezüglich des ganz annalogen Rechtes an 
Erbbegräbnissen) für ein obligatorisches Recht?. Meidinger* ist 
der Ansicht, dass eine Mittelmeinung hier vorzuziehen sei. 

Meidinger hat zweifellos Recht, wenn er ausspricht, dass 
zunächst durch nichts eine der beiden Möglichkeiten, dass dem 
Berechtigten ein dingliches oder dass ihm nur ein obligatorisches 
Recht zustehe, grundsätzlich ausgeschlossen sei; in erster Linie 
wird man immer auf das der Begründung zu Grunde liegende 
Rechtsgeschäft Rücksicht zu nehmen haben°. 

Bleiben auch dann noch Zweifel, so wird man sich aber nicht 
schlankweg mit Hinschius, dem sich Meidinger anschliesst, für 
ein dingliches Recht zu entscheiden haben, sondern es wird 


ı v.Berg $ 7: „Die Erbstühle im engeren Sinne können gleich anderen 
weltlichen Dingen verkauft, verschenkt und vererbfallt werden; a. a. O. sind 
weitere Schriftsteller eitirt; Müller III, 402. 

®2 Meurer II, 35 Anm. 1. 

3 Wappäus 8.71. 

* Meidinger 8. 35f. 

° R.G.XXIV, 174 ff. 
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zwischen Personal- und Realstühlen zu unterscheiden sein. Be- 
züglich der Personalstühle ist es der Natur des Rechtes nach 
ebensogut möglich, ein obligatorisches Recht anzunehmen, welches 
dann, was keiner weiteren Ausführung bedarf, reine Sachenmiethe 
ist, als auch ein dingliches Recht. 

Anders aber bezüglich der Realstühle.. Hier dürfte, sofern 
nicht im gegebenen Falle das Gegentheil ausdrücklich aus dem 
das Recht begründenden Rechtsgeschäft hervorgeht, immer und 
ausschliesslich ein dingliches Recht anzunehmen sein, und zwar 
keine Servitut, sondern eine Reallast. 

3. Die hier vertretene Ansicht hat auch der III. Senat 
des Reichsgerichs in einem Urtheil vom 19. Nov. 1889 aus- 
gesprochen. Ausgehend davon, dass bei Untergang des Kirchen- 
gebäudes das mit einem Grundstück verbundene Kirchenstuhlrecht 
nicht erlischt, sondern der Eigenthümer des Grundstücks primär 
Anspruch auf Einräumung entsprechender Sitze in der neuen 
Kirche, subsidiär auf Entschädigung hat, wird ausgeführt, dass 
auf dieses Recht die Grundsätze des römischen Rechts über usus- 
fructus, speziell die Vorschriften über Untergang des an einem 
(rebäude legirten ususfructus keine Anwendung finden können, 
Wie bekannt, erlischt jede Servitut durch Untergang der dienenden 
Sache; ein Recht, welches trotz Untergang der dienenden Sache 
noch fortbesteht, ist also keine Servitut; ausdrücklich bestimmt 
für den hier allein in Betracht kommenden ususfructus & 3 J. 
de usufr. 2, 4: si aedes incendio consumtae fuerint... extingui 
usum fructum, et ne areae quidem usum fructum deberi. 

Nach dem Reichsgericht ist der Inhalt des Rechts nicht ein 
ius in re aliena, sondern das Recht des Grundbesitzers — es 
ist immer vom Real-Kirchenstuhlrecht die Rede — von der 
Kirchengemeinde die Ueberlassung eines oder mehrerer bestimmter 
Kirchensitze zum ausschliesslichen Gebrauch beim Gottesdienste 
zu fordern. Wohl sind es ganz bestimmte Stühle, welche der 
Realberechtigte zu fordern hat, doch geht seine Forderung mit 
dem Untergang dieser bestimmten Stühle nicht unter. Gehen die 
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Stühle unter, so sind sie von dem dazu Verpflichteten wieder 
aufzubauen, und an den neugebauten Stühlen besteht das Recht 
fort; bei Untergang des ganzen Kirchengebäudes besteht das 
Recht auf Zutheilung neuer Kirchenstühle selbst dann, wenn das 
Gebäude auf anderem Grund und Boden aufgebaut wird. Daraus 
geht deutlich hervor, dass es sich nicht um iura in re aliena han- 
deln kann. 

Meurer und im Anschluss an ihn Meidinger treten der hier 
vertretenen Ansicht entgegen mit der Frage: „Wo ist denn die 
positive Leistung, welche nach dem Wesen der Reallast der Be- 
lastete, hier also der Kircheneigenthümer zu prästiren hat? 
Derselbe ist zu keinem facere, sondern nur zu einem non facere 
oder pati verpflichtet, und das nennt man nicht Reallast, sondern 
Dienstbarkeit“!. 

Es ist aber nicht richtig, dass hier von einem facere keine 
Rede sein könne. Vielmehr besteht das facere der Kirchen- 
gemeinde in dem Ueberlassen, prägnanter in der Zutheilung des 
oder der bestimmten Stühle an den Berechtigten; es handelt sich 
hier keineswegs um ein blosses pati seitens der Kirchengemeinde, 
denn zur Ausübung des Rechts ist nicht blosse Duldung, sondern 
die ausdrückliche Ermächtigung seitens der Kirchenobrigkeit er- 
forderlich. 

Fassen wir das Gesagte kurz zusammen: das Kirchenstuhl- 
recht ist kein ususfructus?, kein usus?, auch nicht eine andere 
Servitut eigener Art‘, sondern es ist entweder überhaupt kein 
dingliches Recht, und dann ist es Miethe, oder es ist eine deutsch- 
rechtliche Reallast, wie immer bei Realstühlen. 

Diese Reallast ruht selbstverständlich auf dem Kirchen- 
grundstücke nur so lange, als dieses eben den kirchlichen Zwecken 


i Meurer II, 35 Anm. 1; Meidinger S. 38. 

® S. die bei Meidinger S. 37 Anm. 2 Citirten. 

® v. Berg, $ 12, bezeichnet das Recht entweder als blosses Gebrauchs- 
recht, usus, oder als Niessbrauchsrecht, ususfructus. 

* Meidinger S. 37f.; Richter-Dove S. 1346. 
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der Kirchengemeinde dient. Wird demnach z.B. die Kirche einer 
anderen Konfession zum ausschliesslichen Gebrauch überlassen 
oder überhaupt als solche aufgelassen, so erlischt auch das ding- 
liche Kirchenstuhlrecht. 

4. Für den Umfang der Berechtigung ist zunächst ein etwaiger 
Vertrag maassgebend, der aber den im öffentlichen Interesse ge- 
gebenen Bestimmungen der Kirchenstuhlordnungen nicht zuwider 
laufen darf, anderenfalls die einschlägige Kirchenstuhlordnung oder 
partikuläres Gewohnheitsrecht. Es kann das Recht nur für den 
Hauptgottesdienst, nicht für den Abendgottesdienst bestellt sein, 
so dass also auch die Kirche den nämlichen Kirchenstuhl an zwei 
verschiedene Berechtigte für die verschiedenen Gottesdienste ver- 
leihen kann!. 

Beim Fehlen spezieller Abmachungen steht das Recht für 
regelmässige öffentliche und ordentliche Gottesdienste zu, nicht 
aber für Privatgottesdienste, besondere Kirchenfeierlichkeiten 
und dann, wenn das Kirchengebäude zu nichtkirchlichen Zwecken 
benützt wird?®. Dass der Umfang der Berechtigung eingeschränkt 
wird durch kirchenpolizeiliche Vorschriften, wie z. B. dass die 
Stühle niclıt verschlossen werden dürfen, dass nicht beliebige 
Ornamente an ihnen angebracht werden dürfen u. dergl. ist 
schon mehrfach erwähnt worden. 


8 10. Begründung der Rechte. 
1. Durch Gesetz. 

Sowohl nach katholischen als nach protestantischem Kir- 
chenrechte hat vielfach der Patron den sog. honor sedis; ge- 
meinrechtlich ist dieses Recht auf ausschliessliche Benützung 
eines bestimmten, meist bevorzugten Kirchenstuhls nicht. Nach 
katholischem Kirchenstuhlrecht darf dieser Platz nicht im Pres- 
byterium sein; doch wurden, namentlich in früherer Zeit, von 


1 Nach Meidinger 8. 55 Anm. 2 kommt dies in einzelnen Berliner 
Kirchen tbatsächlich vor. 
3 Hinschius IV, 346. 
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diesem Satze Ausnahmen gemacht!. In der protestantischen 
Kirche steht dieser Sitz meist im Chor oder auf einer besonderen 
Emporkirche. Doch hat der Patron kraft seines Patronatsrechtes 
kein Dispositionsrecht über die Kirchenstühle?. 


2. Durch Rechtsgeschäfte. 

a) Die Kontrahenten. Die hier in Betracht kommenden 
Rechtsgeschäfte sind durchweg zweiseitige, und zwar auch in dem 
Falle, dass der Stifter eines gottesdienstlichen Zwecken gewid- 
meten Gebäudes sich einen Sitz darin vorbehält, weil auch hier 
dieser Vorbehalt nur durch die Zustimmung des neuen Eigen- 
thümers in Wirksamkeit tritt. 

Der für die Kirche kontrahirende Theil sind in der Regel 
die Organe der kirchlichen Vermögensverwaltung, in Bayern der 
Pfarrer, der aber über das finanzielle Interesse dem Kirchen- 
vorstande Vortrag halten muss®; im Uebrigen entscheiden die 
partikulären Rechte. Hiebei haben aber sowohl nach katholischem 
wie nach protestantischem Kirchenrecht die betreffenden Organe 
der Kirchenverwaltung die Anordnungen der zuständigen Kirchen- 
oberen zu berücksichtigen‘, bei Vermeidung der Nichtigkeit 
der Verträge. Sowohl natürliche als juristische Personen können 
Kirchenstuhlrechte erwerben. Selbstverständliche und unerläss- 
liche Voraussetzung ist Angehörigkeit zu der das Gotteshaus be- 
nützenden Konfession; denn die Theilnahme Andersgläubiger am 
Gottesdienste wird zwar bei allen christlichen Bekenntnissen ge- 
duldet, kann aber nie als ein Recht angesehen werden, wie ein 
solches nothwendige Voraussetung für die Begründung eines 
Kirchenstuhlrechtes ist. Dieser Satz, obwohl auf dem öffentlichen 
Kirchenrechte beruhend, kann natürlich an der privatrechtlichen 
Natur des Gebrauchsrechtes nichts ändern. Soweit Körper- 


! Hinschius IV, 342 Anm. 3; III, 64, b u. Anm. VI. 
3 Albrecht III, 137 ff. 

® Verordnung v. 9. Okt. 1813, A. Z.1. 

* Hinschius IV, 343f. 
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schaften berechtigt sind, sind nur diejenigen Mitglieder zur Aus- 
übung berechtigt, welche der Konfession angehören, für deren 
Grottesdienst die Körperschaft das Gebrauchsrecht an den Stühlen 
erworben hat; doch wird meist eine mildere Praxis geübt, die 
aber nie Grundlage eines Rechtes sein kann. 

Jedes Mitglied einer Religionsgesellschaft hat gleiche Rechte; 
kraft dieses öffentlich-rechtlichen Satzes hat daher auch jedes 
Mitglied ein (öffentliches) Recht auf Einräumung von Kirchen- 
stühlen, soweit solche üblich und zulässig ist. Doch haben die 
Mitglieder der einzelnen Kirchengemeinden für ihre ÖOrtskirche 
— auch gegenüber Filialisten — ein Vorzugsrecht, und erst nach 
ihnen werden bei genügendem Raum auch Nichtparochianen be- 
rücksichtigt. Innerhalb der Parochianen haben die domizilirenden 
(parochiani perpetui) wieder ein Vorzugsrecht gegenüber nur zeit- 
weise sich in der Gemeinde aufhaltenden (parochiani temporales). 
Dieses Vorzugsrecht ist öffentlich-rechtlich, daher privatrechtlich 
nicht verfolgbar, und wenn einmal mit Verletzung dieses Satzes 
ein Recht an einen erst in zweiter Linie Berechtigten vor einem 
Vorzugsberechtigten ertleilt worden ist, so hat es dabei sein 
Bewenden!. Das Nämliche ist der Fall betreffs der Vorschrift, 
dass die Scheidung zwischen Männer- und Weiberstühlen, wo sie 
durchgeführt ist, abgesehen von Nothfällen aufrecht zu erhalten 
ist, und, dass bei gleichzeitiger Meldung mehrerer Parochianen die- 
jenigen den Vorzug haben, denen noch kein Gebrauchsrech zusteht?. 

Sonstige Vorrechte, welche ältere Schriftsteller aufzählen, 
z. B. für adelige gegenüber nicht adeligen Kirchenstüblen, sind 
heute als unzulässig zu betrachten. Melden sich mehrere Gleich- 
berechtigte, so entscheidet unter ihnen das Loos. 


! In den meisten Kirchenstublordnungen ist aber vorgeschrieben, dass 
auch für Nicht-Eingesessene eine genügende Anzahl von Stühlen vorhanden 
sein muss; Köhler-Schilling $ 75. 

?2 Diese Vorschriften beruhen auf einzelnen partikulären Rechten 
und sind eigentlich mehr selbstverständliche Zweckmässigkeitsmassregeln. 
Durch ihre Verletzung können die Kirchenbehörden sich strafbar machen, 
der Rechtsakt aber wird nicht ungültig; s. Meidinger 8. 44ff. 
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b) Vertrag. Eine vertragsmässige Ueberlassung des Ge- 
brauchsrechtes an Kirchenstühlen kann entgeltlich oder unent- 
geltlich sein. Im ersten Fall besonders ist genau zu unter- 
scheiden, ob zwischen dem Organe der Kirchenverwaltung und 
dem Berechtigten thatsächlich ein Vertrag geschlossen ist, welcher 
ein Privatrecht zu begründen vermag, oder nur eine Zutheilung 
eines bestimmten Stuhles aus kirchenpolizeilichen Gründen erfolgte 
— ein Unterschied, der hier manchmal schwer zu machen sein wird; 
die Entgeltlichkeit der Verleihung spricht für ein Privatrecht, 
welches gemeinrechtlich auch überall anzunehmen ist, wo nicht 
das Gegentheil ausdrücklich bestimmt wurde. 

Ist der Vertrag unentgeltlich, so ist er oft auf Ruf und 
Widerruf abgeschlossen und dann ist die Ueberlassung als pre- 
carıum zn betrachten. Geht aber aus dem Vertrag die dauernde 
Natur des Rechts besonders aus dessen Erblichkeit hervor, so 
liegt Schenkung vor. Hinschius verwirft diese Ansicht, wogegen 
aber Meidinger richtig ausführt, dass alle Veraussetzungen einer 
Schenkung vorliegen; es bietet auch durchaus keine Schwierig- 
keiten, die Schenkungsabsicht in der entgeltlichen dauernden 
Einräumung eines vermögenswerthen Rechtes zu sehen!. 

Der entgeltliche Vertrag über die Begründung des Gebrauchs- 
rechts an Kirchenstühlen kann entweder Miethe oder Kauf 
des Rechts sein, und zwar wird Miethe anzunehmen sein, wenn 
das Kirchenstuhlgeld in bestimmten Zeiträumen wiederkehrend 
bezahlt wird, und Kauf, wenn es ein- für allemal auf eine Reihe 
von Jahren entrichtet wird. 

Für das Kirchenstuhlgeld finden sich bei den älteren Schrift- 
stellern eine grosse Anzahl verschiedenartiger Bezeichnungen: 
Miethzins, Preis oder Kaufpreis, Lösegeld?, Weinkauf?, Gebühr, 
merces, canon, laudemium und andere mehr‘, welche zeigen, wie 


! Hinschius IV, 345 Anm. 4; Meidinger S. 48f. 

? v, Berg S. 168 8 5. 

® Schröter S. 320; v. Berg $ 9. 

* S. auch die bei Meidinger 8. 51 citirten Schriftsteller. Werden an 
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verschiedenartig diese Schriftsteller das Gebrauchsrecht konstru- 
irten. Was insbesondere den Ausdruck „Lösegeld, einen Kirchen- 
stuhl lösen“ betrifft, so will Wappäus! daraus ersehen, dass die 
diesen Ausdruck gebrauchenden Schriftsteller ein selbständiges 
Rechtsgeschäft, die „Lösung“ der Kirchenstühle, konstruiren 
wollten. Es ist dies wohl möglich, da sich bei den mannigfachen 
Unklarheiten dieser Schriftsteller nicht erkennen lässt, was sie 
eigentlich für einen Unterschied zwischen dem „Kauf“ und dem 
„Lösen“ eines Kirchenstuhls machen wollten. Näher liegt es 
aber, mit Meidinger anzunehmen, dass der Ausdruck als juristisch 
gleichbedeutend mit Kaufen zu erachten ist”. Höchstens nach 
einzelnen partikularrechtlichen Vorschriften®, nicht aber allgemein 
hat Kretschmar? recht, welcher den Unterschied darin finden will, 
dass gewisse Personen ein geringeres Entgelt zahlen als andere, 
und das niedrigere Kirchenstuhlgeld das Lösegeld, das höhere 
der Kaufpreis sei. 


3. Durch Ersitzung und unvordenkliche Verjährung. 
Die Möglichkeit dieser Art der Begründung von Gebrauchs- 
rechten an Kirchenstühlen erwähnen schon die älteren Schrift- 
steller®. Diese Möglichkeit ist auch vorhanden, wenn man das 


einem Orte neue Amtsstühle errichtet, so spricht Köhler-Schilling $ 83 ff. 
von einem „Bezeigungsquantum“ an die Kirche. 

ı! Wappäus S. 69. 

® Dafür spricht auch v. Berg $ 5: „Diese (Personal-) Kirchenstühle 
werden entweder für eine bestimmte jährliche Abgabe vermiethet oder aber 
dem Besitzer gegen ein gewisses Lösegeld überlassen.* Hier wird also rein 
äusserlich das Lösegeld als höherer Betrag für viele Jahre von der jährlichen 
Abgabe unterschieden. 

3 Köhler-Schilling $ 37 Anm. 2. 

* Kretzschmar 8. 74f. 

5 Köhler-Schilling $ 89, der sich ausdrücklich gegen die Meinung wendet, 
welche den Erwerb durch Verjährung der Kirche gegenüber für unzu- 
lässig erachtet, weil das Recht ein „ius episcopale“ sei; Schröter S. 355 und 
die bei Meidinger 8. 52 Citirten; ebenso die Neueren Hinschius IV, 169, 
Meurer u. a. m. 
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Kirchenstuhlrecht als Reallast ansieht!; mindestens wird allgemein 
anerkannt, dass mangels des Nachweises eines anderen Erwerbs- 
titels der Nachweis unvordenklicher Verjährung genügt, damit 
das Recht als existent angesehen werde. Dies ist auch bei dem 
Gebrauchsrecht an Kirchenstühlen der Fall? 

Zu unterscheiden ist, ob durch Ersitzung der Kirche gegen- 
über ein neues Recht entsteht oder ein bereits bestehendes 
Kirchenstuhlrecht an einen anderen Berechtigten übergeht. Für 
ersteren Fall verlangt Köhler - Schilling einen Zeitraum von 44 
Jahren, für letzteren von 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen 
(„Jahr und Tag“)°’; Schröter verlangt 40, bezw. 30 Jahre 6 
Wochen und 3 Tage‘. 

Nach heutigem gemeinem Rechte sind aber diese Fristen 
nicht mehr praktisch, besonders nicht die Hinzuzählung von Jahr 
und Tag zu einer Verjährungsfrist. Der Kirche gegenüber ist 
zur Entstehung des Rechts gemeinrechtlich vierzigjähriger Besitz, 
Dritten zum Erwerb des Rechts gegenüber beim Vorliegen eines 
iustus titulus zehnjähriger, ohne diesen dreissigjähriger Besitz er- 
forderlich ®. 

Auch erbliche Kirchenstühle können ersessen werden, wie 
auch mit Grundstücken verbundene, zugleich mit diesen Grund- 
stücken’. 

8 11. Uebertragung der Rechte. 

1. Nach katholischem Kirchenrechte beantwortet sich die 
Frage, ob das Recht übertragbar sei, zunächst nach den bei der 

ı S.v. Roth-Becher, Bayer. Civilr. I. T. 2. Abth. S. 152 Z. 3, woselbst 
die Literatur über diese Streitfrage zusammengestellt ist, und die Lehrbücher 
des deutschen Privatrechts. 

2 S. Meidinger S. 54 unten und dort Citirte. 

3 Köhler-Schilling $ 89. * Schröter S. 355. 

5 Es kommen auch andere Fristen vor, z. B. 44 Jahre nach preuss. 
A.L.R.I, 9, 8 629. 

6 Hinschius IV,346 u. Anm.6u.7. Die von Hinschius erwähnte 20jährige 
Ersitzungsfrist für einen absens ist, wie Meidinger S. 53 bemerkt, nicht prak- 


tisch, da ein absens ein derartiges Gebrauchsrecht nicht für sich besitzen kann. 
7 S. Meidinger 8. 54. 
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Erwerbung getroffenen Vereinbarungen; mangels solcher Verein- 
barungen ist das Recht übertragbar, abgesehen von Familien- 
und Häuserstühlen. Doch kann der Berechtigte über das Recht 
nicht beliebig verfügen, um sich dadurch Geld zu erwerben, da 
dies der Simonie sehr nahe kommt. Zur Veräusserung, Ver- 
miethung oder sonstigen Uebertragung ist Genehmigung der 
kirchlichen Oberen nöthig, ausser wenn das Recht precario über- 
tragen wird; letzteres ist aber bei Offizialstühlen der Natur der 
Sache nach ausgeschlossen. Der Veräussernde soll auch bei der 
Veräusserung keinen Gewinn erzielen dürfen!, 

2. Nach protestantischem Kirchenrecht ist zwischen den 
einzelnen Arten von Kirchenstühlen zu unterscheiden. Personal- 
'stühle sind unveräusserlich?, weil das Recht daran dem Besitzer 
nur auf Zeit, höchstens auf Lebenszeit, zusteht. Jede Ueber- 
tragung durch Rechtsgeschäft unter Lebenden oder Verfügung 
von Todeswegen ist daher nichtig. Strittig ist, ob das Recht vom 
Berechtigten an einen Anderen veräussert werden kann mit der 
Beschränkung, dass diese Veräusserung nur für seine, des Ver- 
äusserers, Lebenszeit wirken solle. Dagegen kann die Ausübung 
des Rechts an einen Anderen auf Zeit überlassen werden. 

Was die erblichen Stühle betrifft, so ist bei Familienstühlen 
ausserhalb der Familie und bei Realstühlen ohne das berechtigte 
Anwesen eine Uebertragung der Natur der Sache nach nicht 
zulässig. Auch bei Amtsstühlen ist die Veräusserung und auch 
jede Uebertragung des Gebrauchsrechtes verboten. 


8 12. Erlöschen der Rechte. 


I. Bezüglich des Erlöschens des Rechtes an einem Kirchen- 
stuhle ist zu unterscheiden zwischen den Personalstühlen und 


1 8. Hinschius IV, 345 Abs. 3 und Meklinger S. 56f. 

* S. hierüber die bei Meidinger S. 57 Anm. 3 Citirten und v. Berg 87, 
welcher ausführt, dass Erbstühle im engeren Sinne frei veräusserlich sind, 
dagegen bei den Personalstühlen hiervon nichts erwähnt. 

® S. hierüber Meidinger S. 58. 
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den übrigen Kirchenstühlen. Bei Personalstühlen erlischt das 
Recht 
1. durch Ablauf der Zeit, für welche es bestellt ist, 
2. durch Wegfall des Berechtigten und zwar 
a) durch dessen Tod, 
b) durch dessen Wegzug aus der Pfarrei, 
c) durch dessen freiwilligen Verzicht auf das Recht. 

Der Wegzug aus der Pfarrei muss ein dauernder sein, 
mit dem animüus non revertendi; bei kürzerer Abwesenheit erhält 
zwar die Kirche das Dispositionsrecht über den Stuhl, das Recht 
des Berechtigten lebt aber mit dessen Rückkehr wieder auf!. 

Nach Erlöschen des Rechts kann die Kirche ein neues 
(Gtebrauchsrecht bestellen, ist aber nach den meisten Partikular- 
rechten an gewisse „Vorlösungs-* oder „Näherrechte“ gebunden; 
_ gemeinrechtlich sind solche Vorzugsrechte aber nicht?. Als 
solches Näherrecht wird auch das schon erwähnte Vorzugsrecht 
der Pfarrgenossen vor Fremden bei Vertheilung der Kirchen- 
stühle bezeichnet; hier aber ist darunter ein Vorzugsrecht der 
nächsten Verwandten auf Verleihung des Kirchenstuhls des ver- 
storbenen oder verzogenen Berechtigten zu verstehen. Die älteren 
Schriftsteller widmen diesem Näherrecht fast ausnahmslos längere 
Ausführungen, aus welchen hervorgeht, dass die Verwandten sich 
nach der Gradesnähe ohne Rücksicht darauf, ob sie Agnaten oder 
Kognaten, direkt oder in der Seitenlinie verwandt sind, folgen?; 
doch hat die direkte Linie das Repräsentationsrecht. Für die 
Geltendmachung des Rechts sind bestimmte Fristen vorgeschrieben: 
4 Wochen, 6 Wochen, 6 Monate, auch 1 Jahr‘. 

Seiner rechtlichen Natur nach ist dieses Vorzugsrecht ein For- 
derungsrecht gegen die Kirche auf Verleihung des Stuhls, wenn die 

ı S, hierüber Meidinger S. 60f. und die von ihm erschöpfend citirte 
Literatur, sowie für das katholische Kirchenrecht Hinschius IV, 347. 

® v. Berg $ 5 und die dort Citirten. 

® S. z. B. Köhler-Schilling $ 15ff. 


* Das Nähere über die Bestimmungen der älteren Kirchenordnungen 
8. Meidinger 8. 62£. 
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Kirche denselben überhaupt wieder zu ausschliesslichem Gebrauch 
verleihen will, wozu sie durchaus nicht verpflichtet ist; daraus 
ergibt sich, dass das Recht auch nicht klagbar ist. Es kann 
daher von einem Erbrecht, als welches Wappäus! dieses Recht 
ansieht, keine Rede sein, ebensowenig wie von einem wirklichen 
deutschrechtlichen Näher- oder Retraktsrecht; denn in unserem 
Falle hat der Erwerber volles Gebrauchsrecht und der Vorzugs- 
berechtigte weder ein Retraktsrecht, noch die actio revocatoria. 
Die Wirkung dieses Rechts ist nur die, dass die Kirche, wenn . 
sie überhaupt den ihr anheim gefallenen Stuhl wieder verleihen 
will, ihn nicht unbeschränkt verleihen darf, andererseits von der 
Kirche aber nicht verlangt werden kann, dass sie den Stuhl wieder 
vergebe. Das Recht entwickelte sich aus einer Anweisung an die 
Kirchenorgane, die Verwandten in gewisser Reihenfolge zu be- 
rücksichtigen, und diese Anweisung der Oberbehörden wird wohl 
selbst wieder ursprünglich ihren Grund darin haben, dass eine 
solche Berücksichtigung allmählich üblich geworden war, und ein 
Abgehen von dieser Gepflogenheit als Unbilligkeit empfunden 
wurde?, In der bayerischen protestantischen Kirche ist dieses 
Näherrecht nicht mehr praktisch, wenn auch gegebenenfalls nahe 
Verwandte des letzten Inhabers mit ihren Wünschen auf einen 
erledigten Stuhl möglichst berücksichtigt werden; die katholische 
Kirche hat es überhaupt nie gekannt. | 

2. Bei Familienstühlen erlischt das Recht mit dem Aus- 
sterben der Familie, bei sonstigen erblichen Stühlen mit dem 
Tode des letzten Inhabers ohne Erben, bei mit Grundstücken 
verbundenen Stühlen nur durch den Untergang des Grundstücks 
oder Hauses; im letzteren Falle geht es aber auf ein an derselben 
Stelle neuerbautes Haus über. Das Recht geht dagegen nicht 
unter, wenn das Grundstück auf einen Andersgläubigen übergeht, 
sondern es ruht nur, solange es dieser in Besitz hat, und lebt 


ı Wappäus 8. 70. 
2 Näheres s. Meidinger S. 63f, 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VIII. 8. 299 
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wieder auf, wenn ein zur Ausübung Berechtigter Besitzer des 
(Grundstücks wird. 

3. Gehen die Gebrauchsrechte an Kirchenstühlen unter bei 
baulichen Veränderungen oder Untergang des Kirchengebäudes? 
Das Recht geht in erster Linie nicht auf einen Platz in einem 
bestimmten Gebäude, sondern auf einen bestimmten, während des 
(ottesdienstes zu benützenden Platz, und der mit der Kirche 
abgeschlossene Vertrag wird erst hinfällig, wenn die Kirche ihrer 
Verpflichtung nicht mehr nachkommen kann. Dies ist aber bei 
Untergang der Kirche nur dann der Fall, wenn sie nicht wieder 
aufgebaut wird; sonst kann der Berechtigte in erster Linie Ein- 
räumung entsprechender Sitze in der neuen Kirche verlangen, in 
zweiter Linie Entschädigung. Klagbar ist allerdings nur die 
Entschädigungsforderung, weil die Kirchenbehörden nicht ge- 
zwungen werden können, über die Sitze in bestimmter Weise zu 
verfügen!. Die nämlichen Rechte hat der Berechtigte auch dann, 
wenn er in Folge eines von den Kirchenoberen angeordneten 
Umbaues oder einer kirchenpolizeilichen Verfügung, der er sich 
kraft seines Kirchenstuhlrechts nicht widersetzen kann, sein Recht 
verliert. Wie in & 9 ausgeführt, ist nicht das Grundstück, 
sondern die Kirchengemeinde belastet; das Recht besteht daher 
auch bei Untergang des Gebäudes fort. Allerdings geht ja selbst- 
verständlich das Recht auf einen ganz bestimmten, individuellen 
Stuhl durch dessen Untergang verloren; doch ist es ungenau, in 
diesem Falle vom Erlöschen des Rechts zu reden?. 

4. Bestritten ist, ob das Recht durch Nichtgebrauch unter- 
geht. Diese Frage ist dahin zu beantworten, dass es nicht ge- 
nügt, wenn der Berechtigte sein Recht die Verjährungsfrist 
hindurch gegen die Kirche nicht geltend macht, sondern es muss 
seitens der Letzeren usucapio libertatis hinzukommen, d. h. sie 
muss die versuchte Ausübung des Gebrauchsrechts bona fide ver- 
hindert und der Berechtigte sich während der Verjährungszeit von 


ı R.G. XVI, 163; XXIV, 175ff.; s. oben $ 4. 
® Meidinger 8. 68. 
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10 Jahren unter Gegenwärtigen, 20 Jahren unter Abwesenden 
(nach Analogie der Servitutenverjährung) beruhigt haben. Das 
Recht erlischt endlich auch durch Verlust der kirchlichen Rechts- 
fähigkeit, bei Häuserstühlen bewirkt aber solche nur ein Ruhen 
des Rechts". 

8 13. Schutz der Rechte. 

Zur Geltendmachung seines Rechtes hat der Kirchenstuhl- 
berechtigte, analog dem Servitutberechtigten, die actio confessoria, 
zur Abwehr ungerechtfertigter Ansprüche auf das Gebrauchsrecht 
der Eigenthümer dagegen die actio negatoria. 

In der Ausübung seines Gebrauchsrechts wird der Berechtigte 
geschützt durch die gewöhnlichen possessorischen Rechtsmittel ?: 
possessorium ordinarium und condictio ex canone Redintegranda 
oder Spolienklage. Wie bereits mehrfach hervorgehoben, hat er 
aber keine Klage gegenüber den kirchenpolizeilichen, im allge- 
meinen Interesse erfolgenden Anordnungen der Kirchenbehörden, 
selbst wenn diese sein Recht zeitweise unmöglich machen oder 
modifiziren, sondern nur eine Beschwerde zu den Kirchenoberen; 
nur wenn die Ausübung des Rechts durch Anordnungen dauernd 
unmöglich gemacht wird, tritt Anspruch auf Schadenersatz ein. 

Das Recht stand früher sowohl nach katholischem wie nach 
protestantischem Kirchenrechte unter geistlicher Gerichtsbarkeit; 
nunmehr ist es aber derselben entzogen, wenn auch das katholische 
Kirchenrecht prinzipiell an der geistlichen Gerichtsbarkeit festhält?. 


! Hinschius IV, 347 u. Anm. 6; III, 90f. 
2 Seuffert XI, No. 272. 
s"Hinschius IV, 349 Abs. 2. 
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Das cap. 2 X de rerum permutatione III 19. 
Vom 


Privatdozenten Dr. Vietor Wolf Edlen von Glanvell 


in Graz. 


Cap. II. 
Ex concilio Belvacensi. 


Ut commutationes rerum ecclesiasticarum valde caveantur 
et subtilissime, si aliquo modo fieri debent, inspician- 
tur; quae autem ab antecessore inconsulte factae sunt iuxta 
decretum canonicum Hilarii Papae, vel ab aliis illicite 
commissae sunt, ab eo, qui successor est, emendentur. 

Zu jenen nicht sehr zahlreichen Kapiteln der von Raymundus 
kompilierten Gregorianischen Dekretalen, welchen Friedberg in 
seiner Ausgabe! des Corpus iuris canonici die Bemerkung „ca- 
pitula incerta“ vorausgeschickt hat, gehört auch das vorstehende; 
anscheinend um so merkwürdiger, als es mit dem ©. 23 des conc. 
Meldense vom Jahre 845 fast wörtlich übereinstimmt. Unter dem 
Namen dieses am 17. Juni 845 begonnenen Konzils, welches am 
2. Februar 846 zu Paris fortgesetzt wurde, gehen jedoch eine 
ganze Menge von Kanonen, welche Beschlüsse vorhergegangener 
Synoden darstellen und zu Meaux blos neuerlich eingeschärft wur- 


! Col. XVII. 
? Wir finden dasselbe noch bei Regino I 379, Burchard III 171, Ivo 
Decret III 232 und Panormie II 87, Lips. XVI 2, Compil. prima III 16, c. 2. 
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den?®. So Bestimmungen der Synoden von Lauriac (Oktober 843), 
Coulaines (November 843), Diedenhofen (Oktober 844) und Beau- 
vais (April 845). 

Ueber das Verhältnis dieser einzelnen Synoden zu einander 
wissen wir insofern nichts näheres*, als nicht bekannt ist, ob 
und was für Kanonen ausser den unter dem Gresamttitel des 
Concilium Meldense - Parisiense gehenden noch etwa beschlossen 
wurden, weshalb es sich auch nicht feststellen lässt, ob die hier 
in Betracht kommende Bestimmung erst zu Beauvais beschlossen 
wurde und zu Meaux nur wieder aufgenommen ward oder auf 
eine der früheren Synoden (etwa von Coulaines oder Diedenhofen) 
zurückzuführen sei. Wir können uns daher nur mit dem Inhalte 
dieses Kapitels näher beschäftigen. 

Den Beginn macht eine ganz allgemein gehaltene Ermahnung 
(„Ut commutationes ... . inspiciantur“), welche für das Recht 
weiter keinerlei Wichtigkeit besitzt; die Bedeutung und der Nach- 
druck ruhen auf der Bestimmung, dass der Nachfolger gemäss 
dem Dekrete des Papstes Hilarius Verleihungen, welche der Vor- 
gänger „inconsulte* gemacht habe, korrigieren solle. Es fragt 
sich nun, was hier unter „inconsulte* zu verstehen sei; die Er- 
läuterung, welche die Glosse giebt, muss als gänzlich ungenügend 
bezeichnet werden. Dagegen giebt cap. 1 eines Capitulare von 
Olonna® (aus den Jahren 822 oder 823) eine Erklärung, was 


8 „.... quaedam monenda subiungimus . . . quaedam etiam necessitati 
consulentes et ordini providentes, patrum sequentes consuetudinem inter- 
posuimus ... .“ (Mon. Germ. „Leges“ II, Bd. 2, p. 399). 

* Vgl. Hefele „Conciliengeschichte* Bd. IV, p. 108, 109. 

5 Id est, in damnum Ecclesiae: quod esse non debet. 

° Mon. Germ.|. c. II, Bd. 1, p. 316. (Vgl. Concil von Antiochia c. 25.) 
Der in diesem Kapitel erwähnte Fall kam natürlich der Simonie sehr nahe; 
so heisst es denn auch in den im August 822 erlassenen Capitula ab episcopis 
Attniaci data (c. 6): „Ut heresis simoniaca ita caveatur, ut non solum propter 
munerum acceptionem, sed neque consanguinitate familiaritatis aut cuiuslibet 
amicitiae aut obsequii causa deinceps ullus prebeat“ (Mon. Germ. 1. c. Bd. 1, 
p. 358). Andere Capitularien haben nur einzelne Fälle im Auge, so das Capi- 
tulare Wormatiense vom August 829 (Mon. Germ. 1. c. Bd.2, p. 13) die un- 
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man sich in solchen Fällen unter „inconsulte* dachte, indem es 
bestimmt „Si quis episcopus aut propinquitatis affectu aut mune- 
ris ambitione aut causa amicitiae senodochia aut monasteria vel 
baptismales ecclesias suae ecclesiae pertinentes cuilibet per enfi- 
theuseos contractus dederit ... . potestatem talia mutandi recto- 
ribus ecclesiarum . . . concedimus.“ Das Konzil von Beauvais 
hat nun diese Vorschriften vor der emphyteutischen Vergebung’ 


rechtmässige — es könnte ganz gut heissen irrationable — Uebertragung des 
Zeehents (,„. . . et propter munera aut amicitiam vel aliam quamlibet occa- 
sionem ad alteram ecclesiam dederit*) oder die zwischen 845 und 850 zu Pavia 
erlassenen Capitula episcoporum (Mon. Germ. 1. c. Bd. 2, p. 81, 82) die ord- 
nungswidrige Ordination (c.4: „... et neque ob quorundam propinquitatem 
nec pro alicuius familiaritatis gratia neque.... propter pecuniarum acceptionem 
indignus quilibet ordinetur“*) und früher schon die Capitula ecclesiastica (c. 12) 
des Bischof Haito (Mon. Germ. I.c. Bd. 1, p. 364) aus den Jahren 807—823 
(„. .. ut sciant quia nemo per pecunias ordinandus est nec per munera& 
eclesiam debet occupare“). Ganz allgemein hiess es endlich schon in einer 
Admonitio ad omnes regni ordines (c. 8) von 823—825 (Mon. Germ. ]. c. Bd.1, 
p. 304 — übergegangen in das Capitularium Ansegisi lib. II. c. 6) — es 
solle „nulla quaelibet causa, aut munerum acceptio aut amicitia cuiuslibet 
vel odium aut timor vel gratia* zum Abweichen vom Rechte veranlassen. 

° Zur Zeit der Synode von Beauvais hat die Kirche die Emphyteuse wohl 
noch ganz nach dem römischen Rechte (vgl. Cod. de emphyteutico iure IV 66) 
behandelt; später trat insoferne ein kleiner Unterschiede in, als die Gregoria- 
nischen Dekretalen (cap. 4 X de locato et conducto III 18) die Emphyteuse 
als eine Unterart der Miete (Pacht) unbeweglicher Sachen auffassten, was 
einige Abweichungen vom römischen Rechte zur Folge hatte (vgl. meine 
„Studien aus dem canonischen Privatrechte“ I, p. 107ff.). Ueberdies begann 
man in der folgenden Zeit zwischen einer kirchlichen und gemeinrechtlichen 
Emphyteuse schärfer als im römischen Rechte zu unterscheiden, eine Lehre, 
welche bei L. Molina in seinem Werke „De justitia et iure“ bereits in ein 
vollkommenes System gebracht erscheint. (Vgl. auch J. Azorius „Institu- 
tiones morales“ P. III, lib. 10, c. 4) Für die kirchliche Emphyteuse d. h. 
diejenige, bei welcher das Obereigentum über das Objekt der Kirche zu- 
stand, galt in erster Linie das kanonische Recht; das gemeine Recht nur 
insoweit, als es von der Kirche ausdrücklich oder stillschweigend gebilligt 
wurde. Zunächst muss nämlich die kirchliche Emphyteuse schriftlich be- 
gründet werden, ausser wo ein Gewohnheitsrecht dem entgegensteht (Nov. 7 
pr.i.f.; Nov. 120, cap. 5, 6; L. Molina 1. c. disp. 447, no. 4), und erst später 
scheint die Ansicht aufgekommen zu sein, dass eine anders begründete kirch- 
liche Emphyteuse deswegen noch keineswegs ungiltig sei (vgl. u. a. J.H. 
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von Xenodochien, Klöstern und Taufkirchen ganz allgemein auf 
die Vertauschung® von Kirchengut? ausgedehnt. 


Böhmer, „Jus ecclesiast. Protest.“ lib. III, tit. 18, 8 12; A. M. Leyser, „Medi- 
tationes ad Pandectas“ spec. 459, med. 5; Buteux, „Diss. de emphyteusi“ [1752]); 
bei zweijäbriger Nichtzahlung des Kanons an die Kirche verliert der Emphy- 
teuta sein Recht (Nov.7, c.3 & 2; Nov. 120, c. 8), streitig war dabei aller- 
dings, ob die celer purgatio morae nicht auch bei gewöhnlichen Emphyteusen 
statthaben könne. Im Falle einer Güterkonfiskation endlich fiel die kirchliche 
Emphyteuse nicht an den Fiskus, sondern an die Kirche zurück (L. Molina 
l. ec. disp. 481, no. 4). Wichtig war überdies die Bestimmung, dass bei kirch- 
lichen Emphyteusen unter Nachfolgern nur die legitimen Deszendenten zu 
verstehen seien, so dass, wo auch nach Landesgesetzen illegitime Nach- 
kommen in Ermangelung legitimer succedieren sollten, dies für kirchliche 
Emphyteusen nicht gelten sollte (J. Clarus, „Sententie“ 8 Emphyteusis, 
qu. 30, 31; direkt hat allerdings die Kirche auch Illegitimen Emphyteusen 
gegeben). Manche endlich (wie Alvarus Valasius) meinten (offenbar im 
Anschlusse an das Conc. Trid. XXV, c. 11), das ganze Rechtsverhältnis 
falle zusammen, wenn der Empfänger der Emphyteuse für die Verleihung 
etwas leisten müsse, eine Auffassung, welche jedoch nicht für kirchliche 
Emphyteusen allein galt, sondern lediglich eine Konsequenz der Wucherlehre 
bildete, was schon daraus hervorgeht, dass freisinnigere Kanonisten wie L. 
Molina (l. c. disput. 450, no. 6, 7) dies gänzlich leugneten und je nachdem das 
für die Verleihung gegebene Entgelt unbedeutend oder wesentlich war, eine 
Emphyteuse oder aber einen Kauf des Untereigentumes für begründet er- 
achteten. Während nun nach römischem Rechte der Emphyteuta die Sache 
zweifellos auf lange Zeit hin vermieten konnte, gestatteten ibm dies die 
späteren Kanouisten (z. B. L. Molina 1. c. disp. 461, no. 3) ganz allgemein nicht 
mehr. Das Capitulare von Olonna hat aber mit der emphyteutischen Ver- 
gebung wohl jede Verleihung auf lange Zeit hinaus treflen wollen, wie Ja 
schon von altersher kirchliche Emphyteusen nur bis zu drei Generationen ge- 
stattet waren und es eines besonderen Grundes bedurfte, damit unter Beob- 
achtung eigener Förmlichkeiten Emphyteusen auf längere Zeit verliehen 
werden konnten (L. Molina l. c. disp. 469, no. 1, 2). 

® Nach der Tendenz des ganzen Kapitels kann es aber keinem Zweifel 
unterliegen, dass hier der Ausdruck commutatio für Veräusserung ganz im 
allgemeinen steht, indem man verhindern wollte, dass eine dauernde Ent 
fremdung von Kirchengut leicht statthabe; so hat ja auch schon cap. 5 X de 
rebus ecclesiae III 13 (im Anschlusse an Nov.7, cap. 1, 5) erklärt, dass die 
Schenkung (vgl. auch cap. 5 des IX. Konzils zu Toledo von 655 — Bruns l. c. 
Ba. I, p. 293 — und cap. 2, 3 X de donat. III 24), der Verkauf (III. Sy- 
node unter Symmachus im Jahre 502 — Thiel 1. c. pg. 690) und der Tausch 
(vgl. auch Nov. 120, cap. 5 und l. 14, 17 Cod. de sacrosanctis ecclesiis 12) ebenso 
‚wie die ewige Emphyteuse (vgl. Ecloga Leonis et Constantini tit. XII 4) unter 
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Es könnte aber der Ausdruck „inconsulte* noch einen an- 
deren Sinn haben; bekanntermassen durfte jeder, welchem die 
Verwaltung von Kirchengut oblag, ohne weiteres davon das ver- 
äussern, was er durch Behalten nicht zu erhalten im Stande 
war!®, sowie minderwertige Sachen!!. Sonst bedarf der Bischof 
resp. der exempte Abt hierzu trotz der gerechten Ursache!? und 


den Begriff der Veräusserung falle; erst in späterer Zeit, im 13. Jahrhunderte, 
hat man dann (L. Molina |. c. disput. 464) den Begriff der unzulässigen Ver- 
äusserung auch auf die Vergebung zu Lehen (vgl. cap. 2 X de locato et con- 
ducto III 18 und c. un. Extr. III 4), als Emphyteuse überhaupt, oder auf 
die Vermietung für mehr als 10 Jahre, die Verpfändung (vgl. Bullar. Rom, 
ed. Taur. IV 134 im Anschlusse an 1. 21 pr. Cod. de sacrosanctis ecclesiis I 2 
und Nov. 7, cap. 5, 6) und Belastung mit Servituten ausgedehnt. 

® Das Capitulare von Olonna zählt beispielsweise die wichtigsten, dem 
kirchlichen Machtbereiche unterliegenden Gebäude auf; neben den Fremden- 
herbergen und den Klöstern konnten die Taufkirchen nicht fehlen. Denn 
von ihnen, welche auf dem Lande die erste Stelle einnahmen, waren ja die 
anderen Gotteshäuser mehr oder weniger abhängig, obschon, ebenso wenig wie 
Jetzt, im 9. Jahrh. Tauf- und Pfarrkirche identisch sein musste. (Vgl. dazu 
P. Fagnani ad cap. 29 X de decimis III 30, no. 55—58, und Hier. Gonzalez 
ad regulam VIII cancell. gloss. 6, no. 48). 

10 c. 46 des Konzils von Agde: „Fugitiui domos suas aut familias de- 
serentes, qui, etiamsi reuocati fuerint, teneri non possunt, simili ratione ab 
episcopis, si uoluerint, aut si ita meruerint, distrahantur“ (Mansi-Passioneo 
l. c. Bd. VIII, Col. 332). 

11c.45 des Konzils von Agde: „Terrulas aut uineolas exiguas, et ecclesiae 
minus utiles, aut longe positas paruas, episcopus sine consilio fratrum (si 
necessitas fuerit) distrahendi habeat potestatem“ (Mansi-Passioneo l.c. Bd. VII, 
Col. 332). Schon im römischen Rechte durfte jeder Tutor, mit welchem der 
Verwalter von Kirchengut oft verglichen wurde (z. B. Leo I. in seiner Epist. 
17 vom Jahre 447, c.7 des Konzils zu Agde von 506 und cap. 2 X de 
donationibus III 24), minder wertvolle Sachen veräussern (l. 22 8 7 Cod. de 
administratione tutorum V 37). 

12 Als solche Gründe geben die Quellen an: Loskauf von Gefangenen 
(Nov. 120, cap. 9 pr. und schon früher — im Jahre 529 — 1.21 pr. Cod. de sacro- 
sanctis ecclesiis I 2; Gregor I. in seiner Epist. 38 [lib. VII ed. Maurin.] vom 
Jahre 597 und Epist. 17 [lib. IX ed. Maurin.] vom Jahre 599; c. 15 des 
IV. Konzils von Constantinopel 869 [Mansi-Passioneo l. c. Bd. XVI, Col. 168]; 
Ambrosius, „De officiis“), Almosen an die Armen während einer Hungersnot, 
Begräbnis der Gläubigen, Kirchenbau, kurz jede dringende Notwendigkeit 
(c. 39 des Konzils zu Carthago von 419 — Mansi-Passioneo 1. c. Bd. IV, 
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anderer Förmlichkeiten!® immer des Konsenses seines Kapitels !* 
resp. bei privilegierten und exempten Klöstern der Zustimmung 


Col. 432 — und Nov. 120, cap. 4) oder ein entschiedener Vorteil für die 
Kirche (Leo I. in seiner Epist. 17 vom Jahre 447) und das kirchliche Leben 
(c. 4 des III. Conc. Toletanum vom Jahre 589 — Bruns |. c. Bd. I, p. 213). 

ı3 Z. B. die Einvernahme der dabei Interessirten. 

14 Für die Zeit des Konzils von Meaux kommt allerdings die Zustimmung 
des Kathedralkapitels schon deshalb nicht in Betracht, weil solche damals 
noch gar nicht existierten; dagegen war es schon eine alte Vorschrift, dass 
der Bischof in einem solchen Falle entweder die Zustimmung des Provinzial- 
konzils (oder einiger Nachbarbischöfe: c. 7 des Konzils zu Agde von 506) 
oder des Diöcesanclerus einholen müsse, So c. 39 des Konzils zu Carthago 
von 419 (Mansi-Passioneo 1. c. Bd. IV, Col. 432): „... . quomodo nec epi- 
scopis licet uendere predia ecclesiae inconsulto concilio uel cuncto presbiterio 
sine ulla necessitate* und weiterhin „Quod si redditus non habeat, et aliqua 
necessitas nimia cogit, hanc insinuandam esse primati ipsius prouinciae cen- 
semus, ut cum statuto numero episcoporum utrum faciendum sit arbitretur. 
Et si tanta urget necessitas ecclesiae, ut non possit ante primateın consulere, 
saltem uicinos conuocet episcopos, curans ad concilium referre omnem eccle- 
siae necessitatem“, ferner Leo I. in seiner Epist. 17 (vom Jahre 447): „...ne 
quis episcopus de rebus ecclesiae suae quicquam donare, uel conmutare, uel 
uendere audeat, ..... et cum totius cleri tractatu atque consensu id eligat... 
Irrita enim episcoporum uenditio et conmutatio rei ecclesiasticae erit absque 
conniuentia et subscriptione clericorum“ und der schon vorher angezogene 
c. 45 des Konzils zu Agde vom Jahre 506 (Mansi-Passioneo 1. c. Bd. VIII, 
Col. 332) sowie c. 50 des Concil. apud Valentiam von 524 („Irrita erit epi- 
scoporum donatio, vel venditio vel commutatio rei ecclesiasticae absque collau- 
datione et subscriptione clericorum“ — Bruns |. c. Bd. I, p. 145), mit welchen 
die Lex Visig. Reccessvind. V I, 3 (vgl. auch Cod. Euric. 306) vollkommen 
übereinstimmt, indem sie im Anschlusse an die Vorschriften der Canones er- 
klärt „Si quis episcopus aut presbyter vel quicumque ex clericis preter con- 
sensum ceterorum clericorum aliquid de rebus eclesie vendiderit vel dona- 
verit, hoc firmum non esse precipimus...“ (ed. Zeumer p. 144). Diese Ver- 
fügungen nahm dann das I. lateranensische Konzil im Jahre 1123 in seinen 
cap. 22 auf, indem es anordnete „... alienationes quocumque modbo factas.... 
sine communi consensu clericorum ecclesiase ... . irritas iudicamus“ (Mansi- 
Passioneo 1. c. Bd. XXI, Col. 286). Auch in Prekarienformeln findet sich diese 
Zustimmung, und zwar bei den von einem Kloster ausgehenden Verleihungen, 
der Klosterbrüder häufig; vorgeschrieben ist sie z. B. schon in Nov. 120 cap. 6 
8 2 („In venerabilibus vero monasteriis primates eorum cum ampliore [et maiore] 
parte ibidem deservientinum monachorum contractum efficiant“), und cap. 7 pr. 
(.. . licentiam esse omnibus sanctissimis ecclesiis et venerabilibus domibus 
nec non et monasteriis . . . commutationibus ad invicem facere . . . consen- 
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des Konventes und des Vorstehers des betreffenden Klosters 
(bei den Jesuiten genügt die Zustimmung der leitenden Mit- 
glieder des Ordens)!”. Es könnte also, zumal sich der Aus- 
druck „inconsulto (concilio)“ schun sehr früh und zwar am 
Beginne des 5. Jahrhunderts!®, also weit vor dem Konzile von 
Meaux im Zusammenhange mit Veräusserungen von Kirchen- 
gut findet, dies auch ganz gut so zu verstehen sein, der Nach- 
folger solle Veräusserungen, welche ohne die vorgeschriebene 
Zustimmung gewisser Faktoren zu Stande gekommen seien, ein- 


tientibus in scriptis aut per depositiones huiusmodi contractui non solum ordi- 
natoribus utriusque venerabilis domus, sed et ampliore parte in eis deser- 
vientium“); ich erwähne hier nur: Form. Marculfi II 40 (Monum. Germ. 
„Formulae“ p. 100) Coll. Sangallensis No. 7 und 9 (Mon. Germ.].c.p. 401, 
402), Form. Sangallenses No.23 (Mon. Germ. 1. c. p. 389), Form. Sangallense, 
miscell. No. 15 (Mon. Germ. ]. c. p. 386), Form. Senonenses recent. No. 19 
20 (Mon. Germ. 1. c. p. 723, 724) und Form. extravagantes I 25 (Mon. Germs 
l. c. p. 584), sowie von anderen derartigen Beispielen die vielen Urkunden 
bei Tiraboschi; „Storia dell’ augusta abbadia di Nonantula“ Bd. II (No. 19 
vom Jahre 802, No. 98 vom Jahre 995, No. 108 vom Jahre 1014 u. a. m.). 
Alle diese Vorschriften wurden späterhin noch öfters wiederholt, so vom 
Lyoner Konzile (cap. 22) unter Gregor X. im Jahre 1274 (Mansi-Passioneo 
l. c. Bd. XXIV, Col. 95, 96) „. . . prohibemus . ... universos et singulos prae- 
latos ecclesias sibi commissas, bona immobilia seu iura ipsarum laicis sub- 
mittere, subiicere seu supponere absque capituli sui consensu et apostolicae 
sedis licentia speciali, non concedendo bona ipsa vel iura in emphyteusin, 
seu alias alienando in forma et casibus a iure permissis . . .* (vgl. auch cap. 
3, 8X. de his quae fiunt III 10 und cap. 2 X de donationibus III 24). 

15 Bulle von Gregor XIII. vom 18. Dezember 1577: „Et nihilominus... 
postquam venditiones, alienationes, permutationes, locationes, concessiones ac 
contractus pro tempore, ut praemittitur facti, et per dictum Praepositum 
Generalem approbati, et ratificati fuerint, seu consensus eiusdem Praepositi 
Generalis intervenerit, easdem . . . Apostolica auctoritate approbamus, et 
confirmamus, ac perpetuae firmitatis robur obtinere debere statuimus“ (Bullar. 
Roman. ed. L. Cherubini, Bd. II, p. 457). Sonst durften dies die Aebte ja nur 
mit Erlaubnis des Bischofs thun, wie ja schon das III. Konzil zu Arles von 538 
bestimmte: „Abbatibus .. . de rebus ecclesiasticis uel sacro ministerio deditis 
alienare uel obligare absque permissu et subscriptione episcopi nichil liceat“ 
(Bruns I. c. Bd. II, p. 199). 

1% c.39 des Konzils zu Carthago von 419 (Mansi-Passioneo 1. c. Bd. IV, 
Col. 432). 
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fach widerrufen; sie sind nämlich in diesem Falle „illicite®, 
nichtig !”. 

Weniger einfach steht die Frage, was unter dem Decretum 
canonicum des Papstes Hilarius, gemäss welchem diese Anordnung 
getroffen wurde, zu verstehen sei. Es muss wohl darunter cap. 4 
der römischen Synode von 465!° verstanden werden, welches be- 
stimmt: „Sed et quod quis commisit illicite, aut a decessoribus 
suis invenit admissum, si proprium periculum vult vitare, dam- 
nabit.* Diese Stelle klingt an eine Bestimmung (c. 4) einer 
späteren Synode unter Papst Symmachus (498—514) an!?, wo es 
heisst: „Quae male admissa sunt, per vos corrigantur... Utin- 
licita facta amputentur, ita ut deinceps non fiant, rogamus.. .“ 

Was also die Entstehung dieses Kapitels anlangt, so darf 
man wohl sagen, dass es aus der Verbindung eines in kirchlichem 
Geiste gehaltenen, weltlichen Gesetzes mit einer rein kanonischen 
Vorschrift entstanden ist; offenbar deshalb, weil die Bischöfe es 
für angemessen hielten, einerseits eine alte, wohl schon in Ver- 
gessenheit verfallene, kirchliche Anordnung neuerdings einzu- 
schärfen, anderseits aber ein ihnen genehmes weltliches Gesetz 
nach Thunlichkeit auszudehnen. 

Ich habe schon an anderer Stelle ?° darauf hingewiesen, dass 
die Kirche zufolge der eigentümlichen Stellung, welche ihre Diener 


IT Daher auch die steten Veräusserungsverbote, von denen ich hier blos 
nenne Papst Leo I. in seiner Epist. 17 vom Jahre 447, Papst Symmachus in 
der III. Synode vom Jahre 502 (Thiel l. c. p. 690), c. 45 und 49 („Diaconi 
uel presbiteri in parochie constituti de rebus ecclesiae sibi creditis nichil 
audeant conmutare, uendere uel donare, quia res sacratae esse Deo noscuntur. 
Sımiliter et sacerdotes nichil de rebus ecclesiae sibi conmissae . . . alienare 
presumant“) des Konzils zu Agde von 506 (Mansi-Passioneo 1. c. Bd. VIII, 
Col. 8332, 333), Papst Symmachus in einem Briefe ad Caesarium fratrem vom 
Jahre 513 („Possessiones . . . alienare quibuslibet titulis atque distractionibus, 
uel sub quocumque argumento non patimur .. .*“ — Thiel 1. c. p. 724). 

18 Mansi-Passioneo l. c. Bd. VII, Col. 961; Hinschius, „Decretales Pseudo- 
sidorianae“ p. 631. 

1% Mansi-Passioneo 1. c. Bd. VIII, Col. 312; Hinschius |. c. p. 681. 

20 „Studien aus dem canonischen Privatrechte“ I, p. 15. 
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zum Kirchengute einnehmen?! und welche ihnen eine Schädigung 
desselben sehr leicht gemacht hätte, dazu kommen musste, jeder 
irrationabiliter d. h. zum Schaden der Kirche vorgenommenen 
Massregel mit ihrem Gute die Anerkennung zu versagen. Weil 
aber die rechtliche Stellung des Inhabers eines Kirchenamtes zum 
Kirchengute keineswegs eine genau umschriebene war ?? — weder 
in den ersten Zeiten noch auch später — so sah man sich be- 
müssigt, in besonders wichtigen oder häufig vorkommenden Fällen 
die Befugnis zur Vornahme gewisser Massnahmen ausdrücklich 
auszuschliessen und eine Remedur etwa doch vorgekommener 
durch den Amtsnachfolger zu ermöglichen. Ausser dem vor- 
liegenden geben eine ganze Reihe von Kapiteln ?® im Corpus iuris 
canonici Beweis dafür, dass man dem Amtsnachfolger geradezu 
als Pflicht auferlegte, der Kirche nachteilige Rechtsgeschäfte 
seines Vorgängers nicht bestehen zu lassen. 


2! Vgl. Gross, „Das Recht an der Pfründe“, p. 94—138. 
32 Daher die steten Vergleiche, bald mit dem Gebraucher, bald wieder 


mit dem Niessbraucher. 
23 0. 42, 44 C. XII qu. 2; c. 2 X de precariis III 14. 
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II. Miscellen. 


Dr. A. Agricola, Bekenntnisgebundenheit und Lehr- 
freiheit unter dem Gesichtspunkt des Rechts. 
Von 
D. Dr. Kahl. 


Der Herr Verf. hat aus meiner akademischen Festrede über 
Bekenntnisgebundenheit und Lehrfreiheit die freundliche: Ver- 
anlassung genommen, in der vorliegenden Schrift die Frage einer 
erneuten Prüfung zu unterziehen. Ich bin ihm dafür, und nicht 
weniger für die wissenschaftliche Art und Weise, in welcher er 
seine selbständige Auffassung des schwierigen und wichtigen Pro- 
blems vertreten hat, zu aufrichtigem Danke verpflichtet. Sie 
hebt sich überaus wohlthuend ab von der Polemik und Leiden- 
schaft, mit welcher die Frage vielfach im Zusammenhange mit 
den synodalen Kämpfen ohne Aussicht auf Verständigung er- 
örtert worden ist. 

Bei dem Verhältnis beider Publikationen wird es wohl nicht 
unbescheiden sein, wenn ich das Wesentliche meiner eigenen 
Auffassung in kurzer Zusammenfassung voranstelle. Ich wähle 
den Ausgangspunkt von der grundsätzlich verschiedenen Stellung 
des Katholizismus und Protestantismus zu Bekenntnisgebunden- 


1 Eisenach, M. Wilckens, 1898. 49 S. gr. 8°. M. —.,80. 
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heit und Lehrfreiheit.e. Im Systeme des ersteren ist jeder 
Glaubenssatz Rechtsgebot. Das Glaubensgebiet in seiner ganzen 
Ausdehnung ist gegen auflösende Einflüsse irgend welcher Pro- 
venienz durch rechtliche Mittel sicher gestellt. Die Bekenntnis- 
verpflichtung des Klerikers äussert die Wirkung schlechthin 
rechtlicher Gebundenheit an den Wortlaut der amtlichen Kirchen- 
lehre. Der Protestantismus dagegen bringt andere Voraussetz- 
ungen mit. Kein Glaubenssatz ist Rechtsgebot. Die Kirche ist 
angewiesen, von der für ihre äussere Gemeinschaftsordnung un- 
entbehrlichen Rechtsbildung alle Bezüge auszuscheiden, welche 
den Glauben betreffen. Der Glaubensinhalt wird durch Mittel 
der Rechtsordnung nicht reguliert. Von dieser Voraussetzung 
aus muss das Problem der Bekenntnisgebundenheit eine andere 
Lösung finden. Zwangsveranstaltungen des Rechts können die 
Bekenntnisgebundenheit nicht stützen und die Lehrfreiheit nicht 
bannen. Aber im übrigen wird allerdings die Entscheidung eine 
verschiedene sein müssen für Geistliche und für Lehrer der 
Theologie. Denn sie kann nur abhängen von dem konkreten 
Dienst, welcher von den einen und anderen der Kirche ge- 
schuldet wird. Der Geistliche einerseits hat den Dienst an der 
Gemeinde. Da nun die Kirche selbst es ist, welche in den 
Bekenntnisschriften bekennt, so bilden diese notwendig Norm 
und Schranke für das amtliche Handeln ihrer Diener. Der Be- 
griff des Kirchenamts schliesst eine schrankenlose Geltendmachung 
des indıviduellen Meinens gegenüber dem Bekenntnis der Kirche 
aus. Aber die hieraus resultierende Gebundenheit des Geist- 
lichen ist keine rechtliche. Denn gesetzliche Gebundenheit 
der Geistlichen unter die Bekenntnisschriften würde Gleichartig- 
keit vie Uebereinstimmung ihres Inhaltes und eine gegenüber 
der geschichtlichen Entwickelung sich indifferent verhaltende ab- 
solut verpflichtende Kraft der Bekenntnisschriften voraussetzen. 
Diese Voraussetzungen treffen bei ihnen nicht zu. Die Gebunder- 
heit des Geistlichen kann daher eine rechtliche nicht sein. Sie 
ist eine viel höhere und stärkere: eine durch den Inhalt des geist- 
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lichen Amts gegebene und durch die Verantwortlichkeit der 
geistlichen Amtsführung täglich erneuerte ethisch-religiöse Ge- 
bundenheit vor Gott, vor der Kirche, vor der Gemeinde, vor 
dem Gewissen, — eine Gebundenheit, wie sie durch keine recht- 
lichen Schranken erreicht werden kann. Der Lehrer der Theo- 
logie andererseits hat keinen Dienst in der Kirche, wohl aber 
an der Kirche. Der Schluss ist zwar ungemein populär: da er 
den Geistlichen auf das Kirchenamt vorzubereiten habe, so müsse 
auch er in eben dieser Funktion die Kirchenlehre mit der- 
jenigen Bekenntnisgebundenheit handhaben, wie sie durch den 
Begriff des Kirchenamts für den Geistlichen selbst gegeben ist. 
Unkirchlich also sei eine Theologie, welche sich ungebunden 
hierin dem Zuge der wissenschaftlichen Freiheit überlasse; denn 
sie gefährde die Gemeinde. Aber der Schluss ist verkelırt, weil 
er ein dreifaches verkennt: das Wesen des akademischen Lehr- 
berufs, den Wert theologischer Bildung für das geistliche Amt, 
das Verhältnis von Glaube und Wissenschaft. Und selbst, wenn 
er richtig wäre: organisatorische Rechtsbehelfe, wie namentlich 
die Mitwirkung synodaler Organe bei der Besetzung theologischer 
Lehrstühle, könnten nicht helfen, solange nicht die römische 
Lehre übernommen wird: Glaubenssatz ist Rechtsgebot. Der 
religiös wissenschaftlichen Bewegung wohnt eine Kraft inne, der 
keine rechtliche Schranke Stand zu halten vermag. Nur in 
einer Richtung setzt das Recht im Verhältnis zum Bekenntnis 
auch dem Protestantismus hülfreich ein: es sichert ihm den auf 
Akten der Kirchengesetzgebung oder gewohnheitsrechtlicher Re- 
zeption beruhenden Bekenntnisstand. Die Rechtsgeltung 
der Symbole wird von dem Anspruch auf Freiheit der Wissen- 
schaft und Lehre überhaupt nicht berührt. Die Theologie kann 
kein Symbol legalisieren. Hierin bietet das Recht auch der 
evangelischen Kirche eine Garantie, stark genug, die Quellen der 
Beunruhigung über etwa zersetzende Einflüsse durch die Freiheit 
der theologischen Wissenschaft zu schliessen. Denn die Kautelen 
evangelischer Lehrgesetzgebung schliessen es aus, dass einer im’ 
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Fluss begriffenen theologischen Lehrmeinung einseitig zum Siege 
verholfen und durch Aufnahme in das Bekenntnis gemeinverbind- 
licher Ausdruck gegeben werde. 

Agricola ist in vielen grundlegenden Fragen mit mir ein- 
verstanden (S. 5). Aber er gelangt zu anderen Schlussresultaten. 
Ich habe zunächst die Pflicht, ihn selbst ausgiebig zu Wort 
kommen zu lassen und seiner Auffassung nach meinem Verständ- 
nis vollkommen gerecht zu werden. Meinen Ausgangspunkt, dass 
der Protestantismus jede Verknüpfung von Glaube und Recht 
ablehne, kann der Verf. für richtig nicht anerkennen (8. 7). 
Vielmehr entspreche es der „unscheidbaren“ Doppelnatur der 
Kirche als einer geistiichen und doch zugleich sichtbaren An- 
stalt, dass sie in der Totalität dieses Daseins nur „in Gestalt 
eines Rechtsorganismus“ leben und wirken kann (S. 8—13). 
Ist dies die Grundlage des Verhältnisses von Kirche und Recht, 
so wird die Frage nach einer rechtlichen Bekenntnisgebunden- 
heit des geistlichen Kirchendieners zu bejahen sein (S. 13). 
„Erbaut sich die Kirche durch reine Predigt des Wortes und 
rechte Verwaltung der Sakramente, so muss eben beides durch 
die Rechtsordnung, selbstverständlich nicht inhaltlich bestimmt, 
aber doch äusserlich so geordnet und gesichert sein, dass 
diesen wesentlichen Postulaten Genüge geschehen kann“ (S. 14). 
Wo aber liegt der Massstab für die Entscheidung der Frage, ob 
das geistliche Amt „recht“ verwaltet werde? „Von dem kirch- 
lichen Glaubensbekenntnis (als der in einem Zeitpunkt be- 
sonders gehobenen geistlichen Lebens erfolgten Fixierung des 
Glaubensgehaltes der Kirche) darf und muss gesagt werden, dass 
es die Masse abgiebt für die Entscheidung, ob in der betreffen- 
den Kirchengemeinschaft das Wort Gottes rein gepredigt, die 
Sakramente recht verwaltet werden.“ „Die Predigt des Wortes 
nach dem Verständnis des Bekenntnisses wird zur rechtlich bin- 
denden Amtspflicht des Predigers und die Berufung wie Ueber- 
wachung desselben nach Massgabe des ersteren zur Amtspflicht 
wie zum Amtsrecht des Kirchenregiments“ (S. 18). Widerspricht 
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das Bekenntnis der Glaubensüberzeugung des Geistlichen, „so 
bleibt nur die Niederlegung des Amtes, freiwillige oder er- 
zwungene“ (S. 19). Aber das Bekenntnis „will nicht nach dem 
Buchstaben, es will nach dem Geist gerichtet sein“. „Nicht das 
System von Dogmen und Lehren, wie sie die Bekenntnisschriften 
in formulierter Weise enthalten, geschweige einzelner Sätze, die 
sich in abstrakten Spekulationen bewegen“, „sondern nur der 
Geist, der das Ganze durchweht, kann Mass und Entschei- 
dung geben“. Das Bekenntnis soll nicht „eine Schranke bilden 
für den individuellen Glauben und die persönliche Schriftforschung, 
sondern nur für die öffentliche Lehre, und es soll eben nur 
eine Schranke für diese sein, nicht eine Quelle derselben; der 
Geistliche soll nicht aus ihm schöpfen, sondern nur eine Schranke 
und Mass haben, das er nicht auf eigene Autorität hin über- 
schreiten darf“. Freilich, „geistlich, nicht juristisch will hier 
verstanden und gerichtet sein“. Die Entscheidung liegt „nicht 
hauptsächlich auf dem Gebiete von Verstandesoperationen, liegt 
vielmehr wesentlich auf dem des kirchlich gepflegten, geschulten 
und gehüteten Gefühls für den Mittelpunkt des kirchlichen Ge- 
meinschaftslebens“ (S. 20, 21). Daher muss die Gemeinschaft ver- 
langen, dass ihr Verständnis vom Evangelium „der Lehre ihres 
Lehrers zu Grunde gelegt werde. Als das ihrige hat es für ihr 
religiöses Gemeinschaftsleben nicht bloss eine höhere, sondern 
es hat ausschliessliche Dignität“. „Die Gemeinschaft als solche 
kann aber in ihrer Einheit nicht reden noch handeln, sie kann 
es nur durch ein persönliches Organ.“ Dieses ist bei normaler 
Ordnung der Kirche das Kirchenregiment. „In dem Schutz 
gegen die Willkür des Subjektivismus, der von der freiheitlichen 
Entwickelung unzertrennlich, für den einzelnen sein gutes Recht 
hat, liegt nicht der geringste Teil der Bedeutung, die das vom 
Kirchenregiment behütete Bekenntnis hat“ (8. 22). „Damit 
widerlegt sich, wie mich dünkt, der von Kahl hauptsächlich er- 
hobene Einwand, dass die Bekenntnisse ihrer ganzen Beschaffen- 
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der Bekenntnismässigkeit einer Lehre zu dienen.“ \Verden sie 
geistlich verstanden und angewendet, so können sie sehr wohl 
die rechtliche Grundlage für die Beurteilung der Bekenntnis- 
mässigkeit einer in der Kirche verkündeten Lehre bilden (S. 23). 
Dass an „die geistlich gewonnene Entscheidung“ über die Be- 
kenntnismässigkeit „rechtliche Konsequenzen nicht geknüpft wer- 
den könnten“, ist unhaltbar. „Wie immer von den dazu ord- 
nungsmässig Berufenen das richtige Verständnis des Symbols 
gewonnen sein mag — an das Resultat der Prüfung lässt sich 
die Beurteilung knüpfen, ob eine Lehre, ein Handeln des Geist- 
lichen dem Bekenntnis entspricht, und wenn es sich in Wider- 
spruch zu ihm setzt, an diesen die Folgen schliessen, welche die 
Rechtsordnung an ihn knüpft und die deshalb den rechtlichen 
Charakter tragen. An diesem Charakter kann Inhalt und Form 
der massgebenden Norm und die daraus sich ergebende freiere 
Stellung des Erkennenden nichts ändern“ (S. 24). Für die Ent- 
scheidung selbst über die Bekenntnismässigkeit der Lehre eines 
Geistlichen kann nur eine nach den Rücksichten wahrhaft geist- 
licher Gewaltsübung eigens organisierte Stelle berufen sein, 
wofür das in der preussischen Landeskirche dem Oberkirchenrat 
in Verbindung mit dem Generalsynodalvorstand übertragene Ent- 
scheidungsrecht ein sachgemässes Beispiel liefert (S. 25—33). In 
dieser Organisation hat „das sich aus der rechtlichen Natur 
des kirchlichen Organismus ergebende Resultat, dass der Kirche 
ein Rechtsanspruch auf die Gebundenheit ihrer Geistlichen an das 
Bekenntnis zusteht, in dem positiven Recht einer Landeskirche 
Ausdruck erhalten“ (8. 33). Der Standpunkt, dass die Gebunden- 
heit des Geistlichen eine ethisch-religiöse sei, „ignoriert, dass 
die Kirche auch ein sichtbarer Organismus ist, der in seiner 
äusseren Ordnung ihrem geistlichen entsprechen muss“ (S. 34). 
Daraus ergiebt sich als notwendige Konsequenz die Möglichkeit, 
dem Geistlichen „bei ungetreuer Verwaltung das Amt resp. das 
Wort zu entziehen und auf diese Weise die ihre Existenz be- 
dingende äussere Ordnung in völlig wirksamer Weise sicher- 
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zustellen. Denn zugleich ergiebt sich in diesem Zusammenhange, 
dass die in allen diesen Beziehungen der Kirche zukommende 
Macht um ihrer Existenz willen eine nicht bloss moralische, 
prekäre, sondern eine absolute, zwingende, deshalb aber eine 
rechtliche sein kann und muss®. Natürlich will die Kirche „nicht 
den Glauben ihres Dieners beherrschen und nicht sein Thun zu 
einem Gesetzeswerk stempeln, sondern nur sich in den Stand 
gesetzt sehen, sein ihre Existenz bedrohendes Thun aus ihrem 
Gemeinschaftsleben fernzuhalten“. Es kann also „auch im Hin- 
blick auf die angebliche Unvereinbarkeit eines äusseren Zwanges 
mit der Natur des Kirchenbekenntnisses die rechtliche Bindung 
des geistlichen an solches keineswegs mit Grund zu bestreiten“ 
sein (S. 35—38). Dass der Professor der Theologie in 
Uebung seiner Wissenschaft und, zum Unterschied vom Geist- 
lichen, auch in seiner Lehre nicht rechtlich an das Symbol ge- 
bunden sein könne, wird anerkannt. „Daraus folgt doch aber 
bei weitem nicht, dass die Gemeinde resp. Kirche sich auch den- 
jenigen als Lehrer für ihre künftigen Geistlichen gefallen lassen 
muss, den seine Wissenschaft zu Resultaten führt, die mit ihrem 
Glauben, wie er in den Symbolen zum Ausdruck kommt, und 
den ihre Geistlichen zu predigen rechtlich verpflichtet sind, in 
Widerspruch stehen® (S. 33—41). Freilich kann die Kirche 
einem Lehrer der Theologie die Amtsübung nicht untersagen, 
denn er bekleidet kein Kirchenamt. Wohl aber muss sie minde- 
stens das Recht haben, seine Dienstleistung für die Kirche 
abzulehnen. Da aber die wirksame Ausübung dieses Rechtes 
in den meisten Fällen schwierig und prekär sein wird, so wird 
direkte und befriedigende Hülfe „nur durch Disposition der 
Kirche über Besetzung der theologischen Fakultäten zu ge- 
winnen sein“ (S. 42). Ein Rechtsanspruch der Kirche auf 
solche Disposition lässt sich zwar unmittelbar nicht konstruieren. 
Aber er ergiebt sich mittelbar. Denn wenn der Staat die Fakul- 
täten evangelische nennt „und sie der Landeskirche für die 
wvissenschaftliche Ausbildung ihrer Geistlichen zuweist, so kann 
23* 
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er nur die Kirche im Auge haben, die er selbst nach ihrem 
Bekenntnisstand als diese Landeskirche anerkennt“. Rein 
formell hat er gewiss ein Recht, über die kirchliche Qualifikation 
seiner Professoren zu entscheiden. Aber „ein publizistisches 
Recht schliesst eine Pflicht ein gegen die öffentliche Ord- 
nung als solche. Seine Ausübung ist durch den in dieser ge- 
legenen und sanktionierten Zweck bedingt und beschränkt. Dies 
gilt denn auch von dem Akt der Besetzung der theologischen 
Fakultäten“. Diese in die Hand konstitutionell verantwortlicher 
staatlicher Organe zu legen, ist „ein Widerspruch in sich selbst“. 
Der konstitutionelle Landesherr ist gar nicht mehr befähigt, das 
Besetzungsrecht der theologischen Professuren „seiner Bedeutung 
und seinem Geiste gemäss ohne Mitwirkung der Kirche aus- 
zuüben“. In diesem Sinne hat die Kirche ein Recht auf Mit- 
wirkung bei Besetzung der theologischen Lehrstühle anzusprechen 
(S. 42—45). In welche Form diese Mitwirkung gebracht werde, 
ist eine Frage der Staats- und Kirchenpolitik. Der Einwand 
aber, dass auch die organisierte Mitwirkung der Kirche „keine 
formelle Garantie für die bekenntnistreue Lehre des Professors 
bieten könne, bildet keinen Einwand gegen die Existenz des 
Rechtes der Kirche“ (8. 45—47). Dass endlich die Wirksamkeit 
des Rechts in Beziehung auf das Bekenntnis der Kirche vor allem 
in der gesetzlichen Sicherstellung des Bekenntnisstandes der 
Landeskirche gelegen sei, wird von Agrıcola ebenfalls anerkannt 
(S.48). Er gelangt aber daraus zu der entgegengesetzten Folgerung: 
„Ist der Bekenntnisstand nur das durch Rechtsakt äusserlich 
festgestellte Bekenntnis der Kirchengemeinschaft, so nimmt dieses 
an dem ersterem gewährten Rechtsschutz Teil, und letzterer muss 
auch das Bekenntnis, das ja Substrat’des ersteren bildet, denken.“ 
Da auch dem Professor der Theologie gegenüber „der Bekenntnis- 
stand unbestritten rechtliche Existenz hat, so hat auch er für seine 
Zulassung als Lehrer der Geistlichen den Anspruch der Kirche 
auf Respektierung ihres Bekenntnisses anzuerkennen“ (S. 49). 
Also auch seine Bekenntnisgebundenheit eine rechtliche. 
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Der Auffassung meines hochverehrten Herrn Gegners, welche 
ein ebenso warmes Herz für die Bedürfnisse der Kirche wie ein 
volles Verständnis für die dem Problem zu Grunde liegenden 
juristischen und theologischen Fragen verrät, muss ich nicht 
weniger, als ihrer scharfsinnigen Begründung die vollste An- 
erkennung entgegenbringen. Zu teilen vermag ich sie nicht. Aber 
ich darf zur Erklärung und Rechtfertigung der meinigen wohl 
noch Einiges aussprechen, was im Ralımen und Ton der akade- 
mischen Festrede nicht genügend hervortreten konnte. 

Zunächst ein Wort über die Bekenntnisgebundenheit der 
evangelischen Geistlichen. Hier bin ich wohl dem Missverständ- 
nisse begegnet, dass, was ich als das zu erstrebende Ziel evan- 
gelischer Kirchenordnung hinstelle, für meine Ansicht über den 
gegenwärtig geltenden Rechtszustand gehalten worden ist. Mein 
Satz: Die Bekenntnisgebundenheit der Geistlichen keine recht- 
liche, sondern eine ethisch-religiöse, soll nicht das geltende Recht, 
sondern das nach meiner Auffassung dem Geist und Wesen der 
evangelischen Kirche entsprechende Prinzip zum Ausdruck 
bringen. Ich weiss es, dass nach dem geltenden Recht „Irrlehre“ 
eines Geistlichen als „Disziplinarsache* behandelt, dass also „be- 
kenntniswidrige Predigt“ als Verletzung einer „Rechtspflicht* an- 
gesehen und demgemäss in einem „Lehrprozess* darüber ver- 
handelt wird. Ich habe seinerzeit als richterliches Mitglied des 
Mecklenburgischen Konsistoriums unter Gewissenskollisionen, die 
mir aus rechtlicher Behandlung geistlicher Dinge erwachsen sind, 
geseufzt. Ich kann auch gegenwärtig als Mitglied des Preussi- 
schen Generalsynodalvorstandes in die Lage kommen, in einer 
wegen „Irrlehre* gegen einen Geistlichen geführten „Disziplinar- 
untersuchung“ in der Rekursinstanz mitzuwirken. Erfahrungen, 
nicht Reflexionen, haben mich dessen gewiss gemacht, dass die 
evangelische Kirche mit der Behandlungsweise der Irrlehre von 
Geistlichen noch nicht abgeschlossen haben darf. Ihr geist- 
liches Wesen fordert, dass sie Glaubenskonflikte nicht als 
Disziplinarsachen, also als Straffälle behandelt. In diesem Sinne 
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habe ich S. 13 meiner Rede ausgesprochen: „Dieser geistliche 
Kern der Sache ist gegenwärtig noch mannigfach durch die Formen 
des Verfahrens verschleiert. Ihn immer mehr zu enthüllen, wird 
eine wahrhaft evangelische Aufgabe der Zukunft sein. Die 
Reformation war nicht eine mit dem Tode Luthers abgeschlossene 
Episode. Sie ist ein sich fortsetzender Vorgang der Reinigung 
von Katholizismus, der Erneuerung im Geiste.“ Ich denke, darin 
war klar zum Ausdruck gebracht: vom Standpunkte der Gegen- 
wart muss ich bedauerlicherweise anerkennen, dass die Bekenntnis- 
gebundenheit der Geistlichen als rechtliche Verpflichtung noch 
immer besteht; von der Zukunft erhoffe ich ihre Ueberführung 
in eine ethisch religiöse. Dass diese Ueberführung eine durch 
Inhalt und Bedeutung der Bekenntnisschriften selbst bedingte 
und geforderte sei, das und nichts anderes habe ich mit meinen 
späteren Ausführungen nachzuweisen versucht. Hier erst können 
die Differenzen beginnen. Mein Herr Gegner hält offenbar bereits 
den gegenwärtigen Zustand für einen im Grundsatz richtigen und 
normalen. Dies muss ich meinerseits ablehnen. Ich kann aber 
dabei sogleich in zweifacher Richtung eine beruhigende Erklärung 
abgeben. Selbstverständlich bin ich nicht der Meinung, dass ein 
bekenntniswidrig lehrender Geistlicher, weil ich eine rechtlich 
geartete (sebundenheit seinerseits auf das Bekenntnis ablehne, 
deshalb der Kirche zum Trotz in seinem Amt verbleiben 
müsse: der äusseren Ordnung der Kirche soll volles Genüge ge- 
schehen. Und ebenso bin ich hinsichtlich der kirchlichen 
Organe, welche zum Urteil über die Bekenntnismässigkeit des 

Geistlichen berufen sein sollen, in allen Teilen mit Agricola 
_ einverstanden. Ich halte nur dem Geiste evangelischen Kirchen- 
wesens ein anderes Verfahren zur Herbeiführung jenes Resul- 
tates der Amtsentfernung eines Geistlichen für erstrebenswert. 
Um gleich konkret und praktisch zu reden: an Stelle der Ent- 
fernung aus dem Amt als Disziplinarstrafe auf Grund einer 
vorangegangenen Disziplinaruntersuchung erstrebe ich ein 
durch kirchenregimentliche und synodale Organe stattfindendes 
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Feststellungsverfahren über den Thatbestand der bekenntnis- 
widrigen Lehre. An die bejahende Feststellung des Thatbestandes 
soll sich kraft objektiven Rechtssatzes die Verwirkung 
des geistlichen Amtes anschliessen. Ich höre den Einwand, das 
sei nur ein formeller Unterschied. Nein, das ist eine in die 
Tiefen der Wesensverschiedenheit zwischen Katholizismus und 
Protestantismus hinemführende materielle Differenz. Dem Katho- 
lizismus ist der Glaube Rechtsgebot, also Unglaube oder falscher 
Glaube strafbare Handlung. Dem Protestantismus ist der Glaube 
nicht Rechtsgebot, sondern ein in innerlich freier Stellung zu 
Gott gewonnenes Verhältnis, daher Unglaube oder falscher Glaube 
ein nicht vor menschlichen Richtern nach Art begangener straf- 
barer Handlungen zu verantwortendes Verhalten. Und daher 
kann Irrlehre keine Disziplinarsache sein. Daher kann auch 
Irrlehre nicht in einem gleichen Verfahren behandelt werden, 
wie Ehebruch oder Betrunkenheit eines Geistlichen. In eben 
dieser Gleichstellung liegt der Grund der inneren Auflehnung 
und Empörung, sobald ein „Lehrprozess“ gegen einen evangeli- 
schen Geistlichen in Sicht ist. In ihr liegt der Grund zu den 
sofort eintretenden Verdächtigungen der urteilenden Instanz, die, 
noch ehe sie gesprochen, der Ketzerrichterei angeklagt, und, 
wenn sie freispricht des antikirchlichen Liberalismus, — wenn sie . 
verurteilt, des kirchliehen Zelotismus beschuldigt wird. Das evan- 
gelische Bewusstsein sträubt sich gegen „Lehrprozesse*. Und mit 
vollem Recht. Denn es besteht, auch wenn es nicht zu klarer 
Erkenntnis gekommen ist, das richtige Gefühl, dass ein nach red- 
licher Ueberzeugung vom Bekenntnis abweichender Geistlicher 
kein Unrecht gethan hat. Dann kann es auch Verurteilung 
und Strafe nicht geben: Und sucht man nun eben jenes dunkle 
(Grefühl auf eine klare Erkenntnisformel zu bringen, so wird man, 
erachte ich, auf dasjenige hingeführt, was ich S. 16f. meiner 
Rede ausgesprochen habe: Die Bekenntnisse schliessen die Möglich- 
keit einer juristischen, einer strafverantwortlichen Verpflich- 
tung aus. Das dort Behauptete, was ich hier nicht wiederholen 
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will, glaube ich auch ferner in jeder Einzelheit vertreten zu 
können und zu müssen. Ist nun aber wirklich der Fall ein- 
getreten, dass Klagen über bekenntniswidrige Lehre eines Geist- 
lichen vorliegen, so kann sinngemäss gegen sie nicht eine „Dis- 
ziplinaruntersuchung“ einzuleiten, sondern es kann der Wider- 
spruch mit dem Bekenntnis der Kirche lediglich festzustellen 
sein. Diese Feststellung ist das wahre „Lehre Urteilen“. Es hat 
nichts Persönliches, nichts Gehässiges, nichts Inquisitorisches. 
Es ist die höchste Funktion der Kirche. Ich wünschte, dass in 
dem zur Ausübung dieser Funktion berufenen Organe dem ge- 
schichtlichen Geiste des Protestantismus entsprechend auch die 
theologische Wissenschaft ihre ständige Vertretung fände. Dass 
der Spruch dieser Instanz: Deine Lehre entspricht nicht dem 
Bekenntnis der Kirche, die Verwirkung des Kirchenamts zur Folge 
haben muss, ist eine selbstverständliche Konsequenz. Aber dies 
eben ist grundlegend wichtig, dass diese Folge nunmehr nicht 
kraft „Verurteilung“, sondern kraft objektiven Rechtssatzes der 
Kirchenordnung eintritt. Der Geistliche hat sich selbst seines 
Amtes entsetzt, nachdem der Thatbestand seines Widerspruches 
mit der Kirchenlehre feststeht (vgl. S. 13 m. R.). Die Kirche 
sagt nun nicht: Du bist schuldig, darum gehe. Sondern es ist, 
. nachdem die Grundbedingung des Amtsverbleibes des Geistlichen 
nicht mehr vorhanden ist, lediglich die Konsequenz aus dem 
eigenen Verhalten des Geistlichen gezogen. Sobald die „Irrlehre“ 
aus den Disziplinargesetzen verschwunden und einer eigenen kirch- 
lichen Ordnung in dem angedeuteten Sinne unterstellt sein wird, 
wird das Vertrauen in das „Lehre Urteilen“ der Kirche zurück- 
kehren, und wird sich die ethisch-religiöse Gebundenheit des 
Geistlichen an Stelle der rechtlich disziplinären als eine unend- 
lich stärkere Sicherstellung des kirchlichen Bekenntnisses erweisen. 
Es wird das „Ody odtas Eoraı &v div“ und „Wo der Geist des 
Herrn ist, da ist Freiheit“ an diesem Punkte erfüllt sein und 
man wird in Wahrheit sagen können, dass die evangelische Kirche 
in einer entscheidenden Beziehung ihr geistliches Wesen auch 
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äusserlich entsprechend zur Darstellung gebracht habe. Man 
wird Katholizismus und Protestantismus besser unterscheiden 
können. Dass Kirche und Bekenntnis Schaden leiden könnten 
unter der von mir als erstrebenswert bezeichneten Einrichtung, 
dass die „äussere Ordnung“ der Kirche nicht genügend gedeckt 
sein werde, wird mein hochverehrter Herr Gegner wohl nicht ein- 
wenden können. Dagegen wird er vielleicht zugeben, dass zwi- 
schen den Zeilen meiner Rede manches zu lesen stand, was meinen 
Standpunkt erklärt und rechtfertigt. 

Dass ein Lehrer der Theologie in seiner wissenschaft- 
lichen Forschung und folgerichtig auch in seiner Lehre, welche 
ohne innere Unwahrheit nur das Resultat der Wissenschaft sein 
kann, nicht rechtlich an das Symbol gebunden sei, wird auch 
von Agricola als richtig anerkannt. Insoweit bedarf es hier 
keiner Auseinandersetzung. Die Meinungsverschiedenheiten liegen 
hier wesentlich auf dem Gebiet der Veranstaltungen, welche 
prinzipgemäss zum Schutze gegen bekenntniswidrigen und also 
kirchlich schädlichen Gebrauch der Lehrfreileit vom Staate für 
die Kirche getroffen oder zugestanden werden sollen. Dieser 
Schutz liegt dem Verf. hauptsächlich in der Disposition der 
Kirche über Besetzung der theologischen Fakultäten. 
Wir haben diese Fragen auf den preussischen Kreis-Provinzial- 
und Generalsynoden bis zur Erschöpfung behandelt. Bis jetzt 
ohne praktisches Ergebnis. Im Prinzip sind Alle, denen das 
Wohl der Kirche aufrichtig am Herzen liegt, mit dem Verf. darin 
einverstanden, dass von den Lehrern der Theologie ein bekenntnis- 
mässiger Unterricht der jungen Theologen erwartet werden 
müsse. Ob man diese Erwartung zu einem förmlichen Rechts- 
anspruch der Kirche einerseits und zu einer Rechtspflicht der 
Professoren andererseits steigern könne, ist fraglich, aber auch 
rein akademisch. Denn die Schwierigkeit liegt nicht in der 
theoretischen Konstruktion des Verhältnisses zwischen Theologie- 
professor und Kirche, sondern in der praktischen Frage, durch 
welche Mittel jene Erwartung sicher zu stellen sei. Mit der 
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allgemeinen Formel „Mitwirkung“ der Kirche bei Besetzung der 
theologischen Professuren ist nichts gedient. Diese Mitwirkung 
besteht schon jetzt. Die Kirchenregimentsbehörden werden nicht 
nur gehört, sondern ihr Gehör wird auch beachtet. Der Staat 
erkennt voll an, dass sein „publizistisches Recht“ auf Besetzung 
der theologischen Lehrstühle auch „eine Pflicht gegen die öffent- 
liche Ordnung als solche einschliesst*. Aber wird diese Pflicht 
vollkommener und wirksamer zum Wohle der Kirche erfüllt, wenn 
der Staat noch die Beteiligung synodaler Organe an der Besetzung 
der theologischen Lehrstühle zulässt? In Preussen — und hier 
vor allem ist ja die Frage brennend geworden — ganz gewiss 
nicht. Hier haben sich im Osten der Landeskirche die kirch- 
lichen Parteien nach Art politischer Parteien gruppiert. Die Be- 
setzung theologischer Lehrstühle würde unter die wechselnden 
Strömungen kirchlicher Parteiverhältnisse geraten. Dies wäre 
das denkbar schädlichste und schlechteste. Der Zufall kann 
wollen, dass in diesen synodalen Organen Männer sitzen, denen 
ein wissenschaftliches Verständnis für die (sesichtspunkte, nach 
denen die Besetzung einer theologischen Lehrstelle zu erfolgen 
hat, wohl zugetraut werden muss. Es kann aber, da doch für 
die Wahl in die kirchlichen Vertretungskörper nicht auf diese 
Funktion ausschliesslich oder auch nur vorwiegend Rücksicht ge- 
nommen werden darf, auch anders sein. Da ist denn doch die 
gegenwärtige Einrichtung, welche nur kirchliche Männer von 
hervorragender wissenschaftlicher und praktischer Befähigung gut- 
achtlich zu Worte kommen lässt, bei weitem vorzuziehen. Agri- 
cola hat die Frage über die Form der Mitwirkung der Kirche 
der Staats- und Kirchenpolitik überwiesen und de lege ferenda 
hierüber keine neuen Vorschläge gemacht. Gerade dies aber 
würde überaus wertvoll und dankenswert gewesen sein; denn das 
ist der Kernpunkt. der Frage; über die Prinzipien besteht kaum 
ein Streit. Er würde aber, wenn er dieser praktischen Frage 
bis in die Tiefe näher treten wollte, ganz sicherlich mit mir zu 
dem Resultate gelangen, dass alle organisatorischen Rechts- 
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behelfe die wirklichen oder vermeintlichen Gefahren einer be- 
kenntniswidrigen theologischen Wissenschaft nicht zu bannen ver- 
mögen. Hier giebt es nur das eine Mittel der Korrektur aus 
Wahrheit und Wissenschaft selbst. Zu ihrer absolut sieghaften 
Kraft muss man Vertrauen haben. Man kann nicht eindringlich 
genug warnen vor übereilten Massnahmen zum vermeintlichen 
Schutz des Bekenntnisses. Man kann sich nicht bestimmt und 
oft genug vorhalten, dass die gegenwärtige Krisis nicht dadurch 
verschuldet ist, dass einzelne waghalsige Forscher sich zu weit 
über die durch Rechtgläubigkeit und Bekenntnisschriften ge- 
zogene Vorpostenkette hinausbegeben hätten. Sie ist das Er- 
gebnis einer von langer Hand vorbereiteten Entwickelung in 
Theologie und Kirche selbst. Ihr Ablauf kann nicht recht- 
lich reguliert werden. Keine Wahrheit wird durch Rechtszwang 
zurückgehalten, keine wahrheitswidrige Ueberlieferung durch recht- 
liche Vorsichtsmassregeln gestützt und auf die Dauer gehalten 
werden können. Es sind nur drei Möglichkeiten überhaupt ge- 
geben. Entweder Uebernahme des römischen Systems. Die 
Grenze wissenschaftlichen Forschens wird amtlich abgesteckt. 
Studienplan, Lehrmittel und Vorlesungen der theologischen Pro- 
fessoren werden kirchenregimentlich ununterbrochen überwacht. 
Der Häretiker wird diszipliniert. Der Besuch seiner Vorlesungen 
wird kirchenamtlich untersagt. Agricola wird dieses System, 
welches die Auflösung des Protestantismus bedeutet, selbstverständ- 
lich mit alier Entschiedenheit ablehnen. Oder: Loslösung der 
theologischen Fakultäten aus dem Organismus der Univer- 
sitäten. Auch dies will der Verf. bestimmt nicht befürworten 
(vgl. S. 38ff.). Es wäre das Ende evangelischer Wissenschaft. 
Es wäre auch das Ende eines seiner pastoralen Aufgabe gewach- 
senen Predigerstandes. Es würde eine in den ‚Grundlagen sich 
verändernde Verhältnisordnung von Staat und evangelischer Kirche 
bedingen. Wird beides abgelehnt, dann besteht nur die Möglich- 
keit, die evangelisch-theologischen Fakultäten als organische Gliede- 
rungen der Universitäten bestehen zu lassen. Dann aber bleibt 
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als notwendige Folge das bisherige Verhältnis bestehen, dass der 
individuellen Freiheit der wissenschaftlichen Lehre keine recht- 
lichen Schranken gezogen werden können. Und hier eben 
setzt nun diejenige Hülfe des Rechts ein, welche ich als „Siche- 
rung des Bekenntnisstandes“ bezeichnet habe. Die Rechts- 
geltung der Symbole in der Kirche wird durch eine in der Wissen- 
schaft vorhandene abweichende Strömung nicht aufgehoben. Würde 
diese Strömung in ihrem letzten Ergebnis zu einer vom Gesamt- 
glaubensbewusstsein der Kirche freiwillig aufgenommenen Ver- 
änderung des Schriftverständnisses führen, dann würde durch 
Akte kirchlicher Lehrgesetzgebung eine Neuformulie- 
rung der Bekenntnisse notwendig. Solche Revision wäre nicht 
nur das Recht, sondern wäre die Pflicht der Kirche. Denn die 
Bekenntnisse sind nicht das Wort Gottes, sondern der mensch- 
lich vermittelte, und darum entwickelungsfähige und entwickelungs- 
bedürftige, gemeinverständliche Ausdruck des Verständnisses 
der Kirche von Gottes Wort. Haben aber die in der theolo- 
gischen Wissenschaft aufgetretenen Strömungen jenes letzte Er- 
gebnis einer Umgestaltung des Gesamtglaubensbewusstseins der 
Kirche nicht zur Folge gehabt, dann sind sie individuelle Lehr- 
meinungen geblieben, welche dem rechtlich gesicherten Be- 
kenntnisstande gegenüber keinerlei Autorität und Kraft der Auf- 
lösung oder Veränderung in sich tragen. Verstehe ich den Herrn 
Verf. recht, so nimmt er an der Wirksamkeit, welche ich dem 
Rechte hinsichtlich der Sicherung des Bekenntnisstandes zu- 
geschrieben habe, einen Anstoss nicht. Aber er will daraus die 
entgegengesetzte Folgerung gezogen haben: „Ist der Bekenntnis- 
stand nur das durch Rechtsakt äusserlich festgestellte Bekenntnis 
der Kirchengemeinschaft, so nimmt dieses an dem ersterem 
gewahrten Rechtsschutz Teil.“ Diese Schlussfolgerung kann ich 
nicht verstehen. Sie sagt entweder etwas Selbstverständliches 
oder etwas Irrtümliches. Sie sagt etwas Selbstverständliches, 
wenn damit ausgedrückt werden soll, dass die gesetzliche Siche- 
rung des Bekenntnisstandes die volle Integrität des Bekenntnis- 
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inhaltes als des objektiven Ausdrucks des kirchlichen Glaubens- 
bewusstseins auf solange in sich schliesst, als nicht durch kirch- 
liche Lehrgesetzgebung selbst eine Veränderung des letzteren 
herbeigeführt worden ist. Sie sagt aber etwas Irrtümliches, wenn 
damit ausgedrückt sein sollte, dass die gesetzliche Sicherung des 
Bekenntnisstandes auch die Anwendbarkeit richterlicher oder 
administrativer Zwangsmittel zum Schutze des Bekenntnis- 
inhaltes gegen abweichende Lehre in sich schliesse. Hier eben 
ist die Scheide zwischen Katholizismus und Protestantismus. Dort 
die allbereite und überall wirksame Hülfe des Rechts zur Siche- 
rung des Glaubensgebiets. Hier das unerschütterliche Vertrauen, 
dass der Geist Gottes bis ans Ende der Tage bei der Kirche 
bleiben und sie in alle Wahrheit leiten werde. Und daher muss 
ich, auch nachdem ich durch die Ausführungen meines hoch- 
verehrten Herrn Gegners zu nochmaliger gewissenhafter Prüfung 
der Frage angeregt worden war, bei dem Satze bleiben: „Zwangs- 
weise Durchsetzung von Lehre mittels Anwendung von Rechts- 
gewalt ist evangelischer Kirchenordnung fremd.“ 
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Ill. Literaturübersicht‘. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines, 


31. Mühlbrecht*, Bibliographie des Bürgerlichen Gesetzbuches 
für das Deutsche Reich, I. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 98. 

Bei der schon so angewachsenen Literatur des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist eine Orientirung erwünscht. Diese wird hier ge- 
geben, doch nur bezüglich der selbständigen Schriften und der 
Sonderabdrucke von Zeitschriftsartikeln. Die nothwendige Ergänzung 
kann nur gefunden werden, wenn auch die periodische Literatur 
in derselben Weise verarbeitet wird, wie das übrigens der Verf. 
schon früher bezüglich des I. Entwurfes des Bürgerlichen Gesetz- 
buches gethan hat. E. Fr. 

32. Zeitschrift” f. Ungar. öffentl. u. Privatrecht. Redig. 
v. Sgalitzer, Budapest. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. 

Die oben genannte Zeitschrift tritt jetzt in den vierten Jahr- 
gang. Sie hat auch mehrfach kirchenrechtliche Beiträge gebracht, 
die in der Literaturübersicht der letzten Jahrgänge regelmässig Er- 
wähnung gefunden haben. Das neueste Heft enthält u. A. die Be- 
rathungsprotokolle des Ungar. Bürgerlichen Gesetzbuches. 

E. Fr. 

33. Harnack*, Dogmengeschichte. Freib. 98, J. C. B. Mohr. 
Mk. 6 (geb. 7). Grundriss der theolog. Wissenschaften. Abth. 3. 

Dieses Buch, welches sich enge an das bekannte grosse des- 
selben Verf. anschliesst, ist in dieser Zeitschrift um so mehr zu 
erwähnen, als es das Ziel verfolgt und erreicht, auch den Nicht- 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Theologen über den Gang der dogmengeschichtlichen Entwickelung 
kurz zu orientiren. Diese dritte unterscheidet sich von der 1893 
erschienenen zweiten Auflage nur durch einzelne Verbesserungen und 
präzisere Formulirungen. Einer besonderen Empfehlung oder gar 
einer Kritik bedarf das bewährte Buch nicht. E. Fr. 

34. Krüger*, D. neueren Funde auf d. Gebiete d. ältesten 
Kirchengeschichte (1889— 98). Giessen, Ricker, 98. 60 Pf. (Vor- 
träge d. theol. Konferenz zu Giessen. 14. Folge.) 

Dieser Vortrag unternimnit es, wie das auch Seitens Harnack’s 
schon geschehen ist, auf die merkwürdigen unsere Kenntniss 
des christlichen Alterthums wesentlich umgestaltenden Funde der 
Neuzeit hinzuweisen. Für die Geschichte der kirchlichen Verfassung 
und des kirchlichen Rechtes kommen diese zwar nur indirekt in 
Betracht, wenn wir von der lateinischen Uebersetzung der Clemens- 
briefe und den libelli absehen. Aber auch dem gebildeten Laien 
müssen die interessanten Mittheilungen des gelehrten Verf. Theil- 
nahme erwecken. E. Fr. 

35. E. Chr. Achelis*, Lehrbuch der praktischen Theologie. 
2 Bde. Zweite neubearbeitete Auflage. Leipzig, J. C. Hinrichs’sche 
Buchhandlung, 98. Mk. 22. 

Hier kommen nur die Abschnitte in Betracht, die kirchen- 
rechtliches Interesse bieten. Es ist dies einmal die Lehre von 
der Kirche und ihren Aemtern (Bd. I S. 41—190), der jedoch im 
Vergleich mit der ersten Auflage weniger verändert erscheint, und 
sodann die Lehren vom Kirchenregiment oder Kybernetik (Bd. II 
S. 517—601). Was wir geradean diesem Abschnitt rühmen möchten, 
das ist die klare und präzise Darstellung und die vorwiegend 
geschichtliche Behandlung des Stoffes. Verf. hat hierbei des 
Referenten Werk über die rechtliche Stellung der evangelischen 
Kirche Deutschlands reichlich benützt; wir möchten wünschen, es 
wäre noch viel reichlicher geschehen. Dann wäre die falsche Deu- 
tung des Schreibens Luther’s an Grez’ser (so muss es heissen, nicht 
Cresser) in Dresden (Bd. II S. 568) und die schiefe Beurtheilung 
des lutherischen Kirchenbegriffs (Bd. II S. 581) unterblieben. Im 
Uebrigen ist es interessant zu beobachten, wie in dem Buche refor- 
mirte und lutherische Anschauungen neben einander auftreten und 
durch einander gehen. Reformirt ist die Betonung der Königs- 
herrschaft Christi in der Kirche (z.B. Bd. II S. 518), die Auf- 
fassung der Kirchenzucht vorwiegend unter dem Gesichtspunkte 
des Schutzes der Gemeinschaft vor ihren Gliedern (S. 523), der 
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Normalbegriff der Kirche als Einzelgemeinde (S. 524), die Charakte- 
risirung des Kirchenregiments als eines Dienstes an der Kirche 
(S. 532); lutherisch dagegen ist es, zu leugnen, das die hl. Schrift 
ein Gesetzbuch sei (S. 529), und die Gestaltung der Kirchen- 
verfassung und des Kirchenregiments lediglich als eine Frucht des 
geschichtlichen Gewordenseins und der Zweckmässigkeit zu be- 
zeichnen (S. 530f.). — Im Einzelnen bemerken wir noch zu S. 540, 
dass der genaue Text der Ordonnances ecclesiastiques de Geneve 
von 1541 nicht in Richter’s Kirchenordnungen, sondern in dem 
längst veröffentlichten Bande Xa von Calvini opera zu finden ist, 
zu S. 583, dass unseres Wissens die Bezeichnungen Episkopal-, 
Territorial-, Kollegialsystem von Nettelbladt zuerst in seinen Obser- 
vationes juris ecclesiastici 1783 gebraucht worden sind, zu S. 524, 
dass der sog. religiöse Begriff der Freikirche ja ganz berechtigt, 
jene Bezeichnung aber zu beanstanden ist: was Verf. meint, wird 
besser mit Freiwilligkeitskirche als mit Freikirche ausgedrückt. 
Ein Kuriosum ist S. 567 die Bezeichnung der kirchenrecht- 
lichen Autoritäten des 19. Jahrh. als „des Kirchenrechts Be- 
flissene* (= studiosi juris canonici). In $ 365 vermissen wir einen 
Hinweis auf Friedberg’s Sammlung der evangelischen Kirchen- 
verfassungsgesetze und Evangelisches Verfassungsrecht als die un- 
entbehrlichen Hilfsmittel für Jeden, der sich mit der gegen- 
wärtigen Verfassung der evangelischen Kirche Deutschlands bekannt 
machen will. K. R. 


DH. Lehr- und Handbücher. 


15. Ritter v. Scherer*, Handbuch des Kirchenrechtes. Bd. II. 
Abth. 2. Graz u. Leipzig, Ulrich Moser, 98. 

Fast schien die Furcht gerechtfertigt zu sein, dass dies Hand- 
buch ein Torso bleiben werde. Jahre sind seit dem Erscheinen der 
I. Abtheilung dieses Bandes verflossen, und es verlautete, dass der 
Verf. durch schweres Leiden an der Fortsetzung seines Werkes 
behindert sei. Mit um so grösserer Freude erfüllt es uns, dass 
jetzt der II. Band abgeschlossen vor uns liegt. Die neue Ab- 
theilung führt das Eherecht zu Ende, behandelt dann die Sacra- 
mentalien im Allgemeinen und das Begräbniss im Besonderen. 
Daran schliesst sich die Lehre vom Kultus und das Ordensrecht. 
Die Methode der Darstellung ist selbstverständlich die alte. Der 
Verf. hat vor den meisten modernen katholischen Kanonisten voraus, 
dass er selbständig geschichtlich forscht, dass er das staatliche Recht 
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nicht ignorirt, dass er überhaupt auf dem Boden des positiven 
Rechtes steht und nicht mit naturrechtlichen Sätzen operirt. Auch 
seine Literaturkenntniss ist umfassend, und er übergeht nicht die 
Ergebnisse evangelischer Forscher. Sein Standpunkt ist durchweg 
der katholische, aber er denkt ruhig und billig und hält sich mög- 
lichst von extremen Anschauungen fern. So gehört denn schon 
was früher vorlag zu den besten Erzeugnissen der modernen katho- 
lischen Kanonistik und der jetzt erschienene Halbband ist nur ge- 
eignet, den Ruf des Werkes zu erhöhen. Hoffentlich ist es dem 
Verf. beschieden, sein gutes Buch bald zum Abschlusse zu bringen. 
E. Fr. 

16. Tephany, Exposition du droit canonique selon la methode 
des decretales de Gregoire IX. 2 vol. Paris 98. 

17. Monacelli, Summula ex formulario legali-practico fori 
ecclesiastici deprompta iuxta editionem romanam anni 1844 per 
Sac. Jacobum Giella in iure canonico doctorem. Accedit Index 
secundum ordinem materiarum et index universalis rerum et ver- 
borum alphabetico ordine digestus. BRomae 98. 

18. Geigel, Reichs- u. reichsländisches Kirchen- u. Stiftungs- 
recht. Gemeinsamer Theil f. Katholiken, Protestanten u. Israeliten. 
Lief. 1. Strassburg 98. 

19. Seeberger*, Handbuch der Amtsführung für die pro- 
testantischen Geistlichen des Königreichs Bayern diesseits des Rheins. 
München, J. Schweitzer, 98. 

Das Buch enthält 1. die äusseren Rechtsverhältnisse der Ein- 
wohner des Königreichs in Beziehung auf Religion und kirchliche 
Gesellschaften (II. Beilage zur Verfassungsurkunde); 2. die Ver- 
fassung der protestantischen Kirche in Bayern d. d. Rh. (2. An- 
hang zur II. Verf.-Beil. etc.); 3. die Verwaltung des protestantischen 
Pfarramts; 4. die Verwaltung des Kirchenvermögens; 5. das Volks- 
schulwesen; 6. das Armenwesen. Es bietet in systematischer Zu- 
sammenfassung den wesentlichen Inhalt der sämmtlichen in den 4 
Bänden des Amtshandbuchs für die protestantischen Geistlichen 
des Königreichs Bayern d. d. Rh. von Günther enthaltenen Ge- 
setze, Verordnungen und Entschliessungen, dann aller seit dem Er- 
scheinen dieses Amtshandbuches von dem Oberkonsistorium er- 
lassenen allgemeinen Verordnungen und vieler speziellen Entschlies- 
sungen und endlich der einschlägigen Reichs- und Landesgesetze, 
sowie der Bekanntmachungen der bayer. Ministerien und der obersten 
Stellen des Deutschen Reiches. Verwerthet sind die civil-, straf- 
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und verwaltungsrechtlichen Entscheidungen des Reichsgerichts, des 
obersten bayer. Landesgerichts, des Oberlandesgerichts München 
und des bayer. Verwaltungsgerichtshofs, soweit sie auf die 
amtliche Thätigkeit des Geistlichen Bezug haben oder diese be- 
rühren. Da keine wissenschaftliche Entwicklung und Darstellung 
des in der bayer. protestantischen Landeskirche geltenden Rechtes, 
sondern lediglich eine Zusammenstellung der für die Amtsführung 
der Geistlichen in Betracht kommenden Bestimmungen geboten 
werden wollte, so ist das gesammte Material dem Wortlaute nach 
den Quellen entnommen. An allen Stellen ist der betreffende 
Fundort angegeben und zwar nicht blos nach den offiziellen Blättern 
und Sammelwerken, sondern auch, sofern dies geschehen konnte, 
nach der Zusammenstellung der kirchenrechtlichen Entscheidungen 
von Dr. jur. Georg Schmidt. Auch die einschlägige Literatur wurde 
nach Thunlichkeit beigezogen und auf das zur Einführung kommende 
Bürgerliche Gesetzbuch des Deutschen Reiches, wenn nöthig, hin- 
gewiesen. Die normativen Verordnungen etc. sind in extenso 
wiedergegeben, die an diese sich anschliessenden V ollzugsvorschriften 
und Entschliessungen in möglichster Vollständigkeit und zwar mei- 
stens in der Form von Noten beigefügt. Ein ausführliches syste- 
matisches und ein bis in das Einzelnste gehendes alphabetisches 
Sachregister sollen es ermöglichen, über alle einzelnen Materien sich 
rasch und vollständig zu orientiren. — Die Anschaffung des Werkes 
erscheint mithin nicht nur für Geistliche, Dekanats- und Konferenz- 
bibliotheken, Kirchenstiftungen, Richter, Anwälte und Verwaltungs- 
beamte zum praktischen Gebrauche, sondern auch zur Vorbereitung 
sowohl auf theologische als auf juristische Prüfungen empfehlens- 
werth. Der Preis des Werkes ist bei gediegenster Ausstattung 
(holzfreies Papier, schöner Druck) ein äusserst mässiger. Das Werk 
erscheint in 16, sich rasch folgenden Lieferungen unter ausdrück- 
licher Garantie der Verlagshandlung, dass der Subskriptionspreis für 
das vollständige Werk im Umfange von ca. 80 Druckbogen in 
gross 8° Mk. 13,50 nicht übersteigt. E. Fr. 


IN. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


5. Leonis XIII, Sanctissimi domini nostri papae XIII allo- 
cutiones, epistolae, constitutiones aliaque acta praecipua. Volu- 
men I (1878—1882); volumen II (1883 —1887); volumen Ill 
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(1887 — 1889); volumen IV (1890— 1891); volumen V (1891— 1894). 
5 vol. Bruges 98. 

6. Putzer, Commentar. in facultates apostol., episcopis necnon 
vicariis et praefectis apostol. per modum formularum concedi soli- 
tas, ad usum ven. cleri, imprimis americani concinnatum ab Anton. 
Konnigs. ed. 4. Neo-Eboraci 97. 

7. Pennacchi, Jos., In constitutionem apostolicam officiorum 
ac munerum de prohibitione et censura librorum a Leone Papa XIII 
latam brevis Commentatio. Romae 98. 

8. Heiner*, Die kirchlichen Erlasse, Verordnungen u. Be- 
kanntmachungen der Erzdiözese Freiburg. Gesammelt, geordnet 
und herausgegeben. Freiburg i. B., Herder, 98°. Mk. 9 (geb. 
Mk. 10,50). 

Gewiss ist es richtig, dass für die Kenntniss des Kirchenrechts 
die gemeinrechtlichen Quellen nicht ausreichen, sondern auch die 
partikularrechtlichen herangezogen werden müssen. Desshalb sind 
Bücher wie das vorliegende nicht nur für den Kleriker bedeutungs- 
voll, sondern auch für das Studium. Das vom Herausgeber mit- 
getheilte Material ist sehr reichhaltig, obgleich er die ganz ver- 
alteten Erlasse ausgeschieden hat und in gleicher Weise auch die, 
welche in dem neuen Rituale Friburgense zum Abdruck gelangt 
sind, Ebenso sind — und das mit Recht — die umfangreichen 
Formulare der Dienstinstruktionen ausgelassen worden. Der Heraus- 
geber gliedert seinen Stoff nach zweckmässigen sachlichen Rubriken 
und orientirt durch ein sorgsam gearbeitetes Register. Leider fehlt 
eine chronologische Uebersicht, die dem Leser ein Urtheil über die 
jeweilig grössere oder geringere Fruchtbarkeit der kirchlichen Ge- 
setzgebungsthätigkeit ermöglicht und in welche auch die nicht mit 
abgedruckten Stücke hätten verzeichnet werden können. Vielleicht 
erfüllt der Herausgeber diesen Wunsch bei einer neuen Ausgabe 
des übrigens vortrefflich ausgestatteten Buches. E. Fr. 

9. Böhme, D. sächs. Kirchengesetze, betr. d. Verfassg. d. ev. 
Kirche u. d. Verhältnisse der ev.-luth. Geistlichen. Mit erläut. 
Anmerkgn. u. Sachregister. Leipzig 98. 

10. Stübel*, Sammlung der Bestimmungen des protest. 
Kirchenrechts in Elsass-Lothringen von 1879— 1897. Im Anschluss 
an v. Dursy’s Staatskirchenrecht in Elsass-Lothringen. Weissen- 
burg i. E., R. Ackermann, 98. Mk. 1,50. 

Das kleine Buch giebt eine Fortführung der Dursy’schen 
Sammlung, aber auch insofern eine Ergänzung als zwei von jener 
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nicht berücksichtigte Aktenstücke nachgetragen werden. Das System 

der Anordnung schliesst sich an Dursy an, nur dass zuweilen noch 

mehr Unterabtheilungen gemacht werden. Den Schluss bildet ein 

chronologisches Verzeichniss, während ein alphabetisches Inhalts- 

register leider fehlt. Die Sammlung ist um so dankenswerther 

als die elsässisch-lothringischen Materialien schwer zugänglich sind. 
| E. Fr. 

1l. Diensteinkommen d. ev. Pfarrer, Entwurf e. Ges. betr. 
dies., nebst Anlagen 1—6 u. Begründung m. e. Denkschr. Dienst- 
einkommen; Entwurf e. Ges. betr. d. D. kath. Pfarrer nebst Begrün- 
dung. 2 Hefte. Berl. 98. 

12. Rohrscheidt, v., D. preuss. Pfarrbesoldungsgesetze v. 
2. Juli 98. Für den prakt. Gebrauch erläutert. Leipzig 98. 

13. Glattfeller, D. Ges. betr. d. Diensteinkommen d. kath. 
Pfarrer v. 2. Juli 98. Seine Entstehung u. Erklärung. Köln 98. 

14. Stegemann, D. Ges. betr. d. Diensteinkommen d. Geistl. 
d. ev.-luth. K. d. Prov. Hannover. II. Nachtr. zur 2. Aufl. der 
Gess. d. ev.-luth. K. d. Prov. Hannover. Hannov. 98. 

15. New-York, The laws of the state relating to general 
religious and non-bussiness, corporations, taxation and exemption, 
Sunday observance, marriage and divorce by Cumming and 
Gilbert; by Waugh. New-York 98°. 

16. Reger, Handausg. d. Bayer. Ges. üb. Heimath, Verehe- 
lichg. u. Aufenthalt v. 16. April 68 in der Fassg. u. Erl. d. Nov. 
v. 17. Juni 96. Mit Erläuterungen. Ansbach 98%, 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


37. Thudichum, Kirchliche Fälschungen d. Glaubensbekennt- 
nisse der Apostel u. d. Athanasius. Stuttg. 98. 

38. Guenther, Epistulae imperatorum pontificum aliorum 
inde ab a CCCLXVII usque ad a DLIII datae Avellana quae dicitur 
collectio P. H. epistulae CV— COXXXIV. appendices. indices. Vindob. 
98. (Corp. SS. eccles. latin. academ. litter. caesar. Vindobonensis. 
vol. 35.) 

39. Conrat, Der Novellenauszug De ordine ecclesiastico. 
Arch. d. Gesellsch. f. ält. d. Gesch.-Kunde 24, H. 1. 

40. Dzidowski*, Isidor u. Ildefons als Literarhistoriker. 
Eine quellenkritische Untersuchung der Schriften de viris illustribus 
des Isidor v. Sevilla u. des Ildefons v. Toledo. (Knöpfler, Schrörs, 
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Sdralek, Kirchengeschichtl. Studien, Bd. IV H. 2.) Münster, Heinr. 
Schöningh, 98. Mk. 3,80. Subscriptionspreis: Mk. 2,60. 

Die Schrift schliesst sich nach Inhalt und Methode an die 
S. 218 angeführte vom Czapla an. Der Verf. giebt zunächst den 
Text der kleinen Schrift des Isidor und der noch kleineren des 
Ildefons, die er mit gelehrten Noten erläutert. Dann behandelt 
er die beiden opuscula kritisch und erbringt z. B. den Beweis, dass 
sämmtliche Kapitel der Schrift des Isidor diesem zugehören. Für 
das Kirchenrecht bedeutsame Autoren werden in beiden Sammlungen 
nicht behandelt. Denn wenn auch Isidor die Werke des Martinus 
von Braga auffübrt, so erwähnt er doch dessen capitula nicht. 
Kanonistisch nicht uninteressant sind die Ausführungen über die 
Metropolitan- und Primatialstellung von Toledo. Betreffs der Streit- 
frage, ob die Herstellung der Isidoriana mit den Tendenzen zu- 
sammenhänge, welche auf Erhebung Toledos zum Metropolitansitze 
abzielten, begnügt sich der Verf, das Vorhandensein verschiedener 
Meinungen zu konstatiren, ohne sich direkt für eine auszusprechen, 
wozu allerdings auch für ihn eine besondere Veranlassung nicht 
vorlag. E. Fr. 

41. Schmitz, D. Bussbücher u. d. kanonische Bussverfahren. 
Nach handschriftl. Quellen. Düsseldorf 98. (Die Bussbücher u. 
die Bussdisciplin d. Kirche, Bd. II.) 

42. Les Registres de Gregoire X (1272—1276). Recueil des 
bulles de ce pape, publiees ou analysees, d’apres les manuscrits 
originaux des archives du Vatican, par M. Jean Guiraud. 3° fas- 
ciscule. Feuilles 28 & 37. Suivi du Registre de Jean XXI (1276 
a 1277), par L. Cadier. Feuilles 1 & 7. Paris 98. 


V, Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

40. v. Schwartz, D. Entstehg. d. Synoden in d. alten Kirche. 
Leipz. 98 (In.-Diss.). 

41. Langen, D. Nachfolge Petri auf d. röm. Stuhle. Rev. 
int. de theol. 98, 477. 

42. Chapman, Le temoignage du S. Irenee en faveur de la 
primaut& Romaine. Rev. Bened. 12, 49. 

43. Gardiol, Pretentions de la papaute d’apres Greg. VL. 
Geneve 97 (These). 

44. Baudrillart, Des idees qu’on se faisait au XIV® sitcle sur 
le droit d’intervention du Souverain Pontife en matiere politique. 
Revue d’hist. et de litterat. relig. 3. 309. 
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45. Souchon, Die Papstwahlen in der Zeit des grossen 
Schismas. Entwicklung und Verfassungskämpfe des Kardinalates 
von 1398— 1417. Bd. I. 1378— 1408. Braunschw. 98. 

46. Nürnberger, Papstt. u. Kirchenstaat. 2. Reformation, Re- 
volution u. Restauration unter Pius IX. (1847 —1850). Mainz 98. 

47. Hacke, Die Palliumverleihungen bis 1143. Eine diplom.- 
hist. Untersuchg. Gött. 98 (Diss.). 

48. Frommel, D. päpstl. Legatengewalt i. deutsch. Reich 
während d. 10., 11. u. 12. Jahrh. Heidelb. 98. 

49. Mittheilungen des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung. XIX, 2: Steinherz, Die Fakultäten 
eines päpstlichen Nuntius im 16. Jahrh. 

50. Catinella, Della natura giuridica dei vescovati di Si- 
cilia. Studio critico-storico-giuridicco. Torino 98. 

5l. Vacandard, Les e&lections Episcop. sous les Merovig., 
Rev. des Quest. hist. LXIII. 

52. Friedensburg, Informativprozesse üb. deutsche Kirchen 
in vortrid. Zeit. Quell. u. Forschg. aus ital. Archiven. T. 2. 

53. Gerardin, Etude sur les benefices ecceles. au XVI® et 
XVIlIe siecle. Par. 98 (These). 

54. Fastlinger, D. Kirchenpatrozinien in ihrer Bedeutg. für 
Altbayerns ältestes Kirchenwesen. Eine kulturgeschichtl. Skizze 
(aus Oberbayer. Arch.).. München 98. 

55. Hilling, D. Westfäl. Diözesansyn. bis zur Mitte des 
17. Jahrh. Ein Beitr. z. geistl. Verfassungsgesch. d. Bist. Münster, 
Paderborn, Osnabrück u. Minden. (Bingen 98. Münstersche In.- 
Diss.) 

56. Stiegler, Dispensation und Dispensationswesen in ihrer 
geschichtl. Entwicklung. A. f. k.K.R. 78, 645. 

57. Hofman, D. Stellg. d. kath. K. z. Zweikampf (bis z. K. 
v. Trient I). Z. f. k. Theol. 1898, 601. 

58. Rauschenbusch, D. Entstehg. d. Kindertaufe im 3. Jahrh. 
Hamb. 98. 

59. Laurain, De l’intervention des laiques, des diacres et 
des abesses dans l’administration de la penitence. Etude hist. et 
theol. Paris 97. 

60. Boudinhon, Sur l’hist. des indulgences & propos d’un 
livre recent. Rev. d’hist. et de litterat. 3, 434. 

61. D’Ovidio, La proprietä ecel. secondo Dante e un luogo 
De Monarchia. Aiti della r. acad. di Napoli, vol. 29. 
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62. Fabre, La perception du cens apostol. en France en 1291. 
Melanges d’archeol. 17, 221. 

63. Haller, D. Vertheilg. d. servitia minuta u. d. Obligation 
d. Prälaten im 13. u. 14. Jahrh. Quell. u. Forschg. a. ital. 
Archiven Bd. I H. 2. 

64. Schwemer, D. päpstl. Kreuzzugssteuern. Ber. d. fr. 
deutsch. Hochstifts. N. F. 14, 2. 

65. Zell, Registra subsidii charitativi in Constanz a. d. 15. 
u. Anf. d. 16. Jahrh. Freiburger Diözesanarchiv XXVI. 

66. Frola, Decime feudali ecclesiastiche nel Canavese. Studio 
storico giuridico.. Torino 96. 

67. Bergner, D. älteste Pfarrmatrikel von Buchfahrt. Z.d. 
Ver. f. Thür. Gesch. N. F.X,3 u. 4. 

68. Bruiningk, D. älteren Kirchenbücher Livlands. Sitz.-Ber. 
d. Ges. f. Gesch. i. d. Ostseeprov. Russlands. 1897, 46. 

69. Meyer, D. Kirchenbücher i. Reg.-Bez. Bromberg. Jahrb. 
d. hist. Ges. f. d. Netzedistrikt 1898, 5. 


VI. Staat und Kirche. 


19. Natale, Chiesa e Stato. Conferenze. Napoli 98. 

20. Blumensath, D. Religion u. ihr strafrechtl. Schutz nach 
deutsch. Reichsstrafrecht. Berl. 98 (Erl. In.-Diss.). 

21. Pisani, Les relations de l’Egl. et l’Etat dans le Bas- 
Empire. Rev. orient. chret. 97, 3. 

22. Tout, The Empire and the Papacy 918—1273 Period 2. 
Lond. 98. 

23. Warminghoff, Z. Rechtsgesch. d. Einlagers in Süd- 
westdeutschl. Z. f. Gesch. d. Oberrh. 13, 1. 

24. Debidour, Hist. des rapports de l’Egl. et de l’Etat en 
France de 1789 & 1870. Par. 98. 

25. Mirbt*, Die preussische Gesandtschaft am Hofe des 
Papstes. Leipzig, Verl. d. Buchhandlg. d. ev. Bundes 1899. 

Der kleinen Schrift liegt ein Vortrag zu Grunde, welchen der 
Verf. in diesem Jahre zu Marburg gehalten hat. Sie ist lesens- 
und beherzigenswerth. In zutreffenden Zügen charakterisirt der 
Verf. die Entstehung und den Fortgang der preussischen Gesandt- 
schaft beim päpstlichen Stuhle.. Wenn er hervorhebt, in welcher 
Weise die preussische Regierung schon seit Anfang dieses Jahr- 
hunderts dem Papalismus Vorschub geleistet hat, so hätte er hin- 
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zufügen können, dass dies auch schon im vorigen Jahrhundert der 
Fall gewesen ist. Allerdings damals aus rein politischen Motiven, 
im Gegensatz zu Oesterreich und darum auch zu dem von diesem 
unterstützten Episkopalismus. Was er über den Nutzen der Ge- 
sandtschaft sagt und ihre Gefahren ist zutreffend, wenn wir auch 
nicht mit der Meinung des Verf. übereinstimmen, dass der Papst 
noch jetzt ein weltlicher Souverän sei. Dass auch für den preussi- 
schen Staat die Beibehaltung der Gesandtschaft, noch dazu wenn 
sie schwächlichen Händen anvertraut ist, von höchst problemati- 
schem Nutzen ist und für die Evangelischen präjudizirlich, steht 
fest. Aber wir glauben doch, dass für die preussische Regierung 
der allgemein politische Gesichtspunkt bis jetzt der in Wahrheit 
Ausschlag gebende gewesen ist, wenn auch offiziell andere und 
freilich nicht stichhaltige betont werden. Man erinnere sich nur 
des Jubels, der in der französischen Presse ertönte, als Herr 
v. Bülow abberufen wurde und die Ernennung eines Nachfolgers 
zweifelhaft erschien. Soll dem französischen Einfluss gar kein 
Gegengewicht in Rom an Ort und Stelle entgegengesetzt werden? 
Soll, wenn der preussische Staat auch keine bedeutenden Erfolge 
bei der Kurie zu verzeichnen hat, selbst die Möglichkeit solcher 
abgeschnitten und sogar die der genauen Information aufgehoben 
werden? Das Alles sind Fragen, die nur der Leiter der aus- 
wärtigen Politik zutreffend beantworten kann, die es aber aller- 
dings als Nothwendigkeit erscheinen lassen, die Wahrnehmung der 
preussischen und der mit diesen zusammenfallenden deutschen In- 
teressen einer ebenso gewandten wie energischen Persönlichkeit 
anzuvertrauen, die mit dem Wesen der katholischen Kirche ver- 
traut ist und nicht gewöhnliches diplomatisches Mittelgut. 
E. Fr. 

26. Rieker, Staat und Kirche nach luth., reform., moderner 

Anschauung. Hist. Vierteljahrsschrift 1898, 370. 
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Kirche. 


28. Pareyre, La s. Congregat. du Concile. Son histoire, sa 
procedure, son autorite. Par. 97. 

29. Le secret du Saint-Office.e. Le Can. cont. 21, 433, 

30. Maroger, Le röle des laiques dans l’egl. (these) Ca- 
hors 98. 
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31. D. Einfluss d. deutschen prot. Regierungen b. d. Bischofs- 
wahl. A.f.k.K.R. 78, 411 605. 

32. Schraudner, Die Versetzung n. kath. Kirchenr. München, 
s. a. (Erl. Diss.). 

33. Wahrmund*, Das Kirchenpatronatrecht und seine Ent- 
wicklung in Oesterreich. II. (Schluss-) Abtheilung: Die staatliche 
Rechtsentwicklung. Wien 96. Alfred Hölder. 

Diese das Werk abschliessende Abtheilung giebt wesentlich 
eine dogmatische Darstellung der Materie. Eine kurze geschicht- 
liche Entwickelung der österreichischen das Patronat behandelnden 
Staatsgesetze geht freilich voran; aber diese steht doch in allen 
wesentlichen Beziehungen auf dem Boden des kanonischen Rechtes 
und erst seit dem 18. Jahrh. macht sich die Tendenz bemerk- 
bar, die Rechte der Patrone wesentlich einzuengen, ihre Pflichten 
nach Möglichkeit auszudehnen, ohne dass damit doch die kanoni- 
sche Basis des Institutes im Wesentlichen alterirt worden wäre. 
Die Darstellung des gemeinen katholischen Patronatrechts — denn 
das evangelische ist prinzipiell ausgeschlossen — ist in allen Be- 
ziehungen zutreffend und weicht in keinem wesentlicheren Punkte 
von der communis opinio ab. Die Behandlung dagegen der par- 
tikularen Rechtsbildung ist genau und beruht auf gedruckten und 
ungedruckten Materialien. Sie verleiht auch diesem Bande seinen 
Hauptwerth. Das ganze Buch verdient das Lob, welches wir dem 
ersten Bande schon früher in dieser Zeitschrift gespendet haben. 

E. Fr. 

34. Kahn*, Etude sur le delit et la peine en droit canon. 
Paris-Nancy, Berger-Levrault et Co., 98. Fre. 4,50. 

Der Verf. dieser Abhandlung, die eine Doktordissertation oder 
Preisarbeit zu sein scheint und als Bestandtheil der Bibliothöque 
de la conference Rogeville herausgegeben ist, hat sich nicht die 
Aufgabe gestellt, ein kanonisches Strafrecht zu schreiben. Er will 
nur die Grundbegriffe erläutern, und darthun, in wie weit diese in 
das ältere und heutige weltliche Strafrecht übergegangen sind. Er 
schreibt vom Standpunkte des Kriminalisten, nicht des Kanonisten 
aus und erörtert nur die Berechtigung der kirchlichen Strafgewalt, 
das Delikt, dessen Gegensatz zur Sünde hervorgehoben wird, die 
Strafen und die Strafanwendung. Die Abhandlung ist klar ge- 
schrieben und vertritt im Wesentlichen den von Hinschius ein- 
genommenen Standpunkt besonders gegenüber den Schriften von 
Katz, v. Bar u. s. w. Die deutsche Literatur ist im Uebrigen nicht 
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genügend. herangezogen worden. Ein Moment hat der Verf. über- 
sehen, das der kirchlichen Disziplinargewalt, und doch muss 
zwischen Rechtsstrafe und Disziplinarstrafe nicht minder ein Unter- 
schied gemacht werden wie zwischen dieser und der poenitentia. 
Im Uebrigen sind die Ausführungen des Verf. scharf und durchaus 
quellenmässig begründet. | E. Fr. 

35. P. Hilarius a Sexten*, Tractatus de censuris ecclesiasticis 
cum appendice de irregularitate iuxta probatissimos auctores et 
commentatores ad usum: theologorum IV. anni et sacerdotum in 
vinea domini laborantium. Mainz, Fr. Kirchheim, 98. 

Das vorliegende Buch gehört mehr in die Pastoraltheologie als 
in’s Kirchenrecht. Es will künftige Priester für ihren Beruf vor- 
bereiten und fungirenden ein praktisches Hülfsmittel gewähren. 
Bei einer juristischen Untersuchung kommt es nicht darauf an, ob 
ihre Ergebnisse mit der communis opinio in Uebereinstimmung 
stehen, und die Irrthümer der probatissimi auctores haben keinen 
Anspruch auf Anerkennung, sondern höchstens auf Widerlegung. 
Schon auf dem Titel verschliesst sich der Verf. der wissenschaft- 
lichen Selbständigkeit. Ihm ist wahr, was die probatissimi lehren. 
Damit entwaffnet er auch die Kritik. E. Fr. 

36. Boudinhon, Les nouvelles regles sur l’interdiction et la 
censure des livres. Le Can. cont. 21, 242. 305. 382. 541. 

37. Peries, La procedure canonique moderne dans les causes 
discipl. et criminelles. Paris 98. 

38. Bakers’ Law relating to burials.. 6. ed. by Lewis. 
Lond. 98. | 

39. Dabot, Droit des particuliers concernant les sepultures. 
Paris 98. Ä 

40. Ortloff, Das Recht d. Erbbegräbnisse insonderheit im 
Grossh. S.-Weimar. Bl. f. Rechtspfl. in Thür. 45, 244. 

41. Attivita e passivitä delle parocchie del Regno d’Italia e 
assegni di congrua & carico del fondo per il culto, 1898, vol. I, 
in-4° (nicht im Handel). 

42. Catinella, Della natura giuridica dei vescovati di Sicilia: 
studio eritico-storico-giuridico. Palermo 98. 

43. Natoli La Rosa, Sul beneficio vescovile di Lipari e sue 
rivendiche. Lavori storici e giuridici, 98. 

44, Giuffrida, Le persone giuridiche e la nuova legge sulle 
Opere Pie. Palermo 1898. 

45. Tami, Relazione del direttore generale del fondo per il 
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culto sulle attivitä e passivitä delle parocchie ecc., 1898 (nicht im 
Hande!). - 

46. Velazco, E aplicabile la prescripcion del derecho comun 
a los bienes de la Iglesia? Revista del Foro VII, 10—11. 

47. Knuth, Rechte und Pflichten d. Pfarrers am Pfarrgut im 
Gebiete d. Preuss. Allg. L.R. Halle 97 (In.-Diss.). 

48. Bröckelmann, Die Verwaltung des Kirchen- und Pfründen- 
vermögens in den katholischen Kirchengemeinden Preussens. Mit 
besonderer Berücksicht. der Diöcese Münster. Münster 98. 

49. Porsch, Das Preuss. Ges. betr. d. Diensteinkommen d. 
kath. Pfarrer. Arch. f. k. K.R. 78, 711. 

50. Meurer”, Das Zehnt- und Bodenzinsrecht in Bayern. 
Stuttg. 98. Ferd. Enke. 

Der Verf. ist mit einem Werke über das bayerische Kirchen- 
vermögensrecht beschäftigt und entlastet dieses durch Veröffent- 
lichung der gegenwärtigen Studie. Aber allerdings geht diese über 
die rein kirchenrechtlichen Fragen hinaus, indem sie das gesammte 
bayerische Bodenzinsrecht darstellt. Darum ist zwar die I. Abthei- 
lung einer geschichtlichen Entwicklung des Zehntrechts gewidmet; 
aber die dogmatische Darstellung behandelt hauptsächlich die Ab- 
lösungsgesetze von 1848, 1852, 1888, die bekanntlich ein Nest 
von Kontroversen in sich bergen. Dabei kommt dann allerdings 
auch wieder die auf dem Zehnten ruhende kirchliche Baulast zur 
Erörterung. Die frisch geschriebene Abhandlung charakterisirt 
sich als auf eingehenden Studien beruhend; sie vertritt unabhängig 
von Autoritäten selbständige Ansichten, kritisirt mit Schärfe die 
nicht sehr klare Praxis des obersten Gerichtshofes und gelangt zu 
Ergebnissen, denen wir prima vista zustimmen möchten, obgleich 
uns Zeit und Gelegenheit fehlt, uns in diese verwickelte partikular- 
rechtliche Materie zu vertiefen. Den gemeinrechtlichen Erörte- 
rungen ist jedenfalls beizupflichten. E. Fr. 

5l. Carassai, Decime e prestazioni fondiarie perpetue, 1898. 

52. Parayre, Des chapelles domestiques. Le Can. cont. 21, 


317. 454. 564. 
VII. Ordenswesen. 
27. Schiwietz, D. egypt. Mönchtum im 4. Jahrh. A. f. 
k. K.R. 78, 453. 
28. Chabot, Regulae monasticae saec. VI. ab Abrahamo fun- 
datore et Dadjesu rectore conventus syrorum in monte Izla con- 
ditae. Rev. di conti Acad. Lincei 5, 7. 
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29. Vie de St. Bruno, fondateur de l’ordre des Chartreux; par 
un religieux de la Grande Chartreuse. Montreuil-sur-Mer. 98. 

30. Linneborn, D. Zustand d. westfäl. Benediktinerkloster 
in den letzten 50 Jahren vor ihrem ’Anschlusse an die Bursfelder 
Kongregat. (Münster 98, In.-Diss.). 

31. The Jesuit relations and allied documents: travels and 
explorations of the Jesuit missionaries in New France, 1610—1791; 
the original French, Latin, and Italian texts, with English trans- 
lations and notes; ed. by R. G. Thwaites. (In about 60 vols.) 
Vol. 17, Hurons and Three Rivers, 1639— 1640; vol. 18, Hurons and 
Quebec, 1640; vol. 19, 20, Cleveland, O. 

32. Goetz, Lic. Leop. Karl, Lazaristen u. Jesuiten. Ein Bei- 
trag zur Charakteristik der Lazaristen (Missionspriester) u. ihrer 
Verwandtschaft mit den Jesuiten. Gotha 98. 

33. Mertz, Die Pädagogik der Jesuiten, nach den Quellen 
von der ältesten bis in die neueste Zeit dargestellt. Heidel- 
berg 98. 

34. Joder, D. Beichtvateramt in d. Frauenklöstern. A. f. k. 
K.R. 78, 668. 

35. Keiler, Bedingungen f. d. Eintritt in d. rel. Frauen- 
Orden u. Genossenschaften Deutschlands u. einiger des Auslandes. 
Regensb. 98°. 

36. Battandier, Guide canon. pour les Constitut. des Soeurs 
& voeux simples. Rome 98. 


IX, Evangelisches Kirchenrecht. 


10. Sehling, Die Kirchengesetzgebung unter Moritz von 
Sachsen 1544—1549, und Georg von Anhalt. Leipzig 1899. 

Herzog Heinrich hatte in den albertinischen Landen durch 
Visitationen die neue Lehre eingeführt, er hatte auch die noth- 
dürftigste Organisation, und eine grundlegende Kirchenordnung 
geschaffen. Aber über die Grundlagen war das Kirchenwesen in 
seiner Regierungszeit nicht hinausgekommen. Es fehlte vor Allem 
an ständigen Central-Organen, und die Herzog-Heinrichs-Agende er- 
wies sich als reformbedürftig. Die Bestrebungen des Herzogs 
Moritz, diesen Mängeln abzuhelfen, füllen die Jahre 1544—1549 
aus. Es wird ein evangelischer Bischof eingesetzt und es werden 
Konsistorien errichtet. Für diese sollen Instruktionen ausgearbeitet, 
es soll überhaupt eine umfassende Kirchenordnung publizirt werden. 
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Zahlreiche Konferenzen, Gutachten und Beschlüsse betreffen diese 
Angelegenheiten. Sie geben uns werthvolle Einblicke in die Ge- 
danken der sächsischen Theologen über die Neugestaltung der 
Verfassung, des Rechtes, des Kultus, und auch der Lehre. Be- 
sonders bemerkenswerth sind die Bestrebungen der Superintendenten, 
„nach dem Ebenbilde der alten Kirche“ die Einzel-Gemeinden pres- 
byterial zu organisiren; zur Geschichte des kirchlichen Straf- und 
Zucht-Rechtes, des Eherechtes, der Konfirmation, der Elevation, 
des Chorrocks u. s. w. liefern diese Verhandlungen werthvolles 
Material. Zu eigentlichen Gesetzen haben sie nur zum geringsten 
Theile geführt. Insbesondere sind die grossen Bemühungen um 
das Zustandekommen der Interims-Agende im Endziele ganz ver- 
gebliche gewesen. Dagegen sind die Beschlüsse der Cellischen Be- 
rathungen grösstentheils in Geltung getreten. 

Die vorliegende Schrift schildert auf Grund archivalischer 
Forschungen alle diese Vorgänge und gesetzgeberischen Unter- 
nehmungen von der Lätare-Konferenz 1544 bis zu den Interims- 
Verhandlungen 1549; sie nimmt Gelegenheit, mehrere Grundfragen 
des evangelischen Kirchenrechts an der Hand des reichen Materials 
kritisch zu beleuchten, zugleich aber ist sie bestrebt, die Verdienste 
des Fürsten Georg von Anhalt, des evangelischen Bischofs, um 
die Entwicklung des Kirchenrechts im albertinischen Sachsen in 
das gebührende Licht zu rücken. E.S. 

ll. Löbe, Ueber eine Kirchenvisitation im Westkreise im 
Jahre 1582. Mittheilungen des Vereins für Geschichts- und Alter- 
thumskunde zu Kahla und Roda, V, 3. 

12. Lippert, Die Kirchenvisitation anno 1586 im Fürstenthum 
Vohenstrauss. Kolde, Beitr. z. Bayer. Kirchengesch. 1896. Bd. 4. 

13. Baumann, Rechtsgeschichte d. ref. K. v. Appenzell a/Rh. 
Basel 98. 


X. Bektenwesen. Religionsfreiheit. 


7. Hansen, Inquisition u. Hexenverfolg. i. Mittelalter. Hist. 
2. 81, 385. 

8. Frederique, De secten der Geselaars en der Dansers in 
de Nederlanden tydens der 14 eeuw, in M&emoires de l’Academie 
des sciences, des lettres et des beaux-arts de Belgique. Tom. LIII: 
Classe d. lettres. 

9. Burckhardt, D. Basler Täufer. Ein Beitr. z. Schweizer. 
Reform.-Gesch. Basel 98. 


380. Literaturübersicht. 


10. Pigge, D. Toleranzanschauungen Friedr. d. Gr. Nebst 
Anhang: Friedr. d. Gr. Stellung zu d. gemischten Ehen. Münster 98. 
(In.-Diss.) 

11. Muller, Esquisse histor. du monuvement vieux-cathol. 
dans les pays de langue allemande. Geneve 97 (These). 


XJI. Eherecht. 


32. Deshayes, Questions pratiques de droit et de morale sur 
le mariage (clandestinite). Le domicile, les bans, les delegations, 
V’assistance du cur& et des t&emoins, la publication du decret „Ta- 
metsi*. Par. 98. 

33. Kohler, D. Eherecht d. B. G.B. einschl. d. ehel. Güter- 
rechts. Stuttg. 98. 

34. Baudry-Lacantinerie, Le Courtois et Surville, 
Trait& du contrat de mariage. Bd. 2. Par. 98. 

35. Walton, Marriage (reprinted from Green’s Encyclopaedia 
of the law of Scotland). 

36. Browne and Powles’ Law and practice in divorce and 
matrimonial cases, 6. ed. by Powles. Lond. 97. 

37. Bieberfeld, D. Statutenkollision in Fragen der Fähigkeit 
zur Eingehung einer Ehe nach B. G.B., Z. f. internat. Prozess- u. 
Strafrecht 8, 213. 

38. Cimbali, Il matrimonio dello straniero, vol. 1. Torino 98. 

39. Gerigk, D. Ehehind. d. Irrthums im kan. Recht. Bresl. 
98. (In.-Diss.) 

40. Mastelloni, L’errore nella persona come causa di nullitä 
del matrim. Napoli 98. 

41. Derselbe, I matrimoni consanguinei. ib. 98. 

42. Pompen, Tractat. de dispensat. et de revalidat. matrim. 
Amstelod. 98°. | 
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